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A s Mitglied  des  Vereins  Deutscher  Spediteure 

Er  löhen  Sic  das  Ansehen  ihres  Unternehmens  u.  das  Vertrauen  der  Kundschaft  zu  demselben 
denn  dem  Verein  Deutscher  Spediteure  gehören  sämtliche  angesehenen  deut 
sehen  Speditionsfirmen  an,  und  die  Mitgliedschaft  erlangen  nur  Firmen,  die  der 
scharfen  Aufnahmebedingungen  entsprechen : 

Sir  d Sie  allein  berechtigt.  das  Vereinsabzeichen  auf  Ihren  Geschäftspapiere# 
zu  führen; 

Sie  unterscheiden  sich  dadurch  wirkungsvoll  von  denjenigen  Spediteuren,  die  unsere 
Mitgliedschaft  nicht  besitzen,  resp.  nicht  erwerben  können. 

Erlangen  Sie  den  Schutz  der  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedingungen  (ADSp.)  mi* 
anhäng,  Speditionsversicherungsschein  (SVS.),  festgestellt  vom  Verein  Deutscher 
Spediteure,  Reichsverband  des  Deutschen  Speditionsgewerbes,  im  Benehmen  mit 
den  Spitzenverbänden  der  übrigen  deutschen  Wirtschaft. 

Stehen  Ihnen  im  ProzelHall  die  Abschriften  aus  der  Sammlung  Obergerichtlicher  Urteile  dcf^ 
VE  5,  zur  Verfügung, 

die  Sie  wirkungsvoll  Ihren  Schriftsätzen  beilegen,  sowie  das  gesamte 
Gerichtsarchiv  beim  V,  D.  S.; 

Erl  alten  Sie  Zuweisungen  der  Mitglieder  des  V.  D.  S.: 

abgesehen  davon,  daß  dies  im  gegenseitigen  Interesse  der  Mitglieder  liegt,  schützt 
sich  ein  Spediteur  durch  Benutzung  eines  Vereinsmitgliedes  als  Zwischen-  oder 
Unterspediteur,  weil  ihm  dadurch  der  Nachweis  erleichtert  wird,  daß  er  bei  der 
Auswahl  die  erforderliche  Sorgfalt  hat  walten  lassen. 

Er  lalten  Sie  jederzeit  sachverständige  Beratung  und  gutachtliche  Aeußerung  in  allen  iurlstl- 
scl  en.  steuerreclitlichen,  eisenbahn-  und  zolltechnischen,  sozial-politischen,  versicherungs-,. 
spe  ditlons-.  kraftfahrtechnischen  und  sonstigen  Auskunftsangelegenheiten 

durch  die  Mitwirkung  der  erfahrensten,  den  Vorstand  des  VDS.  bildenden 
Kollegen  und  die  mit  ersten  Fachleuten  für  die  einzelnen  Gebiete  besetzten 
Abteilungen  der  Geschäftsleitung.  Infolge  des  umfassenden,  bei  der  Geschäftsieitung 
des  VDS.  zusammenlaufenden  Materials  und  der  reichen  Bezie- 
hungen des  VDS.  zu  allen  Instanzen,  ist  keine  Stelle  in  der  Lage,  den  Spediteur 
wirkungsvoller  zu  beraten  als  der  Verein  Deutsche:  Spediteure; 

Er  angen  Sie  eine  maßgebliche  Vertretung  in  allen  geschäftlichen  Angelegenheiten  bei  den 
zu  tändigen  Behörden  und  sonstigen  Körperschaften. 

da  das  Urteil  des  VDS.  als  der  maßgeblichen  Stan Jesvertretung  bei  allen  Behörden 
als  sachverständig  und  objektiv  gewertet  wird; 

Er  Verben  Sie  Schutz  u.  Unterstützung  in  Streitfällen  mit  Kollegen  und  Auftraggebern  im  In- 
un  ( Ausland. 

da  auch  von  diesen  das  Urteil  des  VDS.  als  maßgeblich  anerkannt  und  eine  öffent- 
liche Brandmarkung  von  Verfehlungen  durch  den  VDS.  im  In-  und  Aus- 
land mit  riecht  gefürchtet  wird; 

Sc  lützen  Sie  Ihr  Unternehmen  vor  Verlust. 

da  nur  den  Mitgliedern  der  Bezug  der  Vertraulichen  Mitteilungen  des  VDS.  offensteht, 
die  rechtzeitig  über  Zahlungsschwierigkeiten,  unsolide 
Firmen,  vertrauliche  Wirtschaftsnachrichten  aus  dem  In-  und  Auslande  und  dergl 
mehr  unterrichten; 

St- ht  Ihnen  die  neutrale  Frachtbriefprüfung  des  VDS.  zu  kulant.  Bedingungen  zur  Verfügung, 
die  Ihnen  ohne  jede  vertragliche  Bindung  ermögliclit,  jederzeit  Ihre  Frachtbriefe  und 
die  ihrer  Kundschaft  prüfen  zu  lassen,  ohne  Aufwendungen  für  ein  eigenes  Tarifbüro; 
W rben  Sie  neue  Kunden  ohne  Spesen. 

indem  Sie  die  kostenlose  Prüfung  der  Frachtbriefe  des  Kunden  übernehmen  — mit 
Hilfe  der  Frachtbriefprüfung  beim  VDS.; 

K(  nnen  Sie  jede  Frachtofferte  machen  — 

mit  Hilfe  der  Frachtbriefprüfung  beim  VDS.; 

Er  »alten  Sie  unentgeltlich  die  Speditions-  und  Schiffahrtszeitung, 

das  maßgebliche  Fachorgan  für  das  Speditionsgewerbe,  ohne  welches  Ihi 
Betrieb  nicht  arbeiten  kann  — das  ,, Internationale  Speditionsregister“  der  Spedi- 
tions- u.  Schiffahrts-Zeitung  steht  in  seinem  Haupt-Teil  nur  unsern  Mitgliedern  offen- 
Erialten  Sie  Vorzugsbedingungen  bei  Abschluß  von  Betriebshaftpfiicht-Versicherungen,  von 
Garantie-Versicherungen,  d.  h.  Versicherung  gegen  Diebstahl  und  Unterschlagung 
von  Geldern  und  Wertpapieren  durch  Angestellte  des  Versicherten,  von  Auto-Kasko- 
Versicherungen,  bei  der  Ermietung  von  Wagendecken  (10  Prozent)  u.  a.  m.;  ^ o 
Fi  iden  Sie  Aufnahme  in  dem  alljährlich  erscheinenden  Mitgliederverzeichnis  des  Verein« 
l)(  utscher  Spediteure. 

das  allen  Mitgliedern  des  VDS.  sowie  weiten  Kreisen  von  Handel  und  Industrie 
unentgeltlich  zugeht  und  überall  in  erster  Linie  bei  der  Auswahl  von  Spediteuren 
stets  /Al  Rate  gezogen  wird: 

Ni  limeii  Sie  teil  am  Deutschen  Spediteu'-tag. 

der  größten,  alljährlich  stattfindenden  Zusammenkunft  von  Spediteuren,  die  Gelegen- 
heit zur  persönlichen  Fühlungnahme  und  zur  Anknüpfung  von 
Geschäftsverbindungen  bietet,  sowie  über  die  einschlägigen,  brenneu- 
dei  Fragen  des  Gewerbes  orientiert: 

L(  isteii  Sie  tätige  Mitarbeit  an  der  Fortentwicklung  unseres  Gewerbes  und  stärken  Ihre 
B<  rufs-  und  Standesvertretung  gegenüber  Behörden  und  anderen  Wirtschaftsgruppen. 

Sämtliche  Zuschriften  sind  zu  richten  an  die 

erbandsleitung  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e.V. 

Berlin  NW  7,  Friedrich  Bbert-Strasse  24. 

D aht-Anschrift:  Deutschspedit.  Fernspr.:  Zentr.  1640.  Postscheckkonto:  Berlin  513  61. 
Bankkonto:  Deutsche  Bank,  Depositen-Kasse  C.,  Berlin  W.  9,  Potsdamer  Str.  127-8. 
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OoriDori 

Die  allgemeine  Anerkennung,  die  unsere  in  größerem  Umfang 
algefaßten  Geschäftsberichte  der  Vorjahre  gefunden  haben,  hat  uns 
vt  ranlaßt,  auch  in  diesem  Jahre  das  Ziel  zu  verfolgen,  in  zusammen- 
h;  ngenden  Aufsätzen  ein  möglichst  geschlossenes  Bild  unserer  Tätig- 
k(  it  zu  geben.  — Der  Bericht  soll  sowohl  unseren  Mitgliedern  Rechen- 
sc  laft  ablegen  über  die  im  vergangenen  Geschäftsjahr  geleistete 
A beit,  als  auch  nach  außen  das  Verständnis  erhöhen  für  die  vielge- 
stc  lüge  und  verantwortungsreiche  Tätigkeit  des  Spediteurs  und  dessen 
Ü lentbehrlichkeit  als  Berater  in  allen  Verkehrsfragen,  Darüber  * 
hi  laus  soll  der  Bericht  unseren  Mitgliedern  über  den  Stand  der  wich- 
tig sten  Berufsfragen  Aufschluß  geben.  Bei  der  fast  völlig  fehlenden 
Fc  chliteratur  sind  wir  der  Ueberzeugung,  daß  eine  ausführliche  Dar- 
stdlung  all  dieser  Fragen  mit  zu  unseren  wichtigsten  Aufgaben  gehört. 

Wir  hoffen  daher,  auch  in  diesem  Jahre  den  Erwartungen  unserer 
M tglieder  entsprochen  zu  haben, 

Verein  Deutscher  Spediteure  E.  V. 

Valentin,  M,  d,  RWR,,  Dr,  K e s, 

Vorsitzender,  Direktor. 
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1.  Organisation  des  deutschen 
Speditionsgeioerbes. 

Uerein  Deutscher  Spediteure  e.  U. 
Peichsoerband  des  Deutschen  Speditions- 

getuerbes. 

Angeschlossene  Verbände: 

1,  Verein  Deutscher  Spediteure  e,  V.,  Berlin; 

2,  Zentralverband  der  Deutschen  Seehafenspediteure  e,  V,,  Hamburg: 
3 Reichsverband  Deutscher  Bahnspediteure  e.  V,,  Sitz  Berlin,  Ge- 
schäftsstelle Halle  a.  S,; 

4,  Verband  Westdeutscher  Spediteure  e.  V,,  Köln  a,  Rh, 


Gesamtvorstand  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  V.: 

Vorsitzender:  K.  H,  Valentin,  M,  d.  RWR,,  Berlin  (Jacob 
& Valentin,  Berlin  0 27,  Holzmarktstr,  65); 

Stellv,  Vorsitzender:  Generaldirektor  Konsul 

Albert  Schiffers,  Aachen  (Speditions-  und  Lagerhaus 
A,-G,,  Aachen),  Präsident  der  Industrie-  und  Handelskammer 
Aachen; 

Stellv.  Vorsitzender:  Eugen  Silberstein,  Berlin  (In- 
ternationales Speditions-Bureau  Georg  Silberstein  & Co,,  Ber- 
lin SO  36,  Reichenberger  Straße  154), 

Hugo  Cornelsen,  Hamburg  (Wulkow  & Cornelsen,  Hamburg  I, 
Repsoldstr,  70); 

Georg  Scharrer,  Duisburg  a,  Rh,  (G.  Scharrer,  Duisburg); 

Konsul  Julius  Vollbrecht,  Stettin  (Th,  Lindenberg,  Stettin). 
Vize-Präsident  der  Industrie-  und  Handelskammer,  Stettin: 

Friedrich  Falk,  Frankfurt-M.  (J,  C,  G,  Majer  Nachf,  Friedrich 
Falk,  Frankfurt-M,,  Alte  Mainzergasse  77); 

Carl  Fuchs,  Breslau  (Heinrich  Kluge,  Breslau,  Schuhbrückc  27); 

F,  W.  Meyer,  Bremen  (Joh.  Heckemann,  Bremen,  Domshof  11); 

Direktor  Georg  Schlager,  Nürnberg  (Nürnberg  - Fürther 
Transportgesellschaft  und  Laderkorporation  A,-G,,  Nürnberg): 
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W < 1 1 e r L e n t s c h,  Leipzig  (C,  G,  Lentsch,  Leipzig  C 1,  Brühl  13), 

Hans  Weissenhor  n,  Augsburg  (H,  Weissenborn  & Co.,  Augs- 
burg) ; 

Carl  V,  Maur,  Stuttgart  (Paul  v,  Maur,  Stuttgart,  Friedrich- 
straße Ic); 

Ju  ius  Appel,  Lübeck  (Julius  Appel,  Lübeck,  beim  Holstentor); 

Diiektor  Jobs,  Hadeler,  Hamburg  (Transport  - Actien-Ge- 
selischaft  (vorm.  J,  Hevecke),  Hamburg  8,  Zippelhaus  10-^ -12); 

Thgodor  Schuchardt,  München  (Gebr,  Wetsch,  München, 
Bayerstraße  13); 

Jacob  Gilbeau,  Gotha  (Leopold  Berent,  Gotha,  Kunstmühlen- 
weg 6a), 

Carl  Biermann,  Berlin  (J,  G.  Henze,  Berlin  C 25,  Prenzlauer 
Straße  35); 

Carl  Theodor  Heinicke,  Dresden  (Müller,  Schmidt  & Co,, 
Dresden-N,,  Eisenbahnstr,  1); 

Direktor  Ulrich  Rieck,  Berlin  (Berliner  Paketfahrt  Spedi- 
tions-  und  Lagerhaus  (vorm.  Bartz  & Co,)  Actien-Gesellschaft, 
Berlin  S 42,  Ritterstraße  98-99); 

Arthur  Schmeer,  Königsberg  i,  Pr,  (Henze,  Mahlow  & Co., 
Königsberg  i.  Pr,,  Vordere  Vorstadt  66-67). 

Generaldirektor  Anton  Strobel,  Berlin  (Allgemeine 
Transportgesellschaft  vorm,  Gondrand  & Mangili  m,  b,  H,,  Ber- 
lin NW  21,  Quitzowstr,  11-17); 

Dr.  Crecelius,  Berlin  (Gustav  Knauer,  Berlin  W 62,  Wichmann- 
straße  7-8); 

Di-ektor  Carl  Anstet  t,  Mannheim  (Mannheimer  Paketfahrt- 
Gesellschaft  m,  b,  H,,  Mannheim,  Verbindungskanal  Ik,  Ufer  3); 

Alfred  Landmann,  Leipzig  (Fenthol  & Sandtmann,  Leipzig, 
Nikolaistraße  59), 

Direktor  Ludwig  Reichardt,  Köln  (Gesellschaft  für  Aus- 
landstransporte m,  b,  H,,  Köln  a,  Rh,,  Worringer  Straße  28); 


Ehrenmitglieder  des  Vorstandes; 

Generaldirektor  Max  Fiedler,  Berlin  (Mitglied  des  Auf- 
sichtsrates der  Berliner  Paketfahrt  Speditions-  und  Lagerhaus 
(vorm,  Bartz  & Co,)  Actien-Gesellschaft,  Berlin), 

Georg  Silberstein,  Berlin  (Internationales  Speditions-Bureau 
Georg  Silberstein  & Co,,  Berlin), 


Ehrenmitglied  des  VDS. 

Direktor  Franz  Beran,  Hamburg  (Wagenladungs-  und  Zoll- 
deklarations-Comptoir, Hamburg), 
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Der  erweiterte  Gesamtvorstand  des  Vereins  Deutscher 
Spediteure  e.V.,  Reichsverband  des  Deutschen  Speditions- 
gewerbes 

wird  gebildet  durch  Hinzutritt  folgender  Herren: 

vom  Zentralverband  der  Deutschen  Seehaienspediteure  e.  V.: 

Konsul  Oswald  Haslinger,  Königsberg  i,  Pr,  (Robert  Mey- 
hoefer  G,  m,  b.  H,,  Königsberg  i,  Pr,,  Altstädtische  Holzwiesen- 
straße 5): 

H.  Ohlendorf,  Bremen  (Fr,  Naumann  sen,,  Bremen,  Obernstraße 
41—43); 

als  Stellvertreter: 

Hans  Blum,  Hamburg  (Adolf  Blum  & Popper  A,-G,,  Hamburg  I, 
Mönckebergstr.  17,  Haus  Hanse); 

WalterHautz,  Stettin  (Hautz  & Schmidt,  Stettin,  Gr.Lastadie  90); 

vom  Reichsverband  Deutscher  Bahnspediteure  e.  V.: 

Direktor  Julius  Husemeyer,  Halle  (G,  Vester  A,-G.,  Halle 
a,  S,,  Güterbahnhof)  i 

Paul  Rohkrämer,  Erfurt  (Julius  König,  Erfurt,  Schmidtstedter 
Straße  43); 

als  Stellvertreter: 

Gustav  Köther,  Duisburg  a,  Rh,  (Ernst  Espey,  Duisburg  a,  Rh,, 
Charlottenstraße  69), 

Direktor  Hans  Müller,  Düsseldorf  (C,  J,  Jonen  Wwe,,  Düs- 
seldorf, Wehrhahn  96,  Industriehaus); 

vom  Verband  Westdeutscher  Spediteure  e.  V.: 

Generaldirektor  Eduard  Fischer,  Köln  a,  Rh,  (Spedi- 
tions- und  Lagerhaus  A.-G,,  Köln  a,  Rh,,  Leystapel  49); 

Dr,  Fritz  Pricken,  Mainz  (G,  L,  Kayser  Speditions-  und  Schiff- 
fahrts-Gesellschaft m,  b,  H,,  Mainz,  Karmeliterplatz  1); 

als  Stellvertreter: 

Direktor  Wilh.  Franz,  Köln  (Speditions-  und  Lagerhaus  A,- 
G„  Köln  a,  Rh„  Leystapel  49); 

Julius  Weise,  Düsseldorf  (Carl  Wiegandt  & Co,,  Düsseldorf, 
Güterbahnhof  Derendorf), 
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nwischüsse  des  Uereins  Deutscher  Spediteure e.U., 
i^eichsoerband  des  Deutschen  Speditions- 

geroerbes: 

Ausschuß  iür  internationale  Spedition; 

Vors itzender:  Silberstein,  Berlin; 
stelle  Vors,:  Schiffers,  Aachen; 

G i 1 b e a u,  Gotha; 

H a d e 1 e r,  Hamburg; 

Hamacher,  Berlin; 

Assessor  Haslinger,  Königsberg-Pr,; 

Meyer,  Bremen; 

Reichardt,  Köln; 

Strobel,  Berlin; 

Vollbrecht,  Stettin; 

Weise,  Düsseldorf; 

Weissenborn,  Augsburg, 

Ai  sschuß  für  die  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedingungen: 

B i e r m a n n,  Berlin; 

Blum,  Hamburg; 

Dr,  Crecelius,  Berlin; 

Husemeyer,  Halle ; 

Köhler,  Köln; 

Müller,  Düsseldorf; 

Ohlendorf,  Bremen; 

Dr,  P r i c k e n,  Mainz; 

Reichardt,  Köln; 

Dr,  Richter,  Berlin; 

Rohkrämer,  Erfurt; 

Silberstein,  Berlin; 

Vollbrecht,  Stettin. 


Komnission  zur  Fortentwicklung  des  SVS.,  insbesondere  Schaffung 

einer  Ergänzungspolice  zum  SVS.: 

Blum,  Hamburg; 

Dr.  Crecelius,  Berlin; 

Silberstein,  Berlin; 

Vollbrecht,  Stettin; 


I 
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Ausschuß  für  Versicherungsfragen: 

Blum,  Hamburg ; 

Cornelsen,  Hamburg ; 

Reichardt,  Köln; 

Strobel,  Berlin; 

V ollbrecht,  Stettin. 

Ausschuß  für  Steuerfragen: 

Biermann,  Berlin; 

Blu  m,  Hamburg; 

D r.  P r i c k e n,  Mainz; 

Silberstein,  Berlin; 
als  sachverständige  Berater: 

Dr,  Brönner,  Berlin; 

D r,  Haid,  Nürnberg, 

Ausschuß  für  Luftverkehrsfragen: 

A n s t e 1 1,  Mannheim; 

Buck,  Lübeck; 

Konsul  Haslinger,  Königsberg-Pr.; 
Husemeyer,  Halle; 

L e n t s c h,  Leipzig; 

M a a s s,  Hamburg; 

V,  M a u r,  Stuttgart; 

Müller,  Düsseldorf; 

Ohlendorf,  Bremen; 

Silberstein,  Berlin, 

Kommission  zur  Bearbeitung  der  Fragen,  die  mit  dem  Vereins- 
zollgesetz Zusammenhängen: 

Anthony,  Hamburg; 

Blum,  Hamburg; 

Dr.  Crecelius,  Berlin; 

Dr.  Scharlibbe,  Hamburg; 

Silberstein,  Berlin; 

Vollbrecht,  Stettin. 

Ausschuß  für  das  Kraftf ahrwesen: 

Vorsitzender:  D r.  K e s,  Berlin; 

Stellv.  Vors,:  H a d e 1 e r,  Hamburg; 

Fischer,  Köln; 

Husemeyer,  Halle; 

Köhler,  Köln; 

L e n t s c h,  Leipzig; 

V,  M a u r,  Stuttgart; 

Schlager,  Nürnberg. 
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Ausschuß  für  die  Frage  der  Neugestaltung  der  EVO.  infolge  der 

Ratifizierung  des  I.Ue. 

Voi sitzender:  Schiffers,  Aachen; 

Blum,  Hamburg; 

G i 1 b e a u,  Gotha; 

H a d e 1 e r,  Hamburg; 

Hamacher,  Berlin; 

Assessor  Haslinger,  Königsberg-Pr,; 

Meyer,  Bremen; 

Reichardt,  Köln; 

Silberstein,  Berlin; 

Strobel,  Berlin; 

Vollbrecht,  Stettin; 

Weise,  Düsseldorf; 

Weissenborn,  Augsburg. 

Ausschuß  für  Binnenschiffahrts Spedition: 

Glas,  Passau; 

H a d e 1 e r,  Hamburg; 

Hamacher,  Berlin; 

Assessor  Haslinger,  Königsberg-Pr,; 

Köhler,  Köln; 

Meyer,  Bremen; 

D r,  P r i c k e n,  Mainz; 

A.  Reinhard,  Mannheim; 

Carl  Reinhard,  Breslau; 

Scherbe  1,  Dresden; 

Vollbrecht,  Stettin, 

Sonderausschuß  zur  Bearbeitung  der  Frage  des  Eindringens  der 
Schiffahrtsgesellschaften  in  das  Tätigkeitsgebiet  der  Spediteure: 

Versitzender:  H a d e 1 e r,  Hamburg; 

Busch,  Bremen; 

Fahrenkrug,  Berlin-Neukölln; 

Fischer,  Köln; 

H a u t z,  Stettin; 

L e n t s c h,  Leipzig; 

D r,  P r i c k e n,  Mainz; 

Silberstein,  Berlin, 

Kommission  zur  Vorbereitung  eines  Spediteur-Codes; 

Dr,  C r e c e 1 i u s,  Berlin; 

H a d e 1 e r,  Hamburg; 

Hamacher,  Berlin; 

Reichardt,  Köln; 

Silberstein,  Berlin. 


1 
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Ausschuß  für  Organisationsfragen: 
Appel,  Lübeck; 

B i e r m a n n,  Berlin; 

Blum,  Hamburg; 

Dr,  C r e c e 1 i u s,  Berlin; 
Husemeyer,  Halle; 

Köhler,  Köln; 

Müller,  Düsseldorf; 

Dr,  P r i c k e n,  Mainz; 

R i e c k,  Berlin; 

Rohkrämer,  Erfurt; 
Silberscein,  Berlin; 

Strobel,  Berlin; 

Vollbrecht,  Stettin; 

Weise,  Düsseldorf. 


Fachgruppen 

des  Uereins  Deutscher  Spediteure  e.U.: 

Fachgruppe  für  allgemeine  Fragen  des  Gewerbes: 
bestehend  aus  dem  Gesamtvorstand  des VereinsDeutscher Spediteure, 

Fachgruppe  für  Inlandsspedition: 

Vorsitzender:  B i e r m a n n,  Berlin; 
stellv.  Vors,:  Vollbrecht,  Stettin; 

G i 1 b e a u,  Gotha; 

H a d e 1 e r,  Hamburg; 

L e n t s c h,  Leipzig; 

R i e c k,  Berlin; 

Schlager,  Nürnberg, 

Fachgruppe  für  sozialpolitische  Fragen: 

Vorsitzender:  B i e r m a n n,  Berlin; 

Appel,  Lübeck; 

Bäte,  Hannover; 

Hamacher,  Berlin; 

V,  M a u r,  Stuttgart. 
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Untergruppen 
der  Fachgruppe  für  Inlandsspedition: 

Satt  melspedition: 

B a n n i e r,  Berlin; 

Bäte,  Hannover; 

D i e t e 1,  Aue; 

G i 1 b e a u,  Gotha; 

L e n t s c h,  Leipzig; 

R i e c k,  Berlin; 

Schlager,  Nürnberg, 

Vollbrecht,  Stettin; 


Lag  ;rei; 

Obiiann:  Silberstein,  Berlin; 

Stellvertreter:B  i e r m a n n,  Berlin; 

Appel,  Lübeck; 

H a d e 1 e r,  Hamburg; 

D r,  P r i c k e n,  Mainz, 


Zoll  und  Verzollungsfragen: 

B i e r m a n n,  Berlin; 

L a i b 1 e.  Singen; 
Vollbrecht,  Stettin, 


Fuh:  halterangelegenheiten; 

Obnann:  B i e r m a n n,  Berlin; 

Stel  Vertreter:  H a d e 1 e r,  Hamburg, 

Fuchs,  Breslau; 

R i e c k,  Berlin; 
Schuchardt,  München, 

Kraltfahrwesen: 

Obniann:  Bäte,  Hannover; 

H a d e 1 e r,  Hamburg; 
Koch,  Berlin; 

Köhler,  Köln; 
Landmann,  Leipzig; 

L e n t s c h,  Leipzig; 

0 f { e r m a n n,  Breslau; 
Dr,  P r i c k e n,  Mainz; 

R i e c k,  Berlin; 
Schlager,  Nürnberg, 


V 
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Paketverkehr: 

Obmann:  S i 1 b e r s t e i n,  Berlin; 

Stellvertreter:  L u c a,  Bielefeld; 

Bäte,  Hannover; 
Frank,  München; 

H a d e 1 e r,  Hamburg; 
Hamacher,  Berlin; 
Kummer,  Leipzig; 
Pfütze,  Dresden, 


Geschäftsführender  Ausschuß  des  VDS: 

Vorsitzender:  Valentin,  Berlin; 

B i e r m a n n,  Berlin; 

D r,  C r e c e 1 i u s,  Berlin; 

R i e c k,  Berlin; 

Silberstein,  Berlin; 

Strobel,  Berlin, 


Einigungsamt  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e,  V. 

Vorsitzender:  Hugo  Cornelsen,  Hamburg  (Wulkow  & Cornel- 
sen,  Hamburg  I,  Repsoldstraße  70); 

Stellv,  Vorsitzender:  Direktor  Jobs,  Hadeler,  Hamburg  (Trans- 
port-Actien-Gesellschaft  (vorm,  J,  Hevecke),  Hamburg  8,  Zip- 
pelhaus 10-12), 


„Fachgruppe  des  Verkehrsgewerbes“  (Spedition,  Binnen- 
schiffahrt und  Lagerhausbetrieb)  des  Reichsverbands 

der  Deutschen  Industrie: 

Vorsitzender:  Direktor  Harry  W,  Hamacher,  Berlin  (Schen- 
ker & Co.,  Berlin  NW  7,  Unter  den  Linden  39); 

Stellv,  Vorsitzender:  Eugen  Silberstein,  Berlin  (Internatio- 
nales Speditions-Bureau  Georg  Silberstein  & Co„  Berlin  SO  36, 
Reichenberger  Straße  154); 

geschäftsf,  Vorstandsmitglied;  Dr,  W,  K e s,  Berlin  (Direktor  des 
Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  V„  Berlin  NW  7,  Friedrich 
Ebert  Straße  24), 

Vertretung  im  Hauptausschuß  des  Reichsverbandes  der  Deutschen 

Industrie: 

Ordentliche  Mitglieder: 

Direktor  Harry  W,  Hamacher,  Berlin  (Schenker  & Co„  Ber- 
lin NW  7); 

K.  H.  Valentin,  M,  d,  R,  W,  R„  Berlin  (Jacob  & Valentin,  Ber- 
lin O 27). 
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Stell  Vertreter; 

Stadtrat  S c h ü n i n g,  Berlin  (Direktor  der  ,,Behala‘‘  Berliner  Hafen - 
und  Lagerhaus  A.-G,,  Generaldirektion  der  Berliner  Häfen, 
Berlin-Plötzensee), 

Keclitsanwalt  Dr.  Schwarz,  Berlin  (Geschäftsführer  der  Tarif- 
und  Interessengemeinschaft  des  Deutschen  Möbeltransports, 
Berlin  SW  68), 


Geschöftsleitung 

des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  V.,  zugleich  Geschäftsführung 
des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e,  V.,  Reichsverband  des  Deut- 
schen Speditionsgewerbes,  sowie  der  „Fachgiuppe  des  Verkehrsge- 
werlies“  (Spedition,  Binnenschiffahrt  und  Lagerhausbetrieb)  des 

Reichsverbandes  der  Deutschen  Industrie; 


GeschäftsfUhrender  Direktor  Dr.  lUalter  Kes. 


Ab  1 

bearbeitet 

Bearbeiter 

1 a 

Sekretariat 

Ehme 

Ib 

Expedition,  Terminkalender, 

Drucksachen 

Grundtmann 

Ic 

1 Registratur,  Akten,  Archiv 

Polsfuss 

II 

Mitgliedschaft,  Mitgliederver- 
zeichnis, Spediteur-Archiv 

(Auskünfte),  SYS, -Liste 

Nietz 

lUi 

Rechtssachen  und  Versicherung 

Geh, .lustizrat  Merfeld,  Land- 
gerichtsdirektor i,  R, 

111  b 

Steuersachen 

Dr,  jur,  et  rer,  pol,  Brönner 
(nebenamtlich) 

III  c 

Speditionsangelegenheiten 

Bannier  (nebenamtlich) 

Ille 

Eisenbahn-  und  Zollange- 

legenheiten 

Piening 

III  < 

Sozialpolitische  Aufgaben 

Piening 

IV 

Buchhaltung  und  Kasse  des 
Vereins  und  des  Büros, 
Wirtschaftliche  Vereins- 
einrichtungen, Verwal- 
tung der  Eigentumsbe- 
stände, Hausordnung, 
Vorbereitung  der  beson- 

deren  Veranstaltungen, 

Bergner 

Fr 

Frachtbriefprüfung,  Fracht- 

auskünfte. 

Weil 

Geschäftsstelle: 

Berlin  NW  7,  Friedrich-Ebertstraße  24, 
Fernsprecher:  Zentrum  1640,  1641, 
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Umfang 

der  Geschäftstätigkeit  bei  der  Gesdiältsleitung 
Dom  1.  Rpril  1928  bis  1.  Rpril  1929. 

Eingegangene  Schreiben  ca,  46  154  Stück 

Ausgegangene  Schreiben  ca,  93  231  Stück 

Ausgegangene  Rundschreiben  202  Stück 

Ausgegangene  Vertrauliche  Mitteilungen  134  Stück 

Gesamtschriftwechsel  im  Berichtsjahr  1928 — 1929  139  721  Stück 

oder  458  Stück  arbeitstäglich. 


Mitgliederbestand : 

Der  Mitgliederbestand  ist  1461;  die  Entwicklung  der  Mitglied- 
schaft in  den  Jahren  1891  bis  1929  ergibt  sich  aus  folgender  Ueber- 


sicht: 

1891 

233  Mitglieder 

1908 

677 

Mitglieder 

1893 

205 

1911 

738 

1f 

1895 

209 

1912 

752 

1896 

267 

1918 

907 

» t 

1897 

290 

1919 

1036 

1 « 

1898 

293 

1920 

1217 

M 

1899 

299 

1921 

1402 

t! 

1900 

301 

1922 

1694 

11 

1901 

298 

1923 

1935 

1f 

1902 

294 

1924 

1960 

11 

1903 

290 

1925 

1746 

11 

1905 

292 

1926 

1565 

11 

1906 

291 

1927 

1501 

ff 

1907 

344 

1928 

1521 

11 

1929 

1461 

1 

Die  Bewegung  der  Mitglied 
war  folgende: 

Mitgliederbestand  am  1,  April  1928 
Mitgliederbestand  am  1,  April  1929 
Zugang  i,  J,  1928-29 
Abgang  i,  J,  1928-29 
Die  Mitgliedschaft  erlosch: 
infolge  Löschung  der  Fa,  bei 
und  bei 

durch  Ausschluß  in 
durch  Kündigung  bei 
durch  Kündigung  bei 


Schaft  im  Berichtsjahre 

1521 

1461 

56 

116 


20  Stammfirmen 
13  Niederlassungen 
7 Fällen 
47  Stammfirmen 
29  Niederlassungen 


Sa,  116 
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Ordentliche  HauptoersamiTilungen 

des  Uereins  Deutscher  Spediteure  e.  U. 


-.eipzig 
Eisenach 
Frankfurt  a.  M. 
.^eipzig 
Vlannheim 
^(^iesbaden 
Fhale  i,  Harz 
Dresden 


vlünchen 

Berlin 

Dassel 

riamburg 

Vlainz 

i^udolstadt 


1901  Elberfeld 

1902  Goslar 

1903  Friedrichsroda 

1904  Leipzig 

1905  Eisenach 

1906  Koblenz 

1907  Görlitz 

1908  Hamburg 

1909  Eisenach 

1910  Köln 

1911  Berlin 

1912  Hirschberg 

1913  Nürnberg 


1916  Berlin 

1917  Weimar 

1918  Frankfurt  a.  M, 

1919  Berlin 

1920  Eisenach 

1921  Lübeck 

1922  Dresden 

1923  ausgefallen 

1924  Heidelberg 

1925  München 

1926  Düsseldorf 

1927  Bremen 

1928  Weimar 


1914  Straßburg  i.  Eis,  1929  Berlin 

1915  Berlin 


‘Die  Uertretung  des  Speditionsgen>erbes: 

Im  Reichswirtschaftsrat : 

Mitglied: 

b , H.  V a 1 e n t i n (i,  Fa.  Jacob  &Valentin,  Berlin), 

In  dem  Ausschuß  der  Verkehrsinteressenten  bei  der 

Ständigen  Tarifkommission: 

Vertieter: 

Creh.  Reg. -Kat  Dr,  Bach  (i,  Fa.  Kühltransit-Aktien-Gesellschafl, 
Leipzig); 

Gen. -Dir.  Dr,  h.  c,  Ott  (i.  Fa,  Rhein-  und  Seeschiffahrts-Ges 
Köln); 

Konsul  Julius  Vollbrecht  (i,  Fa,  Th,  Lindenberg,  Stettin), 
(Vizepräsident  der  Industrie-  und  Handelskammer,  Stettin), 

StelKertreter: 

I , H,  W,  B u s c h (i,  Fa,  Anton  Günther,  Bremen); 

Dir,  Theodor  Kölven  (i.  Fa.  Westfälische  Transport-Aktien- 
gesellschaft, Dortmund), 

Im  Rcichseiscnbahnrat: 

Ord€  ntliche  Mitglieder: 

. , H,  W.  Busch  (i,  Fa,  Anton  Günther,  Bremen); 

( jerichtsassessor  a,  D.  Erich  Haslinger  (i,  Fa,  Robert  Mey- 
hoefer  G.  m,  b.  H,,  Königsberg  i,  Pr,), 

S.  Mendelsson  (i.  Fa.  S.  Mendelsson,  Breslau); 

IC,  H.  V a 1 e n t i n,  M,  d.  RWR,  (i.  Fa.  Jacob  & Valentin,  Berlin). 

Stellvertreter: 

Konsul  Julius  Vollbrecht  (i,  Fa.  Th,  Lindenberg,  Stettin), 
(Vizepräsident  der  Industrie-  und  Handelskammer,  Stettin), 
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In  den  Landeseisenbahnräten; 

1,  Berlin. 

Ordentliche  Mitglieder; 

Heinr,  Hermann  (i,  Fa,  Brasch  & Rothenstein,  Berlin); 
Eugen  Silberstein  (i,  Fa.  Internationales  Speditions-Bureau 
Georg  Silberstein  & Co„  Berlin); 

Konsul  Julius  Vollbrecht  (i.  Fa,  Th,  Lindenberg,  Stettin), 
(Vizepräsident  der  Industrie-  und  Handelskammer,  Stettin), 
Stellvertreter: 

Walter  Hautz  (i,  Fa.  Hautz  & Schmidt,  Stettin), 

2,  Breslau. 

Ordentliches  Mitglied: 

S.  M e n d e I s s o n (i.  Fa.  S,  Mendelsson,  Breslau), 
Stellvertreter: 

Fritz  K a r e s k i (i,  Fa,  A,  Schlesinger,  Gleiwitz  0,-S,); 

Willy  Langner  (i,  Fa.  Heinrich  Langner,  Liegnitz), 

3,  Dresden. 

Stellvertreter: 

Alfred  L a n d m a n n (i,  Fa,  Fenthol  & Sandtmann,  Leipzig), 
Gen. -Dir,  Herbert  S c h e r b e 1 (i,  Fa,  Speicherei-  und  Spedi- 
tions-Aktiengesellschaft, Dresden) ; 

Julius  Schmidt  (i,  Fa.  Ernst  Naundorff,  Zwickau  i.  Sa.); 

Otto  Stecher  (i,  Fa.  Johann  Carl  Heyn's  Nachfolger,  Chem- 
nitz), 

4,  Erfurt, 

Ordentliches  Mitglied: 

Dir,  Josua  Wüllen  weber  (i.  Fa.  Geraer  Speditions-  und 
Lagerhaus-Gesellschaft  m.  b,  H,,  Gera-Reuß), 

5,  Hamburg, 

Ordentliche  Mitglieder: 

Konsul  Ernst  B o i e (i.  Fa.  Ernst  Boie,  Lübeck); 

J,  H,  W,  Busch  (i.  Fa,  Anton  Günther,  Bremen), 

Stellvertreter: 

Hermann  W e i d e m a n n (i,  Fa,  Schörmer  & Teichmann  Ham- 
burg). 

6,  Hannover. 

Ordentliche  Mitglieder: 

J,  H.  W,  Busch  (i,  Fa,  Anton  Günther,  Bremen); 

Dir.  Diederichs  (i.  Fa.  Westfälische  Transport-Aktien-Ge- 
sellschaft,  Dortmund), 

Stellvertreter: 

Fritz  Bäte  (i.  Fa.  Fritz  Bäte,  Hannover); 

Diedrich  V o e 1 k e r (i,  Fa.  Claussen  & Wieting,  Bremerhaven). 

2* 
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7.  Karlsruhe, 

Ordirntliches  Mitglied; 

Gen. -Dir.  G.  J a e g e r (i.  Fa,  Rheinschiffahrt  Actiengesellschafl 
vorm.  Pendel,  Mannheim); 

Stel  Vertreter: 

Dir,  Otto  G r o h e (i.  Fa.  Mannheimer  Lagerhaus-Gesellschaft, 
Mannheim), 

8.  Köln. 

Stel  Vertreter; 

Georg  Scharrer  (i.  Fa.  G,  Scharrer,  Duisburg); 

Otto  Sattinger  (i,  Fa.  Lersch  & Kruse,  Iserlohn). 

9.  Königsberg  i,  Pr. 

Ord'jntliches  Mitglied: 

Gerichtsassessor  a,  D.  Erich  Haslinger  (i.  Fa,  Robert  Mey- 
hoefer  G.  m.  b.  H.,  Königsberg  i,  Pr,); 

Stel  [Vertreter: 

Benno  M i c k o 1 e i t (i.  Fa.  Richard  Preugschat,  Tilsit). 

10,  Magdeburg, 

Ordentliche  Mitglieder: 

Eugen  Silberstein  (i.  Fa.  Internationales  Speditions-Bureau 
Georg  Silberstein  & Co,,  Berlin); 

Hermann  Schulze  (i.  Fa,  Hermann  Schulze  & Co,,  Magde- 
burg). 

Stel  [Vertreter: 

Alfred  Landmann  (i.  Fa.  Fenthol  & Sandtmann,  Leipzig), 

11,  München, 

Ord  mtliches  Mitglied; 

Dir.  G,  S c h 1 a g e r (i.  Fa.  ,, Transportlader“  Nürnberg-Fürthcr 
Transport-Gesellschaft  und  Lader-Corporation  Aktiengesell- 
schaft, Nürnberg), 

Stellvertreter: 

A.  F r a n k jr,  (i,  Fa.  A.  Frank  & Söhne,  München), 

12,  Stuttgart. 

Stel  Ivertreter; 

Carl  V.  M a u r (i,  Fa,  Paul  v,  Maur,  Stuttgart), 

Im  Reichswasserstraßenbeirat: 

Grc  entliehe  Mitglieder: 

Konsul  Ernst  B o i e (i.  Fa.  Ernst  Boie,  Lübeck); 

Dir.  Diederichs  (i.  Fa,  Westfälische  Transport-Aktien-Ge- 
sellschaft,  Dortmund); 

Gen. -Dir,  G,  J a e g e r (i.  Fa.  Rheinschifiahrt  Actiengesellschaft 
vorm.  Pendel,  Mannheim); 

Dir.  Theodor  Kölven  (i.  Fa.  Westfälische  Transport- Aktien- 
gesellschaft, Dortmund); 

Gen. -Dir.  Dr,  h,  c.  Ott  (i.  Fa,  Rhein-  und  Seeschiffahrts-Ges., 
Köln), 
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Stellvertreter; 

Dir,  Jobs,  Hadeler  (i,  Fa,  Transport-Actien-Gesellschaft 
(vorm.  J,  Hevecke)  Hamburg); 

Gerichtsassessor  a,  D.  Erich  Haslinger  (i.  Fa.  Robert  Mey- 
hoefer  G,  m,  b.  H„  Königsberg  i,  Pr.); 

Hermann  Hecht  (i,  Fa.  Rhenania  Schiffahrts-  und  Speditions- 
Gesellschaft  m,  b,  H.,  Mannheim); 

Kom.-Rat  Carl  Presser  (i.  Fa,  Carl  Presser  & Co.  G,  m,  b,  H.‘, 
Frankfurt  a,  Main); 

K.  H,  V a 1 e n t i n,  M,  d,  RWR,  (i,  Fa,  Jacob  & Valentin,  Berlin); 

Dir,  Eberhard  W a n c k e I (i.  Fa,  Speditions-  und  Elbschiffahrts- 
Kontor,  Schönebeck  a.  E.), 

In  den  Wasserstraßenbeiräten: 

1.  Donau  - Main, 

Ordentliche  Mitglieder: 

Kom.-Rat  Carl  Presser  (i,  Fa.  Carl  Presser  & Co,  G,  m.  b,  H,, 
Frankfurt  a.  Main); 

Theodor  vom  Rath  (i.  Fa.  Theodor  vom  Rath,  Regensburg); 

Josef  Frykar  (i.  Fa,  Donau-Speditions-Gesellschaft  m.  b.  H„ 
Regensburg), 

2.  Ostpreußischer, 

Ordentliches  Mitglied; 

Gerichtsassessor  a.  D.  Erich  Haslinger  (i,  Fa.  Robert  Mey- 
hoefer  G.  m,  b.  H.,  Königsberg  i.  Pr,); 

Stellvertreter; 

Konsul  Max  Arlt  (i.  Fa.  Ivers  & Arlt,  Königsberg  i.  Pr,); 

Jeschke  (i.  Fa.  Artus-Hansa  Transportgesellschaft  m,  b,  H,, 
Königsberg  i,  Pr.); 

Benno  M i c k o 1 e i t (i.  Fa.  Richard  Preugschat,  Tilsit), 

3.  Oder, 

Ordentliches  Mitglied; 

Ernst  K ü h n k e (i.  Fa,  Reinhold  Kühnke  G,  m.  b,  H.,  Stettin); 

S.  M e n d e 1 s s o n (i.  Fa.  S,  Mendelsson,  Breslau); 

Konsul  Julius  V o 1 1 b r e c h t (i.  Fa.  Th,  Lindenberg,  Stettin), 
(Vizepräsident  der  Industrie-  und  Handelskammer,  Stettin), 

Stellvertreter; 

Willy  Langner  (i.  Fa,  Heinrich  Langner,  Liegnitz), 

4,  Märkische  Wasserstraßen, 

Ordentliche  Mitglieder; 

Hermann  L o e s c h e (i.  Fa,  Hermann  Loesche,  Magdeburg); 

Eugen  S i 1 b e r s t e i n (i,  Fa,  Internationales  Speditions-Bureau 
Georg  Silberstein  & Co.,  Berlin); 

Stellvertreter; 

Eugen  H a b e r 1 i n g (i,  Ea,  Robert  Haberling,  Berlin). 


— 22  — 

5.  See  - Wasserstraßen, 

Ordi  ntiiche  Mitglieder; 

Julius  Appel  (i,  Fa,  Julius  Appel,  Lübeck); 

Konsul  Max  Arlt  (i,  Fa,  Ivers  & Arlt,  Königsberg  i,  Pr,); 

Konsul  Ernst  B o i e (i,  Fa.  Ernst  Boie,  Lübeck); 

)ir.  Jobs,  Hadeler  (i.  Fa,  Transport-Actien-Gesellschaft 
(vormals  J,  Hevecke),  Hamburg), 

Konsul  Julius  Vollbrecht  (i,  Fa,  Th,  Lindenberg,  Stettin), 
(Vizepräsident  der  Industrie-  und  Handelskammer,  Stettin), 

Stell  Vertreter; 

J,  H.  B 1 a n c k (i.  Fa,  Gustav  Fischer  & Co,,  Bremen); 

Jerichtsassessor  a.  D,  Erich  Haslinger  (i.  Fa.  Robert  Mey- 
hoeler  G,  m,  b.  H.,  Königsberg  i,  Pr,); 

Consul  C.  L,  W,  H e i n e m e i e r (i,  Fa,  F.  H,  Bertling,  Lübeck); 

6.  Elbe. 

Ordentliche  Mitglieder; 

•Consul  Ernst  Boie  (i.  Fa,  Ernst  Boie,  Lübeck); 

Dir,  Carl  Fuchs  (i.  Fa,  Elblagerhaus-Aktiengesellschaft  Mag- 
deburg) ; 

Jermann  Schulze  (i,  Fa.  Hermann  Schulze  & Co,,  Magdeburg). 

Stel  Vertreter; 

Irnst  Gustav  F r i t z s c h e (i.  Fa.  Ernst  G,  Fritzsche,  Riesa  a,  E,), 

7.  Rhein. 

Ord  intliche  Mitglieder; 

Paul  Engelhardt  (i,  Fa.  C,  Engelhardt,  Duisburg-R,) ; 

Hermann  Hecht  (i,  Fa,  Rhenania  Schiffahrts-  und  Speditions- 
Gesellschaft  m,  b,  H,,  Mannheim); 

Kom,-Rat  Carl  Presser  (i,  Fa.  Carl  Presser  & Co,  G,  m,  b,  H,, 
Frankfurt  a,  Main); 

Georg  Scharrer  (i.  Fa,  G.  Scharrer,  Duisburg), 

Stel  Vertreter; 

Dir.  Theodor  Kölven  (i,  Fa,  Westfälische  Transport-Aktien- 
Gesellschaft,  Dortmund); 

Dir,  Ernst  Stempel  (i,  Fa,  Allgemeine  Speditions-GesellschaL 
m,  b,  H.,  Duisburg); 

Kom.-Rat  Joseph  Stenz  (i,  Fa.  Joseph  Stenz  G,  m,  b,  H„ 
Mainz) ; 

Ubbo  U 1 f e r t s (i,  Fa,  Gebr,  Rigaud  Nachfl,  G,  m.  b,  H.,  Wesel), 

8.  Weser  - Ems, 

Ord  etliche  Mitglieder; 

Gen.-Dir.  Br  amfei  dt  (i,  Fa,  Lehnkering  & Co,,  Aktiengesell- 
schaft, Duisburg); 

Engberding  (i.  Fa.  Münsterische  Schiffahrts-  und  Lagerhaus 
A,-G,,  Münster  i,  W,); 

Dir,  Ka  m b e r g e r (i,  Fa.  Lehnkering  & Co,,  Dortmund); 

Dir.  Theodor  Kölven  (i,  Fa.  W'^estfälische  Transport-Aktien- 
Gesellschaft,  Dortmund), 
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Stellvertreter; 

J,  H,  W,  Busch  (i,  Fa,  Anton  Günther,  Bremen); 

Jac.  Gilbe  au  (i,  Fa,  Leopold  Berent,  Gotha); 

Carl  Klepzig  (i,  Fa,  M,  Zietzschmann,  Duisburg); 

Diedrich  V o e 1 k e r (i,  Fa,  Claussen  & Wieting,  Bremerhaven). 

Im  Beirat  für  das  Kraftfahrwesen  beim 
Reichsverkehrsministerium : 

Mitglied; 

Dr.  K e s,  Berlin, 

Im  Hauptausschuß  der  Deutschen  Gruppe  der 
Internationalen  Handelskammer: 

K,  H,  V a 1 e n t i n,  M,  d,  RWR,  (i.  Fa,  Jacob  & Valentin,  Berlinj, 

Im  Verkehrsausschuß  des  Deutschen  Industrie- 

und  Handelstages: 

Geh,  Reg,  Rat  Dr,  Bach  (i.  Fa.  Kühltransit-Aktiengesellschaft, 
Leipzig); 

Konsul  Ernst  Boie  (i.  Fa,  Ernst  Boie,  Lübeck); 

J,  H.  W.  Busch  (i.  Fa.  Anton  Günther,  Bremen); 
Gerichtsassessor  a,  D,  Erich  Haslinger  (i,  Fa.  Robert  Mey- 
hoefer  G,  m,  b,  H,,  Königsberg  i,  Pr,); 

S,  M e n d e 1 s s o n (i,  Fa,  S,  Mendelsson,  Breslau); 

Gen.-Dir,  Dr,  h.  c.  Ott  (i.  Fa,  Rhein-  und  Seeschiffahrts-Ges., 
Köln) ; 

Dir.  Alexander  Reinhard  (i,  Fa,  Rhenus  Transport-Gesell- 
schaft m,  b,  H.,  Mannheim); 

Gen.-Dir,  Konsul  Aloert  Schiffers  (i,  Fa.  Speditions-  und 
Lagerhaus  Akt, -Ges,,  Aachen), 

(Präsident  der  Industrie-  und  Handelskammer,  Aachen); 
Konsul  Julius  Vollbrecht  (i,  Fa,  Th.  Lindenberg,  Stettin), 
(Vizepräsident  der  Industrie-  und  Handelskammer,  Stettin), 


Im  Rußlandausschuß  der  Deutschen  Wirtschaft 
beim  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie: 

Dir,  Ludwig  Reichardt  (i,  Fa.  Gesellschaft  für  Auslandstrans- 
porte m,  b,  H,,  Köln  a,  Rh,); 

Dir,  Schiller  (i.  Fa.  Schenker  & Co,,  Berlin); 

Eugen  Silberstein  (i.  Fa,  Internationales  Speditions-Bureau 
Georg  Silberstein  & Co.,  Berlin); 


Im  Großen  Ausschuß 

bei  der  Vereinigung  der  Deutschen  Arbeitgeberverbände. 
Mitglied: 

Carl  B i e r m a n n (i,  Fa,  J,  G,  Henze,  Berlin), 
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Im  Wirtschaftspolitischen  GesamtausschuB  des 
£ ansa-Bundes  für  Gewerbe,  Handel  und  Industrie: 
Mitjlied: 

Carl  B i e r m a n n (i.  Fa,  J.  G.  Henze,  Berlin). 

In  den  Industrie-  und  Handelskammern.*) 

Aacien:  Generaldirektor  Konsul  Albert  Schiffers  (Präsident), 
(i.  Fa.  Speditions-  und  Lagerhaus  Akt. -Ges,,  Aachen), 
Alleastein;  Paul  Spudich  (i.  Fa,  Korn  & Spudich,  Osterode,  Ost- 
preußen). 

Bar]  nen:  Paul  Voegeding  (i,  Fa,  August  Bacher,  Barmen). 

Berl  n:  Eugen  Silberstein  (i,  Fa,  Internationales  Speditions- 
Bureau  Georg  Silberstein  & Co,,  Berlin), 

Bieldeld:  Wilhelm  M ö n n i g (i.  Fa,  Willms  & Mönnig,  Bielefeld), 
Breiien:  J.  H,  W,  Busch  (i,  Fa.  Anton  Günther,  Bremen); 

Konsul  A.  D u b b e r s (i.  Fa.  J,  H,  Bachmann,  Bremen); 

V o e 1 k e r (i.  Fa.  Claussen  & Wieting,  Bremerhaven). 

Brei  lau:  S.  M e n d e 1 s s o n (i.  Fa.  S,  Mendelsson,  Breslau), 
(Vizepräsident), 

Che  nnitz:  Otto  Stecher  (i.  Fa.  Johann  Carl  Heyn’s  Nachfolger, 
Chemnitz). 

Danzig:  C.  W,  Bestmann  (i.  Fa,  C,  W.  Bestmann,  Danzig), 
Dresden:  Willy  Braune  (i.  Fa.  H.  W.  Seurig,  Riesa  a.  E.). 

Duii  burg-R.;  Dir,  Hermann  Bramfeldt  (stellv.  Präsident), 

(i.  Fa,  Lehnkering  & Cie.,  Duisburg- R.) ; 

Paul  Engelhardt  (i,  Fa.  C.  Engelhardt,  Duisburg); 

Konsul  a.  D.  Carl  M i 1 c h s a c k (i,  Fa.  H.  Milchsack,  Duis- 
burg-R.j. 

Düsseldori;  Julius  Weise  (i.  Fa.  Carl  Wiegandt  & Co,,  Düsseldorf), 
Elbiig:  Wilhelm  Sehe  ff  1er  (i,  Fa.  A,  Scheffler,  Mohrungen, 
Ostpreußen). 

Erfurt:  Paul  Rohkrämer  (i,  Fa,  Julius  König,  Erfurt). 

Frankfurt  a.  M,;  Kommerzienrat  Carl  Presser  (i.  Fa,  Carl  Pres- 
ser & Co.  G.  m,  b.  H.,  Frankfurt  a.  M.), 

Gen:  Dir,  J.  Wüllenweber  (i,  Fa,  Geraer  Speditions-  und 
Lagerhaus-Ges,  m,  b,  H,,  Gera), 

Görlitz:  Paul  Donath  (i,  Fa,  Paul  Donath,  Görlitz). 

Gotia:  Jacob  Gilbe  au  (i,  Fa.  Leopold  Bereut,  Gotha); 

Hermann  K 1 e 1 1 (i,  Fa,  Hermann  Klett,  Ilmenau), 

Hagen  i,  W,;  Dir,  Friedrich  Grohmann  (i,  Fa,  A,  Kinkel  A,-G., 
Hagen),  ^ 

Hamburg:  Hermann  Weidemann  (i.  Fa,  Schörmer  & Teichman^j. 
Hamburg), 

Han  nover;  W.  Ecke  (i,  Fa.  Louis  Hapke,  Hannover),  u 

*)  Gemäß  den  Angaben  der  bezirklichen  und  örtlichen  Vereini- 
gun|en  des  deutschen  Speditionsgewerbes, 
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Harburg  a,  E,;  P.  K a 1 i s c h e r (i,  Fa.  Anton  Günther  G,  m.  b.  H,, 
Harburg  a.  E.). 

Hirschberg  i,  Schl.:  Oskar  May  (i.  Fa,  Oskar  May  & Sohn  G,  m, 
b.  H,,  Hirschberg  i,  Schl.), 

Insterburg:  Hugo  Lippold  (i,  Fa.  Richard  Lippold,  Insterburg); 

Fritz  M e s c h o n a t (i.  Fa.  Carl  Deyke  Nachf.,  Eydtkuhnen). 

Kassel;  August  Herwig  (i.  Fa.  Broeckelmann  sen.  & Grund,  Kassel). 

Köln:  Gen. -Dir.  Eduard  Fischer  (i.  Fa.  Speditions-  und  Lagerhaus 
A.-G.,  Köln); 

Gen. -Dir.  Dr,  h.  c,  Franz  Ott  (i.  Fa.  Rhein-  und  Seeschiffahrts- 
Ges.,  Köln). 

Königsberg  i.  Pr.:  Konsul  Max  Arlt  (i,  Fa,  Ivers  &Arlt, Königsberg 
i.  Pr,); 

Gerichtsassessor  a.  D.  Erich  Haslinger  (i.  Fa.  Robert  iMey- 
hoefer  G,  m.  b,  H.,  Königsberg  i.  Pr.); 

Hammer  (i.  Fa.  Henry  Hammer,  Pillau). 

Kottbus:  Otto  Seil  (i,  Fa.  Emil  Böttcher,  Kottbus), 

Krefeld:  Wilhelm  Kappes  (i.  Fa,  Charlier  & Scheibler,  Krefeld), 

Leipzig:  Alfred  Landmann  (i.  Fa.  Fenthol  & Sandtmann,  Leipzig), 

Liegnitz:  Willy  Langner  (i.  Fa.  Heinrich  Langner,  Liegnitz), 

Lübeck:  Julius  Appel  (i.  Fa.  Julius  Appel,  Lübeck); 

Konsul  Ernst  Boie  (Präsident),  (i,  Fa,  Ernst  Boie,  Lübeck); 

Konsul  C.  L,  W.  Heinemeier  (i.  Fa,  F,  H.  Bertling, 
Lübeck) ; 

Ludwigshaien  a.  Rh,;  Wilhelm  H o f m a n n (i,  Fa.  Jacob  Manz, 
Zweibrücken). 

Magdeburg;  Hermann  L o e s c h e (i,  Fa,  Hermann  Loesche,  Magde- 
burg); 

Handelsgerichtsrat  Hermann  Schulze  (i.  Fa,  Hermann 
Schulze  & Co,,  Magdeburg). 

Mainz:  Ph,  L,  S c h m i t t (i.  Fa.  J.  F,  Hillebrand  G,  m,  b.  H,,  Mainz). 

Mannheim:  Dir.  Otto  Grobe  (i,  Fa.  Mannheimer  Lagerhaus-Gesell- 
schaft m,  b,  H.,  Mannheim); 

Gen. -Dir,  Gottlieb  J a e g e r (i.  Fa.  Rheinschiffahrt-Aktien- 
Ges,  vorm,  Fendel,  Mannheim), 

München:  A.  F r a n k j u n.  (i.  Fa.  A,  Frank  & Söhne,  München), 

Nordhausen:  Otto  Eb  erw  e in  (i.  Fa.  Otto  Eberwein,  Nordhausen). 

Nürnberg:  Dir.  G,  S c h 1 a g e r (i.  Fa.  ,, Transportlader“  Nürnberg- 
Fürther  Transport-Gesellschaft  und  Lader-Corporation 
Aktiengesellschaft,  Nürnberg). 

Oppeln:  Fritz  K a r e s k i (i.  Fa,  A.  Schlesinger,  Gleiwitz). 

Plauen:  Julius  Schmidt  (i,  Fa.  Ernst  Naundorff,  Zwickau). 

Stettin;  Walter  Hautz  (i.  Fa,  Hautz  & Schmidt,  Stettin); 

Ernst  K ü h n k e (i.  Fa,  Reinhold  Kühnke  G.  m.  b,  H,,  Stettin); 

Konsul  Julius  Vollbrecht  (Vizepräsident), 

(i,  Fa,  Th,  Lindenberg,  Stettin), 

Stuttgart;  Carl  v.  M a u r (i.  Fa.  Paul  v.  Maur,  Stuttgart), 
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Tilsit:  Benno  Mickoleit  (i.  Fa,  Richard  Preu^schat,  Tilsit): 
Ernst  S u h r a u (i,  Fa.  Ernst  Suhrau,  Kagnit  i.  Ostpr.j. 

Uln  a.  D.;  Egon  N o e r p e 1 (i.  Fa,  C,  E.  Noerpel,  Ulm  a.  D.), 

Wo 'ms;  Martin  Märthesheimer  (i,  Fa,  Carl  Schüler  Nachfol- 
ger, Worms), 

Zitt  iu:  Plans  W u e n s c h (i.  Fa.  Theodor  Wuensch,  Zittau). 


Mi  gliedschaft  des  üereins  Deutscher  Spediteure 
e.  U.  beziD.  des  üereins  Deutscher  Spediteure  e.ü. 
i)eichsoerband  des  Deutschen  Speditions- 
geroerbes. 

a)  Als  VDS,: 

1,  Gesellschaft  zur  Förderung  des  Instituts  für  Verkehrswissen- 
schaft  an  der  Universität  Köln,  An  der  Bottmühle. 

2,  Geschäftsstelle  der  Arbeitgebervertreter  im  vorläufigen  Reichs - 
wirtschaftsrat,  Berlin  W 9,  Bellevuestraße  15, 

3,  Reichsverband  des  Deutschen  Verkehrsgewerbes,  Berlin  W 15, 
Meierottostraße  8 IIP, 

4,  Hansa-Bund  für  Gewerbe,  Handel  und  Industrie,  Berlin  NW  7, 
Dorotheenstraße  36, 

5,  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie  (zugleich  Geschäftsfüh- 
-ung  für  die  , .Fachgruppe  des  Verkehrsgewerbes"  (Spedition, 
Binnenschiffahrt  und  Lagerhausbetrieb)  des  Reichsverbandes  der 
Deutschen  Industrie),  Berlin  W 10,  Königin-Augustastraße  28, 

6,  /ereinigung  der  Deutschen  Arbeitgeber-Verbände  e.  V,,  Berlin 
V 62,  Burggrafenstraße  11, 

7,  Außenhandelsverband  (Handelsvertragsverein],  Berlin  NW  6, 
^uisenplatz  2 — 4, 

8,  Deutsch-Italienische  Handelskammer,  Mailand  (12),  Via  Gesu 
>3—25. 

9,  Deutsch-Russischer  Verein  zur  Pflege  und  Förderung  der  gegen- 
.eitigen  Handelsbeziehungen  e.  V,,  Berlin  SW  11,  Halleschestr,  1, 

10,  Reichsnachrichtenstelle  für  Außenhandel,  Berlin  C 2,  Kloster- 
: traße  41, 

11,  Deutscher  Versicherungs  - Schutzverband  e,  V,,  Berlin  W 30, 
Motzstraße  62, 

12,  Zentralverein  für  deutsche  Binnenschiffahrt,  Berlin  NW  87, 
Clopstockstraße  42, 

13,  lieichsarbeitsgemeinschaft  IV  für  Spedition,  Lagerei  und  Spci- 
( herei,  Berlin  NW  40,  Scharnhorststraße  25, 

und 

Reichsarbeitsgemeinschaft  V des  Last-  und  Personen-Fuhrgewer- 
bes  einschließlich  des  Kraft-  und  Luftfahrwesens,  Berlin  SW  19, 
Wallstraße  25. 
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14,  Vereinigung  der  Spitzenverbände  des  Kraftfahrwesen,  Ge- 
schäftsführung beim  Automobilklub  von  Deutschland,  Berlin 
W 9,  Leipziger  Platz  16  und  Voß-Straße  21, 

15,  Mitteleuropäischer  Motorwagen-Verein  E,  V,,  Berlin  SW  11, 
Hafenplatz  5, 

16,  Studiengesellschaft  für  Automobilstraßenbau,  Berlin-Charlotten- 
burg 2,  Knesebeckstraße  30. 

17,  Deutscher  Sprachverein,  Berlin  W 30,  Nollendorfstr,  13-14, 

18,  Deutsch-Persische  Gesellschaft,  eingetr,  Verein,  Berlin-Grune- 
wald,  Franzensbaderstraße  5, 

19,  Reichsverband  der  Adreßbuchverleger,  Berlin  W 62,  Kurfürsten- 
straße 125, 

b)  Als  VDS.  - RV.: 

1.  Deutsche  Gruppe  der  Internationalen  Handelskammer,  Berlin 
NW  7,  Wilhelmstraße  9—11. 

2.  Internationale  Föderation  der  Spediteurorganisationen,  Bern,  Ge- 
schäftsstelle Wien  VI,  Linke  Wienzeile  64, 
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11.  Die  Geschichte  des 
Oereins  Deutscher  Spediteure  e.  0. 

1879-1929. 

Als  im  Jahre  1877  der  Raumtarif  im  deutschen  Güterverkehr  ein- 
gefi  hrt  wurde  und  sich  damit  für  die  Spediteure  die  Möglichkeit  bot, 
San  melladungen  zu  bilden  und  diesen  Verkehr  durch  örtlichen  Zu- 
sammenschluß zu  fördern  und  zu  beleben,  traten  die  ersten  Bestrebun- 
gen der  Spediteure  zu  kollegialer  Zusammenarbeit  zu  Tage,  Zumal 
in  Leipzig  bildete  sich  schon  im  Oktober  1876  eine  Vereinigung  zum 
gemeinsamen  Betrieb  des  Sammelgeschäfts  unter  dem  Namen  ,,Trans- 
porlkontor  der  vereinigten  Leipziger  Spediteure“,  Die  gemein- 
schc  ftliche  Sammeltätigkeit  wurde  in  wenigen  Jahren  ein  bedeut- 
samer Geschäftszweig  der  in  der  Vereinigung  zusammengeschlossenen 
Spediteure,  Es  ist  deshalb  kein  Zufall,  daß  einige  Jahre  darauf,  als 
die  Einführung  einer  zweiten  Stückgutklassc  durch  die  Tarifkom- 
mis; ion  der  deutschen  Eisenbahnverwaltungen  und  den  Ausschuß  der 
Ver  cehrsinteressenten  empfohlen  wurde,  von  Leipzig  aus  gemeinsame 
Sch  itte  der  deutschen  Spediteure  angeregt  wurden,  um  diesen 
schweren  Schlag  von  dem  aufblühenden  Sammelverkehr  abzuwenden. 
Es  cam  hinzu,  daß  an  der  Spitze  des  Leipziger  Transportkontors 
Moiitz  Merfeld,  ein  Mann  von  klarem  Verstand  und  unbeugsamer 
Ene'gie,  stand,  der  schon  damals  in  den  Kreisen  seiner  deutschen 
Facigenossen  hohes  Ansehen  genoß.  Auf  sein  Betreiben  bildete  sich 
im  Jahre  1879  ein  Komitee,  das  zu  einem  deutschen  Spediteurtag 
nach  Leipzig  einlud  mit  der  Tagesordnung:  1,  Beratung  einer  Peti- 
tion an  den  Bundesrat  wegen  Beibehaltung  der  allgemeinen  Wagen- 
ladi  ngsklassen  A I und  B auch  bei  etwaiger  Einführung  einer  zweiten 
Stü(  kgutklasse  für  die  Güter  der  Spezialtarife,  2,  Bildung  eines  Ver- 
eins deutscher  Spediteure,  welcher  den  Zweck  haben  sollte,  die  In- 
teressen der  deutschen  Spediteure  nach  innen  und  außen  zu  wahren. 
Den  Antrag  der  Vereinsgründung  hatte  Herr  Max  Rosentower, 
Mitinhaber  der  Firma  Ignatz  Rosenthals  Wwe,  & Co,  in  Berlin  ge- 
stellt, Hierzu  hatte  Herr  Carl  Schiffers,  Aachen,  den  Verbes- 
sere ngsantrag  gestellt,  dem  zu  gründenden  Verein  den  Namen  ,, All- 
gemeiner Deutscher  Verein  des  bei  dem  Eisenbahn-Güter-Transport 
betuligten  Handels-  und  Gewerbestandes“  zu  geben  und  als  Zweck 
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bezeichnet,  ,, durch  Schrift  und  Tat  dahin  zu  wirken,  daß  sämtliche 
deutschen  Eisenbahnen  das  Transportgeschäft  der  Privat  tätigkeit 
übergeben  und  sich  darauf  beschränken,  dem  Publikum  ihr  Material 
und  ihre  Zugkraft  in  Miete  zu  geben“.  Die  Versammlung  trat  am 
19,  Januar  1880  in  Leipzig  zusammen  und  wählte  Moritz  Merfeld  zum 
Vorsitzenden,  Vertreten  waren  78  Speditionsfirmen  aus  allen  Teilen 
Deutschlands,  darunter  allein  15  aus  Leipzig  und  13  aus  Berlin,  lieber 
den  ersten  Punkt  der  Tagesordnung  berichtete  der  Inhaber  der  Firma 
G,  F,  Starke  in  Leipzig,  Herr  Carl  Müller,  mit  dem  Erfolge,  daß  die 
Absendung  der  Petition  an  die  zuständigen  Verwaltungen  und  Be- 
hörden beschlossen  und  ihre  Abfassung  dem  Leipziger  Komitee  über- 
tragen wurde.  Alsdann  wurde  nach  längerer  Erörterung  die  Bil- 
dung eines  Vereins  deutscher  Spediteure  beschlossen,  ,,der  den 
Zweck  hat,  alle,  die  allgemeinen  und  die  besonderen  den  deutschen 
Spediteurstand  berührenden  Interessen  zu  wahren,  insbesondere  die 
damit  zusammenhängenden  Fragen  der  Beratung  und  Beschlußfassung 
der  Mitglieder  zu  unterbreiten“.  Herr  Schiffers  verzichtete  auf  Be- 
schlußfassung über  seinen  Antrag.  Die  Ausführung  des  gefaßten  Be- 
schlusses wurde  einer  neungliedrigen  Kommission,  bestehend  aus 
5 Leipziger  und  4 anderw^ärts  wohnenden  Versammlungsteilnehmern, 
übertragen  und  Leipzig  als  Vorort  der  Kommission  und  des  Vereins 
deutscher  Spediteure  gewählt.  Der  von  der  Kommission  ausgear- 
beitete Entwurf  der  Vereinssatzung  wurde  sodann  auf  dem  am  23. 
Mai  1881  in  Eisenach  abgehaltenen  2,  deutschen  Spediteurtag  be- 
schlossen und  der  provisorische  Vorstand,  an  dessen  Spitze  Moritz 
Merfeld  stand,  wieder  gewählt.  Die  Zahl  der  Vereinsmitgliedcr 
betrug  damals  128.  Als  Schriftführer  und  Rechtsbeistand  des  Ver- 
eins war  Rechtsanwalt  Dr,  Wachtel  in  Leipzig  tätig,  der  schon 
bei  den  Gründungsverhandlungen  mitgewirkt  und  in  der  konstitu- 
ierenden Versammlung  das  Protokoll  geführt  hatte.  Nach  seiner  Er- 
krankung trat  der  Syndikus  der  Handelskammer  Mannheim,  Dr. 
Landgraf,  an  seine  Stelle;  er  hat  den  Posten  bis  1896  bekleidet. 
Die  Frage,  die  den  Anstoß  zur  Bildung  des  Vereins  gegeben  hatte, 
wurde  im  Sinne  der  Spediteure  entschieden:  die  Einführung  der  zwei- 
ten Stückgutklasse  unterblieb,  damit  war  der  Sammeldienst  der  Spe- 
diteure vor  einer  ernsten  Erschütterung  bewahrt  geblieben. 

In  den  nun  folgenden  Jahren  wuchs  der  Verein  langsam  weiter, 
bis  er  1907  die  Zahl  von  334  Mitgliedern  erreicht  hatte.  Erst  von  da 
an  setzte  eine  erhöhte  Werbetätigkeit  ein,  die  denn  auch  rasch  zu 
einer  bedeutenden  Vermehrung,  ja  Vervielfachung  der  Mitgliederzahl 
führte. 

Den  Vorsitz  im  neungliedrigen  Vorstand  bekleidete  bis  zum 
Jahre  1906  Herr  Kommerzienrat  Moritz  Merfeld.  Aul  dem  Spedi- 
teurtag in  Koblenz  legte  der  nun  Zweiundachtzigjährige  sein  Amt  nie- 
der und  an  seine  Stelle  trat  nach  einer  einjährigen  Interimsverwaltung 
durch  Geh,  Kommerzienrat  Alexander  Philipp,  in  Firma  Alexan- 
der Philipp,  Chemnitz,  im  Jahre  1907  Geh.  Kommerzienrat  Emil 
Jacob,  in  Firma  Jacob  & Valentin,  Berlin,  wobei  gleichzeitig  der 
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Sit'  (Vorort)  des  Vereins  nach  Berlin  verlebst  wurde.  Damit  schloß 
eine  mehrjährige  Krise  ab,  die  aul  den  Meinungsverschiedenheiten 
übiT  die  Frage  beruhte,  ob  die  Interessen  des  Standes  nicht  besser 
dui  ch  einen  Vorstand,  dessen  geschäftsführende  Mitglieder  ihren 
\X'('hnsitz  in  Berlin  hätten,  gewahrt  werden  könnten. 

Solange  der  Verein  von  Leipzig  aus  geleitet  wurde,  trat  neben 
He  rn  Merfeld  besonders  auch  Herr  Emil  Kummer,  in  Firma  Uhl- 
main  & Co,,  hervor,  ein  kluger  und  vielseitig  unterrichteter  Mann, 
den  der  Verein  manche  wertvolle  Anregung  verdankt.  Die  Zahl  der 
Vo  Standssitzungen  richtete  sich  nach  dem  Vorliegen  wichtiger  und 
dri  iglicher  Verkehrsfragen,  die  Generalversammlungen  wurden  Wech- 
sel id  in  verschiedenen  deutschen  Städten  abgehalten,  insbesondere 
in  solchen,  die  durch  ihre  Lage  den  Teilnehmern  Gelegenheit  boten, 
mi1  der  Vereinsarbeit  einen  Naturgenuß  zu  verbinden.  Das  verwie- 
get de  praktische  Interesse  der  Teilnehmer  bildete  die  Sammelspe- 
dit  on,  — 

Die  Unterlagen  für  die  Zeit  bis  1897  sind  nicht  sehr  reichlich 
\oihanden,  die  in  den  Generalversammlungen  behandelten  Themen 
wa  *ea  interessant,  ohne  aber  immer  von  einschneidender  praktischer 
Beileutung  für  das  Speditionsgewerbe  zu  sein. 

Das  änderte  sich  im  Jahre  1897  als  der  preußische  Minister  der 
öfh  ntlichen  Arbeiten  mit  dem  Plane,  die  Stückguttarife  zu  staffeln, 
hei  vortrat.  Das  bedeutete  eine  ernste  Bedrohung  des  Sammelladungs- 
veikehrs  und  forderte  energische  Abwehr,  Diese  wurde  denn  auch 
sof  )rt  in  Angriff  genommen;  Vorstandssitzungen  und  außerordent- 
licl  e Generalversammlungen  wurden  abgehalten,  Denkschriften  ver- 
faßt und  an  die  Handelskammern  versandt,  Petitionen  an  die  maß- 
gel  enden  Stellen  (Ministerium,  Herrenhaus,  Abgeordnetenhaus)  ge- 
richtet  und  auch  persönlich  die  Bedenken  und  Beschwerden  des 
Vc  eins  dem  Minister  vorgetragen.  Daneben  wurde  auch  durch  die 
Pr(  sse  Einfluß  auf  die  öffentliche  Meinung  zu  gewinnen  gesucht.  Ein 
Erfolg  war  freilich  allen  diesen  Bemühungen  nicht  beschieden:  Der 
Sti  ffeltarif  wurde  eingeführt  und  hat  sich  ti  otz  der  ihm  unleugbar 
anl  aftenden  Schwächen  und  trotz  der  Schädigungen,  die  er  in  wirt- 
schaftlicher Hinsicht  nicht  bloß  den  Spediteuren,  sondern  auch  den 
duich  die  veränderte  Frachtlage  betroffenen  Industrien  gebracht  hat, 
bis  heute  behauptet. 

Weiterhin  waren  der  Sechsuhrschluß  der  Güterannahmestellen, 
die  unbefriedigende  Gestaltung  des  Transportversicherungswesens, 
die  rigorose  Praxis  der  Feuerversicherungsgesellschaften,  die  die  Prä- 
mi(  n außerordentlich  erhöhten  und  den  Abschluß  langfristiger  Ver- 
träge mit  den  Spediteuren  verweigerten,  die  Erhebung  von  Wagen- 
staidgeld  für  Sonn-  und  Feiertage,  die  rücksichtslose  Konkurrenz  der 
Spediteure  untereinander  und  andere  Themata  von  allgemeinem  In- 
teresse Gegenstand  der  Erörterungen  in  den  Vorstandssitzungen  und 
in  den  Generalversammlungen,  Als  dem  Verein  der  Entwurf  der 
nei  en  Verkehrsordnung  mitgeteilt  wurde,  fand  eine  eingehende  Be- 
rat ang  und  Ausarbeitung  von  Abänderungsvorschlägen  statt,  verschie- 


P.  P, 

ie  durch  die  Presse  neuerdings  bekannt  geworden,  hat  die 
Deutsche  Eisenbahn-Tarif-Commission  in  ihrer  Mehrheit  sich  dahin  aus- 
gesprochen, 

daß  nicht  nur  die  Einführung  einer  zweiten  Stückgpit- 
classe,  sondern  auch  die  Aufhebung  der  allgemeinen 
Wagenladungsclassen  und  B.  anzustreben  sei. 

Es  liegt  die  Befürchtung  nahe,  daß  diese  Ansichten  an  maßgebender 
Stelle  Billigung  finden  und  der  praktischen  Verwirklichung  entgegen  geführt 
werden  möchten. 

Dadurch  würde  der  noch  in  der  Entwicklung  begriffene  Wagenladungs- 
Verkehr  wieder  beseitigt  und  auf  diesem  Gebiete  eine  neue  Beunruhigung 
geschaffen,  welche  nur  dazu  dienen  kann,  alle  bei  der  Entwickelung  des  Fracht- 
verkehrs Bctheiligtcn,  vor  Allem  die  Spediteure  und  das  handeltreibende 
Publikum  schwer  zu  schädigen. 

Dem  mit  allen  Kräften  von  Seiten  der  zunächst  Interessirten  recht- 
zeitig entgegen  zu  wirken,  erscheint  um  so  mehr  geboten,  als  die  Erfahrung 
gelehrt  hat,  dass  derartige  Fragen  oft  nur  von  theoretischen  Gesichtspunkten 
aus  behandelt  werden,  ohne  die  bedenklichen  praktischen  Folgen  zu  erwägen. 
Die  Unterzeichneten,  dem  Transportcomtor  der  vereinigten  Leipziger 
Spediteure  zu  Leipzig  angehörenden  Speditionsfirmen  haben  sich  deshalb 
entschlossen,  den  Berufsgenossen  im  Deutschen  Reiche  Gelegenheit  zu  geben, 
über  diese  Frage  sich  auszusprechen  und  die  geeigneten  Schritte  zur  Wahrung 
der  auf  diesem  Gebiete  gleichartigen  und  solidarischen  Interessen  aller  deutschen 
Spediteure  zu  berathen,  — Sie  haben  geglaubt,  dies  am  Besten  zu  erreichen, 
indem  sie  sich  erlauben,  zu  einem 

am  19.  Januar  1880,  Vormittags  10  Uhr 

im  Saale  des  Bonorand’schen  Etablissements  im  Rosenthal 

in  Leipzig 

abzuhaltenden  Spediteurtag  Sie  hierdurch  ergebenst  einzuladen. 

Auf  eine  allseitige,  rege  Betheiligung  der  Berufsgenossen  wird 
um  so  sicherer  gerechnet,  als  die  oben  bezeichnete,  in  erster  Linie  zu  behan- 
delnde Frage  allein  wohl  Allen  schon  wichtig  genug  erscheinen  dürfte,  um 
Sie  zur  Betheiligung  an  dem  Spediteurtage  zu  veranlassen,  überdies  aber  es 
nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  auch  noch  andere,  die  allgemeinen  Interessen 
des  Speditionsgeschäftes  berührende  Fragen  auf  desfallsige  Anregung  zur 
Besprechung  und  Beschlußfassung  gelangen. 


Rntnommen  aus  dem  Archiv  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e-  V- 


Um  die  Tagesordnung  rechtzeitig  feststellcn  zu  können,  wird  gebeten, 
etwaige  Anträge  schriftlich  bis  spätestens  zum  10.  Januar  1880  an  den 
Vorsi  :zenden  des  Transportcomtors  der  vereinigten  Leipziger  Spediteure,  Herrn 

Molitz  Merfeld  in  Leipzig  gelangen  zu  lassen. 

Bis  zum  gleichen  Tage  und  an  dieselbe  Adresse  wollen  Sic  Ihre 
Erklä  rung  über  Ihr  Erscheinen  zum  Spediteurtage  gefälligst  brieflich  anzeigen. 

Die  Unterzeichneten  sind  gern  bereit,  alle  an  sic  gelangenden  An- 
fragen zu  beantworten  und  auf  Ihren  Wunsch  im  Voraus  für  Wohnung  zu 
sorge  i. 

Eine  Vor- Versammlung  soll 

Sonntag,  den  18.  Januar  1880 

Abends  71/2  Uhr 

im  Bonorand’schen  Etablissement  Hier 

stattfi  öden. 

Leipzig,  19.  December  1879, 

Fenthol  & Sandtmann.  J.  Schneider  & Co. 
Johann  Christ.  Freygang  E.  A.  Schulze. 

Gerhard  & Hey.  Johann  Carl  Seebe. 

C.  G.  Lentsch.  Sieland  & Co. 

A.  Lieberoth.  J.  G.  Silber. 

Moritz  Merfeld.  G.  F.  Starke. 

Wilhelm  Röder  senior.  F.  Stiefel. 

Ehrhardt  Schneider.  Uhlmann  & Co. 
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dene  davon  haben  bei  der  Festsetzung  des  endgültigen  Textes  Be> 
rücksichtigung  gefunden. 

Eine  bedeutsame  Wandlung  in  der  Vereinsgeschichte  brachte  das 
Jahr  1907,  In  der  Görlitzer  Generalversammlung  dieses  Jahres 
v.'urde  eine  neue  Vereinssatzung  beschlossen,  die  eine  dreijährige  Fest- 
legung des  Vorortes  statt  der  bisherigen,  jedes  Jahr  neu  erfolgenden 
Wahl  und  eine  Vermehrung  der  Vorstandsmitglieder  auf  zwölf  ein- 
führte, Im  Anschluß  daran  wurde  Berlin  zum  Vorort  gewählt  und 
Herrn  Geh,  Kommerzienrat  Emil  Jacob,  Berlin,  der  Vorsitz  im  Vor- 
stand übertragen.  Der  Einfluß  dieses  rastlos  tätigen  Mannes,  dessen 
reiche  Erfahrungen  in  der  Organisationstätigkeit  nun  dem  Verein  in 
vollem  Maße  zugute  kamen,  machte  sich  bald  geltend.  Es  wurden 
nunmehr  vierteljährliche  Vorstandssitzungen  abgehalten  und  zu 
ihnen  auch  hervorragende  Fachmänner,  insbesondere  der  bekannte 
Kommentator  der  Eisenbahngesetzgebung,  Geh,  Regierungsrat  Dr, 
Eger,  zugezogen  und  eine  ausgedehnte  Werbetätigkeit  entwickelt,  die 
— wie  schon  erwähnt  — die  Mitgliederzahl  bald  auf  das  Mehrfache 
der  früheren  brachte.  In  den  Kreis  der  Beratungen  wurde  jeder 
Gegenstand  gezogen,  der  in  irgend  w'elcher  Richtung  für  das  Spedi- 
tionsgewerbe von  Bedeutung  sein  konnte,  und  vielfach  Eingaben  zur 
Wahrung  der  Interessen  der  Vereinsmitglieder  an  die  zuständigen 
Behörden  gerichtet.  Die  Verlegung  des  Vororts  nach  Berlin  und  der 
wachsende  Umfang  der  vom  Vorsitzenden  unmittelbar  beeinflußten 
Geschäfte  brachte  es  mit  sich,  daß  auch  von  Berlin  aus  ein  wesent- 
licher Teil  der  Geschäfte  erledigt  werden  mußte.  Hierfür  wurde  der 
Geschäftsführer  der  Berliner  Gütersammelstellen  G,  m,  b,  H,,  Herr 
Fritz  B a n n i e r,  gew'onnen,  der  nebenamtlich  in  rastloser  Tätigkeit 
sich  außerordentliche  Verdienste  um  den  Verein  erworben  hat,  bis 
die  spätere  Umorganisierung  den  Uebergang  seiner  Arbeit  auf  ein 
Vereinsbüro  notwendig  machte.  Die  Bearbeitung  des  mehr  juristi- 
schen Teils  der  Vorstandsgeschäfte  lag  seit  1897  in  den  Händen  des 
Rechtsanwalts  Ober-Justizrats  Barth  in  Leipzig, 

Eine  wichtige  Aufgabe  des  Vereins  erblickte  der  neue  Vor- 
sitzende in  der  Schaffung  einheitlicher  Beförderungs-  und  Lagerbe- 
dingungen und  bereits  der  Hamburger  Generalversammlung  von  1908 
wurde  der  Entwurf  allgemeiner  Beförderungsbedingungen  vorgelcgt 
und  von  ihr  mit  einigen  Abänderungen  zum  Beschluß  erhoben.  Bald 
folgten  ihnen  auch  allgemeine  Lagerbedingungen,  mit  denen  der  Ent- 
wurf eines  Lagerscheins  verbunden  wurde;  bei  ihnen  war  es  beson- 
ders schwierig,  untereinander  abweichende  örtliche  Gepflogenheiten 
in  angemessener,  die  Einheitlichkeit  möglichst  wenig  störender  Weise 
zu  berücksichtigen.  Die  mit  der  Handhabung  dieser  Bedingungen 
gemachten  Erfahrungen  haben  noch  wiederholt  zu  Aenderungen  in 
späteren  Generalversammlungen  Veranlassung  gegeben.  Wenn  auch 
von  vornherein  fest  stand,  daß  kein  Mitglied  zur  Annahme  der  Bedin- 
gungen verpflichtet  werden  und  es  sich  nur  um  eine  Empfehlung  hier- 
zu handeln  konnte,  war  doch  die  erfreuliche  Tatsache  festzustellen, 
daß  ihre  Einführung  in  den  einzelnen  Betrieben  mehr  und  mehr  Fort- 
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schritte  machte,  zumal  da  mancher  abseits  Stehende  an  unliebsamen 
Stre itij^keiten  erfahren  mußte,  wie  wohltäti{|  es  ist,  eine  klare  feste 
Gruidlat^e  für  alle  abgeschlossenen  Geschäfte  zu  besitzen.  In  un- 
aufl  altsamer  Weiterentw  ickelung  ist  es  schließlich  im  Jahre  1927  da- 
zu < ekommen,  daß  die  bis  dahin  einseitig  von  den  Spediteuren  fest- 
gest  tzten  und  deshalb  mannigfachen  Anfechtungen  ausgesetzten 
Grundsätze  für  alle  Speditions-,  Fracht-  und  Lagergeschäfte  in  ge- 
meinsamer Arbeit  mit  den  großen  wirtschaftlichen  Verbänden  ver- 
einbart wurden  und  damit  die  bedeutsame  Stellung  einer  festen,  den 
Ges  :häftsbereich  der  Spediteure  beherrschenden  Norm  erlangten. 

Die  große  Zahl  der  in  den  Generalversammlungen  erstatteten 
Referate  legt  Zeugnis  davon  ab,  welche  umfassende  Arbeit  der  Vor- 
star d leistete.  Die  leidigen  Kollidiebstähle  und  der  ungenügende 
eiseibahnseitige  Plombenverschluß,  die  Frage  des  Beitritts  zu  dem 
neubegründeten  Zentralverband  der  Arbeitgeber  im  Transport-  und 
verwandten  Gew'erben,  das  Reichsgesetz  über  den  Versicherungs- 
verlrag  und  sein  Einfluß  auf  den  Speditionsverkehr,  insbesondere  die 
Schaffung  einer  befriedigenden  Klausel  für  die  Feuerversicherungs- 
poli  :en  der  Spediteure,  Fragen  der  Seehafenspedition,  die  Benach- 
teiligung des  Sammelverkehrs  durch  die  Vorenthaltung  großer  Wagen, 
die  -echtliche  Stellung  des  Adreßspediteurs  gegenüber  dem  Endemp- 
fänfer,  die  Höhe  der  bahnamtlichen  Lagergeldsätze,  die  Abwehr  des 
Ver  ;uchs  einer  Monopolisierung  des  Sammelverkehrs  nach  den  See- 
häft  n,  die  Regelung  der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  Speditions- 
arb«  iter,  die  Verantwortlichkeit  des  Spediteurs  als  Frachtbrief aus- 
stel  er,  die  Frage,  an  welche  Personen  das  Gut  für  den  Empfänger 
recl  tswirksam  abgeliefert  werden  kann,  die  angebliche  Unzulässigkeit 
der  Aufrechnung  mit  Schadensersatzforderungen  wegen  Unterschla- 
gung usw'.  gegenüber  der  Lohnklage  ungetreuer  Arbeiter,  die  von 
den  Gewerbegerichten  lange  Zeit  ihrer  Rechtsprechung  zugrunde  ge- 
legt wurde,  die  Bedeutung  der  vielfach  auf  Frachtbiefen  zu  findenden 
Bes  immung  „zur  Verfügung  des  Herrn  N,  N.“  und  manche  andere 
Frage  waren  in  den  nächsten  Jahren  Gegenstand  von  Referaten  in 
den  Generalversammlungen  nach  vorheriger  Besprechung  in  der  Vor- 
star dssitzung,  Besonders  zu  gedenken  ist  der  wiederholten,  beleh- 
renden Vorträge,  die  Herr  Scheinmann,  Direktor  der  Lagerci- 
benifsgenossenschaft,  über  die  Zuteilung  der  Speditionsbetriebe  zur 
Fuhrwerksberufsgenossenschaft,  über  Arbeiter-  und  Angestelltenver- 
sicherung im  Kriege,  über  Unfallversicherungsrecht  und  -pflicht  der 
kaufmännischen  Angestellten  der  Speditionsbetriebe,  über  die  An- 
rechnung  der  Trinkgelder  der  Rollkutscher  in  das  versicherungspflich- 
tige Berufseinkommen  und  über  Recht  und  Rechtsübung  auf  dem  Ge- 
biete der  Unfallversicherung  im  Kriege  in  dankenswerter  Weise  in 
eiiK  r Reihe  von  Generalversammlungen  gehalten  hat. 

Im  Jahre  1912  wurde  Herr  Geh.  Kommerzienrat  Jacob  durch 
den  Tod  abgerufen.  An  seine  Stelle  trat  ein  Mann  von  gründlich- 
ster Fachbildung  und  hervorragender  Begabung  für  die  Leitung  der 
Geschäfte  des  Vereins,  der  Vorstand  der  Aktiengesellschaft  Berliner 


T eilnehmerliste 

für  den 

ersten  deutschen  Spediteurtag 

in  Leipzig  am  19.  Januar  1880. 

Ort  und  Firma,  Vertreten  durch  Bemerkungen. 
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\ Charlier  & Scheibler  , Adolph  Charlier  . . . zugleich  für  die  Firmen: 


Ad.  Charlier-Memminger 
in  Aachen  und  Cöln 

und  für  die  Aachener 
Transport-Gesellschaft : 


Carl  Schiffers  ....  Carl  Schiffers  . 

Barmen. 

Hesselnberg  & Wever  . Richard  Wever. 


Charlier  & Scheibler. 
Ad.Charlier-Memminger. 
Carl  Bergerhoff. 

Hubert  Blaise. 

Gebr.  Heucken  & Co. 
Homan  & Esser. 

Ulrich  Mathee. 

Gustav  Mathee. 

Caesar  Mathee. 
Neuhausen  & Gillissen. 
Pelzer  & Hütten. 

G.  Schervier. 

A,  Souheur  & Co, 

Ed.  Speck. 

zugleich  für  die  Firma; 

Goetze  & Staerk 
in  Aachen. 


Berlin» 

Actien-Gesellschaft  für 

Spedition Julius  Rothenstein. 

Arnheim  & Co.  ...  Wilh.  Arnheim. 

Bartz  & Co G.  C.  Bartz. 

Berl.  Spediteur- Verein, 

Acticngesellsch.  . . Commissionsrath 

Bergemann 

und  H,  Valette, 

Brasch  & Rothenstein  . Heinrich  Rothenstein. 
J.  A.  Fischer  ....  O.  Rosenhagen. 


Entnormren  aus  dem  Archiv  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  \ . 


Ort  und  Firma. 


Vertreten  durch 


Bemerkungen. 


• 

i 

Bei  lin. 

J G.  Hent^e 

E.  Gehricke. 

G eorg  Kempermann  . . 

Max  Kempermann, 

Vi',  Marziliier  & Co.  . 

F.  W.  Hintze. 

P lalandt  & Dietrich 

Geh,  Commerzienrath 

Dietrich. 

Ignatz  Rosenthal  Wwe. 

• 

& Co 

Max  Rosentower. 

A,  Warmuth 

Jos.  Hauser. 

C F.  Witte 

Adolph  Schaffenius. 

Bra  iinschweig. 

H Kaiser 

H.  Kaiser, 

Bre  slau. 

F A.  Franke 

G.  Hennig. 

-ft 

L >uisGoldstücker  &Co, 

i Louis  Goldstücker. 

Jr 

R Hahn 

Emanuel  Hahn. 

Jos.  Pohl  & Co.  . . . 

Jos,  Pohl, 

D N.  Schlesinger  . . . 

D.  N.  Schlesinger. 

( 

1 

i 

t 

Bro  nberg. 

M uritz  Jacobsohn  . . . 

Moritz  Jacobsohn. 

Che  mnitz. 

* 

J(  h.  Carl  Heyns  Nachf. 

Paul  Stecher. 

t 

A exander  Philipp  . . 

Alexander  Philipp. 

Cöh  t. 

H Milchsack i 

H.  Frensdorff  .... 

zugleich  für  die  Firma: 

Coti  bas. 

H.  Milchsack  in  Hagen 

Fl  anz  Dehnicke  .... 

Paul  Goldstein. 

Dre  iden. 

Li  der  & Tischer  ... 

1 

AL.  Mendc i 

1 H,  G,  Luder. 

! Jch.  Carl  Seebe  ... 

A.  Schmidt.  i 

Düs  teldorf. 

1 

J.  D.  Brinks  jr 

Louis  Jaeger  .... 

zugleich  für:  ^ 

i 

Wm,  Bauer  in  Düsseldorf. 

■ C<  rl  Wiegandt  & Co.  . 

1 ® 

Carl  Wiegandt  .... 

zugleich  für  die  Firmen; 

1 

1 1 

Carl  Wiegandt  & Co,  in 

; I 

München-Gladbach. 

1 

A.  Jansen  daselbst. 

Elbe  rield. 

König  & Luyken  daselbst. 

j J.  A.  Martin  & 

August  Martin.  , . . 

zugleich  für  die  Firma:  ^ 

t 

J,  A.  Martin  & S“«  in 

Ebe  'sbach. 

Düsseldorf, 

Bi  ebner  & Schladitz  . 

Th.  Schladitz.  i 

i 

1 

1 

a 

Ort  und  Firma. 


Vertreten  durch 


Bemerkungen. 


Frankfurt  a/M. 

Philipp  Förster  .... 

Carl  Jung -Förster  . . 

zugleich  für  die 

„Güter-Sammelstelle  der 

Staatsbahnen 

‘ in 

Frankfurt  a M. 

» 

Gebhardt  & Amelung  . 

Jos.  Levi  u.F,  Lausberg 

zugleich  für  die^Firmen: 

¥ 

Heinrich  Hende  Nachf.  . 

1 Jos.  Levi. 

Chr.  Link 
J.  C,  G,  Mayer 
Carl  E.  Mohr 
J.  V.  Schölles 

in 

Frank- 

furt 

a/M, 

F,  Lausberg  & Co.  . . . 

Fürth, 

F.  Lausberg. 

t 

L.  Apfelbaum 

Gera, 

S.  Apfelbaum. 

1 

1 

Gehr.  Haeussler  .... 

Eugen  Haeussler. 

Görlitz, 

Herrn,  Kienitz  .... 
Hamburg. 

Herrn.  Kienitz. 

$ 

« 

Elkan  & Co 

Wilh.  Elkan. 

W,  V.  Essen  & W,  Jacoby 

Waldemar  v.  Essen, 

Miller  & Wachsmuth  . 

Wachsmuth. 

Hannover. 

Gaffky  & Köhler  . . . 

F.  Gaffky  jr. 

Joh,  Chr.  Heine  .... 

Paul  Heine, 

( 

Insterburg. 

S.  Eichelbaum  .... 

Ad,  Eichelbaum, 

Königsberg  i Pr. 

N,  Samter 

H.  Stegmayer. 

Lanban. 

Otto  Hill ; 

Otto  Hill 

zugleich  für  die  Firma: 

Otto  Hill  in  Dittersbach. 

Loebau. 

1 

C.  W.  Frömmelt  . . . 

Louis  Frömmelt  • . . 

zugleich  für  die  Firma: 

j 

C.W.Frommelti,  Bautzen 

Leipzig. 

i 

i 

Fenthol  & Sandtmann  , 

A,  Landmann.  | 

Gerhard  & Hey  .... 

Wilh.  Oelssner. 

• 

C.  G.  Lentsch  .... 

Ludwig  Lentsch. 

> 

A,  Lieberoth 

C,  Stöving, 

Moritz  Merfeld  .... 

Moritz  Merfeld  . . . 

zugleich  für  die  Firma: 

- 

Gebr.Girard  in  München , 

Wilh.  Röder  scn.  . . . 

Herrn,  Cubasch.  , 

Ehrhardt  Schneider  . . 

Wm.  Reincrt. 

) 


i 

1 

i 

t 


I 


♦ 


Ort  und  Firma. 

Vertreten  durch  Bemerkungen. 

i 

Lei]  >zig. 

1 1 

J.  Schneider  & Co.  . . 

C.  Schneider.  , zugleich  für  die  Firmen: 

Ticdemann  & Behrens 

in  Bremen. 

M.  J.  Sachs  & Söhne 

in  Hirschberg. 

Carl  Frank  in  Stuttgart. 

E,  A.  Schulze  .... 

Ernst  Schulze. 

Jehann  Carl  Seebe  . . 

Wilh.  Bahndorf. 

Sidand  & Co,  .... 

Gust.  Singewald. 

J.  G.  Silber 

Otto  Renker. 

G.  G.  Starke 

Carl  Müller. 

F.  Stiefel 

F.  Stiefel. 

Ul  Imann  & Co 

Ed.  Tretbar. 

Lief  nitz. 

Bc  rschall's  Speditions- 

Geschäft 

J.  Barschall. 

Mag  deburg. 

AId.  Lüddecke  & Co.  . 

Schröder. 

Man  [ibeim. 

Fr  Gruber 

Fr.  Gruber, 

Mee  rane. 

Q\  aas  & Wilke  .... 

Langlotz. 

Nun  berg. 

De  nier  & Co 

Wilh.  Walde. 

J.  G.  Linck 

J.  G.  Linck. 

Oeh. 

G\  stav  Gottschling  . . 

Gust.  Gottschling. 

Plan  en. 

Besser  & Krüger  . . . 

Richard  Besser. 

Reichenbach  i/V. 

RcbertWebel  .... 

Robert  Webel. 

Spr«  mberg. 

Cf  r.  Heintze 

Chr.  Heintze. 

Er  ist  Hülse 

Ernst  Hülse. 

Stet  in. 

Eigen  Rüdenburg  . . . 

Eugen  Rüdenburg. 

Thoi  n. 

W Boettcher  .... 

Paul  Adami. 
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Spediteurvereine,  Herr  Max  B 1 e i s e.  Ihm  wurde  die  schwere  Auf- 
gabe den  Verein  in  den  Zeiten  des  Weltkriegs  zu  leiten  und  durch  die 
ungeheuren  Erschütterungen,  die  der  Krieg  zumal  für  das  Verkehrs- 
t leben  mit  sich  brachte,  hindurch  zu  steuern.  Man  darf  wohl  sagen, 
dab  er  seine  Verpflichtungen  in  einer  Weise  erfüllt  hat,  wie  es  kaum 

einem  Anderen  an  seiner  Stelle  gelungen  wäre.  Freilich  mag  er  da- 
bei über  das  Maß  seiner  Kräfte  hinausgegangen  sein,  er  wurde  in  der 
Heimat  ein  Opfer  des  Krieges,  mitten  in  einer  den  Interessen  der 
bachgenossen  gewidmeten  Sitzung  wurde  er  im  Jahre  1919  von  einem 
sofort  tödlich  wirkenden  Gehirnschlag  betroffen, 

% In  den  Jahren  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges  wurde  zunächst 
nochmals  die  Zahl  der  Vorstandsmitglieder,  und  zwar  auf  15,  erhöht. 
Wie  m einer  Vorahnung  der  Erfahrungen,  die  man  bald  darauf 
machen  sollte,  lehnte  die  Generalversammlung  von  1913  in  Nürn- 
berg es  ab,  ausländische  Spediteure  in  irgendwelcher  Form  als  Ver- 
einsmitglieder  zuzulassen.  Andrerseits  wurde  ein  Einigungsamt  ge- 
schaffen, das  über  Streitigkeiten  gewerblicher  Art  von  Vereinsmit- 
gliedern  unter  einander  oder  mit  außenstehenden  Spediteuren  bei 
Unterwerfung  beider  Teile  unter  seine  Zuständigkeit  entscheiden 
sollte  und  eine  Ordnung  über  das  hierbei  zu  beobachtende  Verfah- 
ren aufgestellt.  Ein  weiterer  Gegenstand  der  Beratung  war  der 
Schutz  der  Spediteure  gegen  die  Inanspruchnahme  durch  den  Ver- 
sicherer, insbesondere  der  Lagerhalter  durch  die  Feuerversicherungs- 
gesellschaften  wegen  Ersatzes  von  Schäden  an  Gütern,  die  der  Kunde 
^ selbst  versichert  hatte.  Auch  die  Haftung  des  Empfängers  für  Fracht- 
zuschläge wurde  lebhaft  erörtert  und  dabei  die  Schwierigkeit,  die  In- 
teressen der  Eisenbahn  und  des  Empfängers  zu  vereinigen,  herausge- 
stellt. Endlich  nahmen  die  Bestrebungen,  einen  Verein  der  Bahn- 
spediteure abseits  vom  Verein  zu  bilden,  wegen  der  daraus  drohenden 
Schädigung  die  Aufmerksamkeit  des  Vorstandes  und  der  Generalver- 
Sammlung  in  Anspruch;  es  wurde  versucht,  ihnen  durch  die  Zusiche- 
rung einheitlicher  Vertretung  der  Wünsche  der  Spediteure  bei  den  zu- 
ständigen Stellen  zu  begegnen  — auf  die  Dauer  freilich  ohne  Erfolg. 

In  der  Pfingstzeit  1914  war  die  Generalversammlung  im  deut- 
schen Straßburg  abgehalten  und  durch  einen  Ausflug  nach  einer  der 
malerischsten  Gegenden  der  Vogesen  verschönt  worden.  Wenige 
Wochen  darauf  brach  das  Kriegsungewitter  aus  und  die  militärischen 
Notwendigkeiten  beherrschten  alsbald  das  gesamte  wirtschaftliche 
Leben,  ganz  besonders  aber  den  Verkehr.  Für  die  Spediteure  be- 
gann nun  eine  unendlich  schwere  Zeit,  an  die  Jeder,  der  sie  durch- 
lebt hat,  mit  Schaudern  zurückdenken  wird.  Nicht  nur  der  Eisen- 
bahn- und  Schiffsverkehr  hörten  fast  völlig  auf,  dem  privaten  Wirt- 
schaftsleben zu  dienen,  auch  die  Pferde  wurden  ausgehoben,  die  An- 
gestellten und  Arbeiter  zur  Fahne  einberufen  und  ein  großer  Teil 
♦ der  Vereinsmitglieder  selbst,  auch  solche,  die  das  dienstpflichtige 
Alter  überschritten  hatten,  griffen  zur  Wehr,  um  das  Vaterland  vor 
. den  äußeren  Feinden  zu  schützen.  Die  wirtschaftlichen  Nöte  nahmen 
mehr  und  mehr  überhand  und  entsprechend  vermehrte  sich  ständig 
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de  Tätigkeit  des  \orstandes;  es  blieb  schließlich  nichts  anderes 
ü )rig,  als  ein  eigenes  Vereinsbüro  in  Berlin  zu  begründen  und  es 
e:nem  der  bisherigen  Schriftleiter  der  Speditions-  und  Schiffahrts- 
zritung,  Herrn  Richard  Siecke,  zu  unterstellen.  Schon  im  ersten  ^ 
Kriegsjahre  wurde  es  notwendig,  wegen  Festsetzung  angemessener 
Höchstpreise  für  Futtergetreide,  wegen  Erhöhung  des  zur  Verfütte- 
riing  freigegebenen  Quantums  Hafer  und  wegen  Sicherstellung  des 
Haferbedarfs  für  das  Transportgewerbe,  sowie  gegen  die  wiederholte 
Heranziehung  der  Speditionspferde  zum  Kriegsdienst  vorstellig  zu 
werden.  Zur  Behebung  der  im  Stückgutverkehr  eingetretenen 
S :hwierigkeiten  wurde  der  preußische  Eisenbahnminister  angegangen,  ^ 
zur  Kräftigung  des  Sammelladungsdienstes  eine  Staffelung  der  allge- 
iT  einen  Wagenladungsklassen  A I und  B in  Erwägung  zu  ziehen.  Der 
Eingabe  war  ebensowenig  ein  Erfolg  beschieden  wie  einer  Vorstellung 
d ir  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin,  die  eine  Ermäßigung 
d ;s  Tarifs  für  Sammelgut  befürwortete.  Je  länger  der  Krieg  dau- 
e te,  desto  mehr  wurde  die  Notwendigkeit,  den  Sammelverkehr  zu 
u iterstützen,  auch  von  den  Verkehrsministerien  der  deutschen  Bun-  ^ 
d>sstaaten  erkannt  und  die  Eingaben  des  Vorstandes,  die  eine  Er- 
leichterung der  Bestimmungen  über  die  Stückgutbeförderung  zur  Er- 
möglichung der  Heranziehung  der  Transitgüter  zum  Stückgutverkehr 
erbaten,  wohlwollend  in  Betracht  gezogen.  Eine  Erhöhung  der 
S ückgutsätze  brachte  dem  Sammelverkehr  wenigstens  eine  gewisse 

V ermehrung. 

Der  Verkehr  nach  den  besetzten  Gebieten  im  Osten,  nach  der  * 
Tjrkei  und  nach  Bulgarien,  wurde  vom  Kriegsministerium  durch  die 
JV  onopolisierung  in  den  Händen  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  und 
a:iderer,  mit  staatlicher  Unterstützung  begründeter  Kriegsgesellschaf- 
t<n  dem  Betriebe  der  Spediteure  fast  völlig  entzogen.  Ausgedehnte 
u:id  anstrengende  Verhandlungen  haben  stattgefunden,  um  dieses 
]V  onopol  zu  beseitigen  oder  doch  zu  beschränken,  sind  auch  nicht  , 
g.lnzlich  erfolglos  gewesen,  insofern  eine  Beteiligung  der  Spediteure  * 
a 1 der  Z,  E,  G.  durchgesetzt  wurde,  sie  haben  aber  eine  durchschla- 
gende Besserung  der  Verhältnisse  nicht  herbeiführen  können.  Aus 
d jn  Kreisen  der  Spediteure  wurden  aus  diesem  Anlaß  heftige  Angriffe 
gegen  den  Vorstand  gerichtet,  jedoch  gelang  es  dem  Vorstand  nach- 
zuweisen,  daß  er  die  Interessen  der  Gesamtheit  so  gut,  wie  es  nach 
Lage  der  Sache  eben  möglich  war,  gewahrt  hatte.  Die  Begründung 
d >r  Orient-  und  der  ostpreußischen  Transportgesellschaft  m,  b.  H, 
si  )llten  denselben  Zwecken  dienen,  das  bald  danach  eintretende  Ende 
das  Krieges  ließ  sie  aber  nicht  mehr  zur  Entwicklung  kommen;  viel 
Fleiß  und  Zeit  war  umsonst  aufgewendet  worden. 

Eine  außerordentliche  Gefahr  für  die  Spediteure  entstand  durch 
d e ungeheuerliche  Zunahme  der  Kollidiebstähle,  Die  bewährten 
A rbeiter  der  Transportunternehmer  waren  zum  allergrößten  Teil  im  ^ 
Heeresdienst  und  mußten  durch  Personen  ersetzt  werden,  deren  Zu- 

V arlässigkeit  vielfach  nicht  außer  Zweifel  war.  Außerdem  nahm  aber 
nit  der  längeren  Dauer  des  Krieges  die  Zuchtlosigkeit  der  Bevölke- 
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(Drgan  für  Politik,  Cocalgcfdiiditc,  ^In^^clo•  mb  <8cfdiäftoP€tkctir- 
Hr,  36*  Ptenotog,  öcn  20,  fonuar  f8$0,  74.  fntirsnng. 


Um  $tabf  unb  Canb. 

» ßcipjig,  20.  Danuar.  Die  ü^eil* 
nci)mcr  bcs  am  gestrigen  läge  in  ßcipsig 
uerfammelt  getoefenen  Deutf^enSpcbi  = 
tcurtages  oereinigten  fid)  om  2lbenb, 
noc^bem  bie  58erot^ungen  3U  (Enbe  geführt 
toaren,  3U  einem  feftlic^en  'Utopie  in  Sono» 
rnnb’s  Saal.  Der  Verlauf  befjdben  loar 
ein  [e^r  lebhafter,  10030  bas  fro^e  ®efü^I 
über  bas  im  ßaufe  bes  lages  30  Stanbe 
©ebra^te,  bie  bei  ben  QJer^anblungen  3U 
läge  getretene  ooUbo'nmene  ©intra^t, 
eine  ^üUe  oon  ernften  unb  heiteren  ürinb* 
jpvü^en,  ber  ffiejang  einiger  bie  get^ane 
iagesarbeit  in  humoriftitd)  ? fatirifd)er 
'Zöeifc  beleud)tenber3fcitlieber  unb  bie  re(^t 
jplenbibe  unb  gute  materielle  2lusftattung 
ber  3fc[ttafel  roefentUd)  beitrugen.  5Jon 
ben  Irinbfprü^cn  ermähnen  mir  biejeni= 
gen  ber  Herren  Di  e r f e l b ouf  bie  aus= 
roärtigen,  aus  allen  H)eilen  Deutf^Ianbs 
trog  ber  rointerli(hen  3ohres3eit  ijtxbtu 
geeilten  DerufscoIIcgen,  Dr.  ‘ZU  a (h  t c I 
auf  bas  ©ebeihen  bes  neubegrünbeten 
Spebiteuroereins  unb  ähnli^er,  aus  ber 
Ihötftraft  bes  freien  Dürgerftanbes 
oorgehenber  Bereinigungen,  ©cl).  ©om.*B. 
D i e t r i d)  a Berlin  auf  bie  ßeip3iger 
Spebiteure,  ßanbmann* ßeip3ig  auf 
ben  beutf^en  §anbel  unb  bie  beutf^e 
Cfnbuftrie,  DI  ü 1 1 e r * ßeip3tg  auf  bie  an* 
mefenben  Bertreter  ber  Dteffc  etc.  2lm 
©nbe  ber  JJefttofel  erfolgte  feitens  bes 
Borfigenben  no^  bie  mit  großem  Beifall 
aufgenommene  ©inlabung  30  einem  am 
nächften  Bormittag  im  §otel  be  Duffie 
ftattfinbenben  ^aterfrühftüdi. 

preu^ifd)er  tanbtag. 

* Berlin,  19.  3anuar.  3n  ber  t)eu* 
tigen  Sigung  bes  31  b g e 0 r b n e t e n « 


Bolfsroirtfdiaftliches. 

Deuffdjer  Spebifeutfag. 

IL 

* ßeüp3ig,  20.  3anwai.  Jm  Jovt* 
gange  ber  Beratl)ungen  bes  bcutf^en 
Spebiteurtages  am  geftrigen  Dad)mittag 
hanbelte  es  fi^  um  einen  oon  £)crrn 
Dlaj  Dofentomer,  Dlitinlfabef  ber 
5irmo  3gnag  Dofenthal’s  B3ittme  & ©0. 
in  Berlin,  eingercid)ten  Slntrag,  betreffenb 
bie  Bilbung  eines  Bereins 
beutfd)er  Spebiteure,  meld)er 
ben  hot.  bie  Hntereffen  ber  beut* 

fd)en  Spebiteure  nad)  innen  unb  äugen 
3u  mähren. 

Da(h  längerer  lebhafter  Debatte  mürbe 
ber  Slntrag  mit  allen  gegen  1 Stimme 
in  folgenber,  oon  §errn  ©eh.  ©om.*Dat 
D i e t r i <h  * Berlin  amenbirter  fjaffung 
angenommen : 

Der  beutfd)e  Spebiteurtag  befcgiiegt 
bie  Bilbung  eines  Bereins,  meld^er 
ben  3tt)edt  hot,  alle  bie  allgemeinen 
unb  befonberen,  ben  beutfehen  Spe* 
biteurftanb  betreffenben  Dntercffen 
3u  mähren,  insbefonbere  bie  bamit 
3nfammenhängenben  fragen  ber  Be* 
rathung  unb  Befd^luhfaffung  ber  DIit* 
glieber  30  unterbreiten. 

Cs  mürbe  nun  meiter  eine  Commiffion  oon 
neun  DUlgliebern  3U  bem  3®cdie  gemählt, 
um  bie  Statuten  bes  Bereins  30  entmerfen, 
bie  übrigen  einleitenben  Organifationsar» 
beiten  in  bie^onbsu  nehmen  unb  bem  nä(h* 
ften  beutfd)en  Spebiteurtag  bi«  betreffenben 
Borlagen  3ugehen  311  laffen.  Die  Com* 
miffion  befteht  aus  ben  Herren  Dlorig 
Dl  e r f c l b , Carl  ITT  ü 1 1 e r , Carl 
S ^ n e i b e r , Slnton  ßanbmann  unb 


DSilhelm  O e l g n e r , jämmtli^  inßeipsig, 
Cugen  Dübenburg  in  Stettin,  2tbolf 
C h 0 r I i c r in  2lad)en,  Jrtebri^  ©tu* 
b e r in  DIannheim  unb  ©eh.  Com.*Dat 
D i e t r i d}  in  Berlin.  Sämmtlidjc  ©e= 
mählte  nahmen  bie  CBahl  banbenb  an 
3Um  Borort  für  bas  näd)fte  3ahr  mürbe 
ßeip3ig  gemählt. 

Da^bem  aus  ber  Dlitte  ber  Berfomm* 
lung  bem  Borftanbe  bes  Spebiteurtages, 
insbefonbere  bem  um  bie  ßeitung  ber  Ber* 
hanblungen  unb  bas  3wftoobebringen 
gebeihlichcr  Defultate  oerbienten  Borfi^en* 
ben,  ^errn  Dlerfelb,  marmer  Dank  ent* 
gegengebracht,  fchlop  ber  Botfi^enbe  mit 
bem  2lusbrudie  beftimmter  5of^ung,  baf5 
bur^  bie  gefaxten  Befd)lüffe  für  bie  3n« 
tereffen  bes  beutf^en  Spebiteurgeroerbcs 
fomohl,  als  für  bie  allgemeinen  ^anbels* 
unb  3nbuftrie*3ntereffen  ein  gutes  SBerb 
gethan  morben,  ben  beutf^en  Spebiteurtag. 

ermähnt  möge  nod)  fein,  ba^  im  Be* 
ri^te  in  ber  legten  Dlorgennummet  bie 
Damen  besro.  CBohnorte  mehrerer  Dcbncr 
nicht  richtig  angegeben  finb.  Slnftatt 
Commiffiansrath  Bergmonmßeipsig  unb 
S^lefinger*Berlin  muh  «s  h«i&en  Com* 
miffionsrat  Bergemann  * Berlin  unb 
Sdhiefinger  * Breslau. 


h a u f e s mürbe  3unä^ft  ber  ©efegent* 
murf  über  ben  Crmerb  bes  Dheinifchen 
unb  Berlin*'Potsbam=Dlagbeburger  Cifen* 
bahnunternehmens  für  ben  Staat  erlebigt. 
Die  2lbgeorbneten  Dödeerath  unb 
D i ch  t e r recapitulirten  nod)  einmal 
eingehenb  alle  bie  ©tünbe,  melche  fi^ 
gegen  bie  Berftaatlichung  ber  ®ifenbahnen 
überhaupt,  mie  gegen  bie  3lrt  ber  Durch= 
fühtung  insbefonbere  oorbringen  lojfen. 
Der  Slbgeorbnete  D i d)  t c r äuherte  fid) 
mie  folgt : 
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rung  in  einer  Weise  überhand,  daß  von  irgend  welcher  Verkehrs- 
sicherheit keine  Rede  mehr  sein  konnte.  In  Hamburg  hatten  die 
Rollfuhrunternehmer  schon  lange  vor  dem  Kriege  ihre  Haftung  be- 
schränkt und  unter  dem  Einfluß  der  allgemeinen  Verkehrsunsicherheit 
zeigte  sich  nun  überall  in  den  größeren  Städten  das  Bedürfnis  einer 
derartigen  Regelung.  Auch  der  Vorstand  beschäftigte  sich  mit  der 
Frage  und  empfahl  den  Mitgliedern,  im  Anschluß  an  die  frühere  ge- 
setzliche Regelung  der  Haftung  der  Eisenbahn  im  Allgemeinen  Deut- 
schen Handelsgesetzbuch  die  Haftung  auf  60  M,  für  je  50  kg  festzu- 
setzen. 

Mit  dem  Allgemeinen  Deutschen  Versicherungsverein  Stuttgart 
wurde  in  langwierigen  Verhandlungen  ein  Kollektivversicherungsver- 
trag zustande  gebracht,  demzufolge  dieser  Verein  sich  bereit  er- 
klärte, den  Spediteuren  Deckung  gegen  die  Gefahr  von  Frachtzu- 
schlägen und  von  solchen  Sachschäden,  die  über  den  durch  die 
übliche  Betriebshaftpflichtpolice  gedeckten  Betrag  hinaus  bezahlt 
werden  mußten,  zu  gewähren.  Die  Anregung  hierzu  war  aus  dem 
Bekanntwerden  mehrerer  Fälle  hervorgegangen,  in  denen  die  Eisen- 
bahn einen  Spediteur,  der,  durch  den  ersten  Versender  getäuscht,  im 
guten  Glauben  eine  Ware,  deren  Beförderung  durch  die  Verkehrs- 
ordnung ausgeschlossen  ist,  aufgeliefert  hatte,  zu  ungeheuren  Zu- 
schlägen herangezogen  hatte. 

Hieran  anschließend  wurde  mit  demselben  Versicherungsverein 
ein  Güterhaftpflichtvertrag  abgeschlossen.  Ein  dauernder  Erfolg 
war  diesem  Vertrage  nicht  beschieden,  weil  der  Versicherungs verein 
infolge  der  Uebernahme  der  Haftpflicht  große  Verluste  erlitt,  die  ihn 
veranlaßten,  sich  von  den  getroffenen  Abmachungen  mit  allen  Mit- 
teln wieder  zu  befreien. 

Die  ungeheueren  Kriegskosten  nötigten  die  Reichsregierung,  nach 
immer  neuen  Steuerquellen  zu  suchen.  Das  veranlaßte  sie  zu  einem 
Ausbau  der  Umsatzsteuer,  durch  die  nun  auch  die  Umsätze  der  Spe- 
diteure ergriffen  wurden.  Die  Neigung,  hierbei  auch  den  Ersatz  dei 
baren  Verläge  als  steuerpflichtigen  Umsatz  zu  behandeln,  drohte  zu 
einer  unerträglichen  Belastung  des  Gewerbes  zu  werden,  und  der 
Vorstand  hat  deshalb  große  Anstrengungen  machen  müssen,  um  bei 
dem  Reichsschatzamt  eine  einigermaßen  annehmbare  Regelung  der 
Frage  zu  erlangen. 

Es  ist  unmöglich,  hier  noch  eingehender  die  Tätigkeit  des  Vor- 
standes während  der  Kriegsjahre  zu  schildern;  so  umfangreich  und 
anstrengend  sie  war,  so  wenig  Erfolge  hatte  sie  angesichts  der  unbe- 
schränkten Macht  des  Kriegsministeriums  und  der  von  ihm  aus  militä- 
rischen und  wirtschaftlichen  Rücksichten  verfügten  Zwangswirtschaft, 
deren  einzelne  Maßnahmen  nicht  immer  die  mögliche  und  wünschens- 
werte Rücksicht  auf  berechtigte  Interessen  nahmen.  Der  Zustand 
der  deutschen  Wirtschaft  bei  dem  unglücklichen  Ausgange  des  Krie- 
ges wird  zutreffend  durch  den  Beschluß  gekennzeichnet,  der  auf  der 
denkwürdigen  Generalversammlung  vom  28,  Juni  1919,  die  zufällig 
am  Tage  der  Unterzeichnung  des  Versailler  Vertrages  stattfand,  ge- 
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faßt  wurde.  Sein  Eingang  lautet:  „Politisch,  finanziell  und  wirt- 
scha!  tlich  stehen  wir  vor  einem  Trümmerhaufen,  Der  Verkehr  zu 
Lande  ist  vollständig  zerrüttet  und  lahmgelegt  und  der  Seeverkehr, 
in  d<  m wir  einst  unsere  Zukunft  erblickten,  ist  zum  größten  Schaden 
unse  er  Wirtschaftsinteressen  völlig  ausgeschaltet,"  Er  fordert  dann 
freie  Bahn  für  Wirtschaft  und  Verkehr  und  Beseitigung  der  behörd- 
lichen Erschwerungen.  Das  war  der  Weg,  auf  dem  ein  Wiederauf- 
stieg allein  möglich  war. 

Die  vorstehenden  Gesichtspunkte  und  Daten  bis  zum  Kriegsende 
festz  ihalten,  erschien  das  50.  Jahr  des  Bestehens  des  Vereins  nicht 
nur  ils  günstiger  Zeitpunkt,  sondern  wohl  auch  als  die  letzte  Mög- 
lichkeit hierzu,  da  andernfalls  diese  leicht  der  Vergessenheit  anheim- 
gefallen wären. 

Während  bis  dahin  allenfalls  nur  Niederschriften  über  die  Haupt- 
versi  mmlungen  angefertigt  wurden,  liegen  seit  dem  Jahre  1920  Ge- 
schä:  tsberichte  vor,  die  also  jederzeit  einen  Rückblick  auf  die  Tätig- 
keit des  Vereins  gestatten, 

-ür  das  Verbandswesen  ist  die  unmittelbare  Nachkriegszeit  von 
umgc  Staltender  Bedeutung  geworden.  Bis  dahin  konnte  allenfalls 
noch  das,  was  unsere  Satzung  in  ihrem  § 1 aus  ältester  Zeit  erhalten 
hat,  der  Tätigkeit  eines  Verbandes  entsprechen,  nämlich  die  Wah- 
rung und  Förderung  der  Interessen  des  Standes  durch  gemeinsame 
Behandlung  aller  Fragen  von  allgemeiner  Bedeutung  „auf  den  jähr- 
lichen Hauptversammlungen“, 

/^on  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  war  das  zu  seiner  Hauptver- 
sammlung vertretene  Gewerbe  wohl  in  der  Lage,  mehr  als  nur  allge- 
mein i Gesichtspunkte  für  die  Verbandspoiitik  festzulegen.  In  dem 
Maße  aber,  in  welchem  allenthalben  auch  auf  Arbeitgeberseite  Wirt- 
schaftszweige sich  zusammenschlossen  und  große  Gruppen  wieder 
gemeinsame  und  mächtige  Spitzen  bildeten,  und  in  dem  Maße,  in  dem 
auf  diesem  Wege  die  Wirtschaft  vermehrt  bei  der  Gesetzgebung  mit- 
arbeiten  wollte  und  mitarbeiten  mußte,  — in  dem  Maße  wuchsen  die 
Aufgiben  der  Wirtschaftsverbände.  Ein  Gewerbe,  das  dieses  Zei- 
chen der  Zeit  nicht  verstanden  hätte,  wäre  von  den  anderen  Wirt- 
schaitsfaktoren,  die  ihre  ständigen  und  rührigen  Verbandsgeschäfts- 
stellcn  stärkten  und  ausbauten,  an  die  Wand  gedrückt  worden. 

Die  erste  große  organisatorische  Maßnahme,  die  noch  in  die  letz- 
ten Monate  des  Krieges  fällt,  war  die  Bildung  der  Reichs-  und  Zen- 
tral-j  Arbeitsgemeinschaften,  die  paritätisch  aus  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  zusammengesetzt  waren.  Der  Gedanke  entstand  im 
Augi  st  1918  im  Stahlhof  zu  Essen  und  hatte  zum  Ziel,  den  politischen 
Zusammenbruch  von  der  Wirtschaft  fernzuhalten.  Ursprünglich  sollte 
der  ^ Verkehr  in  seiner  Gesamtheit  als  Reichsarbeitsgemeinschaft  der 
Zentralarbeitsgemeinschaft  für  die  Industrie  eingegliedert  werden. 
Die  constituierende  Versammlung,  die  für  den  25,  November  1919 
ange  letzt  war,  hat  aber  noch  bei  Zeiten  verhütet,  den  Verkehr,  der 
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in  gleicher  Weise  der  gesamten  Volkswirtschaft,  d.  h,  Handel,  Indu- 
strie, Gewerbe  und  Landwirtschaft,  dienen  soll,  einer  dieser  Wirt- 
schaftsgruppen bevorzugt  unterzuordnen.  Am  11,  Dezember  1918 
h^at  dann  die  Gründung  der  „Zentralarbeitsgemeinschaft  des  deutschen 
Transport-  und  Verkehrsgewerbes“  stattfinden  können.  Damit  ist 
erstmalig  eine  Zusammenfassung  sämtlicher  Arbeitgeber  innerhalb 
des  Verkehrsgewerbes,  und  zwar  im  paritätischen  Zusammenschluß 
mit  den  Arbeitnehmern,  zustande  gekommen.  Man  hätte  dies  früher 
kaum  für  möglich  gehalten,  trotzdem  auf  Arbeitnehmerseite  der  fest 
organisierte  Zusammenschluß  im  ,, Deutschen  Transportarbeiterver- 
band schon  längst  bestand.  Die  Gründe  hierfür  sind  einmal  in  der 
Ungleichheit  der  verschiedenen  Zweige  des  Verkehrs  zu  suchen;  es 
bedarf  nur  des  Hinweises  auf  die  einzelnen  Gruppen:  Seeschiffahrt, 
binnenschiffahrt,  Eisenbahn,  Klein-  und  Straßenbahnen,  Spedition, 
Post-  und  Nachrichtenverkehr,  Fuhrgewerbe,  Droschkenfuhrwesen, 
Kraftverkehr,  Luftfahrt,  usw,,  um  zu  erkennen,  wie  verschiedenartig 
die  wirtschaftlichen  Lebensbedingungen  dieser  einzelnen  Verkehrs- 
gebiete sind.  Ein  sehr  wichtiger  Grund  ist  auch,  daß  zwei  der  größ- 
ten Verkehrszweige,  die  Eisenbahn  und  der  Nachrichtenverkehr, 
staatlich  betrieben  wurden. 

Die  Arbeitsgemeinschaften  haben  die  großen  sozialpolitischen  Pro- 
bleme nicht  zu  lösen  vermocht  und  ihre  Tätigkeit  beschränkte  sich 
immer  mehr  auf  Fragen  untergeordneter  Bedeutung,  bis  sie  letzten 
Endes  nur  noch  als  benennende  Körperschaften  für  den  Reichswirt- 
schaftsrat ein  Scheindasein  fristeten. 

Die  in  Köln  von  dem  mit  hervorragenden  organisatorischen  und 
rhetorischen  Gaben  ausgestatteten  Dr,  Esch  gegründete  Zentral- 
stelle des  deutschen  Transport-  und  Verkehrsgewerbes  hat  sich 
gleichfalls  nicht  als  lebensfähig  erwiesen.  In  dem  Augenblick,  in 
welchem  Dr,  Esch  sich  von  dieser  zurückzog,  zerfiel  sie,  womit  der 
Nachweis  erbracht  worden  ist,  daß  das  Gebilde  lediglich  auf  der  Per- 
sönlichkeit, und  nicht  aus  wirtschaftlicher  Notwendigkeit  heraus,  ge- 
gründet war. 

Die  anläßlich  der  außerordentlichen  Generalversammlung  des 
VDS,  im  Jahre  1920  in  Berlin  gebildete  .„Interessengemeinschaft  des 
deutschen  Transport-  und  Verkehrsgewerbes“,  mit  welcher  aus  der 
Zentralstelle  — Köln  gerettet  werden  sollte,  was  zu  retten  war,  ist 
überhaupt  nicht  zur  Konstituierung  gelangt,  und  das  einzige  Gebilde, 
das  diesen  Ideen  heute  entspricht,  ist  der  , .Reichsverband  des  Deut- 
schen Verkehrsgewerbes“,  Wenn  auch  niemals  daran  gedacht  wor- 
den ist,  in  diesem  Reichsverband  ein  dem  Reichsverband  der  Deut- 
schen Industrie  etwa  ebenbürtiges  Gebilde  zu  schaffen,  so  hat  doch 
die  Entwicklung  dieses  Verbandes  selbst  recht  bescheidene  Erwar- 
tungen bisher  unerfüllt  gelassen.  Der  Grund  hierfür  liegt  zweifellos 
darin,  daß  die  einzelnen  Sparten  des  Verkehrsgewerbes  bereits  in  sich 
stark  ausgebaute  Verbände  gebildet  hatten,  so  daß  sie  eine  Spitzen- 
organisation mit  dem  Ausbau,  wie  ihn  sich  die  Industrie  geschaffen 
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hci  , uicht  mehr  benötigten.  Trotzdem  ist  es  gut,  daß  das  Gebilde 
vo  handen  ist,  schon  deshalb,  weil  andernfcills  eine  unübersehbare 
l^ü  le  von  Versuchen  zu  derartigen  Gründungen,  die  nur  nutzlos  Zeit 
und  Arbeit  unserer  führenden  Persönlichkeiten  in  Anspruch  genom- 
men hätten,  erfolgt  wäre. 

Innerhalb  des  Speditionsgewerbes  hatte  als  erster  der  Möbeltrans- 
po  t am  5,  12,  1886  einen  Zusammenschluß  in  dem  gleichfalls  in  Leip- 
zig  gebildeten  Internationalen  Möbeltransport-Verband  geschaffen. 
Ihn  folgte  am  11,  8,  1913  die  vertragliche  Zusammenfassung  mit  der 
19(i0  gegründeten  Centralstelle  des  Deutschen  Möbeltransports  zu 
de  Tarif-  und  Interessengemeinschaft*  des  Deutschen  Möbeltrans- 
ports, Als  dritte  gehört  dieser  Gemeinschaft  die  Deutsche 
M(»beltransport-Gesellschaft  in  Kassel  an, 

1916  wurde  die  Vereinigung  Deutscher  Bahnspediteure  gegrün- 
de  , die  bis  1928  bestanden  hat  und  seitdem  mit  dem  daneben  gebil- 
de  en  Reichsverband  der  deutschen  bahnamtlichen  Rollfuhrunterneh- 
m»;  r als  Reichsverband  Deutscher  Bahnspediteure  die  Spitzenorgani- 
sa  ion  dieser  Gruppe  darstellt, 

1920  schlossen  sich  die  Spediteurverbände  in  den  deutschen  Ha- 
fei  Städten  zum  Zentralverband  der  deutschen  See-  und  Binnenhafen. 
Spediteure,  aus  welchem  im  Jahre  1923  die  Binnenhafenspediteure 
ausgeschieden  sind,  zusammen. 

Es  wäre  ein  Irrtum,  wenn  man  glauben  wollte,  daß  die  Besire- 
buigen  zu  Neugründungen,  zu  Unterteilungen  und  zu  Zusammen- 
fai  sungen  wirtschaftlicher  Berufsvertretungen,  durch  irgendeine  Maß- 
ha  ime  beseitigt  werden  könnten.  Gilt  dies  schon  für  andere  Indu- 
sti  ien  und  Gewerbe,  die  viel  homogener  zusammengesetzt  als  das 
Speditionsgewerbe,  — wieviel  mehr  für  das  unsrige!  Nicht  nur  die 
Unterschiede,  die  in  jeder  Organisation  bestehen  zwischen  demWesten 
des  Reichs  als  einem  starken  wirtschaftlichen  Zentrum  und  Berlin  als 
den  der  Verwaltung,  zwischen  Nord  und  Süd.  zwischen  Seehäfen  und 
RI  einhäfen,  zwischen  industrieller  und  vorwiegend  landwirtschaft- 
licher Bevölkerung,  wirken  sich  bei  uns  aus,  darüber  hinaus  noch  die 
besonderen  Eigenarten  des  Gewerbes,  die,  agitatorisch  ausgenutzt, 
jec  erzeit  leicht  zu  Gegensätzlichkeiten  gesteigert  werden  können. 

Diese  Faktoren  werden  je  nach  der  Verteilung  der  Machtver- 
häitnisse  mit-  oder  gegeneinander  gehen,  ganz  unabhängig  davon,  ob 
sie  in  einer  alles  umfassenden  Spitze  zusammengefaßt  sind  oder 
neaeneinander  bestehen.  Damit  müssen  wir  uns  ebenso  abfinden,  wie 
dios  andere  Wirtschaftsgruppen  auch  müssen,  und  die  einzig  nützliche 
Lehre  daraus  ziehen,  daß  wir  das  Aeußerste  und  Vollkommenste  zu 
leisten  bestrebt  sein  müssen. 

Das  Speditionsgewerbe  hat  heute  auf  dem  Wege  über  den  AGES 
iir  Verein  Deutscher  Spediteure  e,  V,,  Reichsverband  des  Deutschen 
Speditionsgewerbes,  sich  eine  Spitzenvertretung  geschaffen,  die,  wenn 
ih  auch,  schematisch  gesehen,  gewisseMängel  anhaften  sollten,  bisher 
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Dctiffcftriff  bes 
Bcuffd)cn  Spcbifeurfagcö. 

— n 3n  bcc  Si^ung  ber  fäd)|i|d)en 
(£r(ten  Kammer  am  1.  'Ulära  mürbe  bei 
'JScratt)ung  bes  (Ei|'cnbal)netats  oom  9?e= 
gienmgstil^e  aus  auf  bie  fd)lec^ten  (£r= 
faj^rungen  Bc3ug  genommen,  roeld)e  man 
mit  bem  feitberigen  larifigftem  bei  ben 
ibifenbai)nen  g»mnct)t 

habe.  'Diefe  31nid)auungen  fd)einen  me^r 
ouf  perfönlicbcn  'ilnuai)men  unb  2ßünfd)cn, 
als  auf  tbatiäd)U(ben  Unterlagen  3U  beru^ 
ben.  3cb  kann  aus  3UDerIäf[igftec  Quelle 
mittbeilen,  bab  bie  hai}erlid)e  ^ermaltuug 
ber  eIfaf3=Iotbringifd)en  'ßabnen  einer  gart3 
entgegengefe^ten  Slnficbt  bc3Üglid)  bes 
jeitberigen  lariffgllems  bulbigt  unb  ihren 
gansen  Qrinflu^  für  bie  'Beibehaltung  unb 
gegen  jebe  Slenbcrung  an  mabgebenber 
Stelle  aufbieten  mirb.  Die  'Bermaltung 
ber  clja^:lotbringi|d)cn  'Bahnen  ober 
bürfte  roobl  am  ebeften  kompetent  m 
biejer  <}rage  fein,  ba  bekanntlid)  in  (£lfaf3= 
Öotbtingcn  bas  ieijige  Spftem  fd)on  oor 
beffen  (Einführung  auf  ben  übrigen  beut= 
fd)en  Bahnen  beftanben  unb  am  beften 
oon  allen  Spftemen  [ich  beroäbrt  bat 

Ueber  bie  beabfichtigte  3lenberung  bes 
je^igen  Xariffpftems  liegt  gegenmärttg 
als  bead)tensmertbes  'JJlaterial  bie  Dcnk= 
jebrift  oor,  meld)e  oon  ber  oon  bem  am 
19.  3anuar  in  2 c i p 3 i g oerfammelt 
geroefenen  beutfeben  5pebiteur  = 
tage  gemdbltcn  Äommiffion  abgefajst 
unb  an  bie  (Bcneralkonferen3  ber  bcub 
fchen  (Eifenbabnen  gerii^tet  morben  ift. 
3n  biefer  Benkfchrift  roerben  bie  (Brünbe, 
tocld)e  gegen  bie  Inrifänberung,  mie  fie 
oon  ber  Xarifkommiffion  oorgcfd)lagen 
mirb,  fpreeben,  folgcnbermaben  cntmickelt; 

(Es  ift  3UDÖrberft  barauf  bingeroiefen, 
bah  betreffende  Befd)luh  ber  Xarif* 
hommiffion  bei  feinem  'Bekanntroerben 
ni<ht  nur  ben  bei  jeber  Berönberung  ber 
(Eifcnbabnfrad)ttarifc  3unä^ft  betbeiligten 
beulf^en  Spebiteurftanb,  fonbern  aud) 
meite  Greife  bes  beutfd)en  ^anbelsftanbes 
unb  ber  3nbuftriellcn  in  Slufrcgung  occ« 
fe%t  habe.  Bas  habe  feinen  (Brunb  barin, 
bah  Bermirklidhung  bes  Bcf(hluffes 
— roeit  entfernt,  denen,  in  deren  3nter» 


effe  bcrfelbe  3ur  Busfübrung  kommen 
folle : den  kleinen  J5anbcls=  unb  (Bcmerbe* 
treibenden  in  kleineren  Orten,  irgenbmie 
erhebliche  Bortbeile  3U  bringen  — bas 
legitime  Spcbitionsgefchäft,  ben  ®roh= 
hanbel  unb  bie  ©rohinbuftrie  auf  bas 
S(htoerfte  findigen  müffc. 

'Jii(ht5  roirkc  ftörenber  auf  die  gefunbe, 
roohltbötige  ©ntmickelung  aller  ftaatlichen 
unb  roirtbf(haftlichen  'Bcrbdltniffe,  als  bas 
baftige  llmftürsen  bes  kaum 
er  ft  ©ef(haffenen,  bas  fort  = 
mäh  ende  ©j:perimcntiren. 
Bas  gegenmärtige  Xariffpftem  fei  erft  feit 
etma  2^/->  fahren  auf  den  beutfeben  ©ifeiu 
bahnen  allmölig  3ur  allgemeinen  2lnroen= 
bung  gekommen  unb  habe  troh  feines 
erft  fo  kurzen  Beftebens  felbft  bei  Benen, 
meld)e  perfönlid)  Dortbeile  burd)  baffelbe 
nicht  erlongt  haben,  bie  Slnerkennung  ge= 
fanden,  bah  im  ©rohen  unb  ©au3en 
früheren  'IRihftnnbcn  abgebolfen,  unb  den 
©ifenbahnen  foroohl  mie  ber  groben  rtTehr= 
heit  bes  beim  fjrachtoerkebr  intereffirten 
§anbels=  unb  ©emerbeftanbes  gegen 
früher  unleugbare  Bortbeile  gcbrad)t  habe. 

Ben  ©ifenbahnen  habe  ber  jehige 
Bfagenlabungsoerkehr  bie  gröhtmöglichc, 
oortbeilbaftcfte  Slusnuhung  ber  'Betriebs^ 
mittel  ermöglicht.  Seit  (Einführung  ber 
Sammelladungen  hatten  biefelben  meil 
meniger  'JXrbeit  mit  den  gleichen  Quanti» 
töten  ber  3ur  Beförderung  ihnen  übcr= 
gebenen  ©üter  und  fie  hätten  ferner  ber 
Berantmortlichkeit  für  Stü(fi3abl  unb  ®c* 
mi^t  ber  ©iu3elgüter  fid)  faft  gan3  cnt= 
fchlagen  können.  Bie  ungleich  beffere 
'ilusnühung  ber  B3agen  bei  bem  jehigen 
Baumfgftem  aber  ergebe  fid)  daraus,  bah, 
mährend  bei  ber  früheren  ausfchliehli^en 
Stüchgutoerlabung  ein  Blagen  oon  l()0©tr. 
Xragkraft,  namentlich  im  Berbanbsoer* 
kehr,  in  ber  Begel  mit  einer  'Belaftung 
oon  20,  höthflcns  30  ©tr.  lief,  beim  fehi= 
gen  Baumfpftem  der  'Biogen  ausnahms= 
los  ooU  geladen  merbe  unb  in  ben  mei» 
ften  tjöllen  oon  ber  ©mpfangsftation  nadh 
ber  Bbgangsftntion  ooll  beladen  3urück= 
kehre. 

Bern  bei  'Bleitem  gröhten  Xh^il^  äes 
5anbelsftanbes  unb  ber  ©rohinbuftrie 
habe  bas  Baumfpflem  gleid;falls  unlcug» 
bare  Bortheile  gcbrocht,  indem  es  benfclben 


die  Berfenbung  ihrer  Blaarc  unb  ©r3eug* 
niffc  nad)  allen  Bichtungen  unb  in  belic= 
bigen  Quantitäten  3U  gegen  früher  mefent= 
li^  ermähigten  fjrachtföhcn  ermögliche. 
(Jür  bie  Bortheile  aber,  die  ben  SpebU 
teuren  3U  ©heil  gemorben,  hätten  biefelben 
bei  bem  jetjigen  Spftem  eine  ungleich 
gröbere  'Brbeitslaft  unb  Berantmortlichkeit 
3U  tragen.  Cs  mirb  hierauf  betont,  boh 
aus  ben  Beihen  biefer  an  dem  ©ifenbahn» 
güteroerkehr  unb  dem  damit  3ufammen= 
hängenben  larifmcfen  am  ©Reiften  inter» 
effirten  fjactoren  begründete  Befd)merben 
erheblicher  Brt  gegen  bas  neu  eingeführte 
Baumfpftem  nicht  laut  gemorben  feien. 

Bie  Örünbe  3U  ber  oorgef^lagenen 
Xarifänberung  findet  bie  Benkfd)rift  in 
ber  'ilbneigung  ein3elncr  'Bahnocrmaltuiu 
gen  gegen  bas  Blagenlabungsfgftem,  in= 
dem  biefe  'Bahnen  3U  ber  3^11«  als  bas 
Baumfpftem  gcfd)affen  mürbe,  3ur  befb 
möglichen  Busnühung  besfelben  nid)t  in 
ber  2age  maren  unb  3roar  deshalb,  meil 
fie  nicht  im  Befitjc  oon  bedeckten  2Bagen 
fid)  befanden,  mclche  ihrem  cubif^en  3n* 
halte  nach  10000  Kilogramm  in  fid)  auf= 
3unehmen  oermod)ten.  Biefer  Uebelftanb, 
melcher  leiber  bei  einem  Ih^ilc  ber  Bah= 
nen  bis  feht  anbauere,  meil  biefelben  in 
Berkennung  ihrer  eigenen  Borthcilc  bis 
jetjt  mit  ber  Slnfchaffung  non  folchcn  be= 
deckten  'IBagen  ge3ögert  haben,  können 


(EIfcnb  al[)n-€tnna^tnen. 

*—  OberlaufiherCifcnbahn. 
fjebruar;  58,235  (4-  10,564, ft),  Xotal 

23,455 

* — 'B  e r l i n.'B  nhaltifd)cBahn. 
Februar:  924,490  .ft  (-{-  66,'260.ft)  Xo» 
tal  -f-  111,771  .ft. 

♦ — BreslausSchm  eib  nih^Of^ßi' 
bürg.  (Jebruar  : 878,358  ,ft  (-f-l 22,926 .ft ) 
Xotal  -f-  214,625  M. 

* — Xurnou«.Sralup  = Brag  er 
©ifenbahn.  fjebruar : 106,396  fl. 
(-f-  7110  fl.),  Xotal  -r  13,033  fl- 

B ö h nt  i f ^ e 'Bl  e ft  b a h n.  Je» 
bruar:  230,278  fl.  (4-  22,133  ft.)  Xotal 
-f-  22,242  fl. 


aber  kein  ausrcichenber  ©rund  für  bie 
Befeitigung  eines  als  nü^li^  unb  noth= 
menbig  anerkannten  Xariffpftems  fein  unb 
überdies  laffe  fich  ber  Uebelftanb  leicht 
dadurch  befeitigen,  bah  bie  BahnnermaU 
tungen  mit  ben  öerfrachtern  mehr  als 
feither  ins  ©inoernehmen  fich  fe^cn. 
2ehtcre  mürben,  mo  nur  irgend  tl)unlich. 
mit  unbedeckten,  oon  ihnen  felbft  mit 
Becken  30  oerfehenben  Blagen  fich  be= 
gnügen,  menn  3ur  'Aufnahme  oon  lÜOOO 
^ilogr.  ©ütern  cs  an  bedeckten  Blagen 
mangele  ober  gegen  ein  angemcffencs 
Bequioalent  felbft  aus  eigenen  ©Rittcln 
bedeckte  Blagen  bcfchaffc. 

§infi^tlich  ber  'Bcf^merbcn,  melche  man 
oon  Seiten  kleiner  3ntcrcffenten  an  Bc* 
benplähen  gegen  bas  'Baumfpftem  erhebe, 
führt  bie  Benkf^nft  aus,  bah  ai^t 
fti^haltig  find,  fie  ift  aber  damit  einocr= 
ftanben,  bah,  um  ihnen  ab3uhelfen,  immcr= 
hin  ein  Berfuch  mit  ber  ©inführung  einer 
3roeiten  ermähigten  Stüdtgutcloffe  gemacht 
merben  möge. 

Bach  allebem  kommt  bie  Benkfchrift  3U 
bem  (Erfuchen  an  die  ©eneralconfcrcn3 
ber  beutf  d)cn  ©ifenbahnen,  die  a 1 1 g c • 
meinen  QBagcnlnbungscla  ff  en 
Al  unb  B bei3ubehalten,  unb 
3mar  au^  für  den  Jall  der  ©inführung 
einer  smeiten  Stückgutclaffe  für  bie  Slrtikel 
der  jehigen  Spccialtarifc. 


Bricffaffen. 

P.  D— t aus  L— tz.  Bie  U.=®. Stamm» 
aclicn  haben  blos  den  ©arantiemerth  ber 
Begierungen,  da  die  'Bahn  felbft  unten» 
tabel.  Ueber  Speculationen  auf  Cours» 
geminn  läht  fid)  Bid)ts  fagen.  Bie  muh 
3ebcr  auf  fein  Bifico  nehmen.  Bie  'Bctien 
merben  in  Beutfehtanb  blos  in  <Jrankfu;t 
gehandelt. 


teipjigcr  Börfe  am  9. 2Här3. 

'Buch  bic  heutige  Börfe  befand  fich  in 
günftiger  Stimmung  unb  bildete  fie  fomit 
gemiffermahen  bie  gradlinige  5ortfet3ung 
ihrer  unmittelbaren  Borgängerin.  Sie 
fand  für  bic  mcitcrc  ©ultioirung  ber  ftei» 
genben  Coursberoegung  eine  fernere  Stü^e 
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niemals  versagt  hat,  und  welcher  das  Eingeständnis  bisher  auch  noch 
niemals  vorenthalten  worden  ist,  daß  immer  und  rechtzeitig  das  ge- 
schehen ist,  was  das  Gewerbe  gerechterweise  von  seiner  Spitze  ver- 
langen konnte. 

Die  Organisation  des  deutschen  Spediteurgewerbes  stellt  sich 
demnach  heute  folgendermaßen  dar: 

Der  Verein  Deutscher  Spediteure  e,  V,  umfaßt  die  einzelnen  Fir- 
men des  Gewerbes,  und  zwar,  mit  wenigen  Ausnahmen,  geschlos- 
sen, unabhängig  davon,  ob  die  Spedition  ausschließlich  zum  Ge- 
schäftsbereich gehört,  oder  ob  außerdem  Bahnspedition,  Möbeltrans- 
port, Fuhrbetrieb,  Ewerführerei,  Lagerei  oder  sonstige  Sparten  des 
Gewerbes,  betrieben  werden,  — Er  ist  zugleich  mit  dem  Zusatz 
„Reichsverband  des  Deutschen  Speditionsgewerbes"  die  Spitzenver- 
tretung des  Gewerbes,  Dem  Reichsverband  des  Deutschen  Speditions- 
gewerbes gehören  gleichberechtigt  die  Reichsfachorganisationen  an: 
der  Verein  Deutscher  Spediteure  e,  V,,  der  Zentralverband  der  Deut- 
schen Seehafenspediteure  e,  V,,  der  Reichsverband  Deutscher  Bahn- 
spediteure e,  V,,  und  der  Verband  Westdeutscher  Spediteure  e.  V, 
Vorsitzende  und  Geschäftsleitung  des  Vereins  Deutscher  Spediteure 
bekleiden  diese  Aemter  zugleich  für  den  Reichsverband  des  Deut- 
schen Speditionsgewerbes,  während  der  Vorstand  des  Vereins  Deut- 
scher Spediteure,  Reichsverband  des  Deutschen  Speditionsgewerbes, 
gebildet  wird  durch  den  Vorstand  des  Vereins  Deutscher  Spediteure 
e,  V,,  erweitert  durch  je  zwei  Vertreter  und  je  zwei  Stellvertreter  der 
übrigen  angeschlossenen  Verbände,  — Alle  dem  gesamten  Gewerbe 
gemeinsame  Fragen  werden  vom  Verein  Deutscher  Spediteure  - 
Reichsverband  bearbeitet,  der  demzufolge  für  die  einzelnen  Fragen, 
wie  internationale  Spedition,  Versicherung,  Steuer-  und  Zollfragen, 
Luft-  und  Kraftfahrwesen,  Binnenschiffahrt,  Fortentwicklung  des 
Spediteurrechts  und  der  Eisenbahnverkehrsordnung  sowie  des  LUe,, 
besondere  Ausschüsse  gebildet  hat. 

Für  die  Sonderfragen,  für  welche  eine  selbständige  Fachvertre- 
tung, wie  dies  für  die  Seehafenspedition  und  die  Bahnspedition  der 
Fall  ist,  nicht  besteht,  sind  beim  Verein  Deutscher  Spediteure  Fach- 
gruppen gebildet,  von  denen  in  erster  Linie  die  für  sozialpolitische 
Fragen  und  diejenige  für  Inlandsspedition  zu  nennen  sind.  Letztere 
hat  für  die  Gebiete  der  Sammelspedition,  Lagerei,  Fuhrhalterange- 
legenheiten,  Paketverkehr  usw,,  Untergruppen  gebildet. 

Der  Verein  Deutscher  Spediteure  als  Reichsverband  des  Deut- 
schen Speditionsgewerbes  ist  vertreten  in  der  Internationalen  Föde- 
ration der  Spediteurorganisationen  und  der  Deutschen  Gruppe  der 
Internationalen  Handelskammer,  — Der  Verein  Deutscher  Spediteure 
bei  allen  übrigen  Spitzenverbänden  der  Wirtschaft, 

Die  hiermit  geschilderte  Organisation  ergibt,  daß  die  3 wichtig- 
sten unerläßlichen  Forderungen,  die  sich  nach  den  Erfahrungen  im  Ver- 
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b mdswesen  herausgebildet  haben,  trotz  der  bereits  erwähnten  sche- 
rratischen  Mangel,  m unserem  Gewerbe  erfüllt  sind; 

1.  finanzielle  Sicherheit  durch  die  Einzelmitgliedschaft  beim 
Verein  Deutscher  Spediteure, 

2.  ständige  Fühlung  der  Berufsvertretung  mit  jedem  einzelnen 

Mitglied,  wodurch  eine  Bürokratisierung  der  Geschäftslei- 
tung verhütet  und  schnellste  Orientierung  der  Mitglieder  Ge- 
währleistet ist,  ^ 

3.  fachmännische  Bearbeitung  durch  die  bei  der  Spitzenvertre- 
tung bestehenden  Ausschüsse,  Fachgruppen  und  Fach-Unter- 
gruppen, die  für  die  einzelnen  Arbeitsgebiete  aus  den  hervor- 
ragendsten Vertretern  des  Gewerbes  auf  diesen  Gebieten  un- 
ter Berücksichtigung  der  verschiedenartigen  Interessen  des 
Gewerbes  zusammengesetzt  sind. 

Wenn  auch  die  Gründung  des  AGES  im  Jahre  1921  und  die 
Ueberleitung  desselben  in  den  Reichsverband  des  Deutschen  Spedi- 
ti  msgewerbes  die  Arbeitsfähigkeit  unserer  Organisation  wesentlich 
ei  leichtert  hat,  indem  insbesondere  ernste  Reibungen  innerhalb  des 
Gewerbes  dadurch  vermieden  worden  sind,  so  hat  doch  durch  die 
Bnbehaltung  der  Firma  und  der  Geschäftsstelle  des  Vereins  Deut- 
scher Spediteure  von  allem  Anfang  an  die  Kontinuität  unserer  Berufs- 
vi  rtretung  niemals  irgendwelche  Einbuße  erlitten. 

Ebenso  wie  vor  und  während  des  Krieges,  so  sind  auch  nach  dem 
K'iege  in  Befolgung  des  inhaltsschweren  § 1 der  Satzung  des  Vereins 
D jutscher  Spediteure  sämtliche,  das  Gewerbe  berührenden  Fragen 
vom  Verein  Deutscher  Spediteure  bearbeitet  worden. 

Die  Berichte  aus  der  unmittelbaren  Nachkriegszeit  erinnern  noch 
stirk  an  die  Kriegswirtschaft,  Osttrans,  Zwangsbewirtschaftung  des 
11  ifers,  Einfuhr  von  Pferden,  und  besonders  die  Kraftverkehrsgesell- 
schaften beanspruchen  einen  erheblichen  Teil  der  Verbandstätigkeit. 
Soit  dem  Jahre  1920  erscheint  wiederholt  der  Begriff  der  Sozialisie- 
ri  ng,  — eine  Gefahr,  die  seitdem  nicht  gewichen  ist,  .dafür  unter  an- 
d<  ren  Namen  ständig  wieder  auftaucht.  Der  früher  viel  erörterte 
B jgriff  der  Kostbarkeit  ist  augenblicklich  in  den  Spalten  der  Fach- 
lileratur  kaum  noch  zu  finden;  gleichfalls  hat  dank  der  Fortentwick- 
lung unserer  Geschäftsbedingungen  die  Frage  der  Haftungsbeschrän- 
kl  ng,  die  früher  zu  jeder  Hauptversammlung  einen  der  wichtigsten 
El  örterungsgegenstände  bildete,  an  Aktualität  verloren,  Maßnahmen 
gegen  die  böigen  der  Geldentwertung  gehören  zum  Glück  der  Ge- 
schichte an,  ebenso  die  Anwendung  des  Gesetzes  gegen  den  Miß- 
biauch  wirtschaftlicher  Machtstellung  in  bezug  auf  unser  Gewerbe. 

Andere  Fragen  traten  in  den  Vordergrund:  es  seien  nur  die  Be- 
griffe Abladerbund,  gewisse  Auswüchse  bei  den  Filialbildungen  in 
den  Jahren  1923-24,  die  Bestrebungen  nach  Rationalisierung,  die  auch 
in  unserem  Gewerbe  zur  Bildung  eines  besonderen  Ausschusses  für 
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Uirlschaftsfragen  führte,  genannt:  weiterhin  der  Kampf  gegen  die 
Umsatzsteuer,  die  Folgen  der  Ruhrbesetzung,  Regieschäden  und  Zoll- 
differenzen, und  nicht  zuletzt  die  Entwicklung  des  Kraftverkehrs,  die 
bis  heute  auf  dem  Boden  der  Kraftfahrlinienverordnung  noch  längst 
nicht  als  abgeschlossen  betrachtet  werden  kann,  — Daneben  gingen 
die  Bestrebungen  nach  Konsolidierung  des  Gewerbes  selbst,  Abrücken 
von  Elementen,  die  zu  Unrecht  sich  in  unserem  Gewerbe  breit  mach- 
ten, Einführung  der  ,, Vertraulichen  Mitteilungen“  an  die  Mitglieder, 
und  die  Erörterungen  über  den  Schutz  des  Namens  „Spediteur“,  die 
letzten  Endes  zu  der  wirkungsvollen  Maßnahme  der  Einführung  unse- 
res Vereinsabzeichens  geführt  haben.  — Wenn  wir  weiter  erinnern  an 
das  Eindringen  der  Reichsbahn  in  die  Tätigkeit  des  Spedi- 
teurs, das  wechselvolle  Schicksal  des  Sammeladungsgeschäfts,  des 
Hauptgeschäftszweiges  des  größten  Teils  unserer  Mitglieder,  den 
Kampf  um  die  Wiedergewinnung  des  Rußlandsgeschäfts,  den  schwe- 
ren Kampf  der  Kollegen  an  den  Grenzen,  und  insbesondere  an  der 
Ostgrenze,  so  kommen  wir  schon  zu  Begriffen,  die  auch  heute  noch 
irn  Mittelpunkt  unserer  Bemühungen  stehen. 

im  Jahre  1919  wurde  dem  Verein  Deutscher  Spediteure  sein  Vor- 
sitzender, Herr  Direktor  Max  B 1 e i s e,  i,  Fa,  Berliner  Spediteur- 
Verein  A,-G,  durch  den  Tod  entrissen.  Ihm  folgte  als  Vorsitzender 
Herr  Generaldirektor  Max  Fiedler,  i,  Fa,  Berliner  Speditions-  und 
Lagerhaus  A,-G,  vorm,  Bartz  & Co,,  der  sich  trotz  seiner  stark  ange- 
griffenen Gesundheit  dieser  Aufgabe  mit  größter  Hingabe  gewidmet 
hat,  — Zur  Seite  standen  ihm  als  stellvertretende  Vorsitzende  Herr 
Generaldirektor  Konsul  Schiffers,  i,  Fa,  Speditions-  und  Lager- 
haus A,-G,,  Aachen,  der  dem  VDS,  noch  heute  in  dieser  Eigenschaft 
arigehört,  und  dessen  Versammlungsleitung  in  den  Jahren  1921  bis 
1925  noch  in  frischer  Erinnerung  sein  dürfte,  sowie  Herr  Otto  Le- 
vin s o h n,  i,  Fa.  Brasch  & Rothenstein,  welcher  bis  zu  seinem  Tode 
der  Vertreter  des  Gewerbes  in  den  verschiedensten  wirtschaftlichen 
Gremien  war,  — Seit  1925  liegt  die  Führung  des  deutschen  Speditions- 
gewerbes in  den  Händen  des  Herrn  K,  H,  V a 1 e n t i n,  i.  Fa,  Jacob 
& Valentin,  Stellvertretende  Vorsitzende  waren  bis  zum  Jahre  1927 
als  Nachfolger  von  Herrn  Direktor  Paul  K ü t b a c h,  i,  Fa,  Berliner 
Spediteur-Verein  A,-G,,  Herr  Georg  Silberstein,  i,  Fa.  Inter- 
nationales Speditions-Bureau  Georg  Silberstein  & Co„  unser  gegen- 
w’ärtiges  Ehrenmitglied  des  Vorstandes,  dem  im  Jahre  1928  sein  Bru- 
der, Herr  Eugen  Silberstein,  nachfolgte. 


Unsere  Tätigkeit  im  abgelauienen  Geschäftsjahr,  die  wir  teils  als 
Verein  Deutscher  Spediteure,  teils  als  Verein  Deutscher  Spediteure  - 
Reichsverband  des  Deutschen  Speditionsgewerbes,  ausgeübt  haben,  ist 
in  dem  vorliegenden  Heft,  soweit  die  hauptsächlichsten  Arbeitsge- 
biete in  Frage  kommen,  zusammenfassend  dargestellt.  Selbstver- 
ständlich ist  damit  weder  der  Umfang  erschöpft,  noch  konnten  inner- 
halb der  einzelnen  Ueberschriften  sämtliche  unserer  Schritte  zur  Dar- 
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stellui  g gelangen.  Wir  haben  uns  auf  die  wichtigsten  Fragen  he- 
schräi  kt  und  uns  in  erster  Linie  von  dem  Gesichtspunkt  leiten  lassen, 
daß  d 2r  Geschäftsbericht  einer  Spitzenvertretung  die  Aufgabe  hat, 
für  dtn  Fachmann  die  zeitgemäße  Ergänzung  der  Fachliteratur  zu 
bringen.  — Während  wir  hinsichtlich  von  Einzelfragen  und  ganz  be- 
sonde  s solcher,  die  im  Geschäftsbericht  unerörtert  geblieben  sind, 
nicht  aindringlich  genug  auf  unser  Publikationsorgan,  die  Speditions' 
und  S ahiffahrts-Zeitung,  sowie  auch  auf  die  den  bezirklichen  und  ört- 
lichen Vereinigungen  oder  im  Abonnement  zugehenden  Rundschreiben 
und  , Vertraulichen  Mitteilungen“  verweisen  können,  können  wir 
nicht  imhin,  4 Ereignisse  aus  dem  hinter  uns  liegenden  Geschäftsjahr 
besonders  hervorzuheben. 

Eas  erste  ist  die  Tatsache,  daß  das  am  10.  August  1928  abgelau- 
fene Probejahr  der  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedingungen  bis 
zum  3D.  Juni  1929  verlängert  worden  ist.  Damit  dürfte  unzweifelhaft 
der  Nachweis  erbracht  sein,  daß  das,  was  die  Führer  unseres  Gewer- 
bes ii  gemeinsamer  aufreibender  Arbeit  mit  den  führenden  Persön- 
lichk(  iten  der  übrigen  Wirtschaft  in  den  ADSp,  geschaffen  haben, 
eine  Grundlage  bietet,  die  den  Anforderungen  der  Praxis  genügt.  Die- 
ses U'teil  kann  auch  dadurch  nicht  nennenswert  beeinträchtigt  wer- 
den, wenn  wirklich  bei  den  neuen  Verhandlungen  Aenderungen  an 
dem  \Vortlaut  vorgenommen  werden  sollten. 

I as  zweite  Ereignis,  das  in  seiner  Tragweite  kaum  unseren  sämt- 
licher Mitgliedern  zum  Bewußtsein  gekommen  sein  dürfte,  war  der 
beabsichtigte  Versuch  der  Deutschen  Reichsbahn,  die  Freihaus-Liefe- 
rung  ainzuführen.  Die  von  der  gesamten  Wirtschaft  einmütig  hier- 
geger  angeführten  Gründe  hätten  sich  zweifellos,  wenn  die  Reichs- 
bahn aut  ihrer  Absicht  bestanden  hätte,  ausgewirkt.  Darüber  aber 
muß  sich  unser  Gewerbe  klar  sein:  bis  diese  Auswirkung  dazu  geführt 
hätte,  daß  die  einmal  getroffene  Maßnahme  rückgängig  gemacht  wäre, 
hätte  1 unsere  Mitglieder  an  den  Folgen  am  Schwersten  zu  tragen 
gehabt. 

/ils  Drittes  sei  der  erhöhte  Schutz  des  Spediteurs  gegen  die  Nach- 
forderung von  Zöllen  genannt.  Bekanntlich  hat  der  VDS.  bereits  in 
früheren  Jahren  ein  Formular  geschaffen,  welches  den  Spediteur 
schützt,  wenn  er  die  Verzollung  für  Dritte  ausführt.  So  wirkungsvoll 
der  chutz  dieser  Zollvollmacht  an  und  für  sich  war,  so  hatte  er  den 
Nachteil,  daß  nunmehr  einzelne  Zollämter  sich  weigerten,  mit  den  für 
Dritt ; zu  zahlenden  Beträgen  das  Zollstundungskonto  des  Spediteurs 
zu  b(  lasten.  In  dieser  Frage  ist  nunmehr  eine  der  Praxis  gerecht  wer- 
dende Klärung  durch  das  Reichsfinanzministerium  herbeigeführt.  — 
Falls  ein  Spediteur  eine  Verzollung  für  einen  Dritten  ausgeführt  hat, 
indem  er  die  entsprechenden  Anträge  usw.  nicht  im  eigenen  Namen, 
sond  :rn  im  Namen  dieses  Dritten  gestellt  hat,  kann  er  trotzdem  den 
Zoll  selbst  im  eigenen  Namen  f ü r den  Dritten  bezahlen,  ohne  daß 
ihn  c ies  präjudiziert.  Hierbei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  Zahlung  in 
bar  nder  mittels  Schecks  des  Spediteurs  erfolgt,  vorausgesetzt,  daß 
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bei  der  Zollzahlung  angegeben  wird,  daß  dieselbe  zwar  durch  den 
Spediteur,  aber  für  den  Dritten  eriolgt.  Es  ist  völlig  ausgeschlossen, 
und  geht  auch  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  hervor,  daß  in  einem 
solchen  Falle  die  Zollbehörde  statt  dem  Dritten  gegenüber  einen 
Rückgr'  ' dem  Spediteur  gegenüber  ausüben  kann,  z.  B.  bei  Nach- 
erhebung von  Zoll.  — Das  Reichsfinanzministerium  hat  in  Aussicht 
gestellt,  in  einem  Rundschreiben  an  die  Zollkassen  hierauf  nochmals 
ausdrücklich  hinzuweisen. 

Das  Vierte  endlich  sind  Verhandlungen,  die  bereits  vor  2 Jahren 
gepflogen  worden  sind,  die  nunmehr  aber  mit  bestimmter  Aussicht  auf 
Erfolg  gefördert  zu  haben  das  Verdienst  des  Vereins  Deutscher  Spe- 
diteure ist.  Es  betrifft  dies  die  Möglichkeit,  Zoll  mittels  Schecks 
der  Deutschen  Verkehrs-Kredit-Bank  und  in  einem  der  Frachtstun- 
dung ähnlichen  Verfahren  zu  verrechnen.  Der  Hinweis  auf  die  Ver- 
untreuungsgefahr, die  ständig  durch  die  Ueberlassung  der  hohen  Zoll- 
beträge an  die  Arbeitnehmer  ebenso  besteht  wie  dies  früher  hinsicht- 
lich der  Frachtbeträge  der  Fall  war,  dürfte  genügen,  um  die  Bedeu- 
tung auch  dieses  Erfolges  zu  kennzeichnen. 

Das  Herausheben  dieser  wenigen  Punkte  aus  der  Gesamtheit  un- 
seres Arbeitsgebiets,  denen  früher  oder  später,  hier  oder  dort,  dieser 
oder  jener  Kollege  vielleicht  die  Erhaltung  seiner  Existenz  verdankt, 
soll  das  Gewicht  der  übrigen  bearbeiteten  Gegenstände  in  ihrer  Be- 
deutung nicht  herabsetzen.  Die  Gesamtheit  unserer  Tätigkeit  aber 
möge  unseren  Mitgliedern  vor  Augen  führen,  wie  Vorstand,  die  Fach- 
ausschüsse und  die  Geschäftsleitung  ständig  bemüht  sind,  aus  den  For- 
derungen des  Tages  unseres  Berufs  heraus,  Erschwerungen  zu  besei- 
tigen, Erleichterungen  zu  schaffen  und  drohende  Gefahren  abzuwen- 
den. Sie  beweisen  uns,  wie  innig  im  Speditionsgewerbe  der  Kontakt 
zwischen  dem  einzelnen  Unternehmen  und  seiner  Standesvertretung 
ist;  sie  beweisen  darüber  hinaus  aber  auch,  daß  diese  Standesvertre- 
tung ihre  schwierigste  Aufgabe  erfüllt  hat,  nämlich  überall  da,  bei 
Ministerien  und  Verwaltungsstellen  des  Reichs  und  der  Länder,  bei 
der  Deutschen  Reichsbahn,  deren  Hauptverwaltung  und  den  Direktio- 
nen, und  ebenso  bei  den  Spitzenvertretungen  der  übrigen  Wirtschaft, 
die  ständige  Fühlung  zu  erwerben  und  zu  erhalten,  die  nur  dann  ge- 
geben ist,  wenn  eine  Spitzenvertretung,  so  wie  es  der  Verein  Deut- 
scher Spediteure,  resp.  der  Verein  Deutscher  Spediteure  - Reichsver- 
band ist,  fest  und  hundertfach  verzweigt  eingefügt  dasteht  im  Rah- 
men der  Gesamtvertretung  unserer  deutschen  Wirtschaft.  Diesen 
hohen  und  unersetzbaren  Besitz  zu  erhalten  und  auszubauen,  wird 
das  Bestreben  Ihrer  Standesvertretung  auch  in  den  nächsten  50  Jah- 
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Die  Entiüicklung  des  Spedtteurrechis. 

Eie  Geltungszeiten  der  oersdiiedenen  Bedingungen 
des  Uereins  Deutscher  Spediteure  e.  U. 

Allgemeine  Beförderungsbedingungen  des  Vertüns  Deutscher  Spedi- 
teur! e.  V. 

Aufgestellt  am  1,  Juni  1908  in  Hamburg, 
gültig  bis  24-  Mai  1914. 

Aenderung  am  25,  Mai  1914  in  Straßburg, 
gültig  bis  30,  April  1923. 

Allg(  meine  Lagerbedingungen  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  V, 

Aufgestellt  am  9,  Juni  1911  in  Berlin, 

Aenderung  am  26,  Mai  1913  in  Nürnberg, 

Aenderung  am  7,  Mai  1921  in  Lübeck 
Gültig  bis  30,  April  1923, 

Allgemeine  Geschäftsbedingungen  (AGB.),  festgestellt  vom  Verein 
Deut  scher  Spediteure  e.  V. 

Gültig  vom  1,  Mai  1923  bis  31,  12.  1923, 

Aenderung  am  1,  Januar  1924, 
gültig  bis  9,  August  1927, 

Allgeaieine  Deutsche  Spediteurbedingungen  (ADSp.), 

Gültig  seit  10,  August  1927. 


Die  Mitglieder  des  Uorstandes 
des  Oereins  Deutscher  Spediteure  e.  0. 

oon  1879—1929. 

1.  Kommerzienrat  Moritz  Merfeld  1880—  1905  Vorsitzender, 

(i  Fa.  Moritz  Merfeld,  Leipzig).  1906  erster  Ehrenpräsident 

des  Vereins. 

10,  3,  1907  gestorben, 

2.  C eh,  Kommerzienrat  Dietrich  1880  — ? zweiter  Vor- 
(i  Fa,  Phalandt  & Dietrich,  Berlin),  sitzender. 

3.  A dolf  C h a r 1 i e r 1880—  1894  zweiter  stellv. 

(i  Fa,  Charlier  & Scheibler,  Vorsitzender, 

A achen).  1894—1903  Ehrenmitglied. 

4.  Eigen  Rüdenburg  1880  — ? zweiter  Schrift- 

(i  Fa,  Eugen  Rüdenburg,  Stettin).  führer. 


5.  A ugust  Martin 

(i  Fa,  J.  A.  Martin  & Söhne, 
E berfeld). 


1886—1892. 


An 

die  Heired  Aeltesten  der  KaoliniUinsGliiiit  von  Berlin. 


Der  Verein  Deutscher  Eisenbahn-Verwaltungen  hat  in  seiner  Ge- 
neral-Versammlung in  Salzburg  am  28,  29.  Juli  1880  den  Beschluß  ge- 
faßt, hinfort  keine  Frachtbriefe  im  Verkehr  zuzulassen,  welche 
irgend  einen  Vermerk  enthalten,  der  nicht  ausdrücklich  im  Handels- 
gesetzbuche oder  im  Eisenbahn-Betriebs-Reglement  als  zulässig  er- 
klärt worden  ist. 

Die  Königliche  Direction  der  Ostbahn  hat  in  Ausführung  dieses 
Beschlusses  ihre  Expedition  durch  Dienstbefehl  vom  16,  August  c. 
angewiesen,  Frachtbriefe  nicht  anzunehmen,  auf  welchem  sich  die 
Vermerke 

,,von  Sendung  der  Herren  oder 

,,zur  Weiterbeförderung  an  Herrn  , . , oder 

,, unter  Assecuranz  von 

beßnden,  und  als  demzufolge  die  für  die  Ostbahn  bestimmten  Sen- 
dungen vielfach  hier  bei  der  Expedition  der  Niederschlesisch-Mär- 
kischen Bahn,  welche  solche  Frachtbriefe  unbeanstandet  annahm,  auf- 
geliefert wurden,  um  im  nachbarlichen  Verkehr  der  Ostbahn  zugeführt 
zu  werden,  hat  die  Königliche  Direction  der  Ostbahn  durch  einen  wei- 
teren Dienstbefehl  vom  1,  November  c,  angeordnet,  daß  dergleichen 
Sendungen,  auch  wenn  sie  von  anderen  Bahnen  ihr  zugeführt  werden, 
beim  Uebergange  auf  die  Ostbahn  so  lange  anzunehmen  verweigert 
werden  sollen,  bis  Absender  auf  bezügliche  Anfrage  sich  mit  der  Ver- 
nichtung des  betreffenden  Vermerks  einverstanden  erklärt  hat. 

Durch  diese  Bestimmungen  werden  wir  Berliner  Waaren-Ver- 
sender,  Waaren-Empfänger  und  Transport-Vermittler,  in  gleicher 
Weise  wie  unsere  auswärtigen  Geschäftsfreunde,  im  Betriebe  unserer 
eigenen  Geschäfte  sowohl,  als  auch  im  Verkehr  mit  einander  er- 
heblich gestört  und  empfindlich  geschädigt. 

Nach  Maßgabe  der  hier  bestehenden  örtlichen  und  geschäftlichen 
Verhältnisse  hat  sich  hier  seit  Beginn  des  Eisenbahn-Betriebes,  also 
seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  eine  Praxis  im  Verkehre  gebildet. 


Hninoniincn  aus  dein  .Archiv  des  Vereins  Deutscher  Snediieu-e  e.  \ . 


weici-  e,  — ohne  die  Bahnen  irgendwie  zu  bebelligen  oder  zu  enga' 
giren,  — durchaus  unseren  Bedürfnissen  und  unserer  Convenienz 
cntsp  "icht.  ^X'ir  Berliner  Waaren- Versender  bedürfen  im  Verkehre 
mit  d;n  diversen  hier  mündenden  Bahnen  bestimmte  Transport-Ver- 
mittlt  r,  welche  sich  bei  ihren  Leistungen  hinsichtlich  der  Zeit  und 
Form  ganz  unserer  geschäftlichen  Convenienz  accomodiren.  Der  Ver- 
kehr mit  diesen  Vermittlern  und  mit  unseren  Kunden  erfordert  fer- 
ner, caß  wir  selbst  die  Frachtbriefe  zu  unseren  Sendungen  ausfertigen 
und  2 war  auf  Formularen,  welche  die  Unterschrift  der  von  uns  be- 
nutztim  Vermittler  tragen,  auf  welche  wir  aber  den  Vermerk 
setzen;  ,,\'on  Sendung  . . . {unsere  Firma/'. 

Einige  derartig  vorgedruckte  Formulare  fügen  wir  ergebenst  bei. 

Ein  Verbot  dieses  Vermerks  bringt  uns  sowohl  beim  Ver- 
sa n ( , als  auch  namentlich  beim  Empfang  von  Bahngütern  in 
eine  j.anz  unabsehbare  Menge  von  Weiterungen  und  Unbe- 
quemlichkeiten, welche  niemals  durch  die  Substituirung  eines 
besonderen  Avises  vermieden  oder  beseitigt  werden  können.  Die 
Eisen  lahnen  haben  naturgemäß  die  Aufgabe  und  das  eigene  Inter- 
esse, Kandel.  Industrie  und  Gewerbe  nach  Kräften  zu  fördern  und 
den  \ erkehr  thunlichst  zu  erleichtern,  sie  greifen  aber  störend  und 

schadenbrinjgendin  den  Laut  unserer  Geschäfte  ein,  wenn  sie  mit 

derariigen  Maßnahmen  ä la  rigueur  Vorgehen.  Ueberhaupt  kann 
unsere  vorerwähnte  Praxis,  wie  wir  hiermit  nochmals  ausdrilvklich  hervor- 
heben. nicht  durch  ein  Eingreifen  der  Bahnen  convenabler  und  zuträg- 
licher für  uns  und  unseren  Verkehr  gestaltet  werden;  — namentlich 
aber  i icht  durch  Einführung  von  Einrichtungen,  die  vielleicht  sich  an 
anderen  Orten  und  in  anderen  Ländern  bewährt  haben,  die  aber  für 
uns  nicht  passen,  weil  wir  Berliner  Kaufleute  und  Gewerbetrei- 
bende faktisch  unter  wesentlich  anderen  Verhältnissen 
arbeitan,  als  unsere  Collegen  in  jenen  Orten  und  Ländern, 

V'ir  enthalten  uns  hier  einer  weiteren  Darlegung  zur  Sache,  weil 
wir  d<m  gerade  diesen  Verhältnissen  am  meisten  nahestehenden  Mit- 
gliede  des  geehrten  Collegiums,  Herrn  Geheime  Commer- 
zienrath  Dietrich,  unsere  Wünsche  und  Befürchtungen 
mündlich  vorzutragen  uns  erlaubt  und  von  demselben  erfahren  haben, 
daß  di  3 Herren  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  bereits  Schritte  gethan 
haben  von  denen  wir  glauben  hoffen  zu  dürfen,  daß  sie  die  bereits 
einget 'etenen  Schädigungen,  sowie  die  uns  ferner  drohende  Gefahr 
von  uns  abwenden  werden. 

Indem  wir  den  Herren  Aeltesten  für  dieses  Vorgehen  unseren 
Dank,  und  gleichzeitig  das  Vertrauen  aussprechen,  daß  die  in  unse- 
rem und  unserer  Mitbetheiligten  Interesse  gütigst  erhobenen  Vor- 
stellur  gen  ma.ßgebenden  Orts  Gehör  finden  und  demnächst  die  er- 
betent  Remedur  herbeiführen  werden,  gestatten  wir  uns  in  Rücksicht 

auf  den  Nothstand,in  welchem  wür  uns  bereits  gegenwärtig  befin- 
den dl  durch, 


dass  das  rigorose  Vorgehen  der  Königlichen  Direction  der  Ost- 
bahn äusserst  störend  und  hindernd  einwirkt  auf  unseren 
Verkehr  mit  dieser  für  uns  nnnmgänglich  nothwendigen 
Bahn, 

dass  eine  analoge  Ausführung  des  eingangs  erwähnten  Be- 
schlusses seitens  anderer  hier  mündenden  Bahnen  zu  be- 
fürchten steht,  und 

dass  wir  somit  bis  zur  endlichen  Entscheidung  höchster  Stelle 
täglich  den  empfindlichen  Nachtheilen  der  beschlossenen 
Neuerung  ausgesetzt  sind, 

an  die  Herren  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  die  ganz  gehor- 
same Bitte  zu  richten: 

„neben  resp.  ausser  der  möglichst  energischen  Vertretung 
,, unserer  Interessen  vor  den  höheren  Instanzen  gütigst 
,,g  l e i c h z e i t i g und  schon  jetzt  vorstellig  zu  werden 
,,bei  der  Königlichen  Direction  der  Ostbahn  mit  dem  Anträge: 
,,die  Ausführung  der  in  den  Dienstbefehlen  vom  16, 
,,  , .August  und  1,  November  er,  angeordneten  Vorschriften 
,.  ,, einstweilen,  — und  eventuell  für  Berlin  — zu  s i s t i - 
..  ,,r  e n,  bis  höhere  Entscheidung  zur  Sache  getroffen  ist,"  " 

,,bei  sämmtlichen  Verwaltungen  der  hier  mundenden  Eisen- 
,, bahnen  mit  dem  Anträge: 

,,  „den  Beschluß  der  General-Versammlung  des  Vereins 
,, ., Deutscher  Eisenbahn- Verwaltungen  bezüglich  Zulassung 
,,  „von  Vermerken  auf  Frachtbriefen,  soweit  dadurch 

,,  ..der  Vermerk:  „Von  Sendung " für 

.,  ..unstatthaft  erklärt  wird,  bis  zu  endgültiger 
.,  ..Entscheidung  der  Sache  in  Berlin  nicht  zur  Ausführung 
,,  „zu  bringen,"  " 

„bei  der  Direction  der  Berlin-Anhaltischen  Eisenbahn,  als  der 
,,geschäitsführenden  Verwaltung  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
,, bahn- Verwaltungen,  mit  dem  Anträge: 

..eine  unserem  Bedürfnisse  entsprechende  Modifici- 
.,  ,.r  u n g des  eingangs  erw’^ähnten  Beschlusses  der  General- 
.,  ..Versammlung  des  Vereins  auf  dem  schleunigsten  Wege 
,,  , .gütigst  herbeiführen  zu  wollen"  ", 

Einer  geneigten  Erfüllung  unserer  Bitte  entgegensehend,  ver- 
harren wir 

mit  vollkommener  Hochachtung 

ganz  ergebenst 

Berlin,  den  15.  November  1880, 
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6-  Wilh,  Oelssner 

1880  1901. 

(i.  Fa.  Gerhard  & Hey,  Leipzig), 

7,  Anton  Landmann 

1880—1896. 

• 

(i-  Fa,  Fenthol  & Sandtmann, 

1901  1907  als  Kassierer. 

• 

Leipzig). 

8,  Geh.  Kommerzienrat  Alexander 

1886 — 1910  zweiter  Vor 

Philipp 

sitzender. 

(i.  Fa,  Alexander  Philipp,  Chem- 
nitz), 

• 

9,  J.  H e r w i g 

1886—1908. 

(i.  Fa,  Broeckelmann  sen,  & Grund, 
Kassel), 

10,  Stadtrat  Emil  G e h r i c k e 

1886  1898, 

(i.  Fa,  J.  G,  Henze,  Berlin), 
1 1,  Dir.  H,  Knecht 

1887  1925, 

• 

(i.  Fa,  Mannheimer  Paketfahrt- 

ab  1911  Stellv,  Vors,, 

Ges.  m,  b,  H,,  Mannheim), 

ab  1924  Ehrenmitglied  des 

12.  Carl  Schneider 

VDS., 

ab  1925  Ehrenmitglied  des 
Vorstandes, 

11,  12,  1925  gestorben, 

1880—1881. 

• 

. l 

(i,  Fa,  J,  Schneider  & Co,,  Leipzig), 

13,  Friedrich  Gr  über 

1880  — ? 

(i,  Fa,  Fr.  Gruber,  Mannheim), 
14.  Robert  Martin 

1881—1886, 

• 

(i.  Fa,  J,  A.  Martin  & Söhne, 
Düsseldorf), 

15,  D,  N,  Schlesinger 

1881  — ? 

(i,  Fa,  D,  N.  Schlesinger,  Breslau), 
16,  Max  Rosentower 

1881  — ? 

# 

(i,  Fa,  Ignatz  Rosenthals  Wwe, 
& Co,,  Berlin), 

17,  H,  Valentin 

1886  — ? 

(i,  Fa,  Jacob  & Valentin,  Berlin), 
18,  J.  G,  L i n c k 

1886  — ? 

m 

(i.  Fa,  J,  G,  Linck,  Nürnberg), 

19,  Geh,  Kommerzienrat  Emil  Jacob 

1892  1911, 

• 

(i.  Fa,  Jacob  & Valentin,  Berlin), 

ab  1907  Vorsitzender, 

20,  Emil  Kummer 

1894 — 1911  Schriftführer, 

(i,  Fa.  Uhlmann  & Co,,  Leipzig), 

22,  10,  1911  gestorben. 
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21.  Otto  V.  Pfister 

(i.  Fa.  Schenker  & Co.,  München). 

22.  Auj^ust  Martin 

(i.  Fa.  J.  A.  Martin  & Söhne, 
Elberfeld). 


1895-1906. 

1898-1910, 
im  riezember  1910 
ben. 


^^estor- 


23.  Dir.  LudwijS  B r a m a n n 

(i.  Fa.  Speditions-  und  Laj^erhaus 
A.-G.  vorm.  Bartz  & Co.,  Berlin). 

24.  Dir.  Max  B 1 e i s e 

(i.  Fa.  Berliner  Spediteur-Verein 
A.-G.,  Berlin). 

25.  Dir.  Franz  B e r a n 

(i.  Fa.  Wagenladungs-  und  Zoll- 
deklarations-Cpt.,  Hamburg). 

26.  Otto  J a e g e r 

(i.  Fa.  Otto  Jaeger,  Leipzig). 

27.  Max  Kienitz 

(i.  Fa.  Herrmann  Kienitz,  Görlitz). 

28.  Gen.  - Dir.  Konsul  Albert 

Schiffers 

(i.  Fa.  Speditions-  und  Lagerhaus 
A.-G.,  Aachen). 


1905  — 1910  Schatzmeister. 

1906— 1919, 

ab  1912  Vorsitzender, 

10.  Mai  1919  gestorben. 

1907— 1924, 

seit  20.  9.  1924  Ehrenmit- 
glied des  VDS. 

1907—1924, 

ab  1912  Schriftführer, 

17.  4.  1924  gestorben. 

1907-1921. 


seit  1907, 

ab  1922  Stellv.  Vorsitzen- 
der. 


29.  August  Varenkamp  1908 — 1916. 

(i.  Fa.  Alfred  Altschüler  & Co., 

Frankfurt  a.  Main). 

30.  Carl  Ernst  N o e r p e 1 1910 — 1924. 

(i.  Fa.  C.  E.  Noerpel,  Ulm  a.  D.). 


31.  Gen. -Dir.  M.  Fiedler  1910 — 1925, 

(i.  Fa.  Berliner  Speditions-  und  ab  1910 — 1919  Schatz- 
Lagerhaus  A.-G.  vorm.  Bartz  & Co.,  meister, 

Berlin),  z.  Zt.  Mitglied  des  Auf-  ab  1919 — 1925  Vorsitzen- 
sichtsrats  der  Berliner  Paketfahrt  der, 

Speditions-  und  Lagerhaus  (vorm.  seit  23.  Mai  1925  Ehrenmit- 
Bartz  & Co.)  A.-G.,  Berlin.  glied  des  Vorstandes. 


32.  Willibald  Loewenthal  1911 — 1916. 

(i.  Fa.  A.  Warmuth,  Berlin). 

33.  Theodor  W e y g a n d 1912  — Ende  1916 

(i.  Fa.  Gerhard  & Hey,  Leipzig).  (Amt  niedergelegt). 

34.  Heinrich  Wolf  fr  am  1912 — 1923, 

(i.  Fa.  Henze,  Mahlow  & Co.,  14.  5.  1923  gestorben. 

Königsberg). 
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35.  Hugo  Cornelsen 

(i.  Fa.  Wulkow  & Cornelsen, 
Hamburg), 


36.  Conrad  Weber 

(i.  Fa.  Conrad  Weber  & Co.,  Fürth). 

37.  Georg  Scharrer 

(i.  Fa.  G,  Scharrer,  Duisburg). 

38.  Georg  Silberstein 

(i.  Fa.  Internationales  Speditiot\s- 
Bureau  Georg  Silberstein  & Co,, 
Berlin). 

39.  Otto  L e V i n s o h n,  M.  d.  RWR. 

{i.  Fa.  Brasch  & Rothenstein, 
Berlin). 

40.  Konsul  Julius  Vollbrecht 

(i,  Fa.  Th.  Lindenberg,  Stettin). 

41.  C.  F u c h s 

(i.  Fa.  Heinrich  Kluge,  Breslau). 

42.  Friedrich  Falk 

(i,  Fa,  J.  C,  G,  Majer  Nfg, 

Friedrich  Falk,  Frankfurt  a,  M.), 

43.  F.  W,  Meyer 

{i.  Fa.  Joh,  Heckemann,  Bremen), 

44.  F,  M o r h a r t 

(i.  Fa,  Paul  V.  Maur,  Stuttgart), 

45.  Otto  T a e n z e r 

(i,  Fa.  Dürener  Speditions-  und 
Lagerhaus  Otto  Taenzer,  Düren), 

46.  Albrecht  Kinkel 

(i,  Fa,  A,  Kinkel  G.  m,  b.  H., 

Hagen  i,  W,). 

47.  Dir.  Paul  K ü t b a c h 

(i,  Fa,  Berliner  Spediteur-Verein 
A.-G.,  Berlin), 


Dir,  Georg  Schlager 

(i.  Fa.  ,, Transportlader“  Nürnberg 

Fürther  Transport-Gesellschaft 

& Lader-Corporation  Akt. -Ges., 

Nürnberg), 


seit  1912, 

seit  1917  stellv.  Vors,  des 
Einigungsamts  und 
seit  28,  6,  1927  Vorsitzender 
des  Einigungsamts. 

1912—1919. 
seit  1912. 

1917 — 1928  (Amt  krank- 
heitshalber niedergelegt), 
ab  Jan,  1927  stellv.  Vors,, 
seit  Mai  1928  Ehrenmitglied 
des  Vorstandes. 

1917—1921, 

ab  1919  stellv,  Vorsitzender, 
seit  1917. 
seit  1918, 
seit  1918. 


seit  1918, 

1918 — 1922  (Amt  krank- 
heitshalber niedergelegt), 

1918  — Jan,  1920, 

19.  1,  1920  gestorben, 

1918—1922. 


1919—1926, 

ab  1922  zweiter  stellv,  Vor- 
sitzender, 

ab  Dez,  1926  Vorstandsamt 
aus  persönlichen  Gründen 
niedergelegt. 

seit  1919, 


O 
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49.  0 skar  W a r n c k e 

fi  Fa.  F.  0.  Klingström  G.  m,  b.  H., 
L ibeck). 

50.  K.  H.  V a 1 e n t i n,  M.  d.  RWR. 

{i  Fa.  Jacob  & Valentin,  Berlin). 

51.  V'alter  L e n t s c h 

(i  Fa.  C.  G.  Lentsch,  Leipzig). 

52.  H ms  W eissenhorn 

(i.  Fa.  H,  Weissenborn  & Co,, 

A igsburg), 

53.  Max  Brasch 

(i.  Fa,  Max  Brasch  & Co,,  Berlin), 

54.  Carl  V.  M a u r 

(i.  Fa,  Paul  v.  Maur,  Stuttgart). 

55.  D r.  Emil  Vetters 

(i.  Fa,  Dresdner  Transport-  und 
Lj  gerhaus  A,-G,  vorm,  G,  Thamm, 
D)  esden), 

56.  Jt  lius  Appel 

(i,  Fa,  Julius  Appel,  Lübeck), 

57.  Dir,  Jobs.  Hadeler 

(i,  Fa,  Transport-Aktien-Gesell- 
sc  laft  (vorm,  J,  Hevecke),  Ham- 
burg). 

58.  TI: eodor  Schuchardt 

(i.  Fa,  Gebr,  Wetsch,  München). 

59.  C,  Pötzsch 

(i,  Fa,  Gerhard  & Hey  G,  m,  b,  H,, 
Leipzig), 

60.  Ja  G i 1 b e a u 

(i,  Fa.  Leopold  Berent,  Gotha), 

61.  He  inr,  Hermann 

(i,  Fa,  Brasch  & Rothenstein, 
Berlin), 

62.  Ha  ns  K o r i t k e 

(i,  Fa,  Adolph  Müller, 

Königsberg  i,  Pr,), 

63.  Ca-1  Bie  r m a n n 

(i.  Fa.  J.  G,  Henze,  Berlin), 

64.  Ca  -1  Theodor  H e i n i c k e 

(i,  Fa,  Müller,  Schmidt  & Co., 

Dr  :sden). 


1920 — 1924  (war  zugleich 
Vors,  des  Einigungsamtesj, 
1924  gestorben, 

seit  1921, 

ab  1925  Vorsitzender, 
seit  1921. 


seit  1921. 


1922—1924, 

12,  Nov.  1924  gestorben, 
seit  1922, 

1922—1924, 

22,  8,  1924  gestorben. 


seit  1924, 

seit  1924. 

seit  28.  6.  1927  stellv.  Vors, 
des  Einigungsamts, 

seit  1924, 

1924  — Sept.  1926, 

Sept,  1926  gestorben, 

seit  1924 

1924 — 1925  (aus  persön- 
lichen Gründen  Amt  nie- 
dergelegt), 

1924 — 1925  (aus  persön- 
lichen Gründen  Amt  nie- 
dergelegt). 

seit  1925. 

seit  1925, 


\ 
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65.  Dir.  Julius  J e s s e 1 

(i-  Fa.  Rhein-  und  See-Speditions- 
Gesellschaft  m.  b.  H.,  Köln). 

66.  Dir.  Ulrich  R i e c k 

(i.  Fa.  Berliner  Paketfahrt  Spedi- 
tions-  und  Laj^erhaus  (vorm. 

Bartz  & Co.)  A.-G.,  Berlin). 

67.  Arthur  Schmeer 

(i.  Fa.  Henze,  Mahlow  & Co., 
Könij^sberj5  i.  Pr.). 

68.  Alex  Silber  mann 

(i.  Fa.  Brasch  & Rothenstein, 
Frankfurt  a.  Main). 

69.  Gen. -Dir.  Anton  Strobel 

(i.  Fa.  Allj^emeine  Transportgesell- 
schaft vorm.  Gondrand  & Mangili 
m.  b.  H.,  Berlin). 

70.  Dr.  C r e c e 1 i u s 

(i.  Fa.  Gustav  Knauer,  Berlin). 

71.  Alfred  Land  mann 

(i.  Fa.  Fenthol  & Sandtmann, 
Leipzig), 

72.  Dir,  Carl  A n s t e t t 

(i,  Fa.  Mannheimer  Paketfahrt-Ges. 
m.  b H.,  Mannheim), 

7.3.  Dir.  L iidwig  Reichardt 

(i.  Fa.  Gesellschaft  für  Auslands- 
transporte m.  b.  H.,  Köln  a.  Rh.j. 

74.  Eugen  Silberstein 

(i.  Fa.  Internat.  Speditions-Bureau 
Georg  Silberstein  & Co.,  Berlin). 


1925 — 1928  (krankheitshal 
ber  Amt  niedergelegt). 

seit  1925. 


seit  1925. 


1925—1927. 

im  März  1927  gestorben, 
seit  1925. 


seit  1926, 


seit  1927. 


seit  1927, 


seit  1928, 


seit  1928, 

zugleich  zweiter  stellv. 
Vorsitzender, 


Die  Geschäftsführerrund  lueitere  Angehörige 
der  Geschäftsleitung  des  UDS.  1879—1929. 

Rechtsanwalt  Dr,  Wachtel 

Schriftführer  und  Rechtsbeistand  1879 — 1881. 

Syndikus  Dr.  Landgraf 

Schriftführer  und  Rechtsbeistand  1881 — 1896. 


Oberjustizrat  Barth 
Schriftführer 
Rechtsbeistand 


1881—1896. 

1897—1907. 

1897—1928. 
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Fr  tz  B a n n i e r 
Geschäftsführer 

Ri  ;hard  Siecke 
Geschäftsführer 

Dl , Walter  K e s 

Geschäftsführender  Direktor 


M nisterialamtniann  W i d e r a 

Leiter  der  Abt.  Eisenbahnfragen 

Gi;h.  Justizrat,  Landgerichtsdirektor 

i.  R,  Merfeld 

Leiter  der  juristischen  Abteilung 

M ax  B e r g n e r 

Buchhaltung,  Kasse 


1907—1914 

r 

1914—1920. 
seit  1920. 

I 

1924—1928 
seit  1924, 

seit  1921,  f 
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• III.  Die  RDSp. 

im  laufenden  Geschäftsjahre. 

Von  K.  H.  Valentin,  M.  d.  RWR., 

Vorsitzender  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  V., 
Reichsverband  des  Deutschen  Speditionsgewerbes. 

4^  I.  Fortentwicklung. 

Im  Geschäftsbericht  von  1927-28  ist  auf  S.  20  30  (dazu  Anlagen 
A C,  S.  34  49)  die  Entstehung  der  neuen  ADSp,  in  Verbindung  mit 
dem  SVS,,  ihre  Einführung  und  die  ersten  Erfahrungen,  die  damit  ge- 
macht worden  sind,  geschildert.  Damals  galten  die  ADSp,  ungefähr 
l-j  Jahr.  Seitdem  ist  ein  volles  Jahr  abgelaufen.  Es  ist  jetzt  eher 
als  damals  möglich,  davon  zu  sprechen,  ob  und  inwieweit  sich  die 

^ neuen  Bedingungen  bewährt  haben  und  wo  sie  sich  als  änderungsbe- 
* dürftig  erw’iesen  haben. 

Dabei  ist  folgendes  vorweg  hervorzuheben: 

Ursprünglich  galt  die  Abrede,  die  zwischen  den  Spitzenverbän- 
, den  der  Wirtschaft  und  uns  über  die  ADSp,  und  den  SVS.  getroffen 
war,  nur  auf  ein  Jahr,  also  bis  zum  10.  8.  1928.  Man  mußte  zunächst 
mit  der  wenn  auch  entfernten  Möglichkeit  rechnen,  daß  die  Abrede 

• am  10.  8.  1928  ablaufen  oder  daß  etwas  ähnliches  an  ihre  Stelle 
treten  w'erde  (vorjähriger  Bericht  S.  32).  Weder  ist  es  dazu  ge- 
kommen, noch  sind  bisher  Aenderungen  vereinbart  worden.  Es  ’st 
auch  von  keiner  Seite  angeregt  worden,  den  früheren,  vor  Einfüh- 
rung der  ADSp,  bestandenen  Zustand  mit  Ablauf  des  Jahres  wieder 
eintreten  zu  lassen.  Augenblicklich  ist  die  Lage  so,  daß  die  Abrede 
bis  zum  30.  6.  1929  verlängert  ist  und  bis  dahin  unverändert  weiter 

• läuft;  damit  haben  sich  auch  die  Versicherer  einverstanden  erklärt, 
wenn  auch  3 Gesellschaften  ausgeschieden  und  ihre  Beteiligungen 
von  den  übrigen  9 Gesellschaften  mitübernommen  worden  sind. 

Aus  der  bisherigen  Verlängerung  der  Abrede  geht  klar  her*. 
Auf  Seiten  der  Wirtschaft  besteht  keinesfalls  ein  dringendes  Bedürf- 
nis, die  festgelegten  Bedingungen  einschließlich  des  SVS.  zu  ändern. 

^ Hätten  sich  schwere  Uebelstände  gezeigt,  so  hätte  man  sicherlich 
auf  Beseitigung  solcher  Uebelstände  gedrängt  und  hätte  sich  nicht 
, auf  eine  einstweilige  unveränderte  Verlängerung  des  vereinbarten 
Zustandes  eingelassen.  Von  einem  solchen  Drängen  auf  Aenderung 
kann  nicht  die  Rede  sein.  Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  uns. 
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Aus  diesen  Umständen  ist  schon  zu  entnehmen,  daß  sich  die 
m ihevolle  und  zeitraubende  Arbeit,  die  die  Verhandlungen  des  Jah- 
res 1927  erfordert  haben,  gelohnt  hat  und  dalJ  man  soviel  erreicht  hat. 
w e man  billigerweise  hat  erwarten  können. 

II.  Anwendung, 

Der  Schluß,  den  wir  eben  auf  die  Bewährung  der  ADSp,  und  des 
S ( S,  gezogen  haben,  wäre  falsch,  wenn  die  Bedingungen  und  die  Ver- 
si  :herung  tatsächlich  den  Geschäftsabschlüssen  nicht  oder  nur  in  ge- 
ri  igem  Umfange  zugrunde  gelegt  worden  wären.  Ein  Zwang  dazu 
hi  1 Vvcder  ausgeübt  werden  können  noch  auch  sollen  (vergl.  da.zu 
drn  vorjährigen  Geschäftsbericht  S,  22  und  23).  Tatsächlich  sind 
aber  die  ADSp,  in  immer  größerem  Umfange  den  abgeschlossenen 
V erkehrsverträgen  zugrunde  gelegt  worden.  Das  sieht  man  schon 
rein  äußerlich  aus  den  Drucksachen  der  Spediteure;  immer  regel- 
mäßiger wird  der  Vermerk:  ,,Ich  übernehme  Aufträge  nur  auf  Grund 
di-r  ADSp."  und  immer  seltener  erscheint  ein  Zusatz  dazu,  der  gleich- 
z«  itig  auf  andere  Bedingungen  hinweist.  Einen  Anhalt  bietet  hier- 
fi  r auch,  daß  bei  einem  Mitgliederbestand  des  VDS.  von  etwa  1500 
über  1100  Firmen  den  SVS.  gezeichnet  haben.  Wenn  wir  Auskünfte 
über  zweifelhafte  Rechtsfragen  für  die  Zeit  nach  dem  10.  8,  1927  zu 
ei  teilen  oder  bei  der  Erledigung  von  Streitigkeiten  aus  Verkehrsver- 
trigen,  die  nach  diesem  Term.in  abgeschlo.ssen  waren,  mitzuwirken 
hi  tten,  waren  die  ADSp,  in  immer  größerem  Umfange  vereinbart, 
Jr  mehr  die  Ausnahmen  von  dieser  Regel  zurücktreten,  umso  näher 
kommt  man  dem  Ziele,  daß  die  ADSp,  als  allgemeiner  deutscher  Han- 
dt  Isbrauch  anerkannt  werden.  Vorläufig  ist  das  Ziel  noch  nicht  er- 
reicht. Dies  ist  auch  nach  einer  Zeit  von  l'A  Jahren  kaum  möglich. 
>X  ir  können  aber  nur  wiederholen,  daß  die  einheitliche,  gleichmäßige 
und  unveränderte  Anwendung  der  ADSp,  besonders  auch  deshalb  so 
düngend  wünschenswert  ist,  weil  es  nur  auf  diesem  Wege  durchzu- 
sttzen  sein  wird,  daß  die  Bedingungen  in  absehbarer  Zeit  als  allge- 
meiner Handelsbrauch  anerkannt  werden  und  daß  dadurch  der  für 
den  einzelnen  Fall  nicht  immer  ganz  einfache  Beweis  erübrigt  wird, 
d;  ß die  Parteien  sich  diesen  Bedingungen  haben  unterwerfen  wollen, 
D es  liegt  ebenso  im  Interesse  der  Wirtschaft  wie  der  Spediteure. 

III.  Hemmungen. 

So  freundlich  das  zu  I,  und  II,  geschilderte  Bild  zu  sein  scheint, 
s(  fehlt  es  aber  auch  nicht  an  Schatten, 

1,  Zwei  Wirtschaftsgruppen  haben  den  neuen  Verhältnissen  von 
Vornherein  ablehnend  gegenüber  gestanden  (vorjähriger  Bericht  S.  22 
bi?  23).  Trotz  aller  Versuche  ist  es  bisher  nicht  gelungen,  diesen 
\X  iderstand  völlig  zu  beseitigen.  Die  Gründe  dieses  Widerstandes 
si  id  eigentlich  nicht  klar  zu  erkennen.  \X''enn  ein  Wirtschafts ver- 
bl  nd  oder  seine  Mitglieder  darauf  bestehen  w'ollten,  daß  der  Spedi- 
teur die  volle  Haftung  ohne  jede  Einschränkung  übernehme,  so  wäre 
ein  solcher  Wunsch  mit  den  von  den  Spitzenverbänden  der  Wirt- 
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Schaft  anerkannten  Verhältnissen  im  Speditionsgewerbe  nicht  ver- 
einbar, aber  immerhin  verständlich.  Zahlreiche  Firmen  des  betref- 
fenden Industriezweiges,  und  wahrlich  nicht  die  schlechtesten,  haben 
aber  auch  hierauf  gar  nicht  bestanden,  sondern  darauf,  daß  die  Spe- 
diteure die  Verhältnisse,  wie  sie  bis  zum  10.  8,  1927  bestanden  haben, 
weiter  unverändert  bestehen  lassen,  daß  sie  also  die  Aufträge  auf 
Grund  der  früheren  AGB.  übernehmen  sollten.  Vom  Standpunkt  der 
Spediteure  aus  ließe  sich  dagegen  eigentlich  nichts  sagen,  da  die  frü- 
heren Bedingungen  für  den  Spediteur  weitaus  günstiger  waren:  v.nr 
haben  denn  auch  in  solchen  Fällen  den  Spediteuren  empfohlen,  auf 
den  Wunsch  ihrer  Auftraggeber  einzugehen.  Es  bleibt  aber  doch 
schwer  verständlich,  was  den  Kunden  daran  liegen  kann,  den  alten 
Zustand  dem  von  ihrem  Standpunkt  aus  verbesserten  neuen  Zustand 
vorzuziehen.  An  die  Möglichkeit,  sich  im  Streitfälle  trotz  ausdrück- 
licher Vereinbarung  der  ,, alten"  Bedingungen  auf  den  damaligen  Ein- 
wand der  unsittlichen  Monopolstellung  durch  den  Spediteur  zurück- 
zuziehen, werden  unsere  Auftraggeber  nicht  denken  können;  ein  sol- 
cher Einwand  w'äre  auch  ganz  aussichtslos,  da  sie  selbst  die  Anwen- 
dung der  alten  Bedingungen,  sogar  gegen  den  Wunsch  der  Spediteure, 
verlangt  haben,  und  dann  doch  unmöglich  behaupten  können,  sie  hät- 
ten sich  in  einer  Zwangslage  befunden,  und  es  sei  ihnen  daher  nichts 
weiter  übrig  geblieben,  als  die  Bedingungen  anzuerkennen. 

Andere  Firmen  haben  jedoch  verlangt,  die  von  ihnen  zu  be-auf- 
tragenden  Spediteure  sollten  die  volle  gesetzliche  Haftung  über- 
nehmen. Es  wurde  behauptet,  etw^a  60  Spediteurfirmen,  darunter 
große  und  angesehene,  seien  hierauf  eingegangen.  Wir  haben  ein- 
gehende Ermittlungen  hierüber  veranstaltet.  Dabei  hat  sich  er- 
geben. daß  nur  5 Firmen  in  Einzelfällen  darauf  eingegangen  sind, 
weit  sie  sich  dem  Zwange  fügen  mußten,  während  die  übrigen  Firmen, 
z.  T.  mit  Entrüstung,  diese  Behauptung  bestritten  haben.  Daß  sich 
dabei  eine  Anzahl  bereit  erklärt  hat,  in  der  im  vorigen  Absatz  er- 
wähnten Art  die  Aufträge  auf  Grund  der  früheren  AGB.  zu  über- 
nehmen, ist  bereits  angeführt. 

Das  Ergebnis  ist  für  die  ADSp,  erfreulich.  Es  zeigt,  daß  die 
Uebernahme  der  gesetzlichen  Haftung  für  den  verantwortungsbew  uß- 
ten und  vertrauenswürdigen  Spediteur  einfach  unmöglich  ist,  und  die 
fast  einmütige  Ablehnung  dieses  Verlangens  besagt  mehr  als  alle 
Ausführungen,  wie  klar  diese  Erkenntnis  heute  schon  vorhanden  ist. 
Es  ist  zu  erw^arten,  daß  die  Kunden  mit  der  weitgehenden  Haftung 
derjenigen  Spediteure,  die  sich  den  Wünschen  der  Auftraggeber  ge- 
zwungenermaßen gefügt  haben,  entsprechend  schlechte  Erfahrungen 
machen  werden;  es  wird  sich  zeigen,  ob  diese  Spediteure  willens 
und  imstande  sind,  den  gesetzlichen  Ansprüchen  zu  genügen.  Viel- 
leicht veranlassen  solche  Erfahrungen  besser  als  theoretische  Erörte- 
rungen diese  Kunden,  eine  andere  Stellung  einzunehmen. 

Nebenbei  sei  bemerkt,  daß  andere  Wirtschaftsverbände  deutlich 
erklärt  haben,  sie  hätten  mit  den  ADSp,  und  dem  SVS.  gute  Erfah- 
rungen gemacht. 


t 


— 54  — 

2.  Mußte  mau  auf  den  Widerspruch  mancher  Wirtschaftskreise 
n ich  den  Erklärungen,  die  während  der  Verhandlungen  über  die 
ADSp,  abgegeben  worden  sind,  gefaßt  sein,  so  war  es  überraschend,  ' 
d iß  sich  nach  Einführung  der  ADSp,  in  manchen  Kreisen  der  Spedi- 
t(  ure  Widerspruch  zeigte.  Bei  den  Verhandlungen  hatte  man  den 
a igeschlossenen  Verbänden  sowie  den  bezirklichen  und  Ört- 
lichen Vereinigungen  und  den  einzelnen  Spediteuren  soweit 
V ie  möglich  Gelegenheit  gegeben,  sich  zu  beteiligen,  hatte 
aaf  ihre  Wünsche  geachtet  und  hatte  sie  innerhalb  der  Grenzen 
das  Erreichbaren  durchzusetzen  gesucht.  Es  ist  bedauerlich,  daß 
s ch  bald  bei  unseren  Berufsgenossen  Bestrebungen  gezeigt  haben, 
offen  oder,  was  noch  schlimmer  ist,  versteckt  die  ADSp,  zu  bekämp- 
fen. ihre  Vorzüge  zu  verkleinern,  jeden  geringen  Uebelstand,  den 
ii  gendjemand  fand  oder  gefunden  zu  haben  glaubte,  an  die  große 
Cilocke  zu  bringen  und  jede  abfällige  Besprechung  zu  unterstützen. 

\ iel  haben  diese  Gegner  der  neuen  Einrichtung  nicht  erreicht,  im- 
merhin haben  sie  aber  kleine  Unannehmlichkeiten  ünd  eine  große 
Menge  Schreiberei  verursacht. 

Die  Hauptangriffe  richteten  sich  dabei  gegen  den  SVS.  und  gegen 
die  mit  ihm  zusammenhängenden  Vorschriften  der  ADSp.,  wenig 
f egen  die  übrigen  Bestimmungen  der  ADSp.,  auch  soweit  nicht,  als 
( iese  neuen  Vorschriften  zu  ungunsten  der  Spediteure  verglichen 
mit  den  AGB.  verändert  sind.  Auf  den  SVS.  wird  in  einem  beson- 
deren Abschnitt  dieses  Geschäftsberichts  eingegangen  werden.  Hier 
i ei  nur  auf  eins  hingewiesen,  was  wir  schon  wiederholt  betont  haben. 

Die  Schaffung  des  SVS.  ist  nicht  von  uns  ausgegangen,  sondern 
< ntspricht  einem  Wunsch  der  Wirtschafts\  erbände.  Wir  hatten  da- 
her nur  die  Wahl,  entweder  auf  eine  Verständigung  über  die  ADSp. 

u verzichten  oder  den  SVS.  in  den  Kauf  zu  nehmen.  Mit  der  Ver- 
; tändigung,  also  mit  der  Anerkennung  der  ADSp,  durch  die  Wirt- 
ichaft,  war  nach  .unserer  Ueberzeugung  der  Gefahr  vorgebeugt,  daß 
lie  Gerichte,  wie  bisher  öfter  geschehen,  die  Vereinbarung  der  Ge- 
schäftsbedingungen für  ungültig  erklären  könnten,  weil  sie  auf  der 
Ausbeutung  einer  Monopolstellung  der  Spediteure  beruhe.  Diese 
nit  der  Anerkennung  der  ADSp,  verbundene  Tatsache  war  so  wich- 
tig. daß  die  Wahl,  ob  man  den  SVS.  gleichzeitig  in  den  Kauf  nehmen 
wollte,  keinen  Augenblick  zweifelhaft  sein  konnte,  selbst  wenn  mit 
dem  SVS.  wirklich  erhebliche  Nachteile  verbunden  wären,  was  wir 
Übrigens  bestreiten.  Auch  die  Spediteure  oder  Verbände,  die  nach- 
träglich als  Gegner  des  SVS,  aufgetreten  sind,  hätten  keine  andere 
Wahl  als  wir  getroffen,  wenn  sie  vor  eine  solche  gestellt  worden 
wären. 

3.  Eine  weitere  Hemmung  liegt  dann,  daß  zahlreiche  Sonder- 
bedingungen fortbestehen.  Im  vorjährigen  Bericht  haben  wir  auf  S, 
27  29  auf  die  Bedenken  hingewiesen,  die  aus  diesem  Fortbestehen  zu 
entnehmen  seien.  Leider  sind  in  der  Beseitigung  der  Sonderbedin- 
gungen, namentlich  der  örtlichen  Bedingungen,  Fortschritte  nicht  ge- 
macht worden.  Es  kommt  danach  immer  noch  vor,  daß  nebenein- 
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ander  auf  die  ADSp,  und  die  örtlichen  Bedingungen  verwiesen  wird. 
Wir  können  nur  nachdrücklich  wiederholen,  was  wir  hierüber  im 
vorigen  Jahre  gesagt  haben.  Hierbei  möchten  wir  einen  Punkt  noch 
besonders  hervorheben. 

Für  den  Fortbestand  der  örtlichen  Bedingungen  wird  öfter  ange- 
fühit,  daß  einzelne  von  ihnen  durch  die  Industrie-  und  Handelskam- 
?nern  als  Geschäftsgebrauch  anerkannt  worden  seien  und  daß  man 
den  darin  liegenden  Vorteil  nicht  aufgeben  möchte.  Nun  wird  man 
aber,  wenn  man  dieses  Vorteils  sicher  sein  will,  sich  dazu  entschlie- 
ßen müssen,  bei  den  Geschäftsabschlüssen  auf  die  örtlichen  Bedin- 
gungen statt  auf  die  ADSp,  zu  verweisen,  wenn  nicht  etwa  die  ört- 
lichen Bedingungen  sich  auf  bloße  Zusätze  zu  den  ADSp,  beschrän- 
ken. Verweist  man  dagegen  auf  die  örtlichen  Bedingungen  und  auf 
die  ADSp,  nebeneinander,  so  ist  durch  diese  Verweisung  auch  § 2 h 
der  ADSp,  anwendbar;  er  schreibt  vor,  daß  die  ADSp,  den  örtlichen 
Bedingungen  vorgehen.  Bei  Widerspruch  zwischen  den  beiden  Be- 
dingungen gelten  also  nur  die  ADSp.,  z.  B.  gilt  in  Berlin  statt  der  Haf- 
tungsgrenze des  fünffachen  Rollgeldes  (§  36  Abs.  2 der  Handels-  und 
Verkehrsgebräuche  im  Verkehr  mit  den  Spediteuren  Groß-Berlins, 
Fassung  vom  1.  6.  1924)  die  Vorschrift  des  § 57  der  ADSp.,  wonach 
der  Spediteur  weit  höher,  nämlich  höchstens  mit  RM,  40. — je  100  kg 
brutto,  jedoch  nicht  mehr  als  RM.  600, — für  jeden  Schadensfall  hattet. 

Eine  besondere  Behandlung  verlangen  hierbei  die  Umzugsbedin- 
gungen der  Tarif-  und  Interessengemeinschaft  des  Deutschen  Möbel- 
transports, Sie  sind  auf  die  eigenartigen  Bedürfnisse  des  Möbel- 
transportgeschäfts, bei  dem  in  der  Regel  die  Verpackung  der  Sachen 
eine  ausschlaggebende  Rolle  spielt,  zugeschnitten  und  geben  eine  er- 
schöpfende Regelung  der  mit  dem  Möbeltransport  zusammenhängen- 
den Rechtsverhältnisse.  Sie  enthalten  über  die  Haftung  eigenartige 
Vorschriften  (§  1).  Bei  einer  Verwendung  der  Umzugsbedingungen 
mit  den  ADSp,  wäre  ganz  unklar,  was  eigentlich  gelten  solle.  Man 
wird  daher  von  einer  solchen  Verbindung  absehen  müssen  und  den 
Möbelspediteuren  zu  überlassen  haben,  ob  sie  die  Verweisung  in  ihren 
Abschlüssen  auf  ihre  eigenen  Bedingungen  beschränken  oder  ob  sie 
statt  dessen  zu  einer  Uebernahme  der  ADSp,  mit  Zusätzen  übergehen 
wollen.  Sind  die  ADSp,  nicht  anwendbar,  so  kommt  auch  der  SVS. 
für  die  Möbeltransportgeschäfle  nicht  in  Frage.  Nur  um  Mißver- 
ständnisse zu  vermeiden,  sei  hervorgehoben,  daß  selbstverständlich 
den  Möbeltransporteuren,  die  gleichzeitig  oder  nebenbei  auch  andere 
Geschäfte  besorgen,  für  letztere  Geschäfte  die  Anwendung  der  ADSp, 
mit  dem  SVS.  dringend  zu  empfehlen  ist. 

IV.  Schriittum. 

Wir  hatten,  wie  schon  im  Vorbericht  erwähnt,  in  der  SSZ.  1927 
Nr,  49  S,  870  die  wesentlichen  Besprechungen  der  ADSp,  und  des 
SVS.  aufgeführt  (vergl.  dazu  vorjähriger  Bericht  S,  30).  Eine  Fort- 
setzung dazu  ist  jetzt  in  der  SSZ.  1929  Nr.  16  erschienen.  Es  handelt 
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sich  fast  immer  um  eine  Würdij|unj>  der  Vorzüge  oder  Nachteile  der 
ADJ  p.  und  des  SVS.  Im  j^anzen  sind  die  Urteile  überwiegend  gün- 
stig, Eine  Ausnahme  macht  ein  Aufsatz  des  Amts-  und  Landrichters 
Dr,  ^euver  im  Zentralblatt  für  Handelsrecht  L>28  Nr.  3 S,  65.  Er  ist 
nich.  nur  in  der  Sache  scharf  ablehnend,  sondern  auch  in  der  Form, 
Rec  itsanwalt  Dr.  Martin  Isaac  war  in  der  Lage,  im  unmittelbaren 
Ans  ;hluß  an  diesen  Aufsatz  im  Zentralblatt  eine  Entgegnung  erschei- 
nen zu  lassen,  in  der  er  die  Ansichten  Dr,  Reuver's  erfolgreich  be- 
kämpft (abgedruckt  in  der  SSZ.  1928  Nr.  15  S 267,  dazu  Erwiderung 
Dr.  Reuver's  im  Zentralblatt  für  Handelsrecht  Nr.  7 von  1928  S,  1911, 

Besonders  hervorzuheben  ist  von  den  Besprechungen,  die  sich 
für  die  ADSp,  und  den  SVS.  aussprechen,  der  geistvolle  Vortrag,  den 
Dr,  [saac  im  Verein  Berliner  Handelsrichter  gehalten  hat  {abgedruckt 
in  der  SSZ.  1928  Nr.  18,  19  und  20,  S.  326,  347  und  368),  ferner  sein 
Vortrag  auf  unserer  48.  Hauptversammlung  (Bericht  darüber  in  .1er 
Haf(  n-Verkehrs-Zeitung  1928  Nr,  29  und  30). 

V,  Rechtsprechung. 

Die  Rechtsprechung  über  Einzelheiten  der  Neuregelung  ist  bis- 
her licht  reichhaltig.  Dies  hängt  teilweise  damit  zusammen,  daß  die 
Bed  ngungen  noch  nicht  lange  genug  gelten,  spricht  aber  auch  dafür, 
daß  sich  die  Geschäfte  auf  Grund  der  ADSp,  und  des  SVS.  im  großen 
und  ganzen  glatt  abgewickelt  haben.  Zur  Vermeidung  vieler  Pro- 
zess j haben  auch  die  von  unserer  Geschäftsleitung  erstatteten  Aus- 
künlte  beigetragen,  sowie  unsere  Vermittlungsversuche,  die  häufig 
Erfolg  gehabt  haben,  namentlich  wenn  auf  beiden  Seiten  Spediteure 
stau  len. 

Alle  E inzelstreitpunkte  sind  von  verschwindend  geringer  Bedeu- 
tung verglichen  mit  der  oben  zu  III.  1 und  2 schon  berührten  Frage: 
Kan  1 den  mit  den  Spitzenverbänden  vereinbarten  Bedingungen  gegen- 
über der  Einwand  gemacht  werden,  die  Unterwerfung  unter  sie  sei 
nich  ig,  weil  sie  unbillige  Beschränkungen  für  die  Auftraggeber  ent- 
hielten, und  die  Spediteure  durch  Ausnutzung  einer  Monopolstellung, 
weni  eint  solche  nachgewiesen  werden  kann,  die  Unterwerfung  unter 
soldie  Vertragsklauseln  durchsetzen? 

Wir  brauchen  hier  nicht  zu  wiederholen,  welche  Nachteile  den 
Spediteuren  früher  durch  die  Stellung  ei wachsen  sind,  die  manche 
Gerichte  dieser  Frage  den  AGB.  gegenüber  eingenommen  haben. 
Sie  luch  den  ADSp,  gegenüber  zu  bejahen,  scheint  uns  nach  der  Art, 
wie  die  ADSp,  zustande  gekommen  sind,  undenkbar.  Gleichwohl 
hat  Dr.  Delmonte  in  einem  Aufsatz  in  der  Vossischen  Zeitung  vom 
14.  ( , 1927  die  Ansicht  vertreten,  die  Entstehung  der  ADSp,  werde 
den  Einwand  voraussichtlich  nicht  ausschließen  (vergl.  hiergegen  Dr, 
Leo  in  der  SSZ.  von  1927  Nr,  46  S.  815  und  ^X'aldheim  in  der  Hafen- 
Verl  ehrs-Zeitung  und  SSZ,  1927  Nr,  30  S,  529), 

Die  neuen  Entscheidungen,  die  uns  über  die  Frage  bekannt  ge- 
worden sind,  sind  nicht  zahlreich.  Dies  ist  wieder  ein  gutes  Zeichen, 
In  Vielen  Fällen  werden  die  Parteien  gar  nicht  erst  versucht  haben, 
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einen  Anspruch  zu  behaupten  oder  zu  bestreiten  mit  der  Begründung 
die  Unterwerfung  unter  die  ADSp,  sei  aus  dem  angeführten  Grunde 
nichtig.  ln  zwei  Fällen  haben  die  Gerichte  den  Einwand  für  unbe- 
rechtigt erklärt; 

1,  Das  Amtsgericht  Elberfeld  nimmt  in  einem  Urteil  vom  23.  11, 
1928  (SSZ.  1929  Nr.  5 S.  75)  an.  die  frühere  Rechtsprechung  sei  durch 
die  neuen  mit  den  Spitzenverbänden  vereinbarten  Bedingungen  über- 
holt und  der  Einwand  greife  daher  nicht  durch, 

2,  Das  Landgericht  Frankfurt-Main  führt  in  einem  Urteil  vom 
19,  11.  28  — SSZ.  1929  Nr.  6 S.  96  — an:  Bedingungen,  die  unter  Zu- 
stimmung der  Wirtschaftsorganisationen  zustande  gekommen  seien, 
müsse  schon  nach  ihrer  Entstehung  der  Charakter  eines  monopol  uis- 
nulzenden  Diktats  abgesprochen  werden. 

3,  Das  Landgericht  Zwickau  führt  in  einem  Urteil  vom  29.  12.  28, 
abgedruckt  in  der  Verkehrsrechtlichen  Rundschau  1929,  Spalte  91 
(vergl.  auch  SSZ.  1929  Nr.  12  S.  311),  aus,  da  die  Haftungsbeschrän- 
kung auf  KM.  40,—  je  100  kg  im  Einvernehmen  mit  den  bedeutendsten 
/Spitzenverbänden  von  Handel  und  Industrie  zustande  gekommen  sei, 
dürfe  angenommen  werden,  daß  sie  der  allgemeinen  Anschauung  in 
den  in  Frage  kommenden  Kreisen  entspreche  und  als  unsittlich  nicht 
empfunden  werde. 

Leider  hat  das  Landgericht  Düsseldorf  in  einer  Berufungssachc 
am  16.  1.  1929  seine  Entscheidung  andei*s  begründet.  Der  Beklagte 
hatte  eine  Beförderung  zu  einem  festen  Uebernahmesatz  übernom- 
men. Er  wurde  auf  Schadensersatz  verklagt,  weil  ein  bei  der  Be- 
förderung mitwirkender  Frachtführer  ein  Versehen  begangen  hatte, 
und  weil  der  Beklagte  nach  § 413  HGB.  für  dieses  Versehen  haften 
sollte.  Der  Beklagte  berief  sich  demgegenüber  auf  § 55c  der  ADSp., 
wonach  der  Spediteur  in  einem  solchen  Falle  nicht  für  das  Versehen 
des  Frachtführers  aufzukommen  hat.  Der  Kläger  entgegnele,  die 
Unterwerfung  unter  die  Bedingungen  sei  wegen  der  Monopolstellung 
jder  Spediteure  nichtig.  Das  Gericht  sagt:  Die  Bedingung,  daß  der 
Spediteur  für  das  Versehen  eines  von  ihm  angenommenen  Frachtfüh- 
rers nicht  hafte,  könne  nicht  als  unbillig  angesehen  werden.  Dies 
könne  allerdings  nicht  schon  daraus  geschlossen  werden,  daß  die 
ADSp,  im  Einvernehmen  mit  den  Spitzenverbänden  der  deutschen 
Wirtschaft  aufgestellt  seien;  vielmehr  entbinde  diese  Vereinbarung 
den  Richter  nicht  von  seiner  Prüfungspflicht.  Hierfür  beruft  sich  das 
Gericht  auf  Dr.  Reuver's  Aufsatz  im  Zentralblatt  für  Handelsrecht. 
Es  führt  dann  aus,  die  Bedingungen  könnten  deshalb  nicht  als  unsitt- 
lich bezeichnet  werden,  weil  sich  der  Spediteur  bereit  erkläit  habe, 
auf  Wunsch  des  Absenders  gegen  erhöhte  Gebühren  eine  weiter- 
gehende Haftung  zu  übernehmen;  die  ADSp,  würden  hiernach  den  an 
sie  zu  stellenden  Ansprüchen  gerecht.  — Diese  Entscheidung  ist,  so- 
weit sie  eine  Nachprüfung  des  Monopoleinwandes  trotz  der  Entste- 
hungsart der  ADSp,  zuläßt,  um  so  mehr  zu  bedauern,  als  es  schließ- 
lich für  die  Entscheidung  hierauf  gar  nicht  angekommen  ist. 
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I s ist  anzunehmen,  daß  sich  bald  Gelej>enheit  bieten  wird,  rkc 
Fragt  vor  ein  höheres  Gericht  zu  bringen. 

Ihe  voraussichtlich  im  Monat  Mai  — wie  bereits  oben  erwähnt  — 
stattf  ndenden  Aussprachen  mit  den  Spitzenverbänden  der  deutschen 
\X'irt}chaft  werden,  was  mit  Sicherheit  zu  erwarten  ist,  die  Frage  der. 
Gescl läftsbedingungen  der  deutschen  Spediteure  mindestens  für  die 
nächste  Zeit  endgültig  regeln.  Hoffentlich  werden  sie  auch  eine 
Klärt:  ng  herbeiführen  mit  den  Kreisen  der  deutschen  Wirtschaft,  die 
— w'  e gleichfalls  in  diesem  Aufsatz  ausgefühi  t — den  ADSp,  ent- 
weder in  einzelnen  Punkten  oder  in  ihrer  Gesamtheit  ablehnend 
gegei  überstehen.  Es  besteht  begründete  Aussicht,  daß  die  ADSp' 
mit  I ew'issen  Aenderungen  sow^ohl  mit  den  Spitzenverbänden  der 
Wirtschaft,  als  auch  mit  den  zurzeit  noch  widersprechenden  Wirt- 
schaftsgruppen weiterhin  vereinbart  werden,  und  zwar  in  einer  sol- 
chen Form,  daß  alle  Teile  unserer  Auftraggeber  sich  mit  denselben 
einverstanden  erklären  werden.  Inwieweit  allerdings  von  unserer 
Seite  zur  Erreichung  dieses  Zieles  über  die  bereits  gemachten  noch 
weitert  Konzessionen  zugebilligt  werden  müssen,  werden  erst  die 
Veih  indlungen  ergeben.  Daß  aber  auch  für  unsere  Auftraggeber  :ie- 
mein:  am  mit  uns  festgelegte  Bedingungen  zweckmäßiger  und  besser 
sind  ils  einseitig  von  uns  aufgestellte,  bei  denen  in  der  Hauptsacne 
unseie  eigenen  Interessen  Berücksichtigung  finden,  dürfte  eine  fest- 
stehende Tatsache  sein,  der  sich  wohl  niemand  verschließen  kann. 
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IV.  Die  €niiDicklung  der  Speditions- 

oersidierung. 

Von  Eugen  Silberstein, 

i,  Fa.  Internationales  Speditions-Bureau  Georg  Silberstein  & Co,, 

stellvertr,  Vorsitzender  des  VDS. 

I.  Allgemeines. 

1.  Die  wichtigste  Neuerung,  zu  der  die  Beratung  mit  den  Spitzen- 
verbänden der  Wirtschaft  geführt  hat,  ist  der  SVS.  Während  alles 
übrige,  soweit  nicht  der  bestehende  Zustand  erhalten  geblieben  Ist. 
sich  zweifellos  in  die  bisherigen  Verhältnisse  bequem  einfügt  und  eine 
Fortbildung,  vielleicht  aber  auch  eine  Rückbildung  des  früher  Be- 
stehenden bedeutet,  hat  der  SVS.  in  den  alten  Bedingungen  kein 
Vorbild.  Er  ist  überhaupt,  auch  wenn  man  über  die  Kreise  der  Spe- 
diteure hinausgeht,  eine  Neuschaffung.  Es  ist  danach  begreiflich,  daß 
es  Schwierigkeiten  gemacht  hat.  Regeln  dafür  zu  geben,  und  es  war 
zu  erwarten,  daß  sich  bei  Anwendung  Zw'eifel  und  Schwierigkeiten 
zeigen  würden.  Solche  sind  denn  auch  nicht  ausgeblieben.  Immer- 
hin hat  man  im  großen  und  ganzen  allen  Grund,  mit  dem  Ergebnis  zu- 
frieden zu  sein.  Für  jedes  Neue  muß  Lehrgeld  gezahlt  werden  und 
erst  durch  Erfahrung  ward  man  klug. 

Soweit  gleichwohl  Unzufriedenheit  herrscht,  beruht  sie  teilweise 
darauf,  daß  man  von  der  Versicherung  ein  Eintreten  für  Fälle  erwar- 
tet hat,  für  die  sie  nicht  geschaffen  ist.  Man  hat  durch  die  Versiche- 
rung nur  die  mittelbaren  Schäden  treffen  wollen,  also  im  w-esentlichen 
nicht  solche,  die  an  dem  Gut  selbst  durch  Beeinträchtigung  oder  Ver- 
lust eintreten,  vielmehr  solche,  die  den  Beteiligten  entstehen,  selbst 
wenn  das  Gut  unversehrt  bleibt,  z,  B.  Verzögerungen,  die  das  Gut 
körperlich  nicht  verändern,  Nichtbeachtung  von  Nachnahmen,  ver- 
kehrte Maßregeln  bei  der  Verzollung  und  dergleichen. 

Es  kam  in  der  ersten  Zeit  häufig  vor.  daß  Spediteure  zu  Gunsten 
ihrer  Kunden  Ersatz  auf  Grund  des  SVS.  auch  für  unmittelbare  Schä- 
den verlangten  und  daß  sie,  wenn  dies  abgelehnt  werden  mußte,  er- 
klärten, dann  nütze  ihnen  die  ganze  Versicherung  nichts.  Allmäh- 
lich ist  man  sich  immer  mehr  darüber  klar  geworden,  was  durch  den 
SVS.  versichert  sei  und  was  nicht. 
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Damit  hat  aber  die  Unzuiriedenheit  über  den  Zustand  nicht  ganz 
autgehc  rt.  Namentlich  Spediteure  — richtiger  Rollfuhrunternehmer 
. die  hauptsächlich  mit  dem  Anfahren  \'on  Gütern  zur  Bahn  und 
dem  A ifahren  von  der  Bahn  zu  tun  haben,  wünschen  die  Ausdehnung 
des  SV  S,  auf  das  Rollfuhrrisiko.  Diese  Wünsche  müssen  als  berech- 
tigt ant  rkannt  werden.  Es  wäre  dann  auch  möglich,  die  Bahnspedi- 
teure ii  die  Versicherung  einzubeziehen;  vorläufig  stehen  sie  abseits, 
weil  die  Gefahr,  die  nach  den  Verträgen  zwischen  ihnen  und  der 
Bahn  zj  ihren  Lasten  geht,  nicht  unter  den  SVS.  fällt,  nämlich  die 
Gefahr  der  Beschädigung  und  des  Verlustes  der  Güter,  für  die  nach 
di;n  gesetzlichen  Vorschriften  die  Bahn  dem  Absender  gegenüber  den 
eisenbc  hnrechtlichen  Grundsätzen  gemäß  haftet  und  die  die  Bahn 
auf  die  Rollfuhrunternehmer  in  den  Verträgen,  die  sie  mit  ihnen  ab- 
schließ , abw  älzt.  Leider  ist  es  bisher  nicht  gelungen,  einen  Weg  zu 
finden,  der  zu  diesem  Ziele  führt.  Es  scheint,  daß  sich  das  Ziel  nur 
durch  Rrämienerhöhung  erreichen  läßt.  Jede  Erhöhung  würde  aber 
vermul  ich  auf  nachhaltigen  Widerspruch  stoßen.  Schon  die  jetzige 
Prämie  erscheint  für  manche  Verkehrsgeschäfte  als  zu  hoch.  Dies 
hat  ja  auch  dazu  geführt,  daß  durch  die  neuen  Absätze  2 und  3 des 
§ 12  des  SVS.  die  Prämie  seit  dem  1.  2.  28  auf  1 Rpfg.  für  jede  Sen- 
dung h n-abgesctzt  worden  ist,  wenn  der  Wert  des  dem  einzelnen 
Empfänger  auszuhändigenden  Gutes  RM.  100, — nicht  übersteigt. 
Jede  P ämie  für  sich  allein  betrachtet  ist  natürlich  so  niedrig,  daß 
sie  nicht  in  Betracht  kommt,  immerhin  können  aber  zahlreiche  kleine. 
Prämie  i,  die  derselbe  Auftraggeber  zu  tragen  hat,  eine  unerwartete 
Höhe  e reichen. 

Man  kann  deshalb  der  Frage,  ob  die  Versicherung  unter  Prä- 
micnerl  önung  auf  das  Rollfuhrrisiko  ausgedehnt  werden  soll,  nur 
mit  gro  1er  Vorsicht  nähertreten. 

Bei  der  Behauptung  der  Rollfuhrunternehmer,  die  jetzige  Prä- 
mie sei  zu  hoch,  spielt  es  auch  eine  große  Rolle,  daß  bei  ihnen  Ver- 
sicheruiigsfälle,  die  der  SVS.  deckt,  sehr  selten  sind,  wenn  man  ihn 
nicht  auf  das  Rollfuhrrisiko  ausdehnt.  Sie  führen  aus,  der  SVS.  möge 
vielleicht  trotz  seiner  Beschränkung  für  den  internationalen  Fracht- 
verkehi  an  bedeutenden  Handelsplätzen  Wert  haben,  dagegen  sei  er 
für  das  Rollfuhrgeschäft  zwecklos.  Man  kann  dieser  Ansicht  die 
Berechtigung  nicht  unbedingt  absprechen,  doch  gehen  die  Rollfuhr- 
unterneimer  hierbei  von  einer  Unterschätzung  der  Bedeutung  aus,  die 
der  SV  V auch  bei  der  jetzigen  Regelung  für  sie  hat.  Zwei  vor 
nicht  langer  Zeit  vorgekommene  Fälle  mögen  als  Beispiel  dafür  die- 
nen. dal!  der  SVS.  auch  für  den  Rollfuhrunternehmer  recht  vorteilhaft 
werden  kann. 

a)  Ein  hiesiger  Spediteur  war  vom  Empfänger  einer  mit  der  Bahn 
angekoi  imenen  Ware  beauftragt,  sie  ihm  zuzurollen.  Infolge  eines 
Versehens  ließ  er  die  Ware,  die  er  am  19.  11.  28  bekommen  hafte, 
dem  En  pfänger  erst  am  2.  12,  28  zurollen.  Der  Empfänger  verwei- 
gerte die  Annahme,  weil  er  die  Ware,  die  für  eine  Sommerkollektion 
bestimn  t gewesen  sei,  nicht  mehr  verwenden  könne.  Er  verlangte 


ursprünglich  vom  Spediteur  Zahlung  des  vollen  Kaufpreises,  der  sich 
auf  RM,  352,55  belief  und  den  er  seinen  Lieferanten  bezahlen  müsse. 
Schließlich  verständigte  sich  der  Spediteur  mit  seinem  Auftraggeber 
dahin,  daß  der  Spediteur  ihm  ein  Drittel  des  Kaufpreises  mit  RM. 
117,50  vergütete.  Diesen  Schaden  haben  die  Versicherer  des  SVS. 
gedeckt. 

b)  Aehnlich  lag  ein  zweiter  Fall,  Der  Inhaber  einer  Weinkelle- 
rei  beauftragte  am  28.  9.  28  einen  Spediteur,  mehrere  Fässer  Wein 
spätestens  am  29,  9.  28  verschiedenen  Kunden  zuzurollen.  Infolge 
eines  Versehens  des  Spediteurs  ist  bei  einem  dieser  Kunden  das  Zu- 
rollen erst  am  2.  10,  28  versucht  worden.  Der  Empfänger  hat  wegen 
der  Verspätung  die  Annahme  verweigert.  Der  Auftraggeber  des 
Spediteurs  verlangt  deshalb  von  ihm  Schadensersatz.  Die  Versiche- 
rer haben  den  verlangten  Schaden  vergütet. 

Allerdings  würden  auch  diese  tälle  nichts  dafür  beweisen,  daß 
der  SVS.  für  das  Rollfuhrgeschäft  \on  Bedeutung  sei,  wenn  die  Ver- 
sicherer mit  Recht  der  Ansicht  gewesen  wären,  sie  hät- 
ten die  Schäden  nicht  zu  tragen  brauchen.  Sie  haben 

ihren  Widerspruch  in  beiden  Fällen  im  wesentlichen  dar- 
auf gestützt,  daß  es  sich  bei  der  Vereinbarung  von  Liefer- 
zeiten um  Abreden  handele,  die  im  Speditionsgeschäft  allgemein 
nicht  üblich  seien;  die  Ansprüche  daraus  fielen  deshalb  nach  § 4 c 
des  SVS.  nicht  unter  die  Versicherung.  Wir  halten  dies  entschieden 
für  unrichtig.  Die  Verkehrsverträge,  aus  denen  die  Schadensersatz- 
ansprüche hergeleitet  wurden,  waren  im  Sinne  des  Gesetzes  Fraclit- 
geschäfte.  Verzögert  der  Frachtführer  schuldhaft  die  Zuführung  der 
Ware,  so  ist  er  nach  dem  Gesetz  schadensersatzpflichtig  (§  429  Ab- 
satz 1 HGB.),  Ob  eine  Verzögerung  vorliegt,  bestimmt  sich  danach, 
welche  Zeit  für  ordnungsmäßige  Ausführung  des  Auftrages  erforder- 
lich gewesen  wäre,  oder  was  über  die  Lieferzeit  ausdrücklich  verein- 
bart ist  (vergl,  §§  439  und  414  Abs,  1 HGB.).  Daß  der  Frachtführer 
die  Lieferzeit,  die  sich  aus  den  Umständen  ergibt,  einhalten  muß,  ’st 
sicherlich  keine  ungewöhnliche  Abrede  im  Sinne  des  § 4c  des  SVS., 
sondern  etwas,  was  sich  aus  dem  Gesetz,  übrigens  auch  aus  der  Natur 
der  Sache  ergibt.  Aber  auch  die  Abrede  einer  ausdrücklichen  Lie- 
ferzeit ist  nichts  ungewöhnliches,  sondern  nur  eine  kalendermäßige 
Festlegung  dessen,  was  sonst  aus  den  Umständen  als  Lieferzeit  zu 
ermitteln  ist.  Auch  eine  solche  Abrede  ist  nichts  ungewöhnliches. 
Anders  wäre  es  nur,  wenn  der  Frachtführer  die  Einhaltung  einer  hnst 
in  dem  Sinne  zusicherte,  daß  er  dafür  ohne  Rücksicht  auf  ein  Ver- 
schulden einzustehen  hätte;  das  wäre  allerdings  etwas  ungewöhn- 
liches, Von  etwas  derartigem  kann  in  den  erwähnten  Fällen  nicht 
d’e  Rede  sein;  dem  Frachtführer  steht  der  Beweis  offen,  die  Ver- 
spätung beruhe  auf  Umständen,  die  durch  die  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Frachtführers  nicht  hätten  abgewendet  werden  können  (§  429 
Abs  1 HGB.).  Dieser  Beweis  ist  aber  in  den  erwähnten  Fällen  un- 
streitig nicht  zu  erbringen  gewesen. 
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2,  So  wenijJ  wie  der  SVS,  unmittelbare  Schäden  deckt,  so  weiag 
deckt  er  Schäden,  die  nach  dem  Gesetz  den  Kunden  des  Spediteurs 
überhaupt  nicht  treffen,  sondern  nur  den  Spediteur  selbst.  Dies  ist 
m einem  uns  mitgeteilten  Falle  zweifelhaft  geworden.  Der  Spediteur 
halte  es  übernommen,  Bilder  aus  Deutschland  nach  Frankreich  zu 
beför  lern.  Ursprünglich  hatte  er  bei  Begründung  seines  Anspruches 
aus  dem  SVS.  angegeben,  er  habe  mit  dem  Auftraggeber  eine  feste 
Uebe  nähme  vereinbart.  Bei  einer  Sendung  dieser  Art  berechnete 
die  fr  inzösische  Bahn  für  die  auf  ihrem  Gebiet  liegende  Strecke  eine 
erheblich  höhere  Fracht  als  bisher,  weil  die  beförderten  Güter  als 
Kunst  gegenstände  ohne  Umbehandlung  nach  Frankreich  verschickt 
word'm  seien.  Die  Fracht  hätte  sich  billiger  gestellt,  wenn  der  Spe- 
diteu,  die  Güter  nur  bis  zur  Grenze  als  Kunstwerke  hätte  gehen  las- 
sen u id  dann  von  der  Grenze  aus  mit  neuem  Frachtbrief  ohne  diese 
Bezei:hnung  hätte  weitergehen  lassen.  Der  Spediteur  meinte  nun, 
es  he  «e  darin,  daß  er  die  Sendung  ohne  Umbehandlung  besorgt  habe, 
ein  E tpeditionsfehler  und  die  hierdurch  entstandene  Mehrfracht  müß- 
ten il  m die  Versicherer  des  SVS.  ersetzen. 

\/ir  haben  uns  dieser  von  den  Versicherern  bestrittenen  Ansicht 
nicht  anschließen  können.  Hat  eine  Uebernahmc  Vorgelegen,  so  ging 
es  de  1 Kunden  nichts  an,  wieviel  Fracht  der  Spediteur  der  Bahn  zah- 
len n ußte,  und  ob  er  unter  Berücksichtigung  des  Tarifs  oder  durch 
sonstige  Maßregeln  Fracht  hätte  sparen  können;  der  Auftraggeber 
hafte  dem  Spediteur  für  den  Uebernahmesatz,  für  nicht  weniger, 
aber  luch  nicht  für  mehr,  und  er  hatte  deshalb  keinen  Schaden  da- 
von. wenn  der  Spediteur  infolge  eines  unüberlegten  Vorgehens  einen 
höher 2n  Frachtbetrag  aufwenden  mußte,  als  er  erwartet  hatte.  Es 
handelte  sich  also  um  einen  nur  den  Spediteur  betreffenden  Schaden, 
damit  haben  die  Versicherer  des  SVS.  nichts  zu  tun. 

Im  Verlaufe  der  Verhandlung  mit  uns  machte  der  Spediteur 
gelter  d; 

Er  habe  dem  Auftraggeber  nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
einen  Frachtsatz  genannt.  Man  könne  darüber  streiten,  ob  dies  als 
feste  Uebernahme  anzusehen  sei  und  ob  es  sich  danach  um 
einen  Schaden  des  Kunden  oder  um  einen  eigenen  Schaden 
des  Spediteurs  handele.  Man  hätte  also,  wenn  man  sich  der 
Gefal  r hätte  aussetzen  wollen,  den  Kunden  zu  verlieren,  ihm  die 
höhere  Fracht  in  Rechnung  stellen  können,  dann  hätte  der  Kunde  den 
Spedi.eur  für  den  Schaden  verantwortlich  gemacht,  diesen  Schaden 
nnißti  n die  Versicherer  des  SVS.  übernehmen. 

1 1 der  Tal  wäre  die  Sache  anders  zu  beurteilen,  wenn  der  Spe.ii- 
teur  nach  der  mit  dem  Kunden  getroffenen  Abrede  befugt  gewesen 
VS  äre,  ihm  die  aufgewendete  bracht  zu  berechnen,  und  wenn  der 
Kund  j ihn  aus  irgendeinem  Grunde  für  die  Höhe  der  Fracht  verant- 
wortl  ch  hätte  machen  können,  z.  B.  wegen  Erteilung  einer  fehler- 
haften Auskunft  oder  wegen  Wahl  eines  verkehrten  Weges.  Allein 
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der  Spediteur  hat  eine  bestimmte  Behauptung  in  dieser  Beziehung 
nicht  aufgestellt,  so  daß  nichts  weiter  übrig  bleibt,  als  die  Ansicht 
vom  Standpunkt  einer  festen  Uebernahme  aus  zu  behandeln.  Er  be- 
zeichnet cs  als  möglich,  daß  eine  feste  Uebernahme  nicht  Vorgelegen 
habe,  dies  kann  aber  nicht  genügen,  um  die  Versicherer  in  An- 
spruch zu  nehmen;  es  fehlt  an  der  bestimmten  Behauptung  von  Tat- 
sachen, die  einen  Versicherungsanspruch  begründen  würden. 

ln  Vorstehendem  ist  schon  der  Fall  der  eigentlichen  Fehlexpedi- 
lion  berührt  worden.  Wählt  der  Spediteur,  der  eine  Beförderung 
nach  den  Grundsätzen  des  eigentlichen  Speditionsvertrages  für  Rech- 
nung seines  Kunden  ausführt,  ohne  ausreichenden  Grund  infolge  eines 
Versehens  eine  woitere  oder  aus  einem  anderen  Grunde  teurere. 
Strecke  und  muß  infolgedessen  der  Kunde  oder  sein  Abnehmer  bei 
Ankunft  des  Gutes  zuviel  Fracht  zahlen,  so  hat  der  Kunde  nach  all- 
gevieinen  Grundsätzen  gegen  den  Spediteur  einen  Anspruch  auf  Scha- 
densersatz, also  auf  Erstattung  zuviel  gezahlter  Fracht,  und  an  die 
Stelle  dieses  Ersatzanspruches  tritt  nach  dem  SVS,  die  Forderung  an 
die  Vei sicherer  des  SVS.  Zweifelhaft  kann  man  nur  sein,  wie  es 
sich  verhalt,  wenn  der  Spediteur  die  Sendung  frachtfrei  geschickt 
und  vom  Kunden  Erstattung  des  ganzen  Betrages  verlangt  hat,  der 
Kunde  aber  nicht  alles  erstatten  will,  weil  durch  eine  fehlerhafte, 
vom  Spediteur  verschuldete  Maßnahme  eine  zu  hohe  Fracht  entstan- 
den sei.  Es  wäre  unbillig,  diesen  Fall  anders  zu  behandeln  als  den 
zuerst  besprochenen.  Wirtschaftlich  stehen  sich  beide  gleich.  Im 
Grunde  genommen  handelt  es  sich  auch  im  zweiten  Falle  um  einen 
Schadensersatzanspruch  des  Kunden,  nur  daß  sich  dieser  Anspruch 
nicht  wie  im  ersten  Falle  dadurch  zeigt,  daß  der  Kunde  vom  Spedi- 
teur Zahlung  verlangt,  sondern  dadurch,  daß  er  durch  Einrede  den  Er- 
stattungsanspruch des  Spediteurs  kürzt.  Hier  wird  man  deshalb 
die  Versicherer  für  schadensersatzpflichtig  erklären  müssen;  sie  müs- 
sen dem  Spediteur  den  ihm  infolge  der  Einrede  des  Kunden  teilweise 
entgehenden  Ersatzanspruch  soweit  vergüten,  als  der  Kunde  ihn  mit 
Recht  verkürzt.  Die  Versicherer  haben  dies  anerkannt  und  deshalb 
ist  im  Einverständnis  mit  ihnen  im  zweiten  Nachtrag  zum  Merkblatt 
unter  Nr.  32  der  Satz  aufgenommen: 


,, Schäden  aus  Expeditionsfehlern,  die  unter  den  SVS.  fallen 
und  die  ersatzpflichtig  wären,  w'enn  der  Kunde  den  Schaden  selbst 
reklamierte,  w'erden  dem  Spediteur  direkt  ersetzt.” 

Dadurch  ist  der  Spediteur  in  der  erwünschten  Lage,  für  seiner. 
E'ehler  durch  die  Versicherung  einen  Ausgleich  zu  finden,  ohne  sich 
erst  mit  seinem  Kunden  in  Verbindung  setzen  zu  müssen  und  ohne  es 
nötig  zu  haben,  ihm  den  begangenen  Fehler  aufzudecken;  er  vermei- 
det dies,  wenn  er  dem  Kunden  von  vornherein  die  Fracht  nur  soweit 
in  Rechnung  stellt,  als  sie  bei  ordnungsmäßiger  Ausführung  des  Auf- 
trages entstanden  wäre,  und  sich  im  übrigen  an  die  Versicherer  des 

SVS.  hält. 
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II.  Abwicklung  der  Versicherungsschäden, 

1.  Der  Anspruch  aus  dem  SVS,  steht  — abgesehen  von  dem  eben 
erw  ihnten  Falle  eines  Expeditionsfehlers  — nicht  dem  Spediteur  7u, 
sont  ern  seinem  Kunden  oder  dem  sonst  Geschädigten,  da  der  Ge- 
schc  digte,  nicht  der  Spediteur,  der  Versicherte  ist  (§§  1 und  10  Abs, 
2 des  SVS,).  Tatsächlich  verhandelt  der  Speciteur  als  Beauftragter, 
unter  Umständen  als  Rechtsnachfolger  des  Versicherten,  so  gut  wie 
in  a len  Fallen  mit  den  Versicherern  an  Stelle  des  Versicherten  über 
die  Abwicklung  des  Schadensfalles.  Dies  ist  für  alle  Beteiligten  an- 
gen<  hmer.  Dabei  hatten  wir  in  zahlreichen  Fällen  Gelegenheit,  ver- 
mittjlnd  einzugreifen.  Wir  hatten  im  allgemeinen  keinen  Grund, 
uns  über  das  Verhalten  der  Versicherer  zu  beschweren.  ln  der 
Keg.'l  ist  es  zu  einer  Verständigung  gekommen,  sei  es,  weil  die  Ver- 
sichi-rer  gezahlt  haben,  sei  es  weil  der  Versicherte  eingesehen  hat, 
er  h ibe  keinen  Anspruch  oder  eine  Rech  ts Verfolgung  wäre  aussichts- 
los. So  erklärt  es  sich,  dali  ein  Schiedsgericht  bisher  nur  in  zwei 
Fällen  zusammengetreten  ist.  Eine  Reihe  von  Zweifeln,  die  sich  bei 
der  Handhabung  der  Versicherung  gezeigt  haben,  ist  durch  den  drit- 
ten \achtrag  zu  unserem  Merkblatt  behoben  worden.  Zur  Ergän- 
zung der  mit  dem  Vorbericht  veröffentlichten  damaligen  Anlagen 
A— i:  (vorjähriger  Bericht  S.  34—49)  fügen  wir  als  jetzige  Anlage  A 
hier  bei. 

Selbstverständlich  war  es  den  Versicherern  nicht  zu  verargen, 
wen  1 sie  sich  Ansprüchen  gegenüber,  die  sie  nach  dem  SVS.  für  un- 
begrindet  erklären  mußten,  auf  den  Rechtsstandpunkt  stellten  und 
die  ITfüllung  solcher  Ansprüche  ablehnten.  Wenn  sie  auch  öfter  aus 
Entgegenkommen  in  Fällen,  in  denen  ihre  Zahlungspflicht  zu  ver- 
neinen oder  doch  zweifelhaft  war,  den  Schaden  ganz  oder  zum  Teil 
über  lommen  haben,  so  hat  solches  Entgegenkommen  naturgemäß  eine 
Grerze,  Wir  hätten  es  nicht  verantworten  können,  in  allen  solchen 
Fällt  n auf  Zahlung  zu  bestehen.  Da  wir  die  Einrichtung  der  Versiche- 
rung für  gut  halten  und  der  Ueberzeugung  sind,  es  müsse  den  Spedi- 
teur* n daran  liegen,  daß  sie  sich  halten  lasse,  wäre  es  verkehrt,  auf 
die  Uebernahme  von  Lasten  zu  drängen,  die  nach  den  Prämienein- 
nahmen nicht  zu  tragen  sind.  Diese  Lasten,  die  schon  auf  Grund  'des 
SVS,  gesetzlich  entstehen,  werden  häufig  unterschätzt.  Die  Ver- 
sicherer haben  uns  Abschlußzahlen  mitgeteilt,  nach  denen  für  sie  bis- 
her ( ntw'eder  gar  kein  oder  nur  ein  sehr  geringer  Gewinn  erzielt  wor- 
den st,  leider  sind  wir  nicht  in  der  Lage,  diese  Zahlen  mitzuteilen, 
da  sie  als  streng  vertraulich  bezeichnet  werden.  Nehmen  die  Ver- 
sicherer auch  eine  sehr  große  Zahl  kleiner  Prämien  ein,  so  bleibt  doch 
zu  bedenken,  daß  ein  einziger  größerer  Schadensfall  eine  große 
-Men;  e Prämien  aufzehrt.  Vielleicht  gewinnen  viele  unserer  IVfit- 
ghedir  ein  Gefühl  für  die  von  den  Versicherern  zu  tragende  Last, 
wenr  sie  sich  eine  Reihe  von  ersatzpflichtigen  Vorkommnissen  ver- 
gege  iwärtigen.  Wir  haben  in  der  SSZ.  bereits  in  Nr.  51  vom  23.  12. 
1927  S.  907  eine  Zusammenstellung  der  damals  bekannt  gewordenen 
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Schadensfälle  gegeben,  als  die  Einrichtung  erst  wenige  Wochen  be- 
standen hatte  und  nur  verhältnismäßig  w^enig  Fälle  daraufhin  ge- 
prüft worden  waren,  ob  sie  unter  den  SVS,  fielen  oder  hätten  fallen 
können,  w'enn  er  schon  in  Geltung  gew'esen  wäre-  Wir  lassen  nach- 
stehend eine  weitere  Aufstellung  uns  mitgeteilter  Schadensfälle  fol- 
gen; selbstverständlich  handelt  es  sich  dabei  nur  um  eine  kleine  Aus- 
wahl aus  einem  außerordentlich  umfangreichen  Stoff.  Diese  Fälle 
werden  aber  ein  Bild  davon  geben,  wie  häufig  der  SVS,  zur  Wirk- 
samkeit kommen  kann  und  wie  mannigfach  die  unendlich  vielen  Ge- 
fahren sind,  denen  das  Speditionsgewerbe  ausgesetzt  ist. 

a)  Eine  Schokoladenfabrik  erteilt  dem  Spediteur  den  Auftrag, 
18  Kisten  und  Musterkoffer  mit  Schokoladenmustern  nach  Austra- 
lien zu  verschiffen.  Die  Verschiffung  hat  It,  ausdrücklicher  Vor- 
schrift des  Auftraggebers  im  trockenen  Proviantraum  eines  Dampfers 
zu  erfolgen,  der  um  das  Kap  der  guten  Floffnung  fährt.  Entgegen  die- 
ser Anordnung  erfolgte  die  Verladung  im  Proviantraum  eines  Damp- 
fers via  Suez-Kanal,  Durch  die  lange  Einwirkung  der  außerordent- 
lich großen  Flitze  auf  dieser  Route  ist  die  Ware  völlig  verdorben  an- 
gekommen, Reklamationen  eines  annähernden  Totalverlustets  über 
den  SVS. 

b)  Ein  Spediteur  erhält  den  Auftrag,  Sendungen  für  einen  Auf- 
traggeber auf  Lager  zu  nehmen,  sämtliche  FFerkunftszeichen  zu  ent- 
fcnien,  und  weitere  Versandvorschriften  abzuwarten.  Bei  einer  Sen- 
dung wird  versehentlich  das  Herkunftszeichen  nicht  restlos  entfernt. 
Der  Käufer  der  Ware  erfährt  infolgedessen  nach  Empfang  der  Ware 
die  Adresse  des  Absenders  und  Herstellers  der  Ware  und  deckt  sei- 
nen künftigen  Bedarf  dort  direkt.  Schaden  des  Auftraggebers:  Ver- 
lust des  Gewinnes  aus  den  künftigen  Geschäften.  Kann  der  Beweis 
dafür  erbracht  werden,  daß  der  Empfänger  die  Adresse  des  Liefe- 
ranten nur  aus  einem  äußeren  Kennzeichen,  nicht  aber  etwa  aus 
einem  innerhalb  der  Sendung  befindlichen  Merkmal  ersehen  hat,  so 
h.egl  ein  SVS. -Fall  vor, 

c)  Ein  Spediteur  erhält  den  Auftrag,  eine  an  einen  bestimmten 
Empfänger  in  Buenos-Aires  schwimmende  Ware  (1  Waggon  Baura- 
wollw^aren)  nicht  an  diesen  bezeichneten  Empfänger  auszuliefern, 
sondern  zur  Verfügung  des  Vertreters  der  Absenderin  zu  halten. 
Durch  ein  Versehen  des  Zwischenspediteurs  erfolgt  trotzdem  die  Aus- 
lieferung der  Ware  an  den  ursprünglichen  Empfänger,  wodurch  ein 
Totalverlust  entsteht,  der  über  den  SVS,  reklamiert  wurde. 

d)  Ein  Spediteur  erhält  den  Auftrag,  Wassermesser  aus  Grau- 
guß zu  versenden  und  zu  verzollen.  Bei  der  Verzollung  erfolgte  nach 
bestem  Wissen  eine  Deklaration  als  ,, Wassermesser  aus  Messing". 
Die  Deklaration  erwies  sich  als  unrichtig,  die  daraus  entstehenden 
Folgen  (Mehrzoll  und  Zollstrafe)  gehen  zu  Lasten  des  SVS. 

e)  Eine  Nürnberger  Spielzeugwarenfabrik  versandte  Ende  No- 
vember Spielzeug  als  Weihnachtsware,  bestimmt  nach  Halifax  in 
England.  Infolge  mangelhafter  Ortsbezeichnung  ging  die  Sendung 
nach  Halifax  in  Canada,  und  nach  erfolgter  Rücksendung  wurde  die 
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An  lahme  in  England  verweigert,  da  die  Weihnachtsware  im  Januar 
nie  it  mehr  zu  verwenden  war.  Die  Ware  wurde  den  Versicherern 
zur  Verfügung  gestellt, 

f)  Ein  Spediteur  erhält  mittels  eingeschriebenen  Briefes  die 
Ko  mossemente  für  eine  Kahnladung  Getreide,  Trotz  ordnungsge- 
mä  len  Empfanges  des  Briefes  gehen  die  Konnossemente  auf  unerklär- 
licl  e Weise  verloren.  Alle  daraus  entstehenden  Folgen,  Kosten  des 
Au  gebotsverfahrens,  der  Sicherheitsleistung.  Ueberliegegelder  usw,, 
evtl,  auch  weitere  Schäden  durch  unbefugte  Dritte,  gehen  zu  Lasten 
des  SVS, 

gj  Eine  besonders  eilige  Sendung  nach  Mexiko  wurde  mit  dem 
voi  geschriebenen  Dampfer  ab  Seehafen  expediert,  ohne  daß  die  Re- 
gle tpapiere  bereits  im  Besitz  des  Spediteurs  waren.  Dieser  wußte, 
dal  die  Papiere  spätestens  am  5.  Tage  nach  Abgang  des  Dampfers 
beim  Mexikanischen  Generalkonsulat  zu  beglaubigen  sind.  Die 
Pa]»iere  trafen  am  5.  Tage  nach  Abgang  des  Dampfers  ein,  konnten 
jed  )ch  nicht  mehr  an  diesem  Tage,  sondern  erst  am  darauffolgenden 
Wc  chentage  zur  Beglaubigung  vorgelegt  werden.  Das  Mexikani- 
sch 2 Generalkonsulat  erhob  hierfür  eine  sehr  erhebliche  Konsulats- 
str. ife,  deren  Reklamation  über  den  SVS.  erfolgte, 

h)  Eine  Sendung  mit  Südfrüchten  geht  auf  dem  Wasserwege  von 
der  Nordsee  nach  Königsberg,  zur  Weiterleitung  nach  Tilsit,  Del 
Sp(  diteur  bezeichnet  als  Empfangsspediteur  in  Königsberg  zum  Um- 
schlag und  zur  Weiterverladung  nicht  den  ihm  vom  Auftraggeber 
vor  geschriebenen  Empfangsspediteur,  sondern  seine  Korrespondenz- 
firria.  Dieser  Empfangsspediteur  kennt  jedoch  nicht  die  vom  Auf- 
tra  jgeber  seinem  Empfangsspediteur  erteilten  Weisungen  für  die  Be- 
har  dlung  der  Sendung  bei  Frostgefahr.  Er  kann  infolgedessen  bei 
der  Weiterverladung  nach  Tilsit  diese  Versandvorschriften  nicht  be- 
acHen,  Die  Ware  erleidet  auf  dem  Weitertransport  nach  Tilsit  einen 
To  alverlust  durch  Frost,  der  über  den  SVS,  reklamiert  wird. 

i)  Ein  Spediteur  sollte  einen  Traktor  im  Werte  von  Dollar  700, — 
von  seinem  Lager  versenden.  In  dem  Augenblick,  als  der  Versand 
erfolgen  sollte,  wurde  der  Auftrag  widerrufen.  Der  Traktor,  für  den 
die  Feuerversicherung  morgens  beim  Verlassen  des  Lagers  und  nach 
Be  jndigung  der  Lagerung  aufgekündigt  wurde,  w'urde  abends  nach 
Rüikkehr  in  das  Lager  nicht  sofort  von  neuem  zur  Feuerversicherung 
angemeldet,  obwohl  der  Spediteur  den  Auftrag  hatte,  während  der 
Dauer  der  Lagerung  die  Feuerversicherung  zu  decken.  In  der  Nacht 
brannte  die  Lagerhalle  ab  (der  bekannte  große  Brandschaden  in 
Hanburg-Wilhelmsburg),  Für  die  unterlassene  Deckung  des  Ver- 
sic  lerungsauftrages  und  die  daraus  entstehenden  Folgen  wurde  der 
Sp  jditeur  und  damit  der  SVS.  verantwortlich  gemacht, 

k]  Ein  Spediteur  erhielt  von  seinem  italienischen  Auftraggeber 
de’i  Auftrag,  eine  Sendung  von  Möbeln  und  Kunstgegenständen 
'.cj.en  Nachnahmeerhebung  von  33  000, — Lire  auszuhändigen.  Der 
hiesige  Empfänger  ließ  sich  die  Sendung  zurollen,  um  sie  vor  Zah- 
lurg  des  Nachnahmebetrages  zu  besichtigen.  Der  Spediteur  ließ 
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vertrauens\  oll  die  Sendung  im  Hause  des  Empfängers,  der  sich  am 
nächsten  Tage  weigerte,  die  Sendung  zu  übernehmen,  und  den  größ- 
ten Teil  derselben  durch  den  Spediteur  wieder  abholen  ließ,  mit 
Ausnahme  von  zwei  w'ertvollen  Sesseln.  Er  behauptete,  hierfür  den 
Betrag  von  8000, — Lire  gezahlt  zu  haben,  so  daß  die  Sessel  sein 
Eigentum  w'ären.  Der  Spediteur  wurde  vom  italienischen  Auftrag- 
geber für  die  gesamte  Nachnahme  verantw’ortlich  gemacht,  da  der 
Betrag  von  8000, — Lire,  den  der  Empfänger  bereits  gezahlt  hatte, 
nicht  der  Kaufpreis  für  die  Sessel,  sondern  eine  Anzahlung  auf  den 
Kaufpreis  für  die  gesamte  Sendung,  die  einen  Wert  von  41  000, — 
Lire  darstellte,  war.  Der  Nachnahmebetrag  von  33  000, — Lire  wurde 
über  den  SVS,  reklamiert. 

l)  Ein  Spediteur  erhielt  den  Auftrag,  mehrere  Abladungen  von 
Walzeisen  für  die  Seereise  gegen  alle  Transportgefahren  einschließ- 
lich Verbiegen  zu  versichern.  Der  Spediteur  nahm  eine  EPA, -Ver- 
sicherung und  wurde  für  den  Schaden,  den  die  Versicherungsgesell- 
schaft nicht  deckte,  da  es  sich  lediglich  um  Verbiegen  handelte,  in 
Anspruch  genommen.  Hierfür  wurde  Deckung  über  den  SVS.  ver- 
langt, 

m)  Ein  Grenzspediteur  erhielt  regelmäßig  von  einer  tschechi- 
schen Schuhfabrik  große  Schuhlieferungen  an  eine  Breslauer  Firma, 
Durch  einen  unaufgeklärten  Umstand  wurden  12  Kisten,  anstatt  aus- 
geliefert zu  werden,  etwa  2 — 3 Monate  auf  dem  Lager  behalten.  In 
der  Zwischenzeit  hatte  die  Breslauer  Schuhfabrik  keine  Möglichkeit, 
diese  Frühjahrsschuhe  während  der  Frühjahrshochsaison  zu  verkau- 
fen, trotz  lebhafter  Nachfrage  infolge  entsprechender  Reklame,  Die 
Annahme  der  Kisten  wurde  durch  die  Firma  verweigert,  da  sie  nach 
Ablauf  der  Saison  keine  Verw^endung  mehr  für  die  Ware  hatte.  Für 
entgangenen  Gewinn  wurde  über  den  SVS.  ein  Schaden  von  RM. 
5000, — reklamiert, 

n)  Ein  westdeutscher  Spediteur  erhielt  mehrere  Waggons  mit 
belgischem  Gemüse  zum  Weiterversand  nach  Mitteldeutschland.  Dem 
Spediteur  wurde  in  dem  einen  Falle  zum  Vorwurf  gemacht,  daß  er 
trotz  drohender  Frostgefahr  die  Luken  des  Waggons  geöffnet  ließ, 
in  dem  anderen  Falle  hatte  der  Spediteur  trotz  Eintretens  wär- 
merer Witterung  di^  Luken  nicht  geöffnet.  In  beiden  Fällen  wurde 
der  SVS.  für  die  angeblich  durch  Verschulden  des  Spediteurs  ein- 
getretenen Schäden  in  Anspruch  genommen. 

o)  Eine  Hamburger  Spediteurfirma  hat  den  Auftrag,  eine  ihr 
von  einem  Berliner  Spediteur  zugehende  Sendung  Lampenteile  im 
Werte  von  über  RM,  4000, — an  den  aulgegebenen  Empfänger  erst 
abzuliefern,  nachdem  sie  nähere  Dispositionen  von  dem  Absender, 
einer  Berliner  Firma,  erhalten  hätte.  Der  Hamburger  Spediteur  hat, 
da  erfahrungsgemäß  dies  stets  geschah,  die  Sendung  dem  ihm  ge- 
nannten Empfänger  ausgeliefert.  Dieser  wurde  zahlungsunfähig  und 
der  Gegenwert  der  Ware  war  nicht  hereinzuholen.  Der  Schaden  ist 
m voller  Höhe  über  den  SVS.  reguliert  worden. 
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Ein  Teil  dieser  Fälle  ist,  wie  wir  nebenbei  bemerken  möchten, 
anc!"  ;4^G'^^net.  ein  scharfes  Licht  darauf  zu  werfen,  welche  Antor- 
deruneen  d “ A>-  lra>''ieber  an  den  Spediteur  edter  stellen.  Wir  ver- 
weisen z.  B,  au.,  den  vorletzten  Fall,  wobei  von  zwei  Auftraggebern, 
die  lei  gleieuarligen  Sendungen  beteiligt  waren,  einander  entgegen- 
gcsc.zte  Vorwürfe  gemacht  wurden. 

Wir  fügen  ferner,  um  unseren  Mitgliedern  eine  Anschauung  von 
der  Wirkung  des  SVS.  zu  verschaffen,  eine  Zusammenstellung  bei,  die 
wir  ier  Firma  Oskar  Schunck  A.-G.  verdanken. 

2.  Bei  dem  berechtigten  Bestreben  der  \ ersicherer,  sich  gegen 
offei  bar  unbegründete  Ersatzansprüche  zu  schützen,  darf  man  auch 
nich  vergessen,  daß  sie  nach  dem  SVS.  in  gewissen  Beziehungen  in 
eine  • ungünstigen  Lage  sind.  Hat  der  Spediteur  den  SVS.  gezeichnet, 
melc  et  er  aber  keine  Verkehrsverträge  an  und  zahlt  er  keine  Prä- 
mier , bleiben  auch  alle  Mahnungen  wirkungslos,  so  sind  trotzdem 
die  inter  den  SVS.  fallenden  Verkehrsverträge  versichert  (§  5 Nr.  3, 
§8  Mr.  5 des  SVS.).  Die  Versicherer  können  zwar  kündigen  f§  13 
a Ul  d b,  § 14  Nr.  la  des  SVS.),  die  Kündigung  bedarf  aber  der  Zu- 
stim  nung  unseres  Vereins;  sie  wird  erst  wirksam,  wenn  sie  dem  Spe- 
dite  ir  zugeht,  und  die  bis  dahin  geschlossenen  Verkehrsverträge  blei- 
ben immer  noch  zu  Gunsten  des  Kunden  des  Spediteurs  versichert 
(§  1 l Nr.  4,  § 8 Nr.  5 SVS.).  Die  Versicherer  müssen  also  zahlen, 
aucl  w enn  sie  monatelang  keine  Prämie  bekommen  haben,  und  wenn 
dei  Versicherungsnehmer  vorsätzlich  gegen  den  Vertrag  verstoßen 
hat.  Daß  die  Versicherer  dann  gegen  den  Spediteur  ein  Rückgriffs- 
rtcht  haben  {§  13a  SVS.),  wird  ihnen  in  der  Regel  wenig  nützen. 

Daß  es  mit  diesen  Folgerungen  bitterer  Ernst  ist  und  was  daraus 
alles  entstehen  kann,  zeigt  ein  vor  kurzem  vorgekommener  Fall. 

Ein  Spediteur,  der  den  SVS,  gezeichnet  hatte,  hatte  monatelang 
nich  -s  von  sich  hören  lassen  und  alle  Mahnungen  der  Firma  Oskar 
Schunck  blieben  unbeachtet.  Ein  Kunde  verklagte  ihn,  und  zwar 
des!  alb,  weil  der  Spediteur  RM,  100, — eingezogen,  jedoch  nicht  ab- 
geli<  fert  hatte,  weil  er  RM.  489,20,  die  ihm  der  Kläger  zur  Zollzah- 
lung geschickt  hatte,  nicht  dazu  verwendete,  und  weil  bei  ihm  2100 
kg  Lithopone  spurlos  und  unaufklärlich  verschwunden  waren,  Die 
Vorgänge  fielen  in  die  Zeit,  ehe  die  von  den  Versicherern  ausgespro- 
chei  e Kündigung  wirksam  geworden  war.  Der  verklagte  Spediteur 
machte  in  dem  Prozeß  geltend,  er  könne  auf  Zahlung  nicht  in  An- 
spruch genommen  werden,  weil  die  eingeklagten  Forderungen  unter 
den  SVS.  fielen.  Der  Kläger,  der  von  diesem  Einwand  wahrschein- 
lich äußerst  angenehm  überrascht  gewesen  ist,  wandte  sich  infolge- 
dessen an  die  Versicherer.  Der  Spediteur  hielt  es  übrigens  für  an- 
gebi  acht,  um  unsere  Unterstützung  in  diesem  Prozesse  zu  bitten. 

Nur  nebenbei  sei  hierzu  bemerkt: 

Soweit  der  Beklagte  seinen  Kunden  vorsätzlich  geschädigt  hat, 
kan  1 er  sich  auf  die  Abrede,  der  Kunde  müsse  sich  an  die  Ver 
sicher  halten,  überhaupt  nicht  berufen  (§  276  Absatz  2 BGB.). 
Ferner  sind  ein  Teil  der  eingeklagten  Forderungen  wohl  über- 
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haupt  keine  Schadensersal^-ansprüche,  sondern  Forderungen  aut  un- 
mittelbare Erfüllung  übernommener  Verpflichtungen,  und  ob  für  sie 
der  SVS,  gilt,  ist  mindestens  zweifelhaft  (vergl.  dazu  Köhler,  Spedi- 
tion und  Wirtschaft,  bei  Eger,  Eisenbahn-  und  Verkehrsrechtliche 
Entscheidungen  und  Abhandlungen,  Bd,  47  S,  15). 

Die  Firma  Schunck  hat,  wohl  im  Zusammenhang  hiermit,  einem 
anderen  Spediteur,  der  ebenfalls  monatelang  trotz  aller  Mahnungen 
weder  gezahlt,  noch  Verkehrsverträge  gemeldet  hatte,  erklären  wol- 
len, sie  betrachte  die  Versicherung  als  aufgehoben.  Leider  haben 
wir  unsere  Zustimmung  hierzu  nicht  geben  können,  da  eine  solche 
Aufhebung  mit  dem  klaren  Wortlaut  des  SVS,  nicht  vereinbar  ist 
und  den  in  erster  Reihe  stehenden  Schutz  des  Kunden  des  Spediteurs 
gefährdet.  Es  ist  nicht  möglich,  von  den  im  SVS.  vorgesehenen 
r ormvorschrif ten  der  Kündigung  abzusehen. 

3,  Leider  ist  in  einem  Punkt  von  größter  Wichtigkeit  eine  Ver- 
ständigung zwischen  uns  und  den  Versicherern  nicht  gelungen.  Es 
ist  wiederholt  \orgekommen,  daß  Ersatzansprüche  für  einen  Schul- 
den, der  unterwegs  auf  der  Bahn  eingetreten  war,  der  Bahn  gegen- 
über dadurch  verwirkt  worden  sind,  daß  der  Empfangsspediteur  die 
Vorschriften  des  § 93  Abs,  2 c und  d der  EVO.  nicht  beachtet  halte. 
Der  Käufer  oder  Verkäufer  verlangte,  daß  die  Versicherer  des  SVS. 
den  Schaden  ersetzen  sollten,  den  die  Bahn  hätte  tragen  müssen, 
wenn  der  Empfangsspediteur  bei  Uebernahme  der  Sendung  oder 
nachher  die  erforderliche  Sorgfalt  beobachtet  hätte.  Die  Ver- 
sicherer haben  diesen  Ersatzanspruch  abgelehnt,  weil  der  Schaden 
unter  die  Transportversicherung  falle  4 a SVS,);  sie  behaupten, 
wenn  die  Ware  gegen  Transportschaden  versichert  gewesen  wäre,  so 
hätte  der  Transportversicherer  den  Schaden  auch  dann  übernommen, 
wenn  der  Empfangsspediteur  den  gegen  die  Bahn  entstandenen  Er- 
satzanspruch verwirkt  hätte.  ln  einem  dieser  Fälle  hat  ein  auf 
Grund  des  SVS.  gebildetes  Schiedsgericht  am  13,  7.  1928  einen 
Schiedsspruch  gefällt  (SSZ.  1928  Nr,  39  S,  724).  Das  Schiedsgericht 
hat  sich  der  Ansicht  der  Versicherer  des  SVS.  angeschlossen. 

Der  Schiedsspruch  ist  von  vielen  Seiten  scharf  angegriffen  worden. 
Wir  verweisen  namentlich  auf  die  Erörterungen  von  Blum  in  der  SSZ. 
1929  Nr.  9 S,  152,  Wir  sind  überzeugt,  daß  der  Schiedsspruch  falsch 
ist.  Tatsächlich  stehen  die  Transportversicherer  zum  Teil  bei  Hand- 
habung der  Transportversicherung  auf  dem  entgegengesetzten  Stand- 
punkt. In  einem  ähnlich  liegenden  Falle  wmr  die  Sendung  gegen 
Transportschaden  versichert,  der  Transportversicherer  lehnte  aber 
die  Erstattung  des  Schadens  ab,  weil  der  Rückgriffsanspruch  gegen 
die  Bahn  nicht  gewahrt  war,  aber  auch  die  Versicherer  des  SVS, 
vvollten  den  Schaden  nicht  erstatten,  weil  der  Schaden  unter  die 
Transportversicherung  falle.  Das  Merkwürdige  war  dabei,  daß  der 
betreffende  Transportversicherer  einer  der  Zeichner  des  SVS.  war, 
also  in  seiner  Eigenschaft  als  Transportversicherer  genau  das  Gegen 
teil  von  dem  behauptete,  was  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Mitzeich- 
ner des  SVS.  als  richtig  bezeichnete.  Infolge  des  Schiedsspruchs 
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habtn  wir  einen  Spediteur,  der  sich  «egen  Transportschaden  ver- 
sichert hatte,  veranlatit,  sich  an  seine  Gesellschaft  mit  der  Bitte  zu 
wen  len,  festzustellen,  daß  sie  als  Transportversicherer  den  Schaden 
troti  Verwirkung  des  gegen  die  Bahn  entstandenen  Ersatzanspruches 
decl  e.  Schließlich  haben  wir  den  Briefwechsel  mit  dem  Ver- 
sicherer fortgeführt.  Dabei  hat  uns  der  Vertreter  der  Gesellschaft 
nach  längerem  Hin-  und  Herschreiben  endlich  im  Aufträge  seiner  Ge- 
sells;haft  geschrieben:  Durch  die  Generalpolice  der  Firma  W,  sei 
eine  Haftung  für  Schäden  der  fraglichen  Art  nicht  gegeben,  wenn  der 
Regieß  gegen  die  Bahn  nicht  gesichert  werde.  Der  Versicherte  könne 
sich  in  Fällen,  wie  dem  angegebenen,  lediglich  an  den  Spediteur  wen- 
den, Auch  hier  ist  kennzeichnend,  daß  die  hier  in  Frage  kommende 
Trar  sportversicherungs-Gesellschaft  auch  zu  den  Zeichnern  des  SVS. 
gehe  rt. 

Schon  die  zuletzt  erwähnten  beiden  Fälle  scheinen  uns  die  Un- 
haltbarkeit des  Schiedsspruches  klar  zu  ergeben, 

^uzugeben  ist  ja  allerdings,  daß  der  Wortlaut  des  SVS,  insoweit 
nich  glücklich  ist;  wir  wollen  dabei  hervorheben,  daß  gerade  die 
Versicherer  bei  den  Beratungen  über  den  SVS,  gegen  die  Fassung 
nachdrücklich  Bedenken  geäußert  haben.  Der  SVS,  nimmt  Schä- 
den von  seiner  Versicherung  aus,  die  durch  Transportversicherungs- 
vert]  äge  gedeckt  sind  oder  ,, üblicherweise  hätten  gedeckt  werden 
köni  en‘‘,  Dr,  Isaac  faßt  dies  in  seinem  Werk  ,,Das  Recht  des  Spe- 
diteurs“ auf  S,  354  dahin  auf,  daß  es  darauf  ankomme,  welche  Ge- 
fahr ;n  unter  Berücksichtigung  der  Umstände  des  Falles,  insbesondere 
der  Varengattung,  der  Transportart,  des  Bestimmungsorts,  nach  den 
im  '^'^erkehr  herrschenden  Gepflogenheiten  sorgfältiger  Kaufleute 
durci  Transportversicherung  hätten  gedeckt  werden  sollen.  Uns 
ersc  leint  dies  bedenklich.  Einen  festen  Anhalt  dafür,  wann  und 
für  welche  Schäden  die  Transportversicherng  hätte  genommen 
werden  müssen,  hätte  man  dann  überhaupt  nicht.  Es  läßt  sich  auch 
garricht  sagen,  daß  sich  in  einzelnen  Geschäftszweigen  oder  für 
einz  jlne  Waren  bestimmte  Uebungen  über  die  Transportversicherung 
gebi  det  hätten.  Im  allgemeinen  wird  doch  auch  die  Transportver- 
sicherung, die  der  Spediteur  auf  Veranlassung  seines  Kunden  ab- 
schließt,  gleichmäßig  und  gleichzeitig  für  Waren  der  verschiedensten 
Art  genommen,  ohne  daß  die  Kunden  große  Unterschiede  machten, 
Aehiliches  gilt  doch  wohl  auch  für  den  Seeverkehr, 

Diese  Lösung  scheint  uns  daher  nicht  möglich. 

Die  Abgrenzung  wäre  verhältnismäßig  leicht,  wenn  es  für  Trans- 
portversicherungen eine  Art  von  Normalpolice  gäbe,  von  der  nur  aus 
besonderen  Gründen  abgewichen  würde.  Eine  solche  Normalpolice 
gibt  es  aber  nicht,  wie  bei  den  Verhandlungen  mit  den  Versicherern 
des  5VS,  festgestellt  worden  ist. 

Die  aus  der  Fassung  hervorgehenden  Sch^^  ierigkeiten  haben  sich 
aucl  in  einer  anderen  Beziehung  gezeigt.  Ein  Spediteur  hat  ent- 
gegen dem  ihm  erteilten  Auftrag  eine  Maschine,  die  in  einem  ge- 
schlossenen Wagen  angekommen  war,  in  einen  offenen  Wagen  umge- 
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laden.  Bei  der  Weiterbeförderung  hat  die  Maschine  einen  Schaden 
durch  cindringende  Nässe  erlitten.  Der  nach  dem  SVS,  Versicherte 
verlangte,  von  den  Versicherern  die  Uebernahme  dieses  Schadens, 
Die  Versicherer  des  SVS,  lehnten  ihre  Ersatzpflicht  ursprünglich  ab, 
und  zwar  zunächst  deshalb,  weil  der  Schaden  durch  Transportver- 
sicherung hätte  gedeckt  werden  können.  Wir  wiesen  demgegenüber 
darauf  hin,  daß  die  Transportversicherung,  soweit  uns  bekannt, 
üblicher  Weise  Schäden  ausschließe,  die  auf  Witterungseinflüssen  be- 
ruhten, Schließlich  haben  die  Versicherer  des  SVS,  den  Ersatzan- 
spruch anerkannt, 

Blum  sucht  in  seinem  Aufsatz  in  der  SSZ,  1929  Nr,  9 S,  152  für 
den  Fall  der  Verwirkung  des  gegen  die  Bahn  entstandenen  Ersatz- 
anspruches den  Zweifel  dadurch  zu  lösen,  daß  er  annimmt,  der  gegen 
die  Bahn  entstandene  Ersatzanspruch  stehe  einem  Versicherungsan- 
spruch gleich.  Er  führt  aus,  der  Spediteur  hätte  danach  eine  Ver- 
sicherung nicht  nötig  gehabt,  er  hafte  aber,  wenn  er  den  Anspruch 
gegen  die  Bahn  nicht  gehörig  wahre,  seinem  Kunden  ebenso  wie 
wenn  er  den  Versicherungsanspruch  durch  sein  Verhalten  unwirksam 
gemacht  hätte,  und  an  die  Steife  seiner  Ersatzpflicht  trete  die  Ver- 
pflichtung der  Versicherer  des  SVS,  Mit  dem  Wortlaut  des  SVS 
ist  dies  schwerlich  zu  vereinbaren,  da  im  § 4a  zum  Zwecke  der  Ab- 
grenzung darauf  verwiesen  wird,  welche  Fälle  gerade  unter  die  Ver- 
sicherung fallen  oder  üblicherweise  gefallen  wären.  Auch  würde 
man  mit  der  Blum’schen  Ansicht  für  den  erwähnten  Fall  des  Durch- 
nässens  nicht  weiterkommen,  da  hier  ein  Ersatzanspruch  gegen  die 
Bahn  nicht  entstanden  ist,  und  es  der  Prüfung  bedarf,  ob  es  üblich  sei, 
Güter  auch  gegen  Nässeschaden  für  den  Transport  zu  versichern. 

Es  ist  dringend  zu  wünschen,  daß  es  gelinge,  die  jetzige  Fassung 
durch  eine  bessere  zu  ersetzen.  Bisher  ist  dies  nicht  gelungen.  So- 
lange die  jetzige  Fassung  gilt,  wird  man  sich  damit  begnügen  müssen, 
zu  prüfen,  ob  im  Durchschnitt  Schäden  der  im  einzelnen  Falle  vorge- 
kommenen Art  durch  die  Transportversicherung  gedeckt  sind  oder 
nicht.  Auch  dieser  Maßstab  ist  recht  unsicher,  er  ist  aber  als  Not- 
behelf zu  verwenden.  Wendet  man  ihn  auf  den  Fall  der  Verwirkung 
des  Ersatzanspruches  gegen  die  Bahn  an,  so  scheint  uns  nicht  zwei- 
felhaft, daß  nicht  die  Transportversicherung  gilt,  sondern  der  SVS, 
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Anlage  R. 


Merkblattt  für  die  Spediteure 

CU  den  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedingungen  (ADSp.) 
und  dem  Speditions-Versicherungsschein  (SVS.) 

(3.  Nachtrag  vom  1.  Mai  1928.)*) 

A)  j Icndßmn^Gn  dcsAlcrkblatts  und  dGs  ersten  Nachtrag gs, 

13.  Ist  es  für  die  Prämienberechnung  wie  ein  neuer  Verkehrsver- 
trag zu  behandeln,  wenn  von  einer  auf  Lager  befindlichen  Sen- 
dung das  Ganze  oder  einzelne  teile  vom  Lager  an  einen  Selbst- 
abholer ausgeliefert  werden? 

Jawohl,  im  übrigen  ist  hierfür  die  ermäßigte  Prämie  von 
RM.  0,01  für  jede  Sendung  zu  zahlen,  sofern  der  Wert  der 
gleicnzeitig  an  einen  Empfänger  abgelieferten  Sendung  100 
RM.  nicht  übersteigt, 

17,  Wenn  ein  Spediteur  bei  der  Ablieferung  einer  Sendung,  welche 
auf  SVS,  versichert  ist,  eine  Beschädigung,  sei  es  des  Hauses, 
sei  es  anderer  Güter,  oder  einen  gesundheitlichen  Schaden  von 
Menschen  herbeiführt,  fallen  diese  Schäden  unter  den  SVS,? 

Nein,  sie  haben  mit  dem  SVS.  nichts  zu  tun. 

B)  Neue  Fragen. 

47.  Besteht  die  Möglichkeit, 

1)  für  Zweigniederlassungen  solcher  Spediteure,  deren  Haupt- 
niederlassung sich  in  Deutschland  befindet,  und  welche  so- 
wohl  für  ihre  Hauptniederlassung  als  möglicherweise  auch 
für  die  in  Frage  kommende  Zweigniederlassung  die  Mitglied- 
schaft des  Vereins  Deutscher  Spediteure  besitzen,  den  SVS, 
auch  für  die  ausländische  Zweigniederlassung  zu  erhalten? 

2)  für  Mitglieder  des  Vereins  Deutscher  Spediteure,  deren 
Hauptniederlassung  sich  im  Ausland  befindet  (abgetretene 
Gebiete  etc,),  für  diese  den  SVS.  zu  erhalten? 

Beide  Fragen,  sowohl  zu  1)  wie  zu  2)  werden  verneint  mit 
der  Begründung,  daß  der  SVS,  untrennbar  verbunden  ist 
mit  den  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedingun- 
gen, und  es  unerläßlich  ist,  bei  Zeichnung  des  SVS,  bei  sämt- 

) Nachträge  1 u.  2 fallen  in  das  vorige  Geschäftsjahr  und  sind  bei 
der  Geschäftsstelle  des  VDS.  erhältlich. 
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liehen  Verkehrsverträgen  die  ADSp,  zugrunde  zu  legen.  — 
Für  deutsche  Zweigniederlassungen  ausländischer  Mitglie- 
der des  VDS.  ist  hingegen  die  Frage  zu  bejahen,  da  die  deut- 
schen Zweigniederlassungen  des  Ausländers  ihre  Geschäfte 
sehr  wohl  auf  Grund  der  ADSp,  tätigen  und  tätigen  können, 

48,  Kann  der  SVS.  Speditionsabteilungen  und  -Büros  der  Industrie 
(also  gewissermaßen  werkseigenen  Büros)  ebenso  wie  Speditions- 
abteilungen etc,  der  Reedereien  zur  Verfügung  gestellt  werden? 

Da  der  SVS.  integrierender  Bestandteil  der  Allgemeinen 
Deutschen  Spediteur  bedingungen  ist,  ist  damit  schon 
schlüssig  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  sowohl  diese  Bedin- 
gungen als  auch  der  SVS.  nur  für  Spediteure  geschaf- 
fen sind, 

49,  Falls  ein  Spediteur  an  einem  anderen  Ort  weder  ein  eigenes 
Büro  unterhält  noch  eigene  Angestellte  besitzt,  sondern  nur  lau- 
fend oder  zufällig  an  diesem  Platz  Geschäfte  unter  seinem  Namen 
aus  bestimmten  internen  Gründen  durch  einen  bevollmächtig- 
ten Spediteur  an  diesem  Platz  abwickeln  läßt,  soll  dann  für  der- 
artige Geschäfte  ein  getrennter  SVS,  gezeichnet  werden,  oder 
aber  können  die  Anmeldungen  zur  Speditionsversicherung  über 
den  Schein  der  abwickelnden  Haupt-  oder  Zweigniederlassung 
dieses  Spediteurs  vorgenommen  werden? 

Jawohl,  die  Abwicklung  kann  durch  den  Schein  der  Haupt- 
oder Zweigniederlassung  vorgenommen  werden. 

Rnlgge  B. 

Statistik 

vom  10.  Äugust  1927  bis  zum  31.  Äugust  1928. 


Vereinnahmte  Prämien RM.  709  581,98 

Reichsstempelsteuer . RM.  20  671,50 

RM.  688  910,68 

Schäden. 

Bezahlte  Schäden  2 970  mit RM.  357  751,09 

Schwebende  Schäden  379  mit RM.  212  157.46 

Abgelehnte  Schäden  481  mit RM.  225  194,69 

Anderw.  erl.  Schäden  242  mit RM.  106  687,74 

Schadenstaxe  4 072  mit RM.  901  790,98 


Berlin,  den 


15.  März  1929^ 
12.  April  1929. 
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V.  Die  arbeitsrechtliche  Tätigkeit  des 
Uereins  Deutscher  Spediteure. 

Von  Dr,  Walter  Kes,  Berlin. 

Die  Vertretung  sozialpolitischer  Interessen  des  Gewerbes  gehört 
satzungsgemäß  ebenso  zu  den  Aufgaben  des  Vereins  Deutscher  Spe- 
diteure wie  die  wirtschaftlicher  Fragen.  Es  ergibt  sich  auch  aus  der 
geschichtlichen  Darstellung  aus  der  Vorkriegszeit,  daß  schon  damals 
der  Vorstand  des  VDS.  diesen  Fragen  seine  Aufmerksamkeit  gewid- 
met hat.*)  — Weit  mehr  aber  noch  als  allgemeine  wirtschaftliche 
Fragen  sind  die  arbeitsrechtlichen  in  der  Nachkriegszeit  in  den  Vor- 
dergrund der  Verbandstätigkeit  getreten. 

Die  Struktur  unseres  Gewerbes,  wie  es  im  Reich  seine  örtlichen 
und  bezirklichen  Arbeiter-  und  Angestelltenfragen  regelt,  ergibt 
hierfür  allerdings  gewisse  Schwierigkeiten.  Nur  an  wenigen  Orten 
schließen  die  örtlichen  Verbände  auch  Lohn-  und  Gehaltstarife  ab; 
an  vielen  Orten  bestehen  bezirkliche  Arbeitgeberverbände  des  Trans- 
portgewerbes, an  einzelnen  Plätzen  geht  das  Speditionsgewerbe  mit 
dem  Handel  oder  dem  Großhandel  in  diesen  Fragen  zusammen. 

Dies  nimmt  nicht  weg,  daß  auch  bei  den  örtlichen  Verbänden, 
die  nicht  rein  sozialpolitische  sind,  ein  sehr  reges  Interesse  und  Ver- 
ständnis für  diese  Fragen  besteht. 

Wenn  diese  verschiedengestaltige  örtliche  und  bezirkliche  Ver- 
tretung arbeitsrechtlicher  Fragen  unseres  Gewerbes  zu  der  Forde- 
rung einer  Spitzenvertretung  gerade  dieser  verschiedenartigen  Ver- 
bände geführt  hat,  so  erscheint  dies  reichlich  unverständlich.  Mit 
welcher  inneren  Notwendigkeit  soll  sich  ein  Arbeitgeberverband  des 
Handels  einer  solchen  Spitzenvertretung  anschließen.  Welche  Auf- 
gaben soll  diese  überhaupt  lösen,  und  bei  ihrer  Zusammensetzung 
lösen  können. 

Die  meisten  örtlichen  Verbände  lehnen  dies  ab. 

Diese  Tatsache  führt  logisch  gerade  nicht  zu  der  Forderung,  diese 
zum  Teil  sehr  verschiedenartigen  Verbände  zusammenzuschließen, 

*)  Zu  vgl,  auch  das  ausführliche  Referat  des  seinerzeitigen  Ver- 
einssyndikus Herrn  Rechtsanwalt  Barth  auf  der  XXVII.  General-Ver- 
sammlung in  Koblenz  1906  über  ,,Das  Eindringen  der  modernen  Arbei- 
terbewegung in  die  Kreise  der  Speditionsarbeiter“. 
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sondern  zu  der  entj>egenj5esetzten  Forderung,  zunächst  einmal  eine 
Einheitlichkeit  der  Spediteurvvünsche  allenthalben  im  Reich  und  in 
dei  verschiedenen  Abarten  des  Gewerbes  zu  schaffen.  Ebenso  wie 
es  oei  den  einzelnen  Industrien  und  anderen  Gew'erbezweigen  teils 
die  wirtscbaftlichen  Vertretungen  selbst  übernommen  haben,  die 
arbeitsrechtlichen  Fragen  ihrer  Industrie  oder  ihres  Gewerbes  zu  be- 
arbeiten, teils  in  Personalunion  und  mit  gemeinsamer  Geschäftsstelle, 
nur  unter  anderer  birma,  ebenso  wie  beispielsweise  der  Bergbau 
seine  sozialpolitischen  Fragen  zunächst  in  sich  klärt,  ebenso  und  mit 
fas  noch  größerer  Notwendigkeit  muß  dies  im  Speditionsgewerbe  ge- 
sch  eben. 

Dies  ist  umso  notwendiger,  als  es  örtliche  und  bezirkliche  reine 
Spr  diteurorganisationen  im  Gegensatz  zur  Industrie  und  zum  Groß- 
hardel  fast  gar  nicht  gibt.  Eine  Spitzenvertretung  des  Speditions- 
gev  erbes  muß  klären,  welche  Interessen  das  Gewerbe  an  diesem  oder 
jeni  m arbeitsrechtlichen  Gesetz  hat;  sie  muß  aus  den  verschie- 
deren  Wünschen  und  Anregungen  durch  die  berufenen  Organe  die 
Forderungen  des  Gewerbes  formulieren  und  diese  nunmehr  sowofel 
ihr(  n und  den  interessierten  Unterverbänden  als  auch  nach  außenhin 
behanntgeben  und  vertreten.  Wenn  dies  geschehen  ist,  haben  die 
Unlerverbände  die  Pflicht,  diese  Wünsche  in  ihren  Arbeitgeberver- 
bänden des  Transport-  und  Verkehrsgewerbes  oder  in  den  gemein- 
san  en  Verbänden  des  Handels  zur  Geltung  zu  bringen,  auch  das 
Rec  ht,  sie  ihren  örtlichen  Bedingungen  entsprechend  zu  ergänzen, 
unc  hat  die  Spitzenvertretung  die  Pflicht,  diese  Forderungen  des 
Gewerbes  gemeinsam  mit  den  Vertretungen  verwandter  Gewerbe  an 
derjenigen  Stellen  zur  Geltung  zu  bringen,  wo  sie  je  nach  Lage  der 
Sache  und  nach  der  verwaltungsrechtlichen  oder  parlamentarischen 
Eniwdcklung  des  betreffenden  Gesetzes  angebracht  sind. 

Dies  ist  die  oberste  Forderung;  ob  darüber  hinaus,  — gewisser- 
ma  len  zur  Vorklärung,  — - eine  Zusammenfassung  der  Transportge- 
we  be  im  engeren  Sinne  oder  des  Verkehrsgewerbes  in  seiner  weite- 
ste 1 Bedeutung  erfolgt,  ob  nach  Möglichkeit  eine  Gesamtforderung 
des  Verkehrsgewerbes  zu  diesem  oder  jenem  Gesetz  herbeizuführen 
ist.  ist  eine  weitere  Notwendigkeit,  die  gerade  in  neuester  Zeit  bei 
der  Beratungen  über  das  Arbeitsschutzgesetz  sich  in  aller  Deutlich- 
keit ergeben  hat. 

Ob  der  bestehende  Reichsverband  des  Deutschen  Verkehrsge- 
we  bes  die  hierzu  geeignete  Stelle  ist,  oder  ob  dies  in  einer  Fach- 
gruppe bei  der  Vereinigung  der  Deutschen  Arbeitgeberverbände  er- 
folj  en  soll,  ist  eine  Frage  untergeordneter  Bedeutung,  die  zweifellos 
in  lächster  Zeit  gelöst  w^erden  muß. 

Aus  dieser  Darstellung  ergibt  sich,  daß  niemals  die  Aufgabe 
w e ier  der  arbeitsrechtlichen  Spitzenvertretung  des  Speditionsgewer- 
bes noch  aber  einer  Zusammenfassung  des  Verkehrsgewerbes  die  sein 
kai  n,  in  die  örtlichen  und  bezirklichen  arbeitsrechtlichen  Fragen, 
in.s  besondere  Lohn-  und  Gehaltsfragen,  einzugreifen.  Diese  Tätig- 
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keit  kann  sich  nur  auf  die  Bearbeitung  reichsgesetzlicher  kragen  be- 
schränken. 

Ebenso  kann  nicht  genügend  unterstrichen  werden,  daß  es  ein 
Irrtum  ist,  wenn  behauptet  würd,  die  Vereinigung  der  Deutschen 
Arbeitgeberverbände  sei  eine  rein  industrielle  Vertretung.  In  die- 
ser sind  außer  dem  Fuhrgewerbe  sämtliche  Verkehrsgewerbe  vertre- 
ten; außerdem  bestehen  zwischen  ihr  und  den  arbeitsrechtlichen  Ver- 
tretungen des  Handels,  der  Banken,  der  Versicherungen,  der  Land- 
wirtschaft und  des  Handwerks,  kartellmäßige  Bindungen,  die  letzten 
Endes  in  dem  Zentralausschuß  der  Deutschen  Unternehmerverbände 
wieder  ihre  gemeinsame  Spitze  für  die  Belange  der  Gesamtwirt- 
schaft finden.  Hier  mitzuarbeiten  ist  Pflicht  einer  jeden  Spitzeii- 
vertretung;  hier  bei  Seite  zu  stehen  ist  der  größte  Fehler,  den  eine 
Unternehmerorganisation  begehen  kann. 

Eine  intensivere  arbeitsrechtliche  Tätigkeit  setzte  übrigens  bei 
allen  wirtschaftlichen  und  rein  sozialpolitischen  Verbänden  erst  nach 
oder  besser  mit  Kriegsende  ein.  — Kurz  vor  Ausbruch  der  Revolu- 
tion, noch  im  August  1919,  wurde  in  Essen  der  Gedanke  der  Arbeits- 
gemeinschaften in  die  Tat  umgesetzt,  und  auch  zu  jener  Zeit  ist  der 
Verein  Deutscher  Spediteure  in  diesen  Organisationen,  die  paritä- 
tisch von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  besetzt  waren,  und  aus- 
schließlich die  diesen  beiden  Parteien  gemeinsamen  Interessen  zu  be- 
arbeiten hatten,  die  maßgebliche  Organisation  des  Speditionsgewerbc.s 
gewesen.  — - In  einem  Sonderausschuß  für  sozialpolitische  Fragen  bei 
der  Zentralarbeitsgemeinschaft  des  Deutschen  Transport-  und  Ver- 
kehrsgewerbes ist  der  Verein  Deutscher  Spediteure  seinerzeit  durch 
den  inzwischen  verstorbenen  Herrn  Otto  Levinsohn  und  durch  die 
Herren  Georg  Silberstein  und  Valentin  vertreten  gewesen,  während 
die  Herren  Levinsohn  und  Valentin  nacheinander  den  Vorsitz  auf 
Arbeitgeberseite  in  der  Reichsarbeitsgemeinschaft  IV  für  Spedition, 
Lagerei  und  Speicherei  innehatten. 

Eine  von  Arbeitnehmerseite  immer  besonders  hervorgehobene 
Frage  in  diesem  Gremium  war  die  der  Arbeitsnachweise,  und  es  ist 
aus  dieser  Zeit  insbesondere  die  vom  Verein  Deutscher  Spediteure 
für  den  seinerzeitigen  Ages  bearbeitete  Eingabe  vom  22.  9.  1920  über 
die  Stellungnahme  des  Gewerbes  gegen  den  Benutzungszwang  der 
öffentlichen  Arbeitsnachweise  hervorzuheben. 

In  eine  besondere  Kommission  w'aren  damals  die  Mitglieder  des 
VDS.  Bäte,  Vollbrecht  und  Soest  entsandt. 

Aus  der  gleichen  Zeit  sind  die  Eingaben  des  VDS,  zu  nennen  an 
den  Präsidenten  des  Reichsamtes  für  Arbeitsvermittlung  vom  23.  11. 
1920  betr.  Antrag  des  VDS.,  in  Arbeitsangelegenheiten  gehört  zu 
werden,  vom  23,  9.  1920  an  den  Demobilmachungsausschuß  betr,  Frei- 
machung von  Arbeitsstellen  während  der  Zeit  der  wirtschaftlichen 
Demobilmachung,  vom  27,  Juli  1920  an  das  Reichsarbeitsministerium 
betr,  Achtstundenarbeitstag, 

Des  weiteren  wmrde  auf  Grund  umfangreicher  Vorarbeiten  die 
Stellung  des  VDS,  zu  der  „Einstellung  Schwerkriegsbeschädigter  in 


78 


dei  Speditionsbetrieben“  durch  Eingabe  vom  18.  8.  1920  iesttieleilt 
(R  21  1920). 

lieber  den  Achtstundenarbeitstag,  diese  überragend  wichtige 
Enge,  wurde  ein  ausführlicher  Schriftwechsel  mit  Geheimrat  Dr. 
Ri  ;ßer,  damals  Mitglied  der  Deutschen  Nationalversammlung,  geführt. 

Die  Frage  der  Arbeitszeit  hat  von  diesem  Augenblick  an  nicht 
au  gehört,  den  VDS.  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  schon  aus  dieser 
vi£  1jährigen  und  mannigfachen  Betätigung  dürfte  sich  ergeben,  daß 
eir  e größere  Erfahrung  in  dieser  Hinsicht,  soweit  das  Speditionsge- 
\v£ibe  in  trage  kommt,  wohl  an  keiner  Stelle  vorhanden  sein  dürfte, 
ln  der  Zeit  vom  Januar  bis  April  1922  fand  ein  ausgedehnter  Schrift- 
wechsel mit  dem  Reichsverkehrsministerium  über  die  Arbeitszeit  im 
Sp  jditionsgewerbe  statt,  die  am  5.  Juni  1922  zu  einer  grundlegenden 
Be  iprechung  hierüber  im  Reichsverkehrsministerium  und  anschlie- 
ßend am  24.  August  1922  im  Reichsarbeitsministerium  führte.  {Zu 
\ gl . hierzu  auch  den  Geschäftsbericht  1922).  — Auch  die  inzwischen 
vom  AGES  auf  den  Reichsverband  des  Deutschen  Speditionsgewer- 
be: übergegangene  Spitzenvertretung  hat  sich  hiermit  befaßt. 

Unterm  22.  und  26.  3.  1926  ergingen  an  das  Reichsarbeitsmini- 
ste ium  und  das  Reichswdrtschaftsministerium  Eingaben  betr.  die 
Arbeitszeit  und  das  Washingtoner  Abkommen. 

In  diese  Zeit  fällt  auch  die  Denkschrift  R.  665  vom  17,  Mai  1925 
an  die  Reichsregierung,  die  Herren  Mitglieder  des  Reichstages  und 
des  Reichswirtschaftsrats,  die  kommunalen  Selbstverwaltungen  und 
die  Spitzenvertretungen  der  Wirtschaft,  enthaltend  die  auf  das  aus- 
füh 'liehe  Referat  des  Herrn  Biermann  gefaßte  Resolution  der  Haupt- 
versammlung des  Vereins  Deutscher  Spediteure  vom  16,  Mai  1926 
in  Düsseldorf,  betr,  die  Arbeitszeit,  das  Arbeitslosengesetz  und  die 
soz  alen  Lasten. 

Das  zurzeit  dem  Reichstag  vorliegende  Arbeitsschutzgesetz  ver- 
anl  ißte  den  VDS,,  damals  gleichfalls  noch  als  Reichsverband,  zu  einer 
Eingabe  an  das  Reichsarbeitsministerium  und  den  Deutschen  Indu- 
strie- und  Handelstag  vom  26,  7,  1926,  die  zu  dem  (Ersten)  vorläufigen 
Rel  erentenentwurf  eines  Arbeitsschutzgesetzes  Stellung  nahm. 

An  weiteren  Eingaben  und  Rundschreiben  aus  der  Materie  der 
Arbeitszeit  sind  zu  nennen: 

Rundschreiben  R,  834  vom  März  1927  an  den  Deutschen  Reichs- 
tag den  Reichswirtschaftsrat,  den  Sozialpolitischen  Ausschuß  des 
Deutschen  Reichstages,  die  Fraktionen  des  Reichstages  und  den  Deut- 
sch >n  Industrie-  und  Handelstag,  betr,  Entwurf  eines  Gesetzes  zur 
Abi  .nderung  der  Arbeitszeitverordnung,  Eingabe  an  das  Reichsarbeits- 
miristerium  vom  16,  4,  1927  betr,  Verkehrsgewerbe  und  Arbeitszeit- 
not >esetz  (vgl.  SSZ,  Nr.  29  vom  22.  7.  1927,  Rundschreiben  R,  864  und 
R.  '*65  an  die  bezirklichen  und  örtlichen  Vereinigungen  betr.  Arbeits- 
zeitnotgesetz und  Arbeitszeit  § 13),  Betr,  das  Arbeitsschutzgesetz 
sint  die  folgenden,  teils  an  den  Gesamtvorstand,  teils  an  die  örtlichen 
und  bezirklichen  Vereinigungen,  und  an  die  Fachgruppe  für  sozialpoli- 
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tische  Fragen  gerichteten  Rundschreiben  ergangen;  R.  1086,  1104, 
1110,  1124,  1128,  1132,  1135,  1137  und  1139,  ferner  SSZ.  21  ff.  102L 
Eine  ausgezeichnete  übersichtliche  Zusammenstellung  über  die 
Arbeitszeitgesetzgebung  enthält  auch  der  Geschäftsbericht  1926-27, 
welcher  der  Hauptversammlung  zu  Bremen  vorgelegt  worden  ist,  aus 
der  Feder  des  Herrn  Carl  B i e r m a n n - Berlin,  in  welcher  auch  die 
damals  bereits  unerfüllte  Forderung  enthalten  ist.  das  Transport-  und 
Verkehrsgewerbe  aus  dem  Arbeitzeitnotgesetz  herauszulassen. 

Selbstverständlich  ist  hiermit  die  arbeitspolitische  Tätigkeit  lür 
die  Vertretung  eines  Gewerbes  wie  des  unsrigen  nicht  erschöpft.  — 
Mit  Eingabe  vom  3.  1,  1927  mußte  zu  dem  Arbeitsgerichtsgesetz  vom 
23.  Dezember  1926  Stellung  genommen,  und  mit  Rundschreiben  vom 
6.  Mai  1927  — R.  870  — , wurde  das  Ergebnis  unserer  Bemühun- 
gen, eine  ausreichende  Vertretung  unseres  Gewerbes  bei  den  Ar- 
beitsgerichten sicherzustellen,  bekanntgegeben. 

Zu  dem  Gesetzentwurf  über  die  Untei'bringung  erwerbsloser 
älterer  Angestellter,  dem  Gesetzentwurf  über  die  Notlage  der  älteren 
Angestellten  und  der  Kündigung  älterer  Angestellter,  wurde  ebenso 
Stellung  genommen  wie  zu  der  Frage  der  Beschäftigung  Auswärtiger 
im  Speditionsgewerbe  auf  Grund  der  Demobilmachungsbestimmun- 
gen, der  Arbeitslosenversicherungspflicht  von  Handlungsgehilfen,  und 
der  Reform  des  Schlichtungswesens, 

Diese  Liste  könnte  noch  durch  Einzelschriftwechsel  mit  Mini- 
sterien, Demobilmachungsausschüssen,  einzelnen  Spitzenvertretun- 
gen usw.  reichlich  ergänzt  werden. 

Besonders  seien  die  vorzüglichen  regelmäßigen  Mitteilungen  des 
Instituts  für  Arbeitsrecht  an  der  Universität  zu  Leipzig  genannt, 
die,  solange  sie  erschienen  sind,  in  der  Hochflut  der  Gesetzgebung  in 
den  Jahren  1923-24  auf  Veranlassung  des  Vereins  Deutscher  Spedi- 
teure in  der  Speditions-  und  Schiffahrts-Zeitung  als  Originalbeiträge 
für  unsere  Mitglieder  veröffentlicht  wurden.  Hierauf  nimmt  auch  der 
Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1923-24,  der  der  Hauptversammlung  m 
Heidelberg  Vorgelegen  hat,  ausdrücklich  Bezug. 

Der  Nachweis  dafür,  daß  der  Verein  Deutscher  Spediteure  im 
vergangenen  Dezennium  diejenigen  Fragen  aus  dem  Arbeitsrecht,  die 
für  das  Gewerbe  von  Bedeutung  waren,  erkannt,  aufgegriffen  und  mit- 
bearbeitet hat,  dürfte  erbracht  sein,  und  dem  Beweis,  daß  irgendeine 
Stelle  im  Reich  auf  diesem  Gebiet  größere  Erfahrung  besitze  und 
hierzu  besser  geeignet  sei,  kann  der  VDS,  mit  Ruhe  entgegensehen. 

Daneben  ist  dem  VDS.  keineswegs  entgangen,  daß  bei  den  ört- 
lichen und  bezirklichen  Vereinigungen  ein  Bedürfnis  besteht,  besser 
als  dies  früher  der  Fall  war,  über  die  Lohn-  und  Gehaltsabmachungen 
in  den  einzelnen  Teilen  des  Reichs  orientiert  zu  sein.  Es  wurde  in- 
folgedessen bereits  mit  Rundschreiben  R,  148  vom  3.  7,  1922  an  die 
bezirklichen  und  örtlichen  Vereinigungen  des  Gewerbes  herangetre- 
ten und  um  Uebersendung  der  tariflichen  Abschlüsse  mit  Arbeitern 
und  Angestellten  gebeten.  Die  gleiche  Angelegenheit  behandelt  R, 
156  vom  4.  8.  1922,  und  777  vom  3.  12,  1926.  — Diese  Rundschreiben 
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haben  den  gewünschten  Erfolg  nicht  gehabt,  und  es  mußte  daher  an- 
gen  )mmen  werden,  daß  die  vielfach  geäußerte  Auflassung,  solches 
Ma  erial  zu  sammeln  belaste  die  örtlichen  und  bezirklichen  Verbände 
außerordentlich,  sowohl  mit  der  Uebersendung  als  auch  mit  der  Sich- 
tun  ;,  verursache  vermeidbare  Kosten,  und  sei  im  übrigen,  wenn  man 
es  I ötig  habe,  nicht  auf  dem  Laufenden,  zutreffend  sei.  Es  wurde  in- 
folgedessen empfohlen,  daß  diejenigen  Verbände,  die  solches  Material 
benitigten,  mit  denjenigen  Plätzen,  deren  Material  ihnen  von  Wich- 
tigkeit erscheine,  in  Austauschverkehr  treten  sollten.  Dieses  Ver- 
fahi  en  hat  sich  eingebürgert  und  dürfte  auch  dasjenige  sein,  das  für 
die  Zukunft  Dauer  hat. 

Leber  die  Betätigung  des  VDS.  beim  Zustandekommen  des  vor- 
liegenden Arbeitsschutzgesetzes  Worte  zu  verlieren,  erübrigt  sich,  da 
das  amtliche  Material  hierauf  an  verschiedenen  Stellen  Bezug  nimmt 
Mau  kann  sogar  der  Auffassung  sein,  daß  in  der  Terminologie  der 
Reichstagsdrucksache  unter  Speditions-  und  Verkehrsgewerbe  im  all- 
gemeinen nicht  nur  das  Speditions-,  sondern  ebenso  das  Transport- 
und  Fuhrgewerbe  zusammengefaßt  wird.  Wenn  hiernach  das  Fuhr- 
gew  erbe  etwa  aus  der  Reichstagsdrucksache  herauslesen  wollte,  daß 
es  l isher  nicht  genügend  berücksichtigt  sei,  so  wäre  dies  verständ- 
lich. wenn  auch  der  Sache  nach  nicht  in  vollem  Umfang  zutreffend. 
Spe  liteure  können  einen  solchen  Einwand  niemals  erheben! 

Einige  Senderfragen  aus  dem  Gebiet  des  Arbeitsrechts  seien  er- 
gan  end  zu  den  Ausführungen,  die  hierüber  bereits  in  der  Speditions- 
und Schiffahrts-Zeitung  erschienen  sind,  im  folgenden  noch  hervorge- 
hob  ;n: 

Diei.stzeugnis. 

Verschiedene  Gesetze  schreiben  übereinstimmend  vor,  daß  der 
Arb  litnehmer  bei  Beendigung  eines  dauernden  Dienstverhältnisses  ein 
schriftliches  Zeugnis  über  das  Dienstverhältnis  und  dessen  Dauer  lor- 
derr  kann  und  daß  dieses  Zeugnis  auf  sein  Verlangen  auf  die  Lei- 
stungen und  die  Führung  im  Dienst  zu  erstrecken  ist.  Dies  schreibt 
gan;  allgemein  § 630  BGB.  vor  und  wiederholt  fü»-  Handlungsgehilfen 
§ 12  Abs.  1 HGB.,  für  gewerbliche  Arbeiter  § 113  Abs.  1 und  2 der 
Rei(  hsgewerbeordnung. 

Für  kaufmännische  Lehrlinge  gilt  die  abweichende  Vorschrift, 
daß  dem  Lehrling  ein  schriftliches  Zeugnis  über  die  Dauer  der  Lehr- 
zeit und  die  während  dieser  Zeit  erworbenen  Kenntnisse  und  Fähig- 
keit ;n  sowie  über  sein  Betragen  auszustellen  ist  (§  80  Abs.  1 HGB.); 
hier  muß  also  das  Zeugnis  weitergehen,  ohne  daß  es  eines  Verlan- 
gens des  Lehrlings  bedürfte.  Etwas  ähnliches  bestimmt  § 127  c der 
Rek  hsgew.-ürd. 

Verboten  ist  es,  im  Arbeitsbuch  der  minderjährigen  Arbeiter 
(§  1 )7  Gewerbeord.)  ein  Urteil  über  Führung  und  Leistungen  einzu- 
trag  ;n  (§  111  Abs.  4 Reichsgewerbeordnung.). 

Eine  neue  Art  von  Zeugnissen  hat  das  Reichsgesetz  über  Arbeits- 
vermittlung und  Arbeitslosen-Versicherung  vom  16.  7.  1927  für 
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Arbeitnehmer  eingeführt,  die  für  den  Fall  ihrer  Arbeitslosigkeit  ver- 
sichert sind.  Nach  § 170  Abs.  2 dieses  Gesetzes  ist  einem  solchen 
Arbeitnehmer  nach  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  eine  Be- 
scheinigung auszustellen  über  die  Art,  Beginn,  Ende  und  Lösunus- 
grund  des  Arbeitsverhältnisses,  sowie  über  die  Höhe  des  Arbeitsver- 
dienstes und  einer  anläßlich  des  Ausscheidens  aus  der  Beschäftigumi 
etwa  gewährten  Abfindung  oder  Entschädigung.  Diese  Bescheinigung 
lent  den  besonderen  Zwecken  der  Arbeitslosen-Versicherung;  na- 
mentlich ist  die  Angabe  des  Grundes  für  die  Lösung  des  Arbeilsver- 
hältnisses  deshalb  angeordnet,  weil  nach  § 93  Abs.  1 des  Gesetzes  der 
Arbeitnehmer  für  die  ersten  vier  Wochen  der  Arbeitslosigkeit  keine 
Unterstützung  bekommt,  wenn  er  durch  sein  Verhalten,  das  zur  frist- 
losen Kündigung  berechtigt,  seine  Arbeitsstelle  verloren  hat.  Die 
Pflicht  eine  solche  Bescheinigung  auszustellen,  besteht  neben  der 
Pflicht  zur  Ausstellung  des  sonst  vorgeschriebenen  Zeugnisses.  Es 
ist  nicht  zulässig,  es  ohne  Zustimmung  des  Arbeitnehmers  mit  aem 
gewöhnlichen  Zeugnis  zu  verbinden. 

Weder  bei  einer  solchen  Bescheinigung,  noch  bei  einem  eigent- 
lichen Zeugnis  ist  es  zulässig,  einen  bloßen  Verdacht,  den  der  Arbeit- 
geber gegen  den  Arbeitnehmer  gehabt  hat,  zu  erwähnen.  Das  Urteil 
des  Reichsarbeitsgerichts  vom  17.  11.  1928  (Reichsarbeitsblatt  Heft  4 
von  1929  Teil  IS.  27,  auszugsweise  abgedruckt  in  der  SSZ.  1929  Nr.  3 
S.  44)  führt  dies  eingehend  aus.  Ein  solcher  Verdacht  ward  häufig 
der  Beweggrund  sein,  mit  der  gesetzlichen  Frist  zu  kündigen,  über 
diesen  Beweggrund  darf  aber  der  Arbeitgeber  in  dem  Zeugnis  nichts 
angeben,  auch  dann  nicht,  wenn  der  Arbeitnehmer  die  Ausdehnung 
des  Zeugnisses  auf  Führung  und  Leistungen  verlangt  hat.  Auch  in 
der  Arbeitslosen-Bescheinigung  darf  der  bloße  Verdacht  nicht  erwähnt 
werden.  Hat  der  Arbeitgeber  wegen  des  Verdachtes  nicht  nur  ge- 
kündigt, sondern  innerhalb  der  Vertragsdauer  ohne  Einhaltung  einer 
Frist  den  Arbeitnehmer  entlassen,  so  ist  selbst  dann  nicht  zulässig, 
den  bloßen  Verdacht  in  der  Arbeitslosen-Bescheinigung  zu  erwähnen, 
da  er  als  Grund  zur  fristlosen  Entlassung  nicht  genügt  hätte  und  nur 
ein  Verhalten  des  Arbeitnehmers,  das  die  fristlose  Kündigung  wirk- 
lich gerechtfertigt  hat,  auf  vier  Wochen  die  Arbeitslosen-Unterstüt- 
zung  entzieht.  Der  Arbeitgeber  muß  sich  damit  begnügen,  in  der  Be- 
scheinigung anzugeben,  er  habe  den  Arbeitnehmer  fristlos  entlassen, 
w eil  er  einen  Grund  dazu  gehabt  zu  haben  glaube.  — 3670  — 

Maifeier  als  Entiassungsgrund. 

Der  Kutscher  K.  ist  am  3.  5.  28  von  seinem  Arbeitgeber  entlassen 
worden,  weil  er  trotz  Aufforderung  am  1.  5.  nicht  zur  Arbeit  er- 
schienen war.  Er  hat  auf  Feststellung  geklagt,  daß  sein  Arbeitsver- 
hältnis fortbestehe,  und  hat  Fortzahlung  des  Tariflohnes  vom  FLnt- 
lassungstage  ab  verlangt.  Das  Arbeitsgericht  hat  nach  dem  Klage- 
anträge erkannt;  es  führt  aus,  es  wäre  ein  Verstoß  gegen  die  guten 
Sitten  gewesen,  vom  Kläger  Arbeit  an  einem  Tage  zu  verlangen,  für 
den  die  Belegschaft  einstimmig  oder  mit  mindestens  % Mehrheit  die 
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Aib^itsruhe  verlangt  habe,  und  dem  Klätjer  zuzumuten,  seinen 
Arb  sitskollegen  in  den  Rücken  zu  fallen. 

Das  Landesarbeitsgericht  hat  am  2.  10.  28  auf  Abweisung  der 
Klai  e erkannt.  Es  nimmt  hartnäckige  und  unentschuldigte  Arbeits- 
weij  erung  an.  Es  führt  aus,  wenn  sich  der  Kläger  seiner  Gewerk- 
schcft  gegenüber  gebunden  gefühlt  habe,  so  habe  er  dies  auf  eigene 
Gef  ihr  getan. 

Im  übrigen  wird  wegen  des  Ürteilsinhalts  auf  den  Abdruck  in 
der  SSZ.  1929  Nr.  7 S.  118  verwiesen.  — 48  555  — 

Uni  ill- Versicherung. 

Schon  bisher  war  nach  ^ 537  Nr.  7 der  Reichsversicherungs-Ord- 
mm;;  u.  a.  der  Fuhrwerksbetrieb,  der  Speditionsbetrieb  und  der  Fähr- 
betrieb, nach  § 537  Nr.  8 der  Speichereibetrieb  und  der  Lagerei- 
betr  eb  unfallversicherungspflichtig.  Unter  Betrieb  versteht  man  nur 
die  lechnische  Seite  der  Tätigkeit,  nicht  den  kaufmännischen  oder  den 
ver\  altenden  Teil  des  Unternehmens.  Jetzt  hat  das  Reichsgesetz 
\ om  17.  12.  1928  in  § 539  b die  Versicherung  auf  den  kaufmännischen 
und  \erw altenden  Teil  der  Unternehmungen  ausgedehnt,  aber  nur 
unter  der  Voraussetzung,  daß  zu  dem  Unternehmen,  um  dessen  Teil 
es  sich  handelt,  ein  nach  den  bisherigen  Vorschriften  versicherter 
Betrieb  gehört,  und  unter  der  weiteren  Voraussetzung,  daß  der  kauf- 
män  lische  und  verwaltende  Teil  den  Zwecken  des  versicherten  Be- 
trief es  dient  und  zu  ihm  in  einem  dem  Zweck  entsprechenden  ört- 
iichtn  Verhältnis  steht.  Es  ist  also  stets  Bedingung  der  Versiche- 
rung spflicht  für  den  kaufmännischen  und  verwaltenden  Teil  des  Un- 
tern ;hmens,  daß  daneben  ein  Betrieb  besteht,  der  den  technischen 
Teil  bildet. 

ln  einem  uns  mitgeteilten  Falle  befaßt  sich  ein  Speditionsge- 
schäd  nur  mit  der  internationalen  Spedition  und  beschäftigt  keine 
Arb'üter,  sondern  nur  einen  Beamten  und  einen  Lehrling.  Der  Spe- 
diteur hat  angefragt,  ob  er  seinen  Betrieb  bei  der  zuständigen  Be- 
rufs! enossenschaft  anmelden  müsse.  Diese  Frage  ist  verneint  wor- 
den. Es  fehlt  an  einem  technischen  und  aus  diesem  Grunde  unter 
die  Jnfallversicherung  fallenden  Betriebsteil.  Der  Beamte  und  der 
Lehiling  leisten,  wie  anzunehmen,  keine  technischen  Dienste,  son- 
dern sind  kaufmännisch  oder  verwaltungsmäßig  tätig.  Die  Voraus- 
setzungen der  neuen  gesetzlichen  Vorschrift  liegen  also  nicht  vor. 

Wegen  der  sonstigen  Fragen,  die  sich  an  die  Ausdehnungsvor- 
schr  ft  knüpfen,  verweisen  wir  auf  unser  Rundschreiben  R.  26  vom 
7.  2.  1929.  — 3775  — 

Kra  nkenversicherung. 

Ein  Bahnspediteur  hat  uns  mitgeteilt: 

Dringende  Arbeiten,  wie  Entladen  von  Bahnwagen  und  das  Auf- 
und  Abladen  von  sperrigen,  großen  und  schweren  Stückgütern, 
mac  len  es  nötig,  Aushilfsarbeiter,  die  am  Bahnhof  stehen,  hierfür  hcr- 
anzt  ziehen.  Weder  sind  die  Leute  als  arbeitslos  gemeldet,  noch  ge- 
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hören  sie  einer  Krankenkasse  an.  Der  Bahnspediteur  Iragt  an.  ob 
er  die  Leute  zur  Krankenkasse  anmelden  muß. 

Nach  § 168  der  Reichsversicherungs-Ordnung  und  nach  der  Be- 
kanntmachung vom  17.  11.  1913  sind  von  der  Krankenversicherung 
befreit: 

1)  Vonibergehende  Dienstleistungen,  wenn  sie  von  Personen, 
die  überhaupt  keine  berufsmäßige  Lohnarbeit  verrichten,  nur  ge- 
legentlich, insbesondere  zur  gelegentlichen  Aushilfe,  ausgeführt  wer- 
den und  auf  weniger  als  eine  Woche  entweder  nach  der  Natur  der 
Sache  beschränkt  zu  sein  pflegen  oder  im  voraus  durch  den  Arbeils- 
vertrag  beschränkt  sind. 

2)  Vorübergehende  Dienstleistungen,  wenn  sie  von  Personen,  die 
sonst  berufsmäßig  Lohnarbeit  verrichten,  während  vorübergehender 
Arbeitslosigkeit  nur  gelegentlich,  insbesondere  zur  gelegentlichen 
Aushilfe,  ausgeführt  werden  und  auf  höchstens  drei  Arbeitstage  ent- 
weder nach  der  Natur  der  Sache  beschränkt  zu  sein  pflegen  oder  im 
\ oraus  durch  den  Arbeitsvertrag  beschränkt  sind. 

Hiernach  brauchen  Arbeitsleute,  die  in  der  angegebenen  Art  be- 
schäftigt werden,  nicht  zur  Krankenkasse  angemeldet  zu  werden. 

Unberührt  hiervon  bleibt  die  Frage,  unter  welchen  Voraussetzun- 
gen die  Unfallversicherung  eingreift.  Nach  § 544  der  Reichsver- 
sich.-Ord.  (Fassung  vom  9.  1.  26)  fallen  auch  die  erwähnten  Dienst- 
leistungen unter  die  Unfallversicherung,  da  das  Gesetz  für  vorüber- 
gehende Beschäftigung  keine  Ausnahme  macht.  Bei  den  Meldungen 
die  jährlich  dem  Vorstand  der  Berufsgenossenschaft  zu  machen  sind 
sind  anzugeben: 

Die  im  Betriebe  beschäftigten  Versicherten,  die  Zahl  ihrer 
Arbeitstage  und  der  von  ihnen  verdiente  Entgelt  (§  750  Abs.  2 der 
Reichsvers.-Ord.),  wenn  die  Satzung  nicht  als  Ausnahme  summa- 
rische Lohnnachweise  gestattet  (§  750  Abs.  3);  hierbei  sind  auch  die 
vorübergehend  beschäftigten  Arbeiter  zu  berücksichtigen  und  ihr 
Arbeitsverdienst  beeinflußt  die  von  dem  Unternehmer  an  die  Berufs- 
genossenschaft zu  zahlenden  Beiträge  (§  753  R,  V.  0.). 

Sind  die  gegen  Unfall  Versicherten  nicht  gleichzeitig  auf  Grund 
der  R.  V.  0.  gegen  Krankheit  versichert,  so  beginnt  die  Unterstüt- 
zungspflicht der  Berufsgenossenschaft  mit  dem  Tage  nach  dem  Un- 
fall, während  sie  sonst  erst  später  einsetzt  (§  559  c R.  V.  0.).  — 
4576  — 
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VI  €isenbahn  und  Speditionsgeroerbe 

im  3ahre  1928. 

Voi  der  Geschäftsleitung  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  \. 

I.  Die  Deutsche  Reichsbahn  - Gesellschaft. 

Die  Tatsache,  daß  im  Jahre  1927  die  deutsche  Wirtschaft  und 
dar  it  auch  die  Deutsche  Reichsbahngesellschaft  sich  im  Zeichen  einer 
ver  lältnismäßig  günstigen  Konjunktur  befanden,  wurde  bereits  im 
Geschäftsbericht  des  Jahres  1927-28  hervorgehoben.  Der  große  eng- 
liscie  Bergarbeiterstreik  im  Jahre  1926  hatte  eine  Aufwärtsbc we- 
gun|  der  deutschen  Wirtschaftskonjunktur  im  Gefolge,  die  bis  Ende 
192  7 anhielt,  während  mit  Beginn  des  Jahres  1928  in  der  gesamten 
deutschen  Wirtschaft  sich  wieder  eine  rückläufige  Konjunktur  be- 
merkbar machte,  durch  welche  die  Finanzlage  der  Reichsbahngesell- 
schi.ft  infolge  des  Verkehrsrückganges  stark  beeinflußt  wurde. 
Arbeitskämpfe  größten  Stils  — es  sei  nur  auf  die  Lohnbewegung  ini 
Rubrbergbau  im  Frühjahr  1928  und  auf  den  großen  Lohnkampf  in  der 
westlichen  eisenschaffenden  Industrie,  der  im  November  und  Dezem- 
ber zu  einer  fünfwöchigen  Stillegung  der  Betriebe  führte,  hingewie- 
sen  beeinflußten  die  Gesamtlage  außerordentlich  störend.  Diese 
Vorgänge  und  die  allgemeine  schlechte  Geschäftslage  in  Deutsch- 
lanc  wirkten  sich  naturgemäß  bei  der  Deutschen  Reichsbahngeseli- 
sch.ift  besonders  stark  aus.  Sie  schätzt  selbst  den  durch  die  Stille- 
gun» der  Betriebe  im  Westen  hervorgerufenen  Einnahmeausfall  auf 
rund  50  Millionen  Mark,  also  den  gleichen  Betrag,  der  durch  die 
Tariferhöhung  vom  1.  Okt.  1928  für  das  Jahr  1928  herausgewirtschaf- 
tet  verden  sollte.  Die  Tariferhöhung  ist  also  durch  die  Wirtschafts- 
enflvicklung  für  1928  illusorisch  geworden.  Wenn  es  der  Deutschen 
Reiehsbahngesellschaft  dennoch  gelungen  ist,  ihren  finanziellen  Ver- 
pfliditungen  nachzukommen,  so  ist  dies  auf  eine  äußerst  vorsich- 
tige Geschäftsführung  zurückzuführen,  die  sich  allerdings  insofern 
für  die  deutsche  Wirtschaft  nachteilig  auswirken  mußte,  als  die  Be- 
schaffungen auf  das  Notwendigste  beschränkt  wurden.  Der  General- 
direktor der  Deutschen  Reichsbahngesellschaft  führte  im  März  19^9 
vor  geladenem  Kreise  über  diese  Lage  folgendes  aus: 
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,,Die  Einnahmen  der  Reichsbahn  haben  sich  seit  1925  gut 
entwickelt: 

Das  Kalenderjahr  1925  brachte  4669  Millionen  RM, 

1926  nur  4541  Millionen  RM. 

Dann  stiegen  die  Einnahmen  1927  auf  5039  Millionen  RM. 

und  1928 

wird  voraussichtlich  mit  5140  Millionen  RM. 

abschließen. 

Das  bedeutet  eine  Steigerung  von  1925  auf  1928  um  10  Pro- 
zent. Das  Verhältnis  der  Ausgaben  zu  den  Einnahmen,  die  sogenannte 
Betriebszahl,  ist  aber  trotz  steigender  Einnahmen  mit  82  Prozent 
gleichgeblieben.  Das  kommt  daher,  daß  die  Ausgaben  im 
gleichen  Schritt  mit  den  Einnahmen  gewachsen  sind. 
Von  diesen  Ausgaben  sind  aber  nur  die  persönlichen  Ausgaben  ge- 
stiegen, während  die  Sachausgaben  in  den  Jahren  1925  bis  1928  unge- 
fähr gleich  waren.  Insgesamt  stiegen  die  persönlichen  Aus- 
gaben einschl,  der  Löhne  zur  Unterhaltung  der  baulichen  und 
maschinellen  Anlagen 

vom  Kalenderjahr  1925  mit  2470  Millionen  RM. 

bis  1928  auf  2913  Millionen  RM. 

In  den  gleichen  Zeiträumen  sanken  die  Sachausgaben 
im  Kalenderjahr  1925  mit  1504  Millionen  RM. 

bis  zum  Jahre  1928  auf  1492  Millionen  RM. 

Obgleich  die  Kopfzahl  in  den  Jahren  1925  bis  1928  um  32  298  Köpfe 
gesunken  ist,  sind  die  persönlichen  Ausgaben  im  gleichen 
Zeitraum  demnach  um  18  Prozent  gestiegen.  Die  Sachaus- 
gaben sind  hingegen  nicht  gestiegen.  Das  Sach- 
programm  hat  also,  da  die  Preise  der  Stoffe  sich  erhöht  haben,  eine 
Einschränkung  erfahren,  und  das  in  einer  Zeit,  in  der  der  Güterver- 
kehr in  Tonnenkilometern  um  22  Prozent  gestiegen  ist.  Außerdem 
ist  bei  dieser  Einschränkung  der  sachlichen  Aus- 
gaben noch  zu  bedenken,  daß  noch  erhebliche  Kriegsschäden 
nachgeholt  werden  müssen,  von  denen  der  Oberbau  noch  8 Jahre 
jährlich  70  Millionen,  die  Hochbauten  und  Sicherungsanlagen  5 Jahre 
lang  jährlich  30  Millionen,  die  Brücken  5 Jahre  lang  50  Millionen,  die 
Verbesserung  an  Fahrzeugen  jährlich  100  Millionen  erfordern.  Diese 
Ausgaben  zeigen,  daß  wir  etwa  verfügbare  Mittel  für  sachliche  Aus- 
gaben bereitstellen  müssen,  die  nunmehr  schon  4 Jahre  stark  unter 
der  Drosselung  haben  leiden  müssen.  Denn  alle  Sparsamkeit  hat  ihre 
Grenze,  wenn  sie  nicht  dem  Unternehmen  zum  Schaden  gereichen 
soll.“  — 

Wenn  auch  nicht  damit  gerechnet  wird,  daß  der  Tiefstand  von 
1925-26  wieder  erreicht  werden  wird,  so  sind  die  Zukunftsaussichten 
doch  durchaus  bedenklich.  Denn,  wie  jetzt  feststeht,  hat  die  Tarif- 
erhöhung von  10 — 11  Prozent  — abgesehen  von  der  erwähnten  Stö- 
rung in  der  deutschen  Wirtschaft  — die  benötigten  Mehreinnahmen 
nicht  erbracht.  Die  Durchschnittseinnahmen  der  Reichsbahngesell- 
schaft konnten  sich  im  Jahre  1928  nur  von  268,87  Millionen  Mk.  auf 
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2'/ 3,31  Millionen  Mk,,  also  nur  um  rund  1,5  Prozent  erhöhen.  Auch 
in  den  eisten  Monaten  1929,  wie  es  in  der  Verwaltunj>sratssitzunj>  im 
M irz  festgestellt  worden  ist,  sind  die  Einnahmen  infolge  des  Konjunk- 
tu-rückganges  bedeutend  hinter  dem  Voranschlag  zurückgeblieben, 
\v:nn  auch  die  außergewöhnliche  Kältewelle  des  Monats  Februar 
hierauf  trotz  erhöhter  Brennstoffbeförderung  erheblich  eingewirkt  hat. 

Die  Finanzlage  der  Reichsbahngesellschaft  war  zu  Beginn  des 
Jahres  1928  noch  sehr  ungeklärt.  Erst  nachdem  es  im  Februar  ge- 
lu  igen  war,  eine  innere  Anleihe  von  200  Millionen  durch  Begebung 
\cn  Vorzugsaktien  zu  erhalten,  konnten  die  dringendsten  Arbeiten, 
aber  auch  nur  teilweise,  durchgeführt  werden.  Erst  im  Laufe  des 
Semmers,  als  die  Einnahmen  sich  infolge  des  starken  Reiseverkehrs 
gebessert  hatten,  konnten  weitere  Aufträge  für  die  Erneuerung  der 
Gleise  usw.  erteilt  werden.  Immerhin  läßt  der  bauliche  Zustand  noch 
seir  zu  wünschen  übrig,  man  kann  sogar  sagen,  daß,  technisch  be- 
tn  chtet,  auf  Kosten  der  Zukunft  Raubbau  an  den  Anlagen  und  Ein- 
ruhtungen  getrieben  wird,  weil  die  Reichsbahngesellschaft  gezwun- 
ge  1 ist,  ihren  ganzen  Finanzbedarf  aus  den  laufenden  Einnahmen  zu 
be>treiten.  Es  sind  nach  eigener  Angabe  der  Reichsbahngesellschaft 
77)0  km  Hauptgleise  erneuerungsbedürftig.  Infolge  des  Zwanges, 
au:h  notwendigste  Neuerungs-  und  Ausbesscrungsarbeiten  zu  unter- 
lassen, ist  selbstverständlich  die  Betriebssicherheit  teilweise  gefähr- 
de:, eine  Tatsache,  die  sich  schon  daraus  ergibt,  daß  von  1913 — 1927 
di(  Zahl  der  Entgleisungen  auf  freier  Strecke  bei  ungefähr  gleichen 
ac  iskilometrischen  Leistungen  von  73  auf  178  gestiegen  ist.  Was  hin- 
sichtlich des  Oberbaues  hier  gesagt  ist.  gilt  auch  für  das  rollende 
Mi  terial. 

Wenn  so  ein  günstiger  Ausblick  für  die  Zukunft  nicht  gegeben 
werden  kann,  so  wird  die  Sorge  nicht  von  der  Hand  gewiesen  wer- 
de 1 können,  daß  für  die  Bestreitung  notwendiger  Ausgaben  Mittel 
un  1 Wege  zur  Erhöhung  der  Einnahmen  gesucht  werden  müssen,  Ins- 
be  iondere  würden  Lohn-  und  Gehaltsforderungen,  die  zum  Teil  schon 
erhoben  worden  sind,  da  sie  aus  den  Betriebseinnahmen  nicht  gedeckt 
wtrden  können,  die  Gefahr  einer  weiteren  Tariferhöhung  hervor- 
rulen.  Es  ist  seit  Bestehen  der  Reichsbahngesellschaft  von  seiten 
de-  Wirtschaft  immer  wieder  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die 
Be  astung  der  Reichsbahngesellschaft  mit  dei-  hohen  Reparationslast 
yoi  jährlich  660  Millionen  mindestens  gemildert  werden  müsse,  daß 
feiner  die  Reichsbahngesellschaft  von  der  Pensionslast,  die  ihr  durch 
di(  Personalpolitik  des  Reiches  in  den  ersten  Kriegsnachjahren  auf- 
erlegt ist,  befreit  werden  müsse.  Diese  Forderungen  müssen  im  In- 
teresse der  deutschen  Wirtschaft  mit  Nachdruck  immer  wieder  her- 
vo  -gehoben  werden. 

II.  Eisenbahn-Tariferhöhung  vom  1.  Oktober  1928. 

Die  im  Frühjahr  1928  ungeklärte  Finanzlage  veranlaßte  die  Deut- 
sche Reichsbahn-Gesellschaft  im  März  dem  Verwaltungsrat  den  Plan 
eir  er  allgemeinen  Tariferhöhung  zu  unterbreiten,  der  auch  die  Bilti- 
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gung  des  Verwaltungsrates  erhielt.  Die  Tariferhöhung  sollte  eine 
.lahresmehreinnahme  von  250  Millionen  Mark  erbringen,  von  denen 
50  Millionen  Mk.  auf  den  Personenverkehr  und  200  Millionen  Mark 
auf  den  Güterverkehr  entfallen  sollten.  Die  Deutsche  Reichsbahnge- 
sellschaft  gab  dazu  im  April  1928  eine  Denkschrift  heraus,  die  zusam- 
menfassend folgenden  Inhalt  hatte: 

,,Seit  Jahresfrist  hat  sich  eine  Mehrbelastung  der  Reichs- 
bahn von  rund  650  Millionen  RM,  ergeben,  und  zwar  besonders 
durch  erhöhte  Reparations-  und  Personalausgaben,  Trotz  gün- 
stiger Einnahmen  sind  diese  gesteigerten  Mehrausgaben  nicht 
mehr  zu  bestreiten.  Fast  alle  Kennziffern  für  die  Ausgaben  lie- 
gen weit  über  denen  für  die  Einnahmen.  Es  fehlen  die  Mittel  zur 
Abstellung  der  noch  vorhandenen  Kriegsschäden,  obgleich  deren 
Behebung  auf  viele  Jahre  verteilt  ist. 

Die  Kosten  der  Unterhaltung  der  Anlagen  vervielfältigen  sich, 
da  es  an  Mitteln  für  ihre  Erneuerung  mangelt.  Beabsichtigte  Ver- 
besserungen zur  Erhöhung  der  Sicherheit  müssen  unterbleiben. 
Die  als  Notmaßnahme  zur  Zeit  durchgeführte  Drosselung  säch- 
licher Ausgaben  rührt  bei  manchen  Anlagen  bereits  an  die  Be- 
triebssicherheit, 

1928  sind  schon  200  Millionen  RM.  Vorzugsaktien  begehen 
worden.  Selbst  wenn  noch  weitere  200  Millionen  RM.  Kredite  die- 
ses Jahr  hereingenommen  werden,  kann  das  Ausgabeprogramm 
nicht  gedeckt  werden. 

Ein  weiterer  kurzfristiger  Kredit  für  1928  würde  das  Jahr 
1929  belasten,  das  einen  Eigenbedarf  an  400  Millionen  RM.  An- 
leihe hat.  Einmalige  Kredite  können  laufende  Ausgaben  nicht 
decken. 

Soll  die  Reichsbahn  gesund  bleiben,  so  läßt  sich  eine  Tarif- 
erhöhung nicht  länger  umgehen.  In  der  vorsichtigen  Weise,  wie 
die  Neugestaltung  der  Tarife  geplant  ist,  wird  sie  für  die  Wirt- 
schaft tragbar  sein.  Bedeuten  doch  250  Millionen  RM.  Jarif- 
erhöhung  nicht  mehr  als  1 Rpf.  Lohnerhöhung  für  die  Arbeits- 
stunde aller  Industriearbeiter,“ 

Gegen  diesen  Plan  ergab  sich  nicht  nur  in  der  Wirtschaft  restloser 
Widerspruch,  sondern  auch  in  den  Parlamenten  und  bei  der  Deutschen 
Reichsregierung.  Insbesondere  stellte  sich  das  Reichsverkehrsnüni- 
sterium  auf  den  Standpunkt,  daß  die  Notwendigkeit  einer  Tarifer- 
höhung nicht  nachgewiesen  sei.  Es  blieb  der  Deutschen  Reichsbahn- 
gesellschaft angesichts  dieser  Lage  nichts  anderes  übrig,  als  das 
Reichsbahngericht  anzurufen,  das  am  24.  August  1928  folgende  Ent- 
scheidung fällte; 

,,Die  Deutsche  Reichsbahn-Gesellschaft  ist  berechtigt,  zu 
einem  von  dem  Reichsverkehrsminister  zu  bestimmenden  mög- 
lichst nahen  Zeitpunkt  eine  Tariferhöhung  für  den  Güterverkehr 
und  den  Personenverkehr  in  einem  Verhältnis  von  etwa  4 zu  1 
zueinander  und  in  einem  Ausmaß  vorzunehmen,  daß  sie  eine  Mehr- 
einnahme von  250  Millionen  Mark  jährlich  erzielen  kann.“ 
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m u.  a.  von  der  Wirtschaft  Herr  Gene- 
angehörte,  hat  die  Lage  der  Deutschen 
u hsbahngesellschaft  sorgfältig  durchgeprüft  und  bringt  in  der  Be- 
gnadung besonders  zum  Ausdruck,  daß  seine  Entscheidun.5  der 
Keic  hsbahn  eine  einmalige  Tariferhöhung  gestatten  soll,  da^ß  sie 
also  nicht  so  verstanden  werden  darf,  daß  die  Reichsbahn  auf  Grund 
dms2r  Entscheidung  ihre  Tarife  solange  und  so  oft  erhöhen  kann, 
bis  die  Mehreinnahme  von  250  Millionen  Mark  erzielt  sei,  ferner,  daß 
die  in  der  Denkschrift  der  Deutschen  Reichsbahngesellschaft  aus- 
driu  kheh  vorgesehene  Regelung  der  Tarife  für  Brennstoffe  und  für 
Heu  und  Stroh  mit  der  Tariferhöhung  gleichzeitig  vorgenommen 
werde,  und  daß  dm  Reichsbahn  nach  Durchführung  der  Tariferhöhung 
bezi  glich  der  Gütertarife  in  eine  Prüfung  eintrete,  ob  nicht  Tarif- 
erm  ißigungen  ihr  in  bestimmten  Relationen  eine  solche  Verkehrsstei- 
gerimg  bringen,  daß  diese  zu  absoluten  Mehreinnahmen  führen  so- 
wie fernerhin  prüft,  ob  nicht  an  Stelle  oder  in  Ergänzung  einer  sche- 
matischen Tariferhöhung  eine  individuellere  Behandlung  einzelner 
Gütrr  oder  Verkehrskomplexe  den  Interessen  der  Reichsbahn  und 
der  yVirtschaft  besser  dient. 

Des  weiteren  bringt  das  Urteil  des  Reichsbahngerichtes  zum 
Aus.lruck,  daß  die  Finanzlage  der  Reichsbahn  der  Reichsregierung  die 
vorc  ringliche  Aufgabe  überbürde,  den  für  die  Reichsbahngesellschaft 
unuiigänglich  notwendigen  liquiden  Betriebsmittelbestand,  der  auf 
1 Milliarde  Mk.  geschätzt  wird,  zu  schaffen.  Die  Reichsregierung 
würde  damit  nur  die  Pflicht  erfüllen,  die  dem  auf  die  Dauer  einzigen 
Aktionär,  dem  Reich,  obliegt.  Sie  würde  damit  dazu  beitragen,  daß, 
wie  jetzt  zum  erstenmal  seit  Jahrzehnten  im  deutschen  Eisenbahn- 
wes« n.  nicht  noch  einmal  eine  Tariferhöhung  mit  all  ihren  bedenk- 
lich« n Folgen  für  die  im  Wiederaufbau  stehende  deutsche  Wirtschaft 
notwendig  werde.  Wenn  dann  eine  Tariferhöhung  notwendig  werde, 
so  d irfe  es  sich  nicht  wie  jetzt  um  die  Vermeidung  einer  Unterbilanz 
hanc  ein,  sondern  um  die  Gelder  für  den  dringend  erforderlichen 
Ausbau  zu  schaffen,  weil  der  einzige  Aktionär,  das  Reich,  in  der  Kapi- 
talb«  Schaffung  für  sein  wertvollstes  Vermögensaktivum,  das  Reichs- 
bahr unternehmen,  versagen  sollte. 

Nach  dieser  Entscheidung  des  Reichsbahngerichts  ist  die  Er- 
höht ng  der  Reichsbahntarife  mit  Wirkung  vom  1,  Oktober  1928  in 
Kraft  getreten.  Für  den  Personenverkehr  ist  gleichzeitig  mit  der 
Tari  maßnahme  das  2,  Klassen-System  eingeführt  worden,  wobei  die 
Fahl  preise  der  2,  (Polsterklasse)  ermäßigt  und  die  der  früheren  4. 
(Hohklasse)  erhöht  worden  sind.  Für  den  Güterverkehr  trat  eine 
allgemeine  Erhöhung  der  Tarife  um  11  Prozent  mit  folgenden  Aus- 
nahmen ein: 

,,Die  Frachten  für  Lebensmittel,  die  zur  Zeit  nach  dem  Not- 
t.irif  für  Lebensmittel  befördert  werden.  Darunter  fallen:  Ge- 
t eide,  Hülsenfrüchte  und  Mühlenerzeugnissc  der  Klasse  C,  frische 
Feld-  und  Gartenfrüchte  der  Kl.  C und  F.  Oelfrüchte  und  Oel- 
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Saaten  der  Kl,  C,  frische  Mohrrüben  und  Karotten  sowie  frische 
Kohlrüben  der  Kl.  G und  Käse  der  Kl.  B, 

Der  Ausnahmetarif  16  a für  frische  Kartoffeln  zur  Verwen- 
dung im  Deutschen  Reich. 

Folgende  Ausnahmetarife  des  Heftes  C II  b des  Reichsbann- 
Gütertarifs:  le,  If,  lg,  li.  Im,  Ir,  Is,  It,  2g,  4a,  5e,  5o,  7c,  7d,  7f, 
7h,  9a,  10b,  16a,  17a,  18b,  20,  21,  30,  31,  32,  33,  34,  35,  35c,  35e. 
35f,  35g,  36,  37,  38,  40a,  40b,  44,  44a,  44b,  44c,  44d,  4.5,  46,  46a,  49,  52 
53,  55,  56,  57,  58,  59,  60,  61,  63,  64,  65,  der  Anstoßsatz  des  A.T.  69, 
69a,  71,  72a,  73,  74,  75,  76,  77,  81,  81a,  84,  85,  87.  90,  92,  95,  98,  99. 

100,  103,  115,  120,  122,  124,  125,  126,  134,  136,  139,  141,  143,  145. 

147,  148,  149,  150,  153.  154,  155,  157,  158,  159,  160,  161,  162,  163. 

165,  171,  172,  174,  175,  177,  178,  180,  181,  182,  183  und  186,  sowie 

die  Frachtsätze  tschechoslowakischer  Währung  des  Heftes  C II  b. 
Die  Milchfrachten  (Ausnahmetarif  25)  werden  zwar  von  der  all- 
gemeinen Tariferhöhung  ausgeschlossen,  sie  sind  jedoch  einer  mit 


den  Interessenten  abgestimmten  systematischen  Neuordnung  un- 
terzogen worden. 

Die  sogenannten  Wettbewerbstarife  (K-,  SD-  und  D-Tarife) 
werden  zunächst  geschont,  es  bleibt  aber  Entscheidung  vorbehal- 
len,  ob  später  Aenderungen  durch  Verschiebung  der  Wettbe- 
werbslage nötig  werden. 

Gleichzeitig  mit  der  allgemeinen  Tariferhöhung  werden  fol- 
gende Tarif erleichterungen  durchgeführt: 

Im  allgemeinen  Kohlentarif  (A.T,  6)  vgl.  die  besondere  Be- 
kanntmachung unter  lfd.  Nr,  1466  des  Tarif-  und  Verkehrs-Anzei- 
gers I Nr,  82  vom  14,  9.  28. 

Für  Eisen  und  Stahl  sowie  Eisen-  und  Stahlwaren  der  Kl. 
A — D und  für  unedle  Metalle  und  Metallwaren  wird  ein  Aus- 
nahmetarif 35  a eingeführt,  der  für  die  Ausfuhr  über  die  trockene 
Grenze  Frachtermäßigungen  gewährt.  Für  Heu  und  Stroh  wird 
durch  einen  weiteren  Ausnahmetarif  gegenüber  den  künftigen 
Frachten  der  Kl.  F ein  Nachlaß  von  15  v,  H,  gewährt. 

Dagegen  werden  von  der  Erhöhung  im  allgemeinen  auch 
die  im  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I,  Abt,  B (ATV.  und 
Nebengebührentarif)  sowie  die  im  Reichsbahn-Gütertarif,  Teil  II, 
Heften  A,  C I b und  C I c vorgesehenen  Gebühren  grundsätzlich 
betroffen.  Die  in  den  Allgemeinen  Tarifvorschriften  und  im 
Nebengebührentarif  des  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I 
Abt,  B eintretenden  Aenderungen  werden  jedoch  zu  einem  spä- 
teren Zeitpunkte  durchgeführt  werden.“ 

Hinsichtlich  der  Interessen  des  Spediteurgewerbes  hat  sich  der 
Verein  sofort  nach  Bekanntwerden  des  Urteils  des  Reichsbahngerichts 
an  die  Hauptverwaltung  der  DeutscFen  Reichsbahngesellschaft  ge- 
wandt und  insbesondere  eine  weitere  Berücksichtigung  des  Spediteur- 
Sammelladungsverkehrs  beantragt.  Darüber  hinaus  hat  in  Ansehung 
der  höchsten  Wichtigkeit  dieser  Frage  der  Vorsitzende  des  VDS.  - 
RV.,  Herr  K.  H.  Valentin,  M,  d.  RWR.,  bei  der  Hauptverwaltung  der 
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Deutschen  Reichsbahn,  Herrn  Staalssekretar  Vojjt,  um  eine  Aus- 
sprache gebeten.  Diese  fand  statt  am  6.  September  1928.  An  ihr 
n<  hmen  außer  Herrn  Staatssrekretär  Vojit,  die  Herren  Direkiar 
S.  heu  und  Direktor  Dr.  Sommerlatte  teil.  Der  VDS.  - RV.  war  ver- 
tr  jten  durch  seinen  Vorsitzenden,  Herrn  Valentin  und  den  stellvertre- 
tenden Vorsitzenden  Herrn  Eugen  Silberstein,  Berlin. 

Die  Wünsche  des  Speditionsgewerbes  wurden  im  Sinne  der  an 
die  Hauptverwaltung  gerichteten  Eingabe  vom  7.  9.  28  und  früherer 
er  tsprechender  Vorschläge  vorgetragen.  Die  Hauptpunkte,  die  an- 
gi  führt  wurden,  waren; 

1.  Größere  Ausnutzung  der  Waggons  ca.  10  tons  gegenüber  ca. 
3 tons  bei  der  Bahn. 

2.  Ein  Frachtbrief  gegenüber  ca.  130  Frachtbriefen  mit  allen  hier- 
für der  Bahn  erwachsenden  Büro-  und  sonstigen  Arbeiten. 

3.  Die  Stückgutschuppen  der  Bahn  kosten  sie  Geld,  die  auf  bahn- 
fiskalischem  Terrain  befindlichen  Speicher  der  Spediteure  hin- 
gegen bringen  Geld. 

4.  Die  Bahn  darf  nicht  nur  den  Ausgangsverkehr  untersuchen, 
sondern  muß  vor  allen  Dingen  auch  an  der  Eingang  denken, 
wobei  uns  zugegeben  wurde,  daß  gerade  an  einer  Reihe  von 
großen  Plätzen  die  Bewältigung  der  eingehenden  Stückgutsen- 
dungen Schwierigkeiten  bereite.  Der  Stückguteingang  würde 
sich  danach  verringern  in  demselben  Ausmaß,  in  dem  der  La- 
dungsverkehr der  Spediteure  wächst, 

5.  Selbstanlieferer  würden  in  größerem  Ausmaße  verschwinden 
und  damit  gleichzeitig  die  der  Bahn  hierdurch  erwachsenden 
zahlreichen  Nachteile. 

0.  Eisparnis  an  Waggons  und  kürzere  Züge  durch  restlose  Aus- 
nutzung des  Laderaumes.  Schon  jetzt  ist  die  Dichtigkeit  der 
Zugfolge  auf  vielen  Strecken  eine  so  große,  daß  auch  dieser 
Punkt  eines  Tages,  wenn  es  nicht  schon  heute  der  Fall  ist.  von 
größter  Bedeutung  werden  kann, 

7.  Zurückgewinnung  eines  Teiles  der  auf  den  Kraftwagen  abge- 
wanderten Güter,  ohne  daß  die  Bahn  hierfür  K-Tarife  zu  schaf- 
fen braucht,  und  gleichzeitig  mögliche  Verhinderung  später  noch 
entstehender  Kraftwagenlinien  mangels  Rentabilität  infolge 
günstiger  Ladungssätze  der  Bahn  etc. 

Die  am  7.  September  1928  abgesandte  Eingabe  des  VDS.  - RV, 
hl  tte  den  folgenden  Wortlaut: 

,,Wie  wir  aus  der  Presse  und  durch  Mitteilung  des  Deutschen 
Industrie-  und  Handelstags  vom  29.  8.  erfahren,  ist  allgemein  mit 
eiier  Erhöhung  der  Gütertarife  um  11  Prozent  ab  1.  10.  28  zu  rechnen. 

Wir  möchten  die  Gelegenheit  benutzen  um  erneut  auf  unseren 
fr  iheren  Antrag  zurückzukommen;  Hebung  des  Spediteur-Sammel- 
la  iungsverkehrs  und  damit  gleichzeitig  Rückführung  der  auf  den 
K 'aftwagen  abgewanderten  Güter,  wie  er  auch  vom  Deutschen  Indu- 
st *ie-  und  Handelstag  in  seiner  Denkschrift  an  den  Verwaltungsrat 
der  Deutschen  Reichsbahn  seinerzeit  gerichtet  wurde. 
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Wir  beantragen  daher,  das  Hauptgewicht  neben  der  Erhöhung 
der  dem  Gewichte  nach  viel  mehr  zu  Buch  schlagenden  Tarife,  vor 
allem  auf  Erhöhung  der  Stückguttarife  zu  legen,  da  letztere  der 
Reichsbahn  zurzeit  jährlich  ca.  500  Millionen  Mark  Verlust  bringen 
dürften.  Ein  gerechter  Ausgleich  würde  eine  Erhöhung  der  Span- 
nung zwischen  den  Stückgutfrachtsätzen  und  den  Wagenladungssät- 
zen A und  B bringen.  Der  letzte  Gütertarif  1927-28  brachte  gegen- 
über den  Tarifen  von  1914  beispielsweise  bei  einer  Entfernung 
1.  von  200  km 


eine  Erhöhung  für  Stückgut  von 

225  auf 

357  also  um 

59 

Prozent 

dagegen  für  Klasse  A 5 von  154  auf  270 

= 75 

Proze.it 

für  Klasse  A 10  von  132  auf  241 

= 84 

Prozent 

2.  Bei  einer  Entfernung  von  300 

km 

Stückgut: 

1914  ^ 

315 

1928  = 

494 

57 

Prozent 

Erhöhung, 

dagegen  Klasse  A 5 

1914  = 

221 

1928  = 

374 

= 70 

Prozent 

Klasse  A 10 

1914  = 

192 

1928  = 

334 

_ 74 

Prozent 

3.  Bei  einer  Entfernung  von  400 

km 

Stückgut: 

1914  = 

395 

1928  = 

613 

_ 55 

Prozent 

Wagenladung  A 5 

1914  = 

288 

1928  = 

464 

_ 62 

Prozent 

Wagenladung  A 10 

1914  = 

512 

1928  = 

414 

= 64 

Prozent 

Somit  blieb  die  Erhöhung  der  Stückgutklasse  durchschnittlich  um  20 
bis  30  Prozent  hinter  den  Wagenladungsklassen  A 5 und  A 10  zurück. 


Daß  die  Frachtzahler  der  Normalgüterklassen  eine  Erhöhung  ihrer 
Frachten  zugunsten  der  verlustbringenden  Stückgutfrachten  tragen 
müssen,  sollte  unbedingt  vermieden  werden. 

Die  Verteuerung  des  Stückgutverkehrs  wird  verursacht,  wie 
schon  wiederholt  ausgeführt,  durch  die  bedeutenden  unberücksich- 
tigten Mehrleistungen  und  Generalunkosten  der  Reichsbahn,  durch 
Vorhaltung  von  Lagerschuppen,  Mehrbedarf  an  Personal,  Abfertigung 
der  Frachtbriefe  (im  Durchschnitt  129  Frachtbriefe  pro  Wagen  Stück- 
gut der  Reichsbahn  gegenüber  einem  Frachtbrief  für  den  Sammel- 
w'agen  des  Spediteurs),  ferner  durch  Entschädigungsforderungen  in- 
folge Verlust,  Diebstahl  und  dergL,  dann  vor  allem  durch  eine  voll- 
kommen unwirtschaftliche  Ausnutzung  des  Wagenraumes  bei  der 
Stückgutbeförderung.  Wenn  auch  die  Ausnutzung  der  Stückgul- 
kurswagen  seitens  der  Reichsbahn  in  letzter  Zeit  von  1,8  t auf  3 t 
gestiegen  ist,  so  bleibt  sie  (bei  weitem)  hinter  der  Ausnutzung  des 
Wagenraumes  seitens  des  Sammelladungsspediteurs  um  das  3 — 4fache 
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zurick.  Als  Zahlenbeispiel  lassen  wir  hier  den  Nachweis  der  Ber- 
lin« r Gütersammelstellen  folgen: 

Die  durchschnittliche  Auslastung  der  Waggons  stellte  sich  wie 
ioljt: 

im  Vlonat  April  1928 


für  5 tons  Ladungen 

auf 

5 913  Kilo 

für  10  tons  Ladungen 

auf 

1 1 542  Kilo 

für  15  tons  Ladungen 

auf 

16  573  Kilo 

im  Vlonat  Mai  1928 

für  5 tons  Ladungen 

auf 

6 200  Kilo 

für  10  tons  Ladungen 

auf 

10  700  Kilo 

für  15  tons  Ladungen 

auf 

15  719  Kilo 

iin  Vlonat  Juni  1928 

für  5 tons  Ladungen 

auf 

6 101  Kilo 

für  10  tons  Ladungen 

auf 

10  938  Kilo 

für  15  tons  Ladungen 

auf 

15  138  Kilo 

im  vlonat  Juli  1928 

für  5 tons  Ladungen 

auf 

6 633  Kilo 

für  10  tons  Ladungen 

auf 

10  018  Kilo 

für  15  tons  Ladungen 

auf 

15  300  Kilo 

Dur  :hschnittlich  genau  die  gleiche  Auslastung  ergab  sich  nachweis- 
bar für  das  ganze  zurückliegende  Jahr. 

Der  Wagenbedarf  der  Reichsbahn  für  die  Beförderung  des  Stück- 
guts für  die  gleichen  Mengen  des  Spediteursammelwagenverkehrs  ist 
som  t der  3 4 fache.  Notwendigerweise  verbunden  mit  dem  unver- 

hält  lismäßig  großen  Mehrwagenbedarf  der  Reichsbahn,  sind  die  An- 
schcffungs-,  Verzinsungs-  und  Instandhaltungskosten  des  Wagenmate- 
rials. All  diese  unberücksichtigten  Mehrleistungen  und  Gensral- 
unk  )sten  der  Reichsbahn  werden  durch  die  Wiederermöglichung  des 
Spe  liteursammelladungsverkehrs  beseitigt  und  behoben,” 

lieber  die  durch  die  Tariferhöhung  geschaffene  Lage  ist  sodann 
am  12,  Oktober  1928  in  der  Sitzung  des  erweiterten  Gesamtvorstan- 
des eingehend  verhandelt  worden,  in  der  besonders  das  Ergebnis  der 
mündlichen  Verhandlung  mitgeteill  wurde,  das  leider  infolge  der 
wen  g entgegenkommenden  Haltung  der  Reichsbahn  - Gesellschaft 
ohnr  Erfolg  geblieben  sei. 

IIL  a)  Die  Eisenbahn- Verkehrsordnung  vom  16,  Mai  1928. 

Der  zweifellos  wichtigste  Vorgang  auf  verkehrswirtschaftlichem 
und  verkehrsrechtlichem  Gebiet  ist  die  Einführung  der  neuen  Eisen- 
bahi  -Verkehrsordnung  vom  16.  Mai  1928,  die  .im  1.  Oktober  1928  in 
Kralt  getreten  ist.  Die  Notwendigkeit  der  Abänderung  der  bisheri- 
neg  iisenbahnverkehrsordnung  von  1908  hatte  sich  mit  Rücksicht  auf 
das  Internationale  Uebereinkommen  über  den  Eisenbahn-Personen- 
und  Frachtverkehr  ergeben.  Mit  dieser  Entwicklung  liefen  die  Be- 
strebungen der  Wirtschaftskreise  parallel,  denen  daran  gelegen  war, 
eine  stärkere  Berücksichtigung  der  Interessen  der  Verfrachter  zu  er- 
reichen. Die  Geschäftsleitung  des  VDS.  hat  in  engster  Verbindung 


93 


4 


•) 


i 


mit  dem  Deutschen  Industrie-  und  liandelstag  und  dem  Reichsver- 
band der  Deutschen  Industrie  hervorragenden  Anteil  an  den  Vor- 
schlägen zur  neuen  EVO.  gehabt,  die  dem  Reichsverkehrsministenum 
zur  Berücksichtigung  vorgelegt  worden  sind.  Erfreulicherweise  ist 
festzustellen,  daß  eine  Reihe  der  vorgebrachten  Wünsche  bei  der  end- 
güitigen  Fassung  der  neuen  EVO.  Berücksichtigung  gefunden  hat. 

Aus  dem  Inhalt  sei  als  wesentliche  Neuerung  besonders  darauf 
hingewiesen,  daß  der  Begriff  des  Irrtums  bei  Ausfertigung  des  Fracht- 
briefes neu  in  die  EVO.  hineingebracht  worden  ist,  wodurch  das  (ft 
beklagte  monopolartige  Vorgehen  der  Eisenbahn  hinsichtlich  der 
Frachtberechnungen  sowohl  als  in  der  Handhabung  der  Frachtzu- 
schläge wesentlich  gelockert  worden  ist.  Im  übrigen  aber  soll  hier 
davon  abgesehen  werden,  die  neue  EVO.  inhaltlich  zu  besprechen. 
Es  sei  nur  erwähnt,  daß  verschiedene  Kommentare  z.  Zt.  vorliegen, 
von  welchen  diejenigen  von  Kittel,  Friebe,  Hay  (Verlag  Reimar  Hob- 
bing,  Berlin);  Richter  (Verlag  J.  Bensheimer)  und  Weirauch  (Verlag 
Guttentag,  Berlin)  hervorgehoben  seien. 

Hinsichtlich  der  Ausführungsbestimmungen  zur  EVO.,  die  von  der 
Ständigen  Tarif kommission  erörtert  und  beschlossen  worden  sind, 
wird  besonders  erwähnt,  daß  unser  Vertreter  im  Ausschuß  der  Ver- 
kehrsinteressenten bei  der  Ständigen  Tarifkommission,  Herr  Konsul 
Vollbrecht,  Stettin,  hervorragenden  Anteil  an  diesen  Arbeiten  gehabt 
hat.  Auch  hinsichtlich  der  Vorarbeiten  für  die  Beratungen  in  der 
Ständigen  Tarifkommission  hat  die  Geschäftsleitung  mit  den  erwähn- 
ten Spitzenverbänden  in  engster  Arbeitsgemeinschaft  gestanden. 

III.  b)  Das  Internationale  Uebereinkommen. 

Am  i.  Oktober  1928  ist  gleichfalls  das  Internationale  Ueberein- 
kommen über  den  Eisenbahn-,  Personen-  und  Frachtverkehr  in  Kraft 
getreten.  Aus  dem  Einführungserlaß  geht  hervor,  daß  ihm  nachste- 
hende Staaten  angeschlossen  sind; 

Deutschland,  Freistaat  Danzig,  das  Saargebiet,  Oesterreich, 
die  Tschechoslowakei,  Belgien,  Bulgarien,  Dänemark,  Estland. 
Finnland,  Frankreich,  Italien,  Südslavien,  Liechtenstein,  Lett- 
land, Luxemburg,  Ungarn,  Holland,  Norwegen,  Polen,  Rumä- 
nien, Griechenland,  Spanien,  Schweden  und  die  Schweiz. 

Nach  den  Staaten,  die  dem  neuen  Internationalen  Uebereinkommen 
noch  nicht  beigetreten  sind,  werden  Sendungen  nicht  mit  direkten 
Frachtbriefen  angenommen,  sofern  nicht  mit  ihnen  besondere  Eisen- 
bahnabkommen  abgeschlossen  wurden,  wie  z.  B,  mit  dem  Verband 
der  Sowjetrepubliken  und  mit  der  Türkei. 

IV.  Einzelgebiete  von  besonderem  Interesse 

(alphabetisch  geordnet). 

1,  Anweisungen  des  Empfängers,  Gebühren  für  — 

Wegen  der  Erhebung  von  Gebühren  gemäß  Nebenge- 
bührentarif für  Vollmachten,  die  von  Spediteuren  auf 
den  Güterabfertigungen  hinterlegt  sind  und  zwar  für  Dritte,  die  nicht 


1 


9A 


95 


4 


am  Orte  der  Güterabfertif>ung  ihren  Silz  haben,  ist  wiederholt  mit 
\ crs  :hiedenen  Reichsbahndirektionen  verhandelt  w orden.  Die  Reichs- 
bahi  jJesellschaft  stellt  sich  auf  den  Standpunkt,  daß  die  Vollmachten 
dam  j>ebührenfrei  sind,  w^enn  die  Güter  von  dem  Dritten  abj^eholt  und 
den  Empfänjiern  zujjestellt  werden.  (§  77  Ziffer  3 der  EVO.)  d,  h., 
sojie  lannte  ,,Zuführunjisvollmachten‘‘.  DagefJen  vertreten  die  Reichs- 
bahi  direktionen  Berlin,  Hannover  und  München  den  Standpunkt,  daß 
Voll  nachten,  die  für  Dritte  hinterlejst  sind,  die  am  Sitz  der  Güterab- 
ferti>unj>  weder  ihren  Wohnsitz  noch  eine  Niederlassung  haben, 
dcntn  also  das  Gut  auch  nicht  zugeführt  werden  kann,  als  Empfänger- 
anw  jisungen  gemäß  § 75  Ausführungsbestimmung  II  der  EVO.  anzu- 
sehen und  gebührenpflichtig  sind. 

Während  die  Reichsbahndirektion  Hannover  auf  unsere  Be- 
schv  erde  mitgeteilt  hat,  daß  sie  künftig  in  diesen  Fällen  von  der  Er- 
hebt ng  dieser  Gebühr  absehen  wolle,  hat  sich  die  Reichsbahndirek- 
tion Berlin  auf  den  gegenteiligen  Standpunkt  gestellt,  indem  sie  aus- 
führ , daß  für  die  Frage,  ob  eine  gebührenfreie  Vollmacht  oder  eine 
gebt  hrenpflichtige  Anweisung  des  Empfängers  vorliegt,  der  tatsäch- 
lich« Vorgang  der  Ablieferung  entscheidend  sei.  Vollmachten  und 
Erklirungen,  durch  die  ein  Dritter  ermächtigt  w^erde,  das  Gut  zürn 
Zwe  :ke  der  Zuführung  an  den  Empfänger  abzunehmen,  unterlägen 
keiner  Gebühr,  Dagegen  seien  alle  anderen  zulässigen  Ermächti- 
gun£  en  des  Empfängers,  möge  dieser  sie  als  Anweisung  oder  Voll- 
machten bezeichnen,  als  Empfängeranweisung  gebührenpflichtig.  Die 
Reicasbahndirektion  München  stellte  sich  in  einem  Beschwerdefall 
auf  len  gleichen  Standpunkt, 

Da  nur  vereinzelt  Klagen  dieser  Art  Vorlagen,  ist  zunächst  von 
eine  grundsätzlichen  Weiterverfolgung  der  Frage  abgesehen  wor- 
den, Vielmehr  wird  den  Firmen  und  örtlichen  Vereinigungen  von 
Fall  zu  Fall  empfohlen,  sich  zunächst  an  die  zuständigen  Güterabfer- 
tigungen zu  wenden  und,  wenn  dies  keinen  Erfolg  haben  sollte,  der 
Ges(  häftseitung  des  VDS.  zur  weiteren  Verfolgung  Mitteilung  zu 
mac  len. 

2.  .Auskunftsbüro  der  Deutschen  Reichsbahn  in  New  York  und 
1 ondon. 

Durch  ein  Rundschreiben  des  Auskunftsbüros  der  Deutschen 
Reic  isbahngesellschaft  in  New  York  v,  19,9,28  wird  das  amerikanische 
Publikum  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  in  Deutschland  ein- 
getretene Tariferhöhung  Ausfuhrgüter  nicht  treffe.  Da  diese  Ausfüh- 
rungen als  irreführend  und  für  das  Spediteurgewerbe  schädigend  an- 
gesehen werden  mußten,  hat  die  Geschäftsleitung  sich  veranlaßt  ge- 
sehe  1,  die  Hauptverwaltung  um  Berichtigung  zu  bitten.  In  dem  Schrei- 
ben an  die  Hauptverwaltung  ist  besonders  darauf  hingewiesen  wor- 
den, daß  das  Rundschreiben  von  der  unzutreffenden  Voraussetzung 
ausginge,  daß  jeder  amerikanische  Importeur  ausschließlich  Waggon- 
laduigen  von  Nürnberger-  und  Thüringer  Gut,  Messerwaren,  Klein- 
eiseiiwaren,  Glaswaren,  Baumwollwaren,  Steingut  und  Porzellan  etc 


bezieht,  wdihrend  ein  großer  Teil  der  importierten  Waren  tatsächlich 
Stückgulsendungen  darstellt.  Der  Ausnahmetarif  39  (für  Stückgüter 
im  Falle  der  Ausfuhr)  sei  aber  gleichfalls  um  11  Prozent  erhöht  wor- 
den, was  das  Rundschreiben  verschweigt.  Die  etwaige  Annahme,  daß 
die  als  Stückgut  aufgegebenen  Güter  sämtlich  im  Sammelladungsver- 
kehr befördert  werden,  entspricht  leider  nicht  den  Tatsachen,  es  fehlt 
auch  jeder  Hinweis  darauf  in  dem  Rundschreiben.  Der  Sammcl- 
ladungsverkehr  der  Spediteure  läge  aus  den  verschiedensten,  der 
Deutschen  Reichsbahngesellschaft  wiederholt  dargestellten  Gründen 
stark  darnieder.  Einer  dieser  Gründe  sei  der,  daß  bei  Sendungen,  die 
\on  über  Sammelladungsplätzen  hinausliegenden  Plätzen  kommen,  die 
Fracht  für  diese  Anschlußstrecke  sich  seit  der  Tariferhöhung  vom 
1.  Oktober  1928  ebenfalls  um  11  Prozent  teurer  stelle,  Uebernahme- 
sätze  der  Spediteure  hatten  sich,  soweit  durch  die  Tariferhöhung  be- 
einflußt, entsprechend  gesteigert.  In  ähnlicher  Weise  w'ar  auch  das 
Auskunftsbüro  der  Deutschen  Reichsbahngesellschaft  in  London  vor- 
gegangen. Auch  der  Industrie-  und  Handelstag  hatte  sich  be- 
schwerdeführend an  die  Hauptverwaltung  gew-andt,  die  beiden  Stel- 
len gleichlautende  Antwort  erteilt  hat.  In  der  Antwort  gibt  die 
Deutsche  Reichsbahngesellschaft  zu,  daß  es  schwierig  sei,  den  mit 
den  deutschen  Tarifen  nicht  oder  wenig  vertrauten  Interessenten  so 
umfangreiche  Tarifänderungen,  wie  sie  am  1.  Oktober  28  eingetreten 
seien,  zu  erklären.  Das  Rundschreiben  habe  in  erster  Linie  den 
Zweck  gehabt,  das  amerikanische  Publikum  auf  Sonderauskünfte, 
die  von  dem  Auskunftsbüro  erteilt  würden,  zu  verweisen.  Deshalb 
erübrige  es  sich  wohl,  eine  allgemeine  Weisung  an  die  Auslandsver- 
tretungen zu  geben. 

Wir  haben  uns  damit  nicht  zufrieden  gegeben  und  die  Hauptver- 
waltung gebeten,  eine  allgemeine  Weisung  zweckmäßigerweise  da- 
hin zu  geben,  daß  unvollständige  Veröffentlichungen  in  Zukunft  ver- 
mieden werden  sollten. 

3.  Bahnamtliche  Rolliuhrunternehmungen,  Werbung  der 
Reichsbahn  für 

Wegen  der  Benutzung  von  Werbezetteln,  in  denen  die  angeb- 
lichen Vorteile  der  Abfuhr  ankommender  Güter  durch  die  bahnamt- 
lichen Rollfuhrunternehmungen  dargestellt  sind,  sind  wir  auch  in  die- 
sem Geschäftsjahr  wiederholt  mit  der  Deutschen  Reichsbahngesell- 
schaft in  Verbindung  getreten  mit  dem  Erfolge,  daß  die  Verwendung 
der  Zettel  auf  den  Frachtbriefen  und  Frachtbriefdoppeln  untersagt 
worden  ist.  Dagegen  hat  die  Deutsche  Reichsbahngesellschaft  es  ab- 
gelehnt, von  der  Benutzung  der  Werbezettel  auf  den  Benachrichti- 
gungskarten abzusehen,  weil  sie,  wie  sie  mitgeteilt  hat,  ein  erheb- 
liches Interesse  daran  habe,  die  Zahl  der  Selbstabholer  niedrig  zu 
halten.  Sie  tue  das  dadurch,  daß  sie  die  Selbstabholer  auf  die  von 
ihr  geschaffene  Einrichtung  hinweise.  Die  Möglichkeit  hervorzuheben, 
einen  anderen  Spediteur  zu  benutzen,  würde  bedeuten,  daß  die 
Reichsbahngesellschaft  es  fördern  solle,  daß  dem  bahnamtlichen  Spe- 
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dit  jur  Wettbewerb  bereitet  werde.  Das  sei  um  so  wenijjer  anj5än^if>, 
als  infolge  dieses  Wettbewerbes  die  kleineren  Interessenten,  die  zu 
bedienen  den  Vollmachtsspediteuren  nicht  lohne,  durch  Hochhalten 
od  jr  gar  Hinaufschraubung  der  bahnamtlichen  Rollgebühren  geschä- 
dij;  t werden  würden. 

Diese  Angelegenheit  ist  im  geschäftsführenden  Ausschuß  ein- 
geliend  mit  dem  Ergebnis  behandelt  worden,  daß  die  Oeschäftslei- 
tui  g sich  bemühen  solle,  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichsverband 
Deatscher  Bahnspediteure  auf  die  beiderseitigen  Mitglieder  einzu- 
wi)  ken,  daß  möglichst  von  einer  weiteren  \ erbreitung  der  Werbe- 
zeltel  abgesehen  werde.  In  diesem  Sinne  sind  Einzelfälle  teilweise 
zui  Zufriedenheit  beider  Parteien  behandelt  worden. 

4.  Begehbare  Transporturkunden. 

Der  Gedanke  der  Einführung  begebbarer  oder  indossabler  Fracht- 
url  unden  ist  von  belgischer  Seite  ausgegangen,  die  einen  diesbezüg- 
licl  en  Antrag  bei  der  Internationalen  Handelskammer  in  Paris  auf 
W«  iterverfolgung  eingebracht  hat.  Die  gleiche  Frage  wird  seit  eini- 
get Zeit  ebenfalls  in  dem  Ausschuß  für  Verkehr  und  Transit  beim 
Vö  kerbund,  wie  auch  bei  der  Internationalen  Eisenbahn-Union  cr- 
örtjrt.  Das  Problem  ist  nicht  neu;  es  wurde  bereits  vor  dem  Kriege 
bei  andelt. 

Der  Antrag  auf  Einführung  begehbarer  Transporturkunden  be- 
zw  ;ckt,  neben  den  Frachtbriefen  eine  begehbare  Eisenbahn-Trans- 
porturkunde  zu  schaffen  und  konnossementsähnlich  auszugestaltcn. 
De:  Ständige  Ausschuß  für  Eisenbahntransporte  der  Internationalen 
Handelskammer  hat  zum  Studium  der  Frage  einen  besonderen  Un- 
ter lusschuß  eingesetzt,  der  am  13.  und  14.  Februar  unter  dem  Vor- 
sit2  des  Herrn  Dr,  v,  Siemens,  Berlin,  getagt  hat.  Hier  ist  beschlos- 
sen worden,  und  zwar  auf  Antrag  des  Herrn  Generaldirektor  Dr,  Sil- 
veroerg,  die  trage  der  Einführung  begehbarer  Frachtbriefe  zunächst 
we  ler  zu  untersuchen,  und  zwar  nach  der  Richtung  hin,  daß  die  Ein- 
füh'ung  begehbarer  Frachturkunden  nur  in  Frage  kommen  könne,, 
we  m sie  beschränkt  werde  auf  Güter  in  Wagenladungen  und  in  ge- 
schlossenen Zügen,  sowie  auf  bestimmte  große  Verkehrsplätze.  In 
den  Beschluß  des  Eisenbahntransport-Ausschusses  ist  besonders  auf 
die  großen  Schwierigkeiten  hingewiesen  worden,  die  sich  für  den 
Eis  jnbahnverkehr  aus  der  Einführung  der  indossablen  Frachturkun- 
der  ergeben  würden. 

In  der  Internationalen  Eisenbahn-Union  und  in  einem  Unteraus- 
schaß des  Völkerbundes  für  Fragen  der  kombinierten  Transporte,  ist 
ma  l zu  einem  abschließenden  Urteil  über  die  Zweckmäßigkeit  der 
Eintührung  solcher  Frachturkunden  nicht  gekommen. 

Es  sind  eine  Reihe  von  Gründen  geltend  gemacht  worden,  die  für 
die  Einführung  der  begehbaren  Frachturkunden  sprechen.  So  ist 
u.  c . darauf  hingewiesen  worden,  daß  es  Länder  gibt,  in  denen  begeh- 
bar s Frachtbriefe  bereits  in  Anwendung  sind,  so  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  in  Finnland  und  in  Sowjet-Rußland,  Es 


97 


ist  feiner  darauf  hingewiesen  worden,  daß  in  anderen  Ländern  die 
Gesetzgebung  ihn  an  sich  zuläßt,  wenngleich  er  auch  nicht  praktisch 
in  Gebrauch  ist,  wie  in  Italien.  Es  ist  ferner  auf  die  Vorteile  hm- 
gewiesen  worden,  die  er  für  die  leichtere  und  bequemere  Gcldlie- 
schafiung  bietet.  Von  der  Gegenseite  ist  eingewandt  worden,  daß 
sich  die  Bestimmungen,  die  für  das  Konnossement  gelten,  nicht  ohne 
weiteres  auf  den  Frachtbrief  übertragen  ließen,  und  die  Verhältnisse 
hier  völlig  anders  lägen.  Bei  den  Konnossements  handele  es  sich  um 
ein  bestimmtes  Schiff,  das  linienmäßig  fährt,  von  bestimmtca  und  bc 
ka.nnten  Häfen  ausgeht  und  in  solche  einläuft,  dessen  Ankanfts-  und 
Abiahrtszeiten  genau  bekannt  seien  und  zu  dessen  Beladung  und 
Löschung  die  Reedereien  mit  den  Hafen-  u.  Kaiverw^altungen,  den  Ban- 
ken und  den  Spediteuren  Hand  in  Hand  zu  arbeiten  pflegen.  Bei  den 
Eisenbahnen  lägen  die  Dinge  völlig  anders.  Hier  seien  die  Beför- 
derungsfristen wesentlich  kürzer.  Im  günstigsten  Falle  käme  die 
Ausgabe  begehbarer  Frachtbriefe  nur  für  ganze  Waggon-  oder  Zug- 
ladungen in  Frage,  Ferner  ist  auf  die  vermehrten  Möglichkeiten  der 
mißbräuchlichen  Benutzung  (Frachtbriefschwindel)  und  vor  allem  auf 
die  außerordentlich  einschneidenden  Aenderungen  hingewiesen  wor- 
den, die  betriebstechnisch  für  die  Eisenbahn  daraus  erwachsen  wür- 
den, Bei  Sendungen  an  unbekannte  Empfänger  würden  bei  nicht 
rechtzeitiger  Entladung  Verstopfungen  der  Güterbahnhöfe  eintreten 
und  daher  die  Errichtung  von  großen  Lagerhäusern  erforderlich  wer- 
den. Hierdurch  würden  neue  Ausgaben  entstehen,  die  die  Erhöhung 
der  Tarife  oder  die  Einführung  besonderer  Gebühren  erforderlich 
machten.  Auch  würde  man  mit  den  bisherigen  Bestimmungen  über 
die  Haftung  nicht  auskommen. 

In  dem  erwähnten  Eisenbahntransport-Ausschuß  der  Internatio- 
nalen Handelskammer  hat  sich  der  Vertreter  der  Deutschen  Reichs- 
bahngesellschaft grundsätzlich  gegen  die  Einführung  der  begebbaren 
Frachturkunden  ausgesprochen, 

5.  Behälterverkehr  auf  der  Eisenbahn. 

Ueber  den  Behälterverkehr  auf  der  Eisenbahn  sind  im  Laufe  des 
Jahres  wiederholt  Erhebungen  angestellt  worden.  Ueber  den  Stand 
dieser  Angelegenheit  ist  in  der  SSZ.  Nr,  51  1928  auf  S,  952  eingehend 
berichtet  worden. 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  hat  sich  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  vorwiegend  bei  uns  vertretenen  Auffassung  gut- 
achtlich der  Deutschen  Reichsbahngesellschaft  gegenüber  geäußert 
und  seiner  Ansicht  zusammenfassend  dahin  Ausdruck  gegeben,  daß 
die  amerikanischen  Erfahrungen  wohl  nicht  ohne  weiteres  auf  deut- 
sche Verhältnisse  übertragbar  seien.  Jedenfalls  würde  es  noch  sehr 
eingehender  Prüfungen  bedürfen,  bevor  so  erhebliche  Summen  in 
eine  für  deutsche  Verhältnisse  noch  keineswegs  als  wirtschaftlich  er- 
wiesene Sache  investiert  würden. 

Die  Hauptverwaltung  der  Deutschen  Reichsbahngesellschaft  hat 
in  dieser  Sache  ein  Preisausschreiben  veranstaltet.  Für  das  Preis- 
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j^ericht,  das  sich  aus  11  Herren  zusammensetzen  wird,  sind  6 Vertre- 
ter c er  Reichsbahn,  3 Vertreter  der  nächstbeteilij^ten  Industrie  und 
2 V»  rtreter  der  Spediteure  in  Aussicht  jjenommen.  Als  Vertreter 
des  Spcditionsj^ewerbes  ist  von  der  Reichsbahnoesellschaft  ernannt 
worc  en  Herr  Marcel  Holzer,  Teilhaber  der  Firma  Schenker  & Co., 
berhn,  als  weiteres  Mitglied  des  Preisgerichts  haben  wir  Herrn 
Eugt  n Silberstein,  i.  ta.  Internationales  Speditions-Bureau  Georg 
Silbt  rstein  8^  Co,,  Berlin,  vorgeschlagen. 

6,  E npfängeranwcisungen  gemäß  § 75  Ausiührungsbestimmung  II 
deriVO. 

n einem  Sonderfall  war  die  Ansicht  vertreten  worden,  daß  mit 
der  Erteilung  einer  Anweisung  gemäß  § 75  Ausführungsbestimmung 
II  der  EVO,  auch  die  Rechte  des  Empfängers  aus  dem  Frachtvertrag 
auf  c en  neuen  Empfänger  übergegangen  seien.  Die  Reichsbahndirek- 
tion Berlin  hat  dazu  wie  folgt  Stellung  genommen; 

,,Der  in  der  Frachtbriefanschrift  angegebene  Empfänger  bleibt 
Empfänger  im  Sinne  der  EVO.  auch  in  dem  Falle,  daß  die  Sendung 
au  seine  Anweisung  an  einen  Dritten  ausgeliefert  worden  ist.  Durch 
Al  sführung  der  (außerhalb  des  Frachtvertrages)  in  der  Ausfüh- 
ru  igsbestimmung  II  zu  § 75  EVO,  zugelassenen  Anweisungen  des 
Er ipfängers  werden  die  durch  den  Fracht  vertrag  begründe- 
ten Rechte  und  Pflichten  des  in  der  Frachtbriefanschrift  bezeich- 
ne ten  Empfängers  (§  56  (1)  c EVO.)  nicht  berührt.  Diese  Rechts- 
laj.e  geht  auch  aus  dem  Schlußsatz  der  Ausführungsbestimmung  II 
hervor,  wonach  die  Ausführung  solcher  Empfängeranweisungen 
abielehnt  werden  kann.  Beispielsweise  wird  die  Ausführung 
de'  Anweisung  auf  Weitersendung  an  einen  Dritten  unter  Nach- 
naime  der  Vorfracht  dann  abgelehnt,  wenn  der  Wert  des  Gutes  die 
bei  der  schließlichen  Auslieferung  auf  dem  Gute  ruhenden  Beträge 
ni(  ht  sicher  deckt.  Nimmt  der  Dritte  das  Gut  nicht  ab  oder  verwei- 
ge't  er  die  Zahlung  der  Fracht,  so  ist  die  Sendung  erst  als  unbe- 
st« llbar  zu  behandeln  {§  80  (1)  EVO.),  wenn  auch  der  in  der  Fracht- 
br  efanschrift  bezeichnete  Empfänger  die  Annahme  des  Gutes 
oc  er  die  Zahlung  der  Fracht  verweigert.  Der  § 70  (4)  EVO,  regelt 
dii;  Frage,  inwieweit  der  Absender  und  inwieweit  der  Empfäng«jr 
ah  Frachtvertragspartei  zur  Geltendmachung  von  Frachterstat- 
tu igsanträgen  und  zur  Empfangnahme  zuviel  erhobener  Beträge  be- 
re:htigt  ist.  Derjenige,  der  die  Mehrzahlung  an  die  Eisenbahn 
ge  eistet  hat,  ist  im  Sinne  dieser  Bestimmung  bei  Frachtüberweisung 
auf  den  Empfänger  lediglich  der  in  der  Frachtbriefanschrift  bezeich- 
ne le  Empfänger,  Der  Dritte  ist  also  weder  zur  Geltendmachung 
von  Erstattungsanträgen  noch  zur  Empfangnahme  zuviel  erhobener 
B(  träge  berechtigt,  es  sei  denn,  daß  er  eine  Abtretungserklärung 
des  Empfängers  beibringt.  Er  ist  auch  nicht  verpflichtet,  zu  wenig 
eriobene  Beträge  nachzuzahlen,“ 

Dieser  Entscheidung  ist,  da  es  sich  bei  den  Empfängeranweisun- 
gen licht  um  eine  Abänderung  des  Empfängerrechts  in  der  EVO,  hau- 


ik 


99 


delt,  beizutreten,  wenn  es  auch  im  Interesse  des  Spediteurgewerbes 
liegen  würde,  bei  Nachforderungen  der  Reichsbahn  nicht  in  Anspruch 
genommen  zu  werden, 

7.  Erlaubniskarten  zum  Betreten  der  Bahnanlagen. 

Wegen  der  Höhe  der  Gebühr  für  die  Ausstellung  von  Erlaubnis- 
karten zum  Betreten  der  Bahnanlagen  und  der  damit  verbundenen 
Haftungserklärung  des  Karteninhabers  war  der  Verein  in  Verbindung 
mit  dem  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie  bereits  im  Jahre  1925 
vorstellig  geworden.  Die  Reichsbahngesellschaft  hatte  damals  die 
vorgetragenen  Wünsche  auf  Aufhebung  oder  Ermäßigung  der  Gebühr 
ablehnend  entschieden.  Es  wurde  s,  Zt.  mit  Rücksicht  auf  die  Finanz- 
lage der  Deutschen  Reichsbahngesellschaft  von  der  weiteren  Verfol- 
gung der  Angelegenheit  Abstand  genommen. 

Nachdem  es  nunmehr  gelungen  war,  inzwischen  auch  das  Inter- 
esse der  übrigen  Spitzenverbände  auf  diese  Frage  zu  lenken,  sind  er- 
neut Erhebungen  angestellt  worden,  ob  und  inwieweit  ein  Interesse 
bei  unseren  Mitgliedern  für  diese  Frage  noch  vorhanden  ist. 

Nach  den  eingegangenen  Mitteilungen  liegt  in  den  meisten  Be- 
zirken ein  Interesse  an  der  Aufhebung  der  Gebühr  sowohl,  wie  an  der 
Milderung  der  Haftungsbestimmung  vor,  so  daß  nunmehr  in  Verbin- 
dung mit  den  Spitzenverbänden  erneut  Vorstellungen  im  Sinne  der  im 
Jahre  1925  vorgetragenen  Wünsche  erhoben  wurden.  Die  Angelegen- 
heit schwebt  noch, 

8,  Frei-Haus-Lieferung, 

Die  Frage  der  „Frei-Haus-Lieferung“  ist  im  Güterverkehrsaus- 
schuß des  Deutschen  Eisenbahn-Verkehrsverbandes  nach  der  Rich- 
tung behandelt  worden,  ob  sich  das  bei  den  österr,  Bundesbahnen  ein- 
geführte Verfahren,  dem  Absender  durch  die  Frachtbriefvorschrift 
,,Frei-Haus“  die  Bezahlung  der  auf  der  Empfangsstation  entstehenden 
Kosten  für  die  Zuführung  der  Güter  zu  ermöglichen,  zur  Einführung 
auf  den  deutschen  Eisenbahnen  eigene.  Eine  probeweise  Einfüh- 
rung in  drei  Reichsbahndirektionsbezirken  war  beabsichtigt.  Wir 
erhielten  Kenntnis  von  den  Absichten  bereits  im  ersten  Stadium  der 
Entwicklung  und  diese  Nachrichten  veranlaßten  uns,  umgehend  so- 
wohl der  Hauptverwaltung,  als  auch  dem  Reichsverkehrsmimster 
unsere  Stellungnahme  zu  der  Frei-Haus-Lieferung  vorzutragen,  Wii 
brachten  besonders  zum  Ausdruck,  daß  von  der  beabsichtigten  Maß- 
nahme für  die  gesamte  Wirtschaft  keine  Vorteile,  dagegen  überwie- 
gend Nachteile  zu  erwarten  seien.  In  dieser  Stellungnahme  gingen 
wir  mit  dem  Deutschen  Industrie-  und  Handel'stag  und  dem  Reichs- 
verband der  Deutschen  Industrie  völlig  einig.  In  einer  mündlichen 
Aussprache  in  der  Hauptverwaltung  wies  diese  darauf  hin,  daß  sie  der 
Frage  praktische  Bedeutung  nicht  beimesse  und  im  übrigen  der  Mei- 
nung sei,  daß  die  Spediteure  durch  die  evtl.  Einführung  dieser  Maß 
nähme  nicht  geschädigt  werden  könnten.  Auch  sei  nicht  das  ge- 
samte Speditionsgewerbe  gegen  die  Frei-Haus-Lieferung  eingestellt, 
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weil  die  Bahnspediteure  diesen  Gedanken  anjjeblich  außerordentlich 
be^ri  üten  und  unterstützten. 

v^«.ußerdem  haben  dann  Sonderverhandluni^en  mit  den  Reichs- 
bahn! lirektionen  Berlin  und  Dresden  statt^^efunden.  Nach  einer  Mit- 
teilur  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstai>s  hatten  fast  sämt- 
liche befratiten  Handelskammern  das  Bedürfnis  zur  Einführung  der 
Frei-  laus-Liefcruno  abj^elehnt.  lieber  das  Erj?ebnis  der  Verhand- 
lunjien  haben  wir  in  der  Speditions-  und  Schitfahrts-Zeitun«  Nr.  43 
S.  80)  für  1928  eint^ehend  berichtet. 

Nachdem  es  uns  somit  j)elunj5en  w'ar,  die  ftesamte  Wirtschaft  da- 
von :u  überzeus^en,  daß  die  Neuerung  keinerlei  Vorteile  biete,  ist 
die  bsicht  der  Reichsbahn-Gesellschaft,  auch  nur  einen  Versuch  mit 
der  f rei-Haus-Lieferung  zu  machen,  fallen  gelassen  worden. 

9.  Gl  enzirachten. 

lieber  die  Regelung  der  Grenzfrachtenfrage,  die  wir  bereits  im 
vorjährigen  Geschäftsbericht  behandelt  haben,  konnte  ein  Fortschritt 
insofern  erreicht  werden,  als  die  Reichsbahndirektion  Breslau,  die  von 
der  Hauptverwaltung  der  Deutschen  Reichsbalingesellschaft  mit  der 
Prüfi  ng  der  Frage  beauftragt  wurde,  hierüber  eine  interne  Bespre- 
chun  i abzuhalten,  die  im  Februar  1929  stattgefunden  hat,  als  deren 
Erge  )nis  es  offenbar  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  sich  eine  Regelung 
für  < inzelne  Güterarten  und  für  einzelne  Grenzübergänge  ermög- 
liche 1 lasse. 

^ nzwischen  wird  allerdings  die  Antwort  der  Reichsregierung  auf 
eine  Eingabe  des  Vereins  Königsberger  Spediteure  wegen  der  Um- 
schlagstarife an  der  ostpreußischen  Grenze  an  den  Reichstag  bekannt, 
die  c urchaus  ablehnend  ist.  Diese  lautet: 

„Nach  dem  Kriege,  vor  allem  infolge  des  Währungsverfalls,  war 
eil  e direkte  Abfertigung  von  Gütern  im  zwischenstaatlichen  Ver- 
ke ir  nicht  mehr  möglich.  Es  mußte  gebrochene  Abfer- 
tigung stattfinden,  wobei  der  Versender  sich  einer  Mittels- 
p < r s o n,  in  der  Regel  eines  Spediteurs,  bedienen  mußte,  um  seine 
Sendungen  auf  den  Grenzstationen  weiter  abfertigen  zu  lassen.  In 
di!  ser  Zeit  ist  die  Zahl  der  Grenzspediteure  stark  angewachsen.  Sie 
mußte  sich  naturgemäß  wieder  in  dem  Maße  zurückbilden,  indem 
nach  Ueberwindung  des  Währungsverfalls  und  nach  Festigung  dcr 
Wirtschaftslage  eine  Annäherung  an  die  Vorkriegsverhältnisse 
sti .ttfand.  Die  allmähliche  Wiedereinführung  direkter 
T 1 r i f e mußte  naturgemäß  einen  starken  Rückgang  des 
U mbehandlungsgeschäftes  herbeiführen.  Trotzdem 
sind  im  Jahre  1925  beim  Amtsgericht  Stallupönen  immer  noch  59 
S{  editionsfirmen  (gegen  25  im  Jahre  1914)  für  Eydtkuhnen  in  das 
H mdelsregister  eingetragen  gewesen,  , 

Durch  die  gebrochene  Abfertigung  tritt  eine  Frachtver- 
t ! u e r u n g ein,  w^eil  bei  dieser  Abfertigungsweise  für  die  Beför- 
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derung  von  der  Grenzstation  bis  zum  Uebergangspunkte  an  der 
politischen  Grenze  die  tarifmäßige  Fracht  für  mindestens  5 Kilo- 
meter entrichtet  werden  muß.  Für  eine  tarifarische  Begünsti- 
gung des  Umbehandlungs Verkehrs  gegenüber  dem  direkten  Verkehr 
ist  ein  allgemeines  wirtschaftliches  Bedürfnis  nicht  anzuerkennen. 
Wichtige  Verbände  der  Wirtschaft,  whe  beispielsw'eise  das  Stick- 
stoffsyndikat und  das  Kalisyndikat,  haben  ausdrücklich  erklärt, 
daß  ihnen  der  Ausbau  der  direkten  Tarife  mit  dem  Ausland  sehr 
viel  wichtiger  sei,  als  eine  Unterstützung  des  gebrochenen  Ver- 
kehrs, Schwierigkeiten  seien  ihnen  im  direkten  Verkehr  mit  dem 
Ausland  noch  nicht  entstanden.  Die  Inanspruchnahme  eines  Grenz- 
spediteurs bedeute  stets  eine  Verteuerung  der  Beförderungskosten 
und  komme  bei  den  niedrigen  Düngemittelpreisen  nur  in  besonde- 
ren Ausnahmefällen  in  Frage.  Das  Kalisyndikat  hat  noch  mitge- 
teilt, daß  ihm  im  Verkehr  mit  Litauen  Annahmeverweigerungen 
überhaupt  noch  nicht  vorgekommen  seien.  Es  habe  sich  in  den  bal- 
tischen Staaten  eine  eigene  Vertretung  geschaffen  und  liefere  nur 
an  zahlungsfähige  Abnehmer,  zum  Teil  sogar  unter  Bankgarantie 
oder  gegen  Vorauszahlung. 

Wegen  der  Rückwirkungen  auf  alle  übrigen  Grenzstationen 
lehnt  die  Reichsbahn  besondere  Tarif  Vergün- 
stigungen für  den  Umbehandlungs  verkehr  in 
Eydtkuhnen  ab.  Es  war  in  Aussicht  genommen,  die  An- 
gelegenheit bei  den  üblichen  Besprechungen  zwischen  Mitgliedern 
des  Reichstages  einerseits  und  Vertretern  des  Reichsverkehrsmini- 
steriums und  der  deutschen  Reichsbahngesellschaft  andererseits 
mündlich  zu  behandeln.  Diese  Erörterung  ist  jedoch,  da  die  für 
Ende  Februar  1928  angesetzte  Sitzung  wieder  abgesagt  werden 
mußte,  bisher  nicht  zustande  gekommen,“ 

10.  Großräumige  Wagen  für  Sammelladungen. 

Ueber  die  Gestellung  großräumiger  Wagen  für  Sammelladungen 
haben  Verhandlungen  mit  der  Deutschen  Reichsbahn  - Gesellschaft 
stattgefunden  mit  dem  Ergebnis,  daß  die  Angelegenheit  in  der  Stän- 
digen Tarifkommission  und  zwar  in  der  153,  Sitzung  vom  13.— 15, 
November  behandelt  worden  ist.  Auf  die  Anfrage  des  Herrn  Konsul 
Vollbrecht,  Stettin,  hat  der  Vertreter  des  Reichsbahn-Zenlralamts 
folgendes  ausgeführt: 

,,Die  Statistik  habe  ergeben,  daß  im  Stückgutverkehr  ein  noch 
größerer  Anteil  verwendet  werde,  als  er  bisher  gewußt  habe.  Aus 
diesem  Grunde  sei  er  der  Ansicht,  daß  die  großräumigen  Wagen 
ganz  aus  dem  Stückgutverkehr  herausgezogen  w^erden  müßten, 
nicht  nur  wegen  des  dringenden  Bedarfs  an  solchen  Wagen  für  noch 
nicht  zugelassene  Güter,  von  denen  man  15  t nicht  in  den  gewöhn- 
lichen 21  qm  Wagen  unterbringen  könne,  sondern  vor  allem  auch 
aus  der  technischen  Erfahrung,  daß  diese  3 m längeren  Wagen  nicht 
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den  Güterluken  aul  den  Böden  korrespondierten,  so  daß  die  j5e- 
nlichen  G Waj>en  besser  für  diese  Zwecke  ^eeij*net  seien. 
Diese  Ansicht  wurde  im  Güterwaj|en-Verkehrsausschuß  vor- 
ai>en;  sie  sei  dort  einstimmig  aniSenommen  worden  und  man 
2 einen  dementsprechenden  Antraj?,  nunmehr  die  G'WajJen  frei- 
jben,  an  die  Hauptvcrw'altun||  j^erichtet.  Nachdem  die  alten 
itlinien  nicht  mehr  beständen,  nach  denen  nur  die  Güter  zuge- 
en  werden  sollten,  die  nur  mit  etwa  900  kg  in  einen  gewöhn- 
2n  G'Wagen  hineingingen,  könne  die  Verwaltung  bis  zur  end- 
igen Freigabe  nur  nach  den  freieren  Richtlinien  handeln,  die 
bereits  herausgebildet  hätten.“ 

dem  ist  eine  erhebliche  Erweiterung  der  Verzeichnisse  II 
I des  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarifs  vorgenommen  worden, 
. zu  erwarten  ist,  daß  der  Widerstreit  über  die  Gestellung  groß- 
Jer  Deckwagen  bald  in  positivem  Sinne  behoben  werden  wird. 


11.  Güterkursbuch,  Werbung  für  das  — 

Durch  Mitteilungen  aus  Mitgliederkreisen  war  uns  bekannt  ge- 
worden, daß  von  einem  Münchener  Unternehmen,  das  sich  als  ,,Wer- 
bestel  e für  das  Güterkursbuch  der  Deutschen  Reichsbahngesellschaft“ 
auf  seinen  Briefbogen  bezeichnete,  für  einen  dem  Güterkursbuch  aU 
Anhai  g beigefügten  Speditionsnachweis  unter  eigenartigen  Umstän- 
den g iworben  wurde,  so  daß  wir  uns  veranlaßt  fühlten,  uns  be- 
schwerdeführend an  die  Hauptverwaltung  zu  wenden.  Die  Eingabe 
ist  in  l'Ir.  39S.733  4 der  SSZ,  für  1928  veröffentlicht  worden.  Die  Haupt- 
verwaltung der  Deutschen  Reichsbahngesellschaft  teilte  dazu  mit,  daß 
es  sic  1 um  ein  eigenmächtiges  Vorgehen  des  Werbeleiters  der  Süd- 
deuts<  hen  Verkehrs-Reklame  A.-G.  in  München  gehandelt  habe,  das 
weder  von  der  Reichsbahngesellschaft,  noch  von  der  Verkehrs-Re- 
klame A.-G.  selbst  gebilligt  und  unter  allen  Umständen  unterbunden 
Word«  n wäre,  wenn  der  Leiter  der  Gesellschaft  davon  Kenntnis 
erhalten  hätte.  Es  sei  dafür  Sorge  getragen,  daß  sich  solche  Vor- 
fälle 1 icht  wiederholen. 


12.  Ii  ternationaler  Frachtbriefe,  Neudruck  — 

Bei  Einführung  des  I.Ue.G.  am  1.  10.  1928  wurde  aus  Mitglieder- 
kreisen bemängelt,  daß  das  Frachtbriefformular  für  den  internatio- 
nalen Verkehr  weniger  geeignet  sei,  allen  Erfordernissen  der  Praxis 
gerecht  zu  werden.  Beanstandet  wurde: 

1.  Die  Rubrik  für  den  Frankaturvermerk  sei  überflüssigerweise 
.ehr  groß, 

2.  dagegen  die  Rubrik  für  den  Einzelnachweis  der  Nachnahme  zu 
dein, 

3.  iler  Text  ,, Einzelnachweis  des  Barvorschusses“  sieht  gegenüber 
dem  alten  Formular  keinerlei  Spezifikation  der  Nachnahme  v'or 

ind  deshalb  für  die  Praxis  ungenügend. 

Auf  unsere  Vorstellung  hin  beim  Reichsverkehrsminister  wurde 


erwidert,  daß  nach  den  im  Art,  17  des  I.Ue.G,  festgesetzten  Formen 
der  Frankaturvermerk  häufig  sehr  wortreich  sein  kann  und  daher  cs 
nicht  für  angezeigt  erscheint,  den  hierfür  auf  dem  internationalen 
Frachtbrief  - Vordruck  vorgesehenen  Raum  zu  verkleinern.  Der 
Raum  für  den  Einzelnachweis,  der  früher  sowohl  für  Barvorschusse, 
als  auch  für  Nachnahmen  nach  Eingang  bestimmt  war,  nach  dem 
neuen  Wortlaut  aber  nur  noch  für  Barvorschüsse  gelten  soll,  ist 
gegenüber  dem  alten  (bis  zum  30.  9,  28  maßgebend  gewesenen) 
Frachtbriefdruck  kaum  verändert  worden.  Mehr  Raum  für  diese 
Angabe  wird  sich  ohne  Beeinträchtigung  anderer  Spalten  kaum 
schaffen  lassen.  Dagegen  mußte  zugegeben  werden,  daß  es  für  die 
Praxis  wohl  wenig  glücklich  war,  hier  die  Worte  „Spezifikation  obi- 
ger Nachnahme“  durch  „Einzelnachweis  des  Barvorschusses“  zu  er- 
setzen, Für  die  letzte  Anregung  will  das  Reichverkehrsministerium 
zu  gegebener  Zeit  eintreten.  Es  macht  aber  darauf  aufmerksam, 
daß  nach  Artikel  bO  § 1 des  Uebereinkommens  unter  Umständen  die 
Revisions-Konferenz,  die  hierfür  zuständig  ist,  erst  in  5 Jahren  Zu- 
sammentritt, und  somit  im  Augenblick  eine  Aenderung  des  Fracht- 
briefformulars nicht  herbeigeführt  werden  kann. 


13.  Kontrolivorschriiten  bei  Ausfuhrtarifen. 

Der  Ausnahmetarif  159,  der  für  Papier,  Holzzellstoff  usw,  der 
Tarifkl,  B,  C,  D und  F angew^endet  wird,  sieht  in  seinen  Kontrolhor- 
schriften  unter  B 3 im  Reichsbahn-Gütertarif  Heft  A Tfv.  2 vor,  daß 
die  Güter  beim  Passieren  der  trockenen  Grenze  nach  dem  Ausland 
auf  der  Eisenbahn  w-eiterrollen  müssen,  ohne  daß  sie  aus  dem  Gewahr- 
sam der  Eisenbahn  ausgeschieden  sind. 

Eine  große  intern,  Speditionsfirma  in  Kehl  teilte  uns  mit,  daß 
eine  A.-G,  in  Aschaffenburg,  die  jährlich  mehrere  Hundert  Eisenbahn- 
w'agen  an  Papier  und  Zellulose  nach  Kehl  Grenze  bzw.  Straßburg 
i.  Eis.  verladet,  von  ihren  Kunden  in  Straßburg  Mitteilung  erhalten 
habe,  die  Sendungen  franko  Kehl  Grenze  abzufertigen,  von  wo  sie  per 
Achse  von  der  Kehler  Speditionsfirma  nach  Straßburg  weitertrans- 
portiert  werden.  Von  dem  Straßburger  Empfänger  wurde  die  Kehler 
Speditionsfirma  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  letztere  außer  die- 
sen Transporten  auch  alle  anderen  Transporte  verlieren  w'ürde,  wenn 
die  Deutsche  Reichsbahn  die  Lokofracht  Kehl,  statt  des  A.T,  159  bis 
Kehl  verlangt.  Dies  gab  uns  Anlaß,  bei  der  Reichsbahn-Hauptver- 
waltung auf  Aenderung  der  Kontrolivorschriiten  vorstellig  zu  w^er- 
den,  da  bei  Nichtanwendung  des  A.T,  159  die  Kehler  Speditionsfirma 
vollkommen  kalt  gestellt  würde.  Gleichfalls  nahm  sich  die  Handels- 
kammer in  Lahr  der  Sache  an,  die  ebenfalls  darauf  hinwües,  daß  es 
der  Reichsbahn  gleichbleiben  könnte,  ob  die  Sendungen  ab  Grenze 
per  Achse  oder  auf  dem  Schienenweg  ins  Ausland  befördert  werden. 
Dieser  Ansicht  hat  sich  dann  die  Reichsbahn-Hauptverwaltung  ange- 
schlossen und  erleichterte  Bestimmungen  für  den  A.T.  159  erlassen. 
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14.  ] .agerplatzmieten. 

)ie  Lage  ist  im  Berichtsjahr  unverändert  geblieben,  so  daß  mehr- 
fach Klagen  über  das  Verhalten  einzelner  Reichsbahndienststellen 
hinsi;htlich  der  Festsetzung  der  Lagerplatzmieten  laut  geworden  sind. 
Da  d ie  grundsätzliche  Frage  der  Festsetzung  allgemeiner  Richtlinien 
auch  vom  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie  behandelt  wird  und 
infolge  des  starken  Widerspruchs  der  Reichsbahngesellschaft  noch 
nicht  zum  Abschluß  gebracht  werden  konnte,  haben  wir  zunächst  da- 
von ibgesehen,  die  Angelegenheit  von  uns  aus  getrennt  zu  verfolgen. 
Unseren  Mitgliedern  haben  wir  indes  jeweils  empfohlen,  in  Einzel- 
besc  iwerden  an  die  zuständigen  Reichsbahndirektionen  heranzu- 
treten und  in  den  Fällen  uns  Mitteilung  zu  machen,  wenn  eine  zu- 
fried insteilende  Lösung  durch  die  Verhandlungen  mit  den  Reichs- 
bahn direktionen  nicht  zustande  kam, 

15.  j lachnahmebelastung  bei  Expreßgutsendungen. 

Jbgleich  die  Nachnahmebelastung  bei  Expreß- 
gutsendungen am  1,  März  1928  eingeführt  worden  ist,  wurden 
ncch  erhebliche  Erweiterungen  aus  Mitgliederkreisen  gewünscht.  1ns- 
beso  idere  wurde  angeregt,  die  nachträgliche  Zurückziehung  \on 
Nact  nahmen  zuzulassen,  ferner  auch  nachträgliche  Aenderungen  der 
Nac!' nähme  durch  Aufgabe  einer  nachträglichen  Verfügung  einzufüh- 
ren i nd  endlich  die  Mindest-Grenze  des  Nachnahmebetrages  von  RM, 
5, — auf  RM,  1, — herabzusetzen.  Der  Deutsche  Industrie-  und  Flar- 
delslag  hat,  — wie  aus  der  Notiz  der  SSZ,  für  3 928  Nr,  38  S,  712  her- 
vorg  iht  — allgemein  zu  den  Reformen  des  Expreßgut-Nachnahme- 
verfi  hrens  Stellung  genommen  und  uns  bei  unseren  Eingaben  unter- 
stützt. Auch  der  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie  schloß  sich 
dem  an. 

3ie  Hauptverwaltung  übergab  der  RBD,  Frankfurt-Main  die  .^lU- 
gele;  enheit  zur  weiteren  Prüfung,  Diese  veranlaßte  dann,  daß  am 
1.  Ol  Hoher  1928  die  Zurückziehung  der  Nachnahme  im  Expreßgutver- 
kehr zugelassen  wmrde,  dagegen  lehnte  sie  es  ab,  nachträgliche  Aen- 
derungen der  Nachnahme  (Minderung,  Erhöhung)  zuzulassen.  Es 
wurde  auch  nicht  für  angezeigt  gehalten,  die  Mindestgrenze  von  RM. 
5, — auf  RM.  1, — herabzusetzen.  Als  Begründung  wurde  angeführt, 
daß  eine  Mehrbelastung  der  Dienststellen  mit  Buchungen  und  damit 
die  Gefahr  einer  Verzögerung  in  der  Abfertigung  des  auf  Schnellig- 
keit dringenden  Expreßgutverkehrs  eintreten  würde.  Bei  der  Ein- 
führ mg  der  Nachnahme  bei  Expreßgütern  hat  die  Eisenbahn  ange- 
nom  nen,  daß  die  Verkehrswelt  auf  Wünsche,  die  eine  Komplizierung 
zur  i^olge  hätten,  verzichten  würde.  Bei  der  jetzt  gültigen  Bestim- 
mung seien  Schwierigkeiten  beim  Nachnahmeverkehr  mit  Rücksicht 
auf  die  einfache  rechnungsmäßige  Behandlung  der  Nachnahmebe- 
träg  : nicht  eingetreten.  Unter  Beibehaltung  dieses  Verfahrens  würde 
es  der  Eisenbahn  auch  bei  einer  stärkeren  Zunahme  der  Nachnahme 
mög  ich  sein,  den  Verkehr  reibungslos  abzuwickeln.  Die  Erfüllung 
weherer  Wünsche  würde  aber  die  Abfertigungsstellen  zur  Führung 
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umständlicher  Aufzeichnungen  zwingen,  abgesehen  von  der  nachträg- 
lichen Ausstellung  von  Postanweisungen  oder  Zahlkarten.  Die  Er- 
hebungen, die  bei  den  Reichsbahndirektionen  mit  besonders  starkem 
Verkehr  angeslellt  worden  sind,  haben  zwar  ergeben,  daß  ein  allge- 
meines Bedürfnis  auf  Erweiterung  der  Nachnahmebelastung  nicht 
vorliegt.  Inzwischen  hat  der  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie 
sich  mit  dieser  Frage  erneut  beschäftigt  und  der  Reichsbahndirektion 
Frankfurt  a.  M.  Vorschläge  in  dieser  Frage  unterbreitet.  Wir  haben 
bei  dieser  Gelegenheit  die  Wünsche  des  Spediteurgewerbcs  erneut 
hervorgehoben  und  gebeten,  diese  nachdrücklichst  zu  vertreten. 

Die  Frage  ist  bei  Abschluß  des  Geschäftsberichts  noch  im  Sta- 
dium der  Untersuchung. 

16,  Nebengebührenerhöhung, 

Die  Ständige  Tarilkommission  hatte  in  ihrer  Sitzung  vom  14.  und 
15.  November  1928  gegen  das  einstimmige  Votum  des  Ausschusses 
der  Verkehrsinteressenten  die  Erhöhung  verschiedener  Nebengebüh- 
ren, so  z.  B.  bei  den  Wiegegeldern  für  Verwiegungen  auf  der  Gleis- 
waage von  RM.  1,60  auf  RM,  2, — und  von  RM.  2,40  auf  RM.  3, — für 
vier-  und  mehrachsige  Wagen  beschlossen.  Die  Erhöhungen  würden 
erheblich  über  die  11  prozentige  Erhöhung  der  Gütertarife  hinausge- 
gangen sein.  Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  hat  sich  daher 
beschw'erdeführend  an  die  Hauptverw'altung  gewandt  und  gebeten, 
den  Beschluß  der  Ständigen  Tarif kommission  nicht  zur  Durchführung 
gelangen,  sondern  gegen  ihn  wirksamen  Widerspruch  erheben  zu  las- 
sen, damit  Gelegenheit  zu  erneuter  Erörterung  mit  dem  Ausschuß 
der  Verkehrsinteressenten  gegeben  werde.  Die  Hauptverw  altung  der 
Deutschen  Reichsbahngesellschaft  hat  darauf  inzwischen  mitgeteilt, 
daß  die  Reichsbahndirektion  Berlin  beauftragt  worden  sei,  seitens  der 
r>eutschen  Reichsbahngesellschaft  gegen  die  genannten  Beschlüsse 
Widerspruch  zu  erheben. 

Die  Angelegenheit  wird  daher  demnächst  in  der  Ständigen  Tanf- 
kommission  zur  nochmaligen  Behandlung  und  Beschlußfassung  ge- 
stellt werden.  Wir  haben  zu  der  Frage  nicht  Stellung  genommen. 

17.  Plombenverschlüsse  der  Eisenbahngüterwagen. 

Zur  Sicherung  der  Ladungen  w erden  die  Eisenbahngüterwagen  z, 
Zl,  teils  mit  Bleiplomben,  teils  mit  Blechstreifen  (Tyden-Patent-Sie- 
gel)  und  ähnlichen  Verschlüssen  versehen.  Die  Reichsbahngesell- 
schafl  beabsichtigt  indessen,  künftig  einheitlich  nur  noch  Bleiplom- 
benverschlüsse zuzulassen.  Wir  haben  bei  der  Hauptverw'aitung  der 
RB. -Gesellschaft  gegen  die  Absicht  des  Deutschen  Eisenbahnverkehrs- 
\erbandes,  nur  noch  Bleiverschlüsse  vorzusehen,  Einspruch  erhoben. 
Es  sei  unverständlich,  welche  Gründe  dafür  ausschlaggebend  sein  soll- 
ten, den  Gebrauch  der  jetzt  üblichen  Stahlblechverschlüsse  zu  unter- 
sagen, da  die  Erfahrung  gezeigt  habe,  daß  die  Blechstreifenverschlüsse 
eine  absolute  Sicherheit  gegen  unauffälliges,  unbefugtes  Oeffnen  der 
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Wc'jen  bieten.  Da;4c}5en  hatten  lanjiiährige  Erfahrungen  bewiesen, 
daf  Bieiplomben  ohne  sichtbare  Spuren  geöffnet  und  wieder  ver- 
schlossen worden  seien.  Die  Antwort  lautete  dahin,  daß  die  Reichs- 
bai ngesellschaft  den  größten  Wert  darauf  legen  müsse,  daß  nur  eine 
Vei  schlußart,  und  zwar  die  seit  Jahrzehnten  erprobte  Bleiplombe  mit 
gev  elltem  Draht  verwendet  werde. 

Die  uns  in  dieser  Sache  aus  den  Mitgliederkreisen  zugegangenen 
An  egungen  und  Vorschläge  haben  uns  dann  veranlaßt,  uns  mit  den 
übrigen  Spitzenverbänden  in  Verbindung  zu  setzen.  Diese  Verhand- 
lun  ;en  haben  ergeben,  daß  im  allgemeinen  ein  Bedürfnis  für  die  Bei- 
behaltung der  Blechstreifenvcrschlüsse  anerkannt  wird.  Auch  das 
Rei;hskuratorium  für  Wirtschaftlichkeit,  das  wir  für  die  Frage  inter- 
essiert haben,  hat  sich  bei  der  Reichsbahngesellschaft  dafür  einge- 
setzt, daß  die  einseitige  Bevorzugung  der  noch  nicht  einmal  ganz 
sicheren  Bleiplomben  vermieden  werde.  Die  Reichsbahngesellschaft 
hat  sich  zunächst  ablehnend  verhalten,  die  Reichsbahndirektion  Han- 
novar, als  geschäftsführende  Verwaltung  des  Deutschen  Eisenbahn- 
ver  lehrsverbandes  hat  sich  jedoch  inzwischen  bereit  erklärt,  die  An- 
gelegenheit einer  nochmaligen  Prüfung  zu  unterziehen  und  die  Reichs- 
bah  idirektion  Nürnberg  mit  dieser  Prüfung  beauftragt.  Diese  hat 
erklärt,  daß  die  Untersuchung  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen 
werde.  Die  Verwendung  von  Privatverschlüssen  ist  danach  zunächst 
bis  31,  Dezember  1929  gestattet  worden. 

Wir  werden  diese  Angelegenheit  weiter  verfolgen  und  uns  dafür 
einsetzen,  daß  die  Privatverschlüsse  beibehaltcn  werden. 


18.  Privatgleisanschluß- Vertrag. 

Hinsichtlich  eines  Vertrages  über  Gleisan- 
s c 1 l ü s s e war  von  einer  Reichsbahndirektion  ein  über  die  Haft- 
pflic  ht-Bestimmung  der  PAB,  hinausgehendes  Haftpflichtanerkennt- 
nis sefordert.  Wir  hatten  uns  in  dieser  Angelegenheit  gemeinsam 
mit  dem  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie  an  die  Reichsbahn- 
Hauptverwaltung  mit  einer  entsprechenden  Eingabe  gewandt.  Die 
Gruppenverwaltung  Bayern  hat  darauf  folgende  Antwort  erteilt: 

,,Die  Hauptverwaltung  der  Deutschen  Reichsbahn-Gesellschaft 
hi  t uns  Ihr  Schreiben  5047  IV  (100  185)  vom  12,  Oktober  1928  zur 
E ledigung  übersandt.  Wir  haben  die  Reichsbahndirektion  Nürn- 
b<  rg  veranlaßt,  von  der  Forderung  eines  über  die  Bestimmungen 
d(  r PAB,  § 18  hinausgehenden  Haftpflichtanerkenntnisses  Abstand 
ZI  nehmen.  Eine  Erweiterung  der  Haftpflicht  gegenüber  dem  § 
It  Ziffer  3 und  5 der  PAB,  bezweckte  dieses  Anerkenntnis  übri- 
gens nicht.  Wir  dürfen  uns  hierwegen  auf  die  Zuschrift  unserer 
H luptverwaltung  46/460  a 19  vom  18,  11,  28  beziehen," 

19.  i^eexpedition  im  rumänisch-polnisch- deutschen  Eierverkehr. 

Mit  der  Einführung  des  direkten  rumänisch-polnisch-deutschen 
Verbandstarifs  w'ar  insofern  eine  wesentliche  Aenderung  eingetreten, 
als  lie  Frachtsätze  dieses  Tarifs  über  den  kürzesten  Weg  erstellt 
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waren  und  nunmehr  insbesondere  der  Eierverkehr  eine  andere  Rich- 
tung erhielt.  Hierdurch  trat  eine  empfindliche  Schädigung  der  Inter- 
essen  der  Spediteure  in  Beuthen  ein,  die  für  die  Eierimporteure  bisher 
alle  an  der  Grenze  erforderlichen  Geschäfte  besorgt  hatten.  Das 
Eiergeschäft  hatte  sich  im  Laufe  der  Jahre  so  entwickelt,  daß  Beu- 
then eine  allgemeine  Eierverteilungsstelle  geworden  war  dergestalt, 
daß  hier  die  Untersuchung  der  Eier  auf  ihre  Güte,  die  Verzollung  und 
schließlich  auch  das  Verkaufs-  und  Verteilungsgeschäft  nicht  nur  für 
^ Deutschland,  sondern  auch  für  die  Schweiz  und  Italien  und  andere 

^ Länder  vorgenommen  wurde.  Diese  Verhältnisse  erlitten  durch  die 

Einführung  des  direkten  Tarifs  ein  plötzliches  Ende,  weil  auch  gleich- 
zeitig em  anderer  Leitungsweg  in  Betracht  kam,  die  Eiersendungen 
also  Beuthen  nicht  mehr  berührten.  Die  sofort  mit  der  Reichsbahn- 
gcsellscliaft  aufgenommenen  Verhandlungen  fußten  darauf,  daß  das 
Eiergeschäft  aus  verschieden  Gründen  eine  Verteilungsstelle  an 
der  G renze  ei fordere  und  die  Gefahr  vorläge,  daß  diese.s  Geschäft  auf 
0 die  polnische  Grenzstation  und  damit  in  polnische  Hände  überglitte, 
womit  gleichzeitig  für  die  Deutsche  Reichsbahngesellschaft  die  Ge- 
fahr verbunden  sei,  daß  ihr  die  Transporte  infolge  Leitung  über  den 
Halen  G’dingen  und  über  die  Tschechoslowakei  entgehen  würden. 
Die  Reichsbahngesellschaft  hat  ihre  Geneigtheit,  den  vorgetragenen 
Wünschen  entgegenzukommen,  gezeigt,  die  endgültige  Regelung  indes 
von  der  Stellungnahme  des  Reichsernährungsministers  abhängig  ge- 
• macht. 


20,  Reklame  der  Reichsbahn. 

Ein  Flugblatt  betitelt  ,, Stückgüter  nach  Uebersee  über  Hamburg", 
das  darauf  hinweist,  daß,  wenn  die  Frachtbriefanschriften  an  die  ver- 
schiedenen Schiffahrtslinien  direkt  lauten,  es  der  Vermittlung  eines 
Hamburger  Spediteurs  nicht  bedürfe,  hat  Anlaß  zu  einer  Beschwerde 
des  VDS,  Reichsverband  an  die  Hauptverwaltung  gegeben,  nachdem 
sowohl  die  Hamburg- Amerika  Linie,  wie  auch  die  Woermann  Linie 
erklärt  hatten,  daß  das  Rundschreiben  ohne  ihr  Zutun  und  ihren  Wil- 
len von  der  Reichsbahn  verbreitet  worden  sei. 

In  der  Beschwerde  ist  die  Reichsbahngesellschaft  auf  den  irre- 
führenden Inhalt  des  Flugblattes  hingewiesen  und  gebeten  w'orden, 
die  Verbreitung  zu  inhibieren, 

21.  Ueberzählige  und  fehlende  Güter. 

Auf  unseren  Vorschlag,  in  bestimmten  Abständen  kostenlose 
Veröffentlichungen  in  der  SSZ,  der  als  überzählig  ermittelten  Güter  zu 
veranlassen,  hat  die  Reichsbahndirektion  Berlin  unter  Anerkennung 
der  angebotenen  Unterstützung  bei  der  Unterbringung  überzähliger 
Güter  ablehnend  geantwortet,  indem  sie  sich  auf  die  bereits  im  vor- 
jährigen Geschäftsbericht  mitgeteilten  Gründe  erneut  beruft.  Sie 
führte  dazu  noch  aus,  daß,  soweit  der  Erfolg  bei  der  eigenen  Ermitt- 
lung ausbleibt,  auch  von  einer  Veröffentlichung  ein  Erfolg  nicht  zu 
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ci  warten  sei,  zumal  eine  früher  j^cübte  Bekanntmachun}5  der  in  Ber- 
lin als  Empfaniisstätle  überzählij^en  Güter  an  die  Berliner  Spediteure 
ZI  r b eststellunj^  der  Hingehörijjkeit  nicht  beigetragen  habe. 

Da  der  Reichsverkehrsminister  durch  ein  besonderes  Schreiben 
mitteiltc,  daß  er  nach  Lage  der  Sache  der  in  dem  Bescheide  der 
R jichsbahndirektion  Berlin  vertretenen  Aufiassung  beipflichten 

misse,  ist  von  einer  weiteren  Verfolgung  der  Sache  abgesehen 
w jrden. 


2G  Wagendecken,  Rückgabe  bahneigener  — 

Lieber  die  Rückgabe  bahneigener  Wagendecken 
gl  ben  bisher  die  Güterstationen  keinerlei  schriftliche  Bestätigung, 
D eser  Mangel  führte  bei  einzelnen  Dienststellen  der  Reichsbahn  zu 
erheblichen  Schwierigkeiten,  Das  Verlangen,  bei  der  Rückgabe  bahn- 
ei  Jener  Decken,  eine  Bescheinigung  zu  erteilen,  wurde  regelmäßig  ab- 
gdehnt  mit  dem  Bemerken,  daß  die  Güterstelle,  bzw,  deren  Beamter 
hi>rzu  nicht  berechtigt  seien.  Wir  haben  uns  daraufhin  an  die  Reichs- 
bc  hn-Hauptverwaltung  gewandt  mit  der  Bitte,  für  die  Zukunft  eben- 
so wie  dies  bei  Privat-Leihanstalten  der  Fall  ist,  bei  der  Rückgabe 
bchneigener  Wagendecken  eine  Quittung  zu  erteilen,  bzw,  in  die  in- 
ntre  Dienstvorschrift  eine  entsprechende  Vorschrift  aufzunehmen. 


D esem  Wunsche  ist  entsprochen  und  eine  Ergänzung  für  die  Durch- 
füirung  dieser  Maßnahme  vom  Reichsbahn-Zentralamt  Berlin  (Güter- 
vt  rkehrs-Ausschuß)  veranlaßt  worden. 


23.  Wagenstandgeld  während  der  Frostperiode. 

Die  Reichsbahn-Hauptverwaltung  hatte  mit  Wirkung  vom  23,  Fe- 
hl uai  das  Wagenstandgeld  für  offene  Wagen  und  als  Er- 
satz  für  offene  Wagen  gestellte  Rungen-  und  Arbeitswagen,  vorüber- 
gehend um  das  Zehnfache  erhöht.  Diese  plötzliche  ohne  vorher- 
gehende Ankündigung  getroffene  Maßnahme  gab  Anlaß  zu  einer 
Eingabe,  in  der  wir  besonders  die  großen  Härten,  die  für  das 
Speditions-  und  Fuhrgewerbe  in  der  Erhöhung  des  Standgeldes  zu 
erolicken  waren,  hervorhoben  und  die  Notwendigkeit  einer  möglichst 
beschleunigten  Aufhebung  der  Verordnung  betonten.  Außerdem  haben 
w r zum  Ausdruck  gebracht,  daß  das  Transportgewerbe  nur  für  seine 
A iftraggeber  tätig  sei,  die  Kosten  des  Wagenstandgeldes  aber  auf 
si  ,h  nehmen  müsse,  ohne  bei  den  Auftraggebern  Verständnis  für  die 
b(  sondere  Lage  zu  finden.  Es  lägen  daher  in  jedem  Falle  Härten 
vcr,  die  bei  Behandlung  der  Wagenstandgeldfrage  Berücksichtigung 
fii  den  müßten.  Die  Hauptverwaltung  der  Deutschen  Reichsbahnge- 
sellschaft hat  darauf  geantwortet,  daß  der  Bedarf  an  Kohlen  infolge 
d(  r andauernden  Kälte  in  immer  stärkerem  Maße  gestiegen  und  in- 
folgedessen Schwierigkeiten  in  der  Wagengestellung  für  Brennstoffe, 
b<  sonders  im  Ruhrgebiet,  eingetreten  seien.  Diese  Schwierigkeiten 
seien  zur  Hauptsache  auf  die  verzögerte  Ent-  und  Beladung  der 
\X  agen  zurückzuführen,  so  daß,  um  die  im  volkswirtschaftlichen  ln- 
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leresse  dringend  notwendige  Kohlenversorgung  ungehindert  durch- 
führen zu  können  und  die  Bergarbeiter  vor  Feierschichten  zu  bewah- 
ren, die  vorübergehende  Erhöhung  des  Standgeldes  zur  Beschleuni- 
gung nicht  zu  umgehen  gewesen  sei.  Sobald  normale  Entladever- 
hältnisse eintreten  würden,  würde  die  Maßnahme  sofort  wieder  auf- 
gehoben werden.  Dies  ist  insofern  mit  Wirkung  vom  2,  März  ge- 
schehen, als  den  Reichsbahndirektionen  die  selbständige  Aufhebung 
übertragen  wurde,  sobald  in  den  Bezirken  der  normale  Zustand  wie- 
der eingetreten  sei.  Gleichzeitig  wurden  die  Reichsbahndirektiorien 
ermächtigt,  über  die  Erstattung  von  erhobenen  Standgeldern  selbstän- 
dig zu  entscheiden. 

Den  Mitgliedern  und  örtlichen  Vereinigungen  wurde  anheimge- 
stellt, die  Erstattung  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Schwierigkei- 
ten, die  durch  die  Schnee-  und  Frostperiode  besonders  für  das  Fuhr- 
gewerbe eingetreten  waren,  zu  beantragen  und  im  Ablehnungsfälle 
der  Geschäftsleitung  Mitteilung  zu  machen. 

Da  derartige  Mitteilungen  bisher  nicht  erfolgt  sind,  ist  anzuneh- 
men, daß  die  Reichsbahndirektionen  von  der  erteilten  Ermächtigung 
in  zufriedenstellender  Weise  Gebrauch  gemacht  haben, 

24,  Zollabfertigungs-  und  Zollvoriührungsgebühren. 

Hinsichtlich  der  Zollabfertigungsgebühren  bei  Abfertigung  von 
Zollsendungen  in  inländische  Bahnhöfe  sind  wiederholt  Klagen  geführt 
worden  darüber,  daß  diese  Gebühren  an  den  einzelnen  Grenzbahn- 
höfen verschieden  berechnet  werden.  Insbesondere  ist  es  als  unge- 
rechtfertigt bezeichnet  worden,  daß  neben  den  Vorführungsgebüh- 
ren noch  besondere  Abfertigungsgebühren  erhoben  werden  auch 
dann,  wenn  die  Eisenbahn  nicht  an  der  Abfer- 
tigung beteiligt  ist.  Unsere  Bemühungen,  eine  Aenderung 
in  der  Berechnung  herbeizuführen,  haben  bisher  kein  Ergebnis  ge- 
habt, ln  der  Angelegenheit  haben  wir  an  den  Ausschuß  der  Ver- 
kehvsinteressenten  durch  Herrn  Konsul  Vollbrecht  nach  Anhörung  der 
Grenzverbände  folgenden  Antrag  gestellt; 

,,Wir  beantragen,  als  Erläuterung  eine  neue  Ziffer  4 aufzu- 
nehmen: 

4)  Sofern  die  Betreibung  der  Zoll-  oder  Steuerbehandlung  auf 
privatem  Anschlußgleis  oder  auf  privatem  Güterboden  ge- 
schieht, bei  der  die  Eisenbahn  nicht  mitwirkt,  wird  keine 
Gebühr  erhoben, 

Begründung : 

Grundsätzlich  werden  Nebengebühren  nur  dann  erhoben,  wenn 
die  Eisenbahn  außerhalb  des  Frachtvertrages  eine  Leistung  über- 
nimmt, Dieser  Grundsatz  ist  bei  der  Erhebung  von  Zollabferti- 
gungsgebühren verlassen  worden,  und  zwar  zuerst  im  Jahre  1921, 
als  die  Reichsbahnverwaltung  infolge  der  Grenzberichtigung  un- 
gcw’öhnlich  hohe  Kosten  durch  Anlegung  neuer  Zollbahnhöfe  über- 
nehmen mußte.  Nach  § 5 der  Eisenbahnzollordnung  hat  die  Eisen- 
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)ahn  auf  den  Zollbahnhöfen  Räume  und  Einrichtungen  unentgeltlich 
’M  stellen  und  für  ihre  Aussattung,  Erwärmung,  Beleuchtung  und 
Reinigung  zu  sorgen,  doch  vertrat  man  damals  die  Auffassung,  daß 
lurch  diese  Bestimmung  nur  das  Verhältnis  zwischen  Eisenbahn- 
. erwaltung  und  Zollbehörde  geordnet  und  somit  einer  angemesse- 
len  Heranziehung  der  Verkehrtreibenden  zu  den  Gesamtkosten 
les  Frachtführers  nicht  vorgegriflen  wird.  Zur  Durchführung  der 
leuen  Tarifmaßnahme  wurde  beschlossen,  die  Erhebung  der  Abfer- 
igung  nicht  mehr  an  die  Voraussetzung  der  bahnseitigen 
\usführung  der  zollamtlichen  Abfertigung  zu  knüpfen.  Seit 
dieser  Zeit  und  auch  nach  Einführung  der  festen  Währung  ist  dieser 
^^ustand  beibehalten  worden.  Er  hat  wiederholt  zu  lebhaften  Aus- 
jinandersetzungen  mit  den  Reichsbahndirektionen  geführt,  jedoch 
,var  dem  Verkehrstreibenden  auf  Grund  der  heutigen  Tariflage  jede 
Vlöglichkeit  genommen,  in  den  Fällen,  in  denen  die  Eisenbahn  bei 
der  zollamtlichen  Abfertigung  nicht  mitwirkt,  diese  Gebühr  zurück- 
merhalten.  Besonders  nachteilig  wirken  sich  die  Kosten  bei  den 
irmen  aus,  die  ein  eigenes  Anschlußgleis  besitzen.  Hier  kommen 
weder  Schreibarbeiten  noch  Gestellung  von  Räumen  oder  Unter- 
laltung  von  Gleisanlagen  seitens  der  Bahnverwaltung  in  Betracht, 
o daß  der  Erhebung  dieser  Gebühr  keinerlei  persönliche  noch 
■iichliche  Aufwendungen  gegenüberstehen.  Unsere  Mitglieder 
s enden  sich  gegen  die  jetzige  Handhabe  des  Tarifs,  zumal  sie  hohe 
Aufwendungen  für  die  Unterhaltung  des  mit  Zustimmung  der 
Reichsbahn  hergestellten  Anschlusses  machen  müssen.  Wir  hal- 
ten diesen  Anspruch  für  berechtigt  und  sehen  uns  veranlaßt,  die 
]:,rgänzung  des  Tarifs  — wie  vorstehend  — zu  beantragen," 

Die  Zollvorführungsgebühr  wird  auf  einzelnen  Grenzbahnhöfen 
\e  schieden  berechnet;  während  im  Westen  nur  eine  einmalige  Ge- 
bühr erhoben  wird,  wird  im  Osten  außer  der  eigentlichen  Vorführungs- 
gel >ühr  noch  eine  zweite  Vorführungsgebühr  zum  Zwecke  der  zoll- 
;ur  fliehen  Beschau  berechnet.  Gegen  die  Erhebung  dieser  Gebühr 
ist  auch  vom  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie  Einspruch  er- 
ho  len  worden.  Die  Angelegenheit  ist  noch  in  der  Schwebe,  wir  wer- 
de 1 sie  indes  weiter  verfolgen  in  dem  Sinne,  daß  die  ungerechtfertigt 
er;  cheinende  Gebühr  künftig  wegfällt. 


VII  Rechtsfragen. 

Bearbeitet  von  Geh,  Justizrat  Merfeld  bei  der  Geschäftsleitung 

des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  V, 

I.  Allgemeines. 

1.  Geschäftsbedingungen. 

(1)  Im  modernen  Verkehr  spielen  allgemeine  Geschäftsbedingun- 
gen, die  einzelne  Unternehmer  oder  Verbände  für  ihre  Verträge  oder 
Verbände  für  die  Verträge  ihrer  Mitglieder  aufstellen,  eine  Rolle, 
deren  Bedeutung  nicht  hoch  genug  veranschlagt  werden  kann.  Das 
großartigste  Beispiel  dafür  waren  die  Bedingungen  der  Eisenbahn- 
Unternehmungen,  in  Deutschland  früher  irreführend  Betriebsregle- 
ments genannt.  An  ihre  Stelle  ist  seit  dem  1,  1.  1900  die  Eisen- 
bahn-Verkehrs-Ordnung  getreten,  die  ihrer  Natur  nach  von  den  soge- 
nannten Betriebsreglements  verschieden  ist;  während  diese  Regle- 
ments Geschäftsbedingungen  waren,  die  als  Bestandteil  der  im  ein- 
zelnen Falle  abgeschlossenen  Verträge  Rechtswirkung  erlangten,  ist 
die  EVO,  eine  Rechtsverordnung  von  gesetzesgleicher  Kraft.  Die 
meisten  ihrer  Rechtssätze  haben  dadurch  eine  erhöhte  Bedeutung, 
daß  sie  durch  Sonderabreden  für  den  einzelnen  Fall  nicht  durch  an- 
dere Vorschriften  ersetzt  werden  können;  sie  sind  also,  wie  man  sagt, 
nicht  nachgiebig,  sondern  zwingend. 

Jetzt  noch  sind  von  großer  Bedeutung  unter  den  wirklichen  Ge- 
schäftsbedingungen die  Allgemeinen  Deutschen  Seeversicherungs-Be- 
dingungen, die  im  Jahre  1919  von  den  deutschen  Seeversicherern  nach 
Beratungen  mit  deutschen  Handelskammern  und  Fachverbänden  neu 
herausgegeben  sind.  Sie  enthalten  eine  lehrreiche  und  sehr  ein- 
gehende Regelung  des  gesamten  Gebietes  der  Seeversicherung,  Von 
nicht  geringerer  Bedeutung  sind  die  Allgemeinen  Deutschen  Spedi- 
teurbedingungen, Sie  werden  im  Geschäftsbericht  an  anderer  Stelle 
besonders  behandelt, 

(2)  Wie  sich  aus  der  Natur  der  Geschäftsbedingungen  ergibt,  liegt 
darin,  daß  die  Beteiligten  für  ihre  künftigen  Geschäfte  die  Anwen- 
dung bestimmter  Bedingungen  beabsichtigen  und  verabreden,  in  der 
Regel  kein  Vertrag;  keiner  der  Beteiligten  ist  daran  gebunden,  solche 
Geschäfte  mit  einem  der  anderen  Teile  zu  machen,  ist  also  auch  nicht 
an  den  Inhalt  der  Bedingungen  gebunden,  abgesehen  davon,  daß  er 
im  Innenverhältnis  zu  seinem  Verbände  verpflichtet  sein  kann,  die 
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Be  Jingunoen  anzuwenden,  Abj^esehen  von  diesen  eben  erwähnten 
Beziehunj>en  des  Einzelniitjsliedes  zu  seinem  Verbände  handelt  es  sich 
also,  solanjJe  nicht  auf  Grund  der  fest{^ele<4ten  Bedin<^unj>en  ein  ein- 
ze  ner  bestimmter  Vertraj^  zustande  gekommen  ist,  bei  der  Festlegung 
de-  Bedingungen  um  unverbindliche  Aeußerungen  über  das,  was 
mj  n für  die  Zukunft  vorhat. 

Verwandt  mit  diesen  Geschäftsbedingungen  sind  Abreden  zwi- 
schen gewerblichen  Gruppen,  worin  Preise,  Verkaufsbedingungen  und 
de  -gleichen  festgelegt  werden.  Hier  tritt  eine  rechtliche  Bindung 
SG  ort  ein,  sei  es  zu  Lasten  und  zu  Gunsten  der  Verbände,  sei  es  zu 
Le  stell  und  zu  Gunsten  der  Mitglieder  der  Verbände.  Bei  solchen  Ab- 
reilen  pflegt  ein  Zeitraum  festgesetzt  zu  werden,  für  den  solche  Ab- 
reden gelten  sollen,  sei  es  kalendermäßig,  sei  es  durch  Bestimmimg 
eir  er  Kündigungsfrist.  In  Ermangelung  einer  solchen  Bestimmung 
kam  jeder  der  beteiligten  Verbände  die  Abrede  jederzeit  mit  sofor- 
tiger Wirkung  aufheben.  Unter  die  zuletzt  erwähnte  Gruppe  von  Ab- 
reilen  gehören  als  wichtigste  Beispiele  die  Tarifverträge  zwischen  den 
eir  zelnen  Unternehmern  oder  Arbeitgeberverbänden  auf  der  einen 
Se  te  und  den  tariffähigen  Arbeitnehmerverbänden  auf  der  anderen 
Se  te. 

Daß  abgesehen  hiervon  die  Vereinbarung  von  Bedingungen  für 
küiftige  Geschäfte  nicht  Vertragsnatur  hat,  ist  in  der  Rechtsprechung 
mehrfach  anerkannt  worden,  hat  also  auch  praktische  Bedeutung. 
Solche  praktischen  Folgen  hat  z,  B,  das  Reichsgericht  in  der  Entschei- 
duig  Band  58  S,  155  der  amtlichen  Sammlung  gezogen,  ferner  in  der 
Entscheidung  in  der  Juristischen  Wochenschrift  1905  S,  401  Nr,  28; 
ve  gl,  andererseits  hierzu  das  Reichsgericht  bei  Warne-yer  Rechtspre- 
ch mg  1911  S.  403  Nr.  362  und  1914  S.  455  Nr.  320. 

Die  beiden  zuletzt  genannten  Urteile  beziehen  sich  auf  die  Frage, 
ob  eine  Erklärung,  worin  ein  Kunde  einer  Bank  den  Bankbedingun- 
ge  1 zustimmt,  den  preußischen  landesgesetzlichen  Vorschriften  über 
de  1 Stempel  für  Sicherstellung  von  Rechten  unterliegt,  weil  nach  den 
Bedingungen  die  in  den  Besitz  der  Bank  gelangten  Werte  des  Kunden 
füi  alle,  auch  für  die  künftigen  Ansprüche  der  Bank  haften.  Dieselbe 
Frige  wird  in  einem  neueren  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  2,  10,  28 
(Juristische  Wochenschrift  1929  S.  319)  behandelt.  Es  ist  deshalb 
voi  besonderer  Bedeutung,  weil  es  sich  darauf  bezieht,  unter  wel- 
ch m Voraussetzungen  anzunehmen  ist,  daß  sich  der  Kunde  der  Bank 
dei  Bankbedingungen  unterworfen  habe.  In  dem  Urteil  wird  im 
G(  gensatz  zu  den  bei  Warneyer  abgedruckten  Entscheidungen  die 
St  jmpelpflicht  verneint,  weil  sich  in  dem  zuletzt  entschiedenen  Falle 
de  • Kunde  nicht  mit  den  Bankbedingungen  einverstanden  erklärt, 
so  idern  nur  ihren  Empfang  und  den  Eingang  des  dazu  gehörenden 
U(  bersendungsbriefes  der  Bank  bestätigt  hatte.  Es  heißt  in  den 
Gl  ünden: 

„Die  Allgemeinheit  weiß,  daß  Banken  ihren  Abschlüssen  allge- 
m<  ine  Bedingungen  zugrunde  legen.  Wer  mit  einer  Bank  ein  Ge- 
sc  läft  eingeht,  ist  deshalb  an  die  allgemeinen  Bedingungen  gebunden, 
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wenn  ihm  vorher  Gelegenheit  gegeben  ist,  von  ihrem  Inhalt  Kenntnis 
zu  nehmen.  Das  hat  im  Streitfälle  die  Bank  zu  beweisen.  Diesen 
^ Beweis  sicherte  sie  sich  durch  das Empfangsbekenntnis.“ 

Es  wird  dann  weiter  ausgeführt,  es  sei  zwar  ein  Vertrag  über  die 
sofortige  Sicherstellung  (Nr,  17  der  Bedingungen)  nicht  zustande  ge- 
» kommen,  wenn  aber  später  eines  der  vorgesehenen  Geschäfte  ge- 

schlossen werde,  so  werde  der  Inhalt  der  Nr,  17  gleich  dem  übrigen 
Inhalt  der  allgemeinen  Bedingungen  durch  stillschweigende  Verein- 
^ barung  des  Kunden  mit  der  Bank  zur  maßgebenden  Abrede, 

^ Im  übrigen  verweisen  wir  wegen  des  Wortlauts  des  Urteils  auf 

den  Abdruck  in  der  SSZ.  1929  Nr.  9 S.  151. 

2.  Vertragsklauseln. 

(3)  Es  ist  im  Handelsverkehr  gang  und  gäbe,  die  gegenseitigen 
Pflichten  der  Parteien  durch  knappe  Klauseln  auszudrücken.  Man 
spricht  von  fob,  franko  Waggon,  cif,  Frachtparität,  frei  Berlin,  wie  ge- 
9 habt,  auf  Abruf  usw.  Eine  reichhaltige  Zusammenstellung  solcher 
Klauseln  enthält  ein  Aufsatz  von  Zander  in  Gruchot’s  Beiträgen  Band 
49  S,  573  ff,  und  774  ff.  Zahlreiche  Erörterungen  darüber  finden  sich 
in  den  gedruckten  Sammlungen  von  Auskünften  der  Handelskammern, 
besonders  in  den  Auskünften  der  früheren  Aeltesten  der  Kaufmann- 
schaft von  Berlin,  jetzt  der  Industrie-  und  Handelskammer  zu  Berlin. 
Die  Gesetze  enthalten  einzelne  Vorschriften  darüber,  wie  solche 
W Klauseln  zu  verstehen  seien,  z.  B.  was  unter  14  Jahr,  3 Monaten.  4 
‘ Monat,  unter  Anfang,  Mitte  oder  Ende  des  Monats  zu  verstehen  sei 

(§§  189  und  191  BGB,),  was  eine  Frist  von  8 Tagen  bedeute  (§  359 
Abs,  2 HGB.),  Auch  die  Wechsel-Ordnung  enthält  solche  Bestim- 
^ mungen  (z,  B.  Artikel  30  und  42).  Besonders  zahlreich  finden  sie  sich 

im  Seefrachtrecht  und  im  Seeversicherungsrecht. 

Im  allgemeinen  handelt  es  sich  dabei  um  bloße  Auslegungsregeln. 
♦ d,  h.  sie  kommen  erst  dann  zur  Anwendung,  wenn  es  nicht  möglich  ist. 
durch  Auslegung  zu  einem  anderen  Ergebnis  zu  kommen.  Hierdurch 
kann  es  sich  heraussteilen,  daß  die  gesetzliche  Auslegungsregel  über- 
haupt nicht  mehr  zutrifft,  weil  sich  der  Sprachgebrauch  geändert  hat. 
Bei  manchen  Regeln  wird  man  überhaupt  zweifeln  können  ob  sie 
mit  der  lebendigen  Sprache  übereinstimmen.  Wer  am  1.  4.  28  ein  Dar- 
lehn bekommt  und  sich  verpflichtet,  die  eine  Hälfte  in  8 Tagen,  die 
^ andere  Hälfte  in  14  Tagen  zurückzuzahlen,  wird  doch  wohl  meinen, 
er  solle  am  8,  und  15.  4.  zahlen,  nicht  aber,  wde  aus  § 359  Abs.  2 
HGB,  hervorgehen  würde,  am  9,  und  15,  4. 

Weit  größer  ist  natürlich  die  Unsicherheit  bei  Klauseln,  deren 
(Bedeutung  gesetzlich  nicht  festgelegt  ist.  So  bequem  sie  sind,  und  so 
häufig  sie  verwendet  werden,  so  oft  zeigt  sich  in  Streitfällen,  daß 
0 man  über  den  Sinn  recht  verschiedener  Meinung  ist  und  sein  kann 
und  daß  sich  die  Nächstbeteiligten  häufig  über  die  Bedeutung  der 
Klausel  für  denkbare  Fälle  nicht  klar  gewesen  sind.  Es  geht  damit 
wie  mit  anderen  viel  gebrauchten  Worten,  die  von  Mund  zu  Mund 
gehen,  bei  denen  siet*  aber  häufig  die  Leute  nichts  Bestimmtes  den- 
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keil  und  durch  deren  Verwendung  daher  häufig  unnützer  Streit  ent- 
steht. 

Die  Unsicherheit  wird  dadurch  noch  vergrößert,  daß  zum  Teil 
we  ligstens  wörtlich  dieselben  Ausdrücke  im  Auslande  verwendet  wer- 
den. Einzelne  haben  geradezu  internationale  Geltung,  z,  B.  die  aus 
dem  Englischen  entnommenen  Wörter  ,, fob"  (free  on  board)  und  ,,cif” 
(ccst  insurance  freight).  Andere  Wörter  brauchen  die  einzelnen  Völ- 
ke  jedes  in  seiner  Sprache,  oder  unter  wörtlicher  Uebersetzung  des 
in  ler  anderen  Sprache  benutzten  Wortes.  Die  Grundbedeutung  ist 
ja  dann  überall  dieselbe,  aber  in  einzelnen  Beziehungen  zeigen  sich 
dann  weitgehende  Abweichungen.  Die  Internationale  Handelskam- 
mer hat  eine  Zusammenstellung  solcher  Klauseln  und  der  Bedeutung, 
die  ihr  in  einer  großen  Reihe  von  Staaten  beigemessen  wird,  veran- 
staltet und  veröffentlicht.  Dabei  hat  sich  eine  verwirrende  Mannig- 
fal  igkeit  ergeben,  teilweise  schon  innerhalb  der  einzelnen  Länder, 
no  :h  mehr  aber  im  Vergleich  der  Länder  untereinander.  Die  Man- 
nigfaltigkeit innerhalb  der  Länder  zeigt  sich  besonders  in  Deutsch- 
lar d,  wie  bei  der  Natur  der  politischen  Entwicklung  Deutschlands 
un  i dem  unausrottbaren  Sondertrieb  der  Deutschen  begreiflich  ist. 

Die  Zweideutigkeit  oder  Mehrdeutigkeit,  die  den  Klauseln  an- 
ha  tet,  wenn  es  sich  um  ihre  Anwendung  auf  den  einzelnen  Fall  han- 
de  t,  besonders  aber,  wenn  die  zu  entscheidenden  Fälle  auf  besonde- 
ren seltenen  Umständen  beruhen,  macht  es  sehr  zweifelhaft,  ob  die 
Verwendung  der  Klauseln  wirklich  ein  Vorteil  ist.  Es  wäre  lebhaft 
zu  begrüßen,  wenn  sich  die  großen  Handelsmächte,  deren  es  ja  nicht 
so  sehr  viele  gibt,  über  die  Bedeutung  wenigstens  der  wichtigsten 
Kl  luseln  verständigen  könnten  in  der  Hoffnung,  daß  sich  die  kleine- 
ren Staaten  anschließen:  auf  eine  solche  Verständigung  ist  aber  vor- 
läi  fig  keinerlei  Aussicht,  wie  auch  der  Internationalen  Handelskam- 
m(  r klar  zu  sein  scheint, 

(4)  Eine  der  wichtigsten  Streitfragen,  die  bei  der  Verw  endung  von 
häufigen  Klauseln  auftreten,  ist  namentlich,  ob  sie,  wenn  sie  mit  dem 
Erfüllungsort  oder  dem  Ablieferungsort  oder  dem  Verladungsort  usw, 
Zusammenhängen,  nur  die  Frage  regeln  sollen,  wer  von  den  Beteilig- 
te 1 die  Kosten  der  Reise  zu  tragen  hat,  oder  ob  sie  auch  für  die  Frage 
des  Gefahrsüberganges  bestimmend  sind.  Eine  der  wichtigsten  Streit- 
fr;  gen  bezog  sich  auf  die  Klausel  ,,fob“.  Hatte  ein  binnenländischer 
V<  rkäufer  fob  eines  Seehafens  zu  liefern,  so  war  zweifelhaft,  ob  dies 
m r bedeute,  daß  er  die  Kosten  zu  tragen  habe,  die  durch  die  Be- 
fö  derung  von  seinem  gewerblichen  Sitz  bis  zu  dem  Seehafen  ent- 
st  inden,  oder  ob  er  bis  zu  der  Verladung  ini  Seehafen  auch  die  Gc- 
fa  ir  tragen  müsse,  also  ob  er  den  Anspruch  auf  den  Kaufpreis  verliere, 
w mn  ohne  sein  oder  des  Käufers  Verschulden  die  Ware  auf  der  Reise 
v(  n dem  gewerblichen  Sitz  des  Verkäufers  zum  Verladungshafen  ver- 
lo  en  gehe  oder  beschädigt  werde.  Nach  deutschem  Recht  hat  der 
V jrkäufer,  wenn  er  die  Ware  nach  einem  anderen  Ort  als  dem  Er- 
füllungsort  schickt,  nicht  die  Gefahr  zu  tragen  (§  447  Abs,  1 BGB.l; 
die  Gefahr  geht  auf  den  Käufer  über,  sobald  der  Verkäufer  die  Sache 
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dem  Spediteur,  dem  Frachtführer  oder  dem,  der  sonst  die  Versendung 
besorgt,  aushändigt.  Selbst  wenn  die  Parteien  vereinbaren,  daß  der 
Verkäufer  die  durch  die  Versendung  entstehenden  Kosten  tragen 
solle,  so  ist  daraus  noch  nicht  zu  entnehmen,  daß  der  Ort,  wohin  die 
Ware  geschickt  werde,  der  Erfüllungsort  sein  solle  (§  269  Abs.  3 
BGB,),  daß  also  die  Gefahr  erst  am  Bestimmungsort  auf  den  Käufer 
übergehe.  Gestützt  auf  diese  Vorschriften,  hat  man  in  Deutschland 
lange  Zeit  die  Klausel  ,,fob‘‘  dahin  aufgefaßt,  daß  der  Käufer  die  Ge- 
fahr schon  von  dem  Ort  an  zu  tragen  habe,  von  wo  aus  der  Verkäu- 
fer ihm  die  Ware  zusende,  daß  also,  wenn  ein  in  Breslau  w'ohnender 
Verkäufer  fob  Stettin  zu  liefern  habe,  die  Gefahr  auf  den  Käufer  schon 
übergehe,  wenn  der  Verkäufer  die  Ware  aus  Breslau  nach  Stettin  auf 
den  Weg  bringe.  Diese  Ansicht,  die  namentlich  auch  das  Reichs- 
gericht dauernd  vertreten  hat,  hatte  schon  damals  vielfach  Wider- 
spruch gefunden.  Schließlich  hat  das  Reichsgericht  den  bisherigen 
Standpunkt  in  einer  grundlegenden  Entscheidung  Band  106  S.  212  der 
amtlichen  Sammlung  verlassen  und  hat  anerkannt,  daß  der  V'erkäufer 
nach  der  Klausel  ,,fob  ‘ die  Gefahr  solange  zu  tragen  habe,  bis  die  zu 
liefernde  Ware  an  Bord  des  Seeschiffs  im  genannten  Hafen  gelangt  sei. 
Geht  also  die  Ware  vorher  ohne  Verschulden  eines  Beteiligten  zu- 
grunde oder  wird  sie  vorher  ohne  ein  solches  Verschulden  beschädigt, 
so  hat  der  Käufer  nichts  dafür  zu  zahlen;  geht  sie  auf  dem  Seeschiff 
hach  Verladung  zugrunde,  so  berührt  dies  die  Rechte  des  Verkäufers 
nicht  mehr.  Dieser  neuen  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  haben 
sich  die  Gerichte  gefügt.  Sie  entspricht  wohl  auch  der  in  Deutsdi- 
land  jetzt  allgemein  herrschenden  Verkehrsanschauung. 

Bei  der  Klausel  ,,cif‘  ist  derselbe  Zw^eifel  aufgetreten.  Es  findet 
sich  auch  hier  die  Behauptung,  ,,cif  Stettin"  bedeute  bei  einem  Ver- 
kauf aus  Breslau  nicht  nur,  daß  der  Verkäufer  bis  nach  Stettin  die 
Frachtkosten  und  die  Versicherungskosten  sow'ie  die  sonstigen  Un- 
kosten der  Reise  zu  tragen  habe,  sondern  daß  auch  die  Gefahr  erst 
in  Stettin  auf  den  Käufer  übergehe.  Weit  überwiegend  ist  jedoch  in 
Deutschland  die  entgegengesetzte  Ansicht,  wonach  ,,cif“  nur  für  die 
Unkosten  von  Bedeutung  sei.  Im  Ausland  ist  man  vielfach  anderer 
Ansicht, 

Bei  einer  Reihe  anderer  Klauseln  dreht  es  sich  auch  um  die  Frage 
des  Gefahrsiiberganges.  Hierbei  werden  öfter  seltsame  Behauptun- 
gen über  den  Sprachgebrauch  aufgestellt.  So  wird  entweder  allge- 
mein oder  für  einzelne  Geschäftszw'eige  ein  Unterschied  gemacht,  ob 
man  frei  eines  bestimmten  Ortes  zu  liefern  habe  oder  franko;  manche 
Leute  sehen  franko  als  eine  bloße  Unkostenklausel  an,  frei  dagegen 
als  eine  Klausel,  die  auch  den  Erfüllungsort  betrifft,  es  gibt  aber  auch 
genau  entgegengesetzte  Ansichten, 

Vergl.  hierzu  die  Angaben  im  Urteil  des  Reichsgerichts  Band  106 
S.  214,  auch  die  Mitteilung  der  Handelskammer  Mannheim  in  der  SSZ, 
1928  Nr.  32  S.  601.  — 21  260  — 

(5)  Der  zu  (4)  besprochene  Streit  dreht  sich  in  erster  Reihe  um 
das  Verhältnis  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  und  berührt  den  Soe- 
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diteiir  verhältnismäßig  wenig.  Aber  auch  hier  kommt  es  vor,  daß 
der  Spediteur  in  den  Streit  gezogen  wird. 

Als  Einzelheiten  erwähnen  wir; 

Ein  Binnenspediteur  hat  für  einen  Kunden  drei  Kisten  Stahlwaren 
zur  Lieferung  fob  Hamburg  übernommen,  und  zwar  zur  Lieferung  an 
die  Ueederei  N,  N,  Der  vom  Binnenspediteur  beauftragte  Hamburger 
Spediteur  lieferte  die  Kisten  an  den  Kai,  Als  die  Kisten  an  Bord 
gesc  lafft  w'urden,  fielen  sie  ins  Wasser,  Der  Hamburger  Spediteur 
behcuptete,  die  Foblieferung  sei  dadurch,  daß  die  Kisten  an  den  Kai 
geh«  fert  worden  seien,  nach  Hamburger  Geschäftsbrauch  erledigt 
gewesen,  weil  die  Reederei  N,  N,  im  freien  Strom  lösche,  daher  die 
Gütrr  am  Kai  aufnehme  und  durch  Schuten  an  Bord  bringe.  Aber 
aucf  die  Reederei  lehnte  jede  Schadensersatzpflicht  ab, 

ln  diesem  Falle  konnte  der  Binnenspediteur  für  den  Schaden 
nich;  verantw'ortlich  gemacht  werden,  weil  für  den  ihm  erteilten  Auf- 
trag die  ADSp,  galten,  er  also  trotz  § 413  HGB,  nach  § 55  c der  ADSp, 
nich  als  Frachtführer  haftete  und  nur  verantwortlich  war,  wenn  er 
selb:  t ein  Verschulden  begangen  hatte,  im  übrigen  nur  verpflichtet 
war  die  Ansprüche,  die  ihm  gegen  den  Hamburger  Spediteur  wegen 
eine»  von  diesem  etwa  begangenen  Versehens  zustanden,  oder  die  dem 
Han  burger  Spediteur  gegen  die  Reederei  elwa  zustehenden,  dem 
Binr  enspediteur  zu  übertragenden  Ansprüche  seinem  Auftraggeber 
abzi  treten.  Es  heißt  dann  in  unserem  Gutachten; 

Liegt  ein  Verschulden  auf  keiner  Seite  vor,  so  ist  entscheidend,  wer 
die  delahr  trägt,  also  wer  für  einen  unverschuldeten  Schaden  aufzu- 
kommen hat.  Bei  einer  Lieferung  ,,fob‘‘  gilt  der  Grundsatz,  daß  für 
einen  vor  der  Lieferung  an  Bord  eintretenden  Schaden,  der  auf  einem 
bloßen  Zufall  beruht,  der  Verkäufer  haftet.  Hierbei  bleibt  es  auch 
dann,  wenn  die  Reederei,  wie  in  Hamburg  unter  bestimmten  Umstän- 
den üblich,  bei  Lieferung  an  den  Kai  für  eigene  Rechnung  die  Güter 
vom  Kai  auf  eine  Schute  lädt  und  dann  von  der  Schute  auf  ihren 
Dan  pfer  überlädt.  In  den  meisten  Schiffszetteln  ist  ein  ausdrück- 
lich ;r  Hinweis  enthalten,  daß  das  Leichterrisiko  der  Anbordlieferung 
der  Verlader  zu  tragen  hat;  auch  im  vorliegenden  Falle  soll  der 
Sch  ffszettel  einen  solchen  Hinweis  enthalten  haben.  Es  besteht  in 
Hamburg  kein  hiervon  abweichender  Handelsbrauch, 

Der  Lieferant  hätte  sich  danach  durch  Versicherung  gegen  die 
Gef  ihr  eines  unverschuldeten  Schadens  so  decken  müssen,  daß  auch 
Unf  die  während  der  Uebernahme  vom  Kai  auf  das  Schiff  darunter 
•gefcllen  wären,  — 18  510  — 

(6)  Häufiger  wird  der  Spediteur  von  einem  Streit  betroffen,  wenn 
es  s ch  darum  handelt,  welche  Kosten  der  Käufer  und  welche  Kosten 
.der  Verkäufer  zu  vergüten  hat.  z.  B.  wenn  bei  Foblieferung  ein  Spedi- 
teur für  den  Verkäufer,  ein  anderer  für  den  Käufer  tätig  ist  und  wenn 
es  der  Abgrenzung  bedarf,  welche  Kosten  der  eine  und  welche  Kosten 
der  andere  auszulegen  und  seinem  Auftraggeber  zu  berechnen  habe. 
Die  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  ist  nicht  selten  recht  unsicher, 
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Wir  haben  in  folgendem  Falle  zu  einer  Meinungsäußerung  Gelegenheit 
gehabt; 

Deutsche  Verkäufer  hatten  Waren,  die  zur  Ausfuhr  nach  Finn- 
land bestimmt  waren,  ,,fob  Lübeck"  zu  liefern.  Sie  ließen  die 
Waren  durch  binnenländische  Spediteure  in  Sammelladungen  an  einen 
von  ihnen  oder  dem  binnenländischenSpediteur  beauftragtenLübecker 
Spediteur  N,  N.  gehen.  N.  N.  lieferte  die  Waren  in  den  Kaischuppen 
der  Reederei,  der  der  Käufer  oder  sein  Vertreter  die  Beförderung 
\on  Lübeck  nach  Finnland  übertragen  hatte.  Bei  der  Verschiffung 
irkte  die  von  dem  finnischen  Käufer  beauftragte  Spediteurfirma  K. 
& T,  mit.  Die  Firma  N,  N.  ist  der  Ansicht,  die  Aushändigung  der 
Güter  an  die  Kaischuppen  stehe  einer  Lieferung  ,,fob  Lübeck"  gleich. 
Dagegen  behauptet  die  Fa,  K.  & T,,  die  Kosten,  die  bis  zur  Lieferung 
an  Bord  des  Seeschiffes  enständen,  gehörten  zu  den  Kosten,  die  der 
mit  der  Foblieferung  beauftragte  Spediteur  zu  tragen  habe.  Sie 
führt  als  Grund  für  die  Entstehung  solcher  Kosten  an; 

Sie  habe  die  Verladescheine  und  Konnossemente  auszuschreiben, 
habe  darauf  zu  achten,  daß  ein  rechtzeitig  abgehendes  Schiff  zur  Ver- 
ladung benutzt  werde,  und  habe  die  Verbringung  der  Güter  an  Bord 
zu  überw'achen.  Für  diese  Tätigkeiten  müsse  ihr  eine  Vergütung  ge- 
zahlt werden.  Sie  habe  außerdem  Anspruch  auf  Erstattung  ihrer 
Auslagen  an  Porti,  Vordrucken  und  dergl. 

Die  Firma  K.  & T.  hat  von  der  Firma  N.  N,  und  ihren  Auftrag- 
gebern Vergütung  dieser  Gebühren  und  Auslagen  verlangt.  Als  dies 
verweigert  wurde,  hat  sie  sich  an  ihre  finnländischen  Auftraggeber  ge- 
wandt. Im  Briefw'echsel  hat  die  Firma  K.  & T.  behauptet-,  die  bin- 
nenländischen Spediteure  und  der  von  ihnen  beauftragte  Hafenspedi- 
ieur  gäben  ihren  Kunden  und  den  ausländischen  Erwerbern  dadurch 
etw'as  wahrheitswidriges  an,  daß  sie  vorgeben,  sie  hätten  ,,fob‘‘  ge- 
liefert, während  sie  die  zur  Foblieferung  gehörenden,  von  der  Firma 
K.  & T.  besorgten  Verrichtungen  nicht  ausgeführt  hätten  und  nicht 
bezahlen  wollten. 

Einer  der  beteiligten  Hafenspediteure  und  der  binnenländische 
Spediteur,  der  ihm  die  Aufträge  gegeben  hatte,  haben  sich  mit  einer 
Beschwerde  über  das  Verhalten  der  Firma  K.  & T.  an  uns  gewandt. 
Wir  haben  folgendes  Gutachten  erstattet; 

Nach  der  eigentlichen  Bedeutung  der  Worte  ,,fob  Lübeck"  hätte 
der  Verkäufer  die  Kosten  zu  tragen,  die  entstehen,  bis  die  Güter  an 
Bord  des  Dampfers  gelangt  sind.  Daran  kann  kein  Zweifel  sein. 
Allein  durch  Handelsbrauch  kann  der  Ausdruck  eine  andere  Bedeu- 
tung bekommen  haben.  In  den  vorliegenden  Fällen  haben  die  Ver- 
käufer und  die  von  ihnen  zugezogenen  Spediteure  nur  die  bis  zum 
Kaischuppen  der  Reedereien  entstandenen  Beförderungskosten  getra- 
gen und  die  Reedereien  haben  die  Beförderung  von  dem  Kaischuppen 
auf  das  Schiff  für  eigene  Rechnung  oder  für  Rechnung  der  Käufer 
besorgt.  Keiner  der  Beteiligten  ist  auf  den  Gedanken  gekommen, 
daß  die  Verkäufer  diese  Beförderungskosten  erstatten  müßten.  Auch 
die  Firma  K.  & T.  behauptet  dies  nicht.  Damit  stimmt  auch  das 
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Gutachten  der  Handelskammer  Lübeck  — Haienverkehrs-Zeitung  \r„ 
44  on  1928  S,  5 — überein.  Es  heißt  hier: 

,,4.  Im  Stückgutverkehr  der  Lübeckischen  Linienschiffahrt  be- 
steht vielfach  der  Brauch,  daß  das  Schiff  von  sich  aus,  ohne  dafür 
besondere  Gebühren  zu  berechnen,  das  Verbringen  der  Ware  vom 
Kaischuppen  auf  das  Schiff  besorgt,“ 

In  gewissem  Sinne  ist  danach  jedenfalls  richtig,  daß  in  Fällen  der 
vorliegenden  Art  der  Lieferung  ,,fob  Lübeck“  der  Verkäufer  nur  bis 
zuir  Kaischuppen  der  Reedereien  auf  seine  Kosten  zu  liefern  braucht. 

Sicher  ist  weiter,  daß  ein  Teil  der  Kosten,  die  nach  Ansicht  der 
Firria  K,  & T,  die  Verkäufer  zu  tragen  haben  sollen,  zu  Lasten  der 
Käcfcr  gehen.  Es  herrscht  allgemein  oder  fast  allgemein  Uebercin- 
stiir  mung,  wenigstens  in  Deutschland,  darüber,  daß  der  Käufer,  der 
fob  eines  Seehafens  gekauft  hat,  das  Schiff,  das  die  Waren  an  Bord 
neh  nen  soll,  zu  besorgen,  den  Frachtvertrag  mit  der  Reederei  zu 
schließen,  die  rechtzeitige  Bereitstellung  des  Schiffes  zu  veranlassen 
und  die  Ausstellung  der  Konnossemente  auf  seine  Kosten  durchzufüh- 
ren hat. 

Vergl.  den  Aufsatz  E.  A.  E.  in  der  Hafen-Verkehrs-Zeitung  vom 
8.  4 27  S.  7,  Auskunft  der  Industrie-  und  Handelskammer  Stettin  in 
der  SSZ,  1927  Nr.  42  S.  749. 

Diese  eigentlichen  Kosten  der  Verschiffung  — im  Gegensatz  zu 
der  Ueberführung  an  Bord  — gehen  also  jedenfalls  zu  Lasten  des 
Käufers.  Wenn  die  Firma  K.  & T,  die  beanspruchte  Vergütung  z.  T. 
dar  luf  stützt,  daß  sie  derartige  Leistungen  besorgt  hat,  so  ist  sie  ini 
Unr  jcht. 

Es  bleibt  noch  die  Vergütung  für  einzelne  von  dieser  Firma  er- 
wähnte Tätigkeiten  übrig,  so  die  Fürsorge,  daß  die  Reederei  die 
Gütsr  rechtzeitig  und  für  den  nächstfälligen  Dampfer  an  Bord  schaffe 
und  daß  die  Firma  die  sorgfältige  Ausführung  der  Ueberladung  uber- 
wacae.  Den  Auftrag,  dies  zu  besorgen,  hatte  die  Firma  K.  & F. 
nicht  vom  Verkäufer  oder  seinen  Spediteuren,  zu  denen  sie  überhaupt 
in  keinem  Auftragsverhältnis  stand,  sondern  nur  vom  Käufer,  Nach 
der  Abrede,  die  sie  mit  diesem  ihrem  Auftraggeber  getroffen  hatte, 
ist  ;.u  bestimmen,  ob  für  diese  Tätigkeit  etwas  besonderes  zu  berech- 
nen ist  oder  ob  die  Vergütung  dafür  in  dem  Entgelt  steckt,  den  der 
Auftraggeber  an  die  Firma  K.  & T,  für  ihre  gesamte  Tätigkeit  im  Ver- 
schiffungshafen zu  zahlen  hat.  Rechnet  man  die  erwähnten  Neben- 
täti  skeiten  der  Verschiffung  zu  denen,  die  der  Fobverkäufer  auf  seine 
Kosten  hätte  besorgen  müssen,  so  würde  der  Käufer  von  ihm  auf 
Grund  des  Kaufvertrages  unter  Umständen  einen  Anspruch  auf  Er- 
stattung haben.  Naheliegend  ist  ein  solcher  Anspruch  nicht;  einmal 
hänit  diese  Nebentätigkeit  mit  der  zu  Lasten  des  Käufers  gehenden 
Mitwirkung  bei  der  Verschiffung  eng  zusammen  und  dann  spricht 
gegm  die  Erstattungspflicht,  daß  der  Käufer,  soweit  zu  ersehen,  im 
vor,  LUS  vom  Verkäufer  oder  seinem  Beauftragten  niemals  die  U eber- 
nah me  der  in  Rede  stehenden  Tätigkeit  verlangt  hat.  Anders  wäre 
es  nur,  wenn  ein  feststehender  Handelsbrauch  dahin  ginge,  daß  der 


Verkäufer  diese  Kosten  zu  erstatten  habe.  Ein  solcher  Handels- 
brauch hat  sich  bisher  nicht  feststellen  lassen. 

Verfehlt  ist  es  demgegenüber,  wenn  die  Firma  K.  & T.  darauf  hin- 
weist, daß  das  Konnossement  ja  erst  aufgestellt  werden  könne,  wenn 
die  Ware  wirklich  an  Bord  gekommen  sei.  Wiewohl  dies  richtig  ist, 
kann  doch  ein  besonderer  Handelsbrauch  vorschreiben,  daß  die 
Kosten,  die  durch  die  Beförderung  vom  Kaischuppen  an  Bord  ent- 
stehen, zu  Lasten  der  Käufer  zu  rechnen  sind,  und  ein  solcher  Han- 
delsbrauch besteht  mehr  oder  minder  weitgehend  für  die  eigentlichen 
Beförderungskosten,  d.  h.  wegen  der  Vergütung  für  die  körperliche 
Ueberführung  der  Waren  vom  Kaischuppen  an  Bord,  Wenn  der  Um- 
stand, daß  Konnossemente  erst  nach  Verladung  an  Bord  ausgestellt 
werden  können,  einen  solchen  Handelsbrauch  nicht  hindert,  kann  die- 
ser Umstand  auch  nicht  von  entscheidender  Bedeutung  dafür  sein,  wer 
von  den  Beteiligten  die  Nebenkosten  der  Verschiffung  zu  tragen  hat. 
— 22  264  — 

(7)  In  einem  anderen  Falle  hatte  ein  Hamburger  Spediteur  mit 
dem  Verkäufer  ein  Abkommen  getroffen,  wonach  er  500  t Schrott 
„fob  Hamburg  bis  frei  Bord  Dampfer  Danzig“  liefern  sollte.  Der  Auf- 
traggeber des  Hamburger  Spediteurs  war  der  Ansicht,  daß  zu  den 
Kosten,  die  der  Spediteur  danach  zu  tragen  hatte,  auch  die  Kosten 
gehörten,  die  in  Danzig  durch  das  Löschen  entständen.  Der  Spedi- 
teur bestreitet  dies;  er  behauptet,  die  Klausel  bedeutet  nicht  das- 
selbe wie  ,,frei  Reeling  Danzig-Neufahrwasser,  frei  auf  den  Kai  m 
Danzig“, 

Wir  haben  folgende  Auskunft  gegeben: 

Uebernimmt  der  Verfrachter  oder  Spediteur  eine  Beförderung  bis 
frei  Bord  Dampfer  Danzig,  so  muß  der  Dampfer  das  Gut  aus  dem 
Raum  anschlagen  (Stauerarbeit)  und  es  mit  seinem  Ladezeug  (Ladebäu- 
men und  eigenen  Winchen)  aus  dem  Raum  bis  zum  Bord,  frei  Reeling 
des  Schiffes,  liefern.  Damit  hat  der  Spediteur  seine  Pflicht  erfüllt. 
Das  Herabschaffen  von  Bord  oder  von  frei  Reeling  des  Schiffes  ist 
Sache  des  Empfängers;  diese  Kosten  gehören  zur  Lieferung  frei  Kai 
und  werden  besonders  berechnet. 

Diese  Auskunft  beruht  auf  den  Danziger  Platzgebräuchen.  — 
43  474  — 

(8)  Nicht  ganz  einfach  ist  die  Abrechnung  der  Kosten,  wenn  eine 
Ware  frei  Bahnwagen  des  Absendungsortes  zu  liefern  ist.  ln  einem 
uns  vorgelegten  Falle  hatte  die  Verkäuferin  die  Ware,  die  mit  dem 
Schiff  ankam,  aus  dem  Schiff  waggonfrei  zu  liefern.  Es  war  zweifel- 
haft, wer  die  durch  Zollabfertigung,  Expedition  usw.  entstehenden 
üblichen  Nebenkosten  zu  tragen  habe. 

In  einem  solchen  Falle  kommt  es  in  erster  Reihe  darauf  an,  zu 
ermitteln,  was  die  Parteien  gemeint  haben,  Bieten  die  Abreden  und 
die  sonstigen  Umstände  hierfür  keinen  Anhalt,  so  gilt  das  Folgende; 

Wenn  eine  Ware  frei  Waggon  des  Absendungsortes  zu  liefern  ist, 
hat  der  Verkäufer  die  Kosten  des  Einladens  in  den  Waggon  zu  tragen. 
Diese  Ansicht  vertritt  die  Auskunft  der  Handelskammer  zu  Berlin  Nr, 
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254  3 von  1902  (Sammlung  Bd.  1 S,  48  Nr.  75).  Derselben  Ansicht  ist 
Zar  der  in  Gruchot's  Beiträgen  Bd.  49  S,  787  und  788  und  sie  ist  in 
dem  Prozeß,  den  das  Reichsoberhandelsgericht  (Bd.  8 S.  284  der  ge- 
dru:kten  Urteile)  entschieden  hat,  von  den  unteren  Instanzen  gebil- 
ligt und  vom  Reichsoberhandelsgericht  nicht  beanstandet  worden. 
Aul  derselben  Anschauung  beruht  eine  Reihe  von  Handelsbräuchen, 
die  für  einzelne  Geschäftszweige  von  den  Industrie-  und  Handelskam- 
mei  n festgelegt  sind,  so  für  den  Holzhandel  (§  7 Abs.  2,  Gutachten  der 
Ael  testen  der  Kaufmannschaft  Bd.  1 S.  273),  und  Berliner  Handels- 
brä  iche  für  Getreide  usw.  Abschnitt  ,,Malz“  (§  5 neue  Sammlung  der 
Gutachten  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  Bd.  1 S.  722).  Für  eine 
Reiie  von  Geschäftszweigen  ist  das  Bestehen  der  erwähnten  Auffas- 
sun  > weiter  anerkannt  worden,  so  für  den  Kartoffelhandel  in  dem 
Gul  achten  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  vom  5.  4, 
190  5 (Sammlung  Bd.  3 S.  317  Nr.  40)  und  in  gewissen  sächsischen  Ge- 
schiiftszweigen  (Auskunft  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  in  Ber- 
lin , om  15.  3.  1907,  neue  Sammlung  Bd.  2 S.  44  Nr.  14). 

Nach  der  erwähnten  Auffassung  hat  der  Verkäufer  auch  die 
Kosten  zu  tragen,  die  das  Einladen  vorbereiten.  Deshalb  heißt  es  in 
der  Auskunft  der  Handelskammer  Berlin  Nr,  2543  von  1902,  der  Ver- 
käufer habe  die  Ware  frei  von  Kosten  am  Abladeort  zu  versenden, 
Au(  h bei  der  Lieferung  vom  Schiff  auf  den  Bahnwagen  muß  danach 
der  Verkäufer,  wenn  der  Ablader  waggonfrei  zu  liefern  hat,  die  übli- 
che 1 Nebenspesen  für  Zollabfertigung,  Expedition  usw,  tragen  

375  ) — 

3-  Aufbewahrung  von  Urkunden, 

(9)  Es  sind  öfter  Zweifel  geäußert  worden,  wie  lange  der  Spedi- 
teu!  seine  Geschäftsbücher,  die  Belege  und  sonstige  Urkunden  auf- 
zub  jwahren  verpflichtet  sei.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  sich  jeder 
Kai  fmann  bemühen  wird,  in  seinem  Geschäft  nicht  länger  als  notwen- 
dig entbehrlichen  Ballast  aufzubewahren,  l^ür  den  Spediteur  gilt 
für  seine  Aufbewahrungspflicht  wie  für  die  Möglichkeit,  sich  davon  zu 
befi  eien,  im  wesentlichen  nichts  anderes  als  für  andere  Kaufleute,  die 
freiide  Geschäfte  besorgen. 

Wir  verweisen  wegen  der  Dauer  der  Aufbewahrungspflicht  und 
wejen  der  damit  zusammenhängenden  Fragen  auf  unsere  Mitteilung 
in  { er  SSZ.  1929  Nr,  4 S,  61.  Es  ist  danach  zu  unterscheiden: 

a)  zwischen  Geschäftsbüchern,  eingegangenen  Briefen  und  Durch* 
sch  ägen  oder  Abschriften  abgegangener  Briefe  auf  der  einen  Seite 
und 

b)  sonstigen  Urkunden  (Belegen  und  dergl.)  auf  der  anderen 
Seil  e. 

Für  Geschäftsbücher  und  Briefe  gilt  die  gesetzliche  Frist  von 
10  lahren,  für  die  übrigen  Urkunden  besteht  keine  gesetzliche  Frist; 
bez  eben  sich  die  zuletzt  genannten  Urkunden  auf  einen  einzelnen 
Kui  den,  so  kann  der  Spediteur  von  ihm  die  Rücknahme  verlangen 
— : 8 066  — 
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4.  Falsche  oder  verfälschte  Urkunden, 

(10)  Es  scheint  selbstverständlich,  daß  eine  Urkunde,  die  nicht 
von  dem  herrührt,  den  sie  als  ihren  Aussteller  angibt,  die  also  fälsch- 
lich angefertigt  ist,  für  den  scheinbaren  Aussteller  nicht  bindend  ist, 
und  ebenso,  daß  bei  einer  Urkunde,  deren  Inhalt  unbefugt  geändert, 
die  also  verfälscht  ist,  der  geänderte  Inhalt  für  den  Aussteller  keine 
bindende  Kraft  hat.  In  der  Tat  ist  dies  die  Regel,  die  aber  wie  alle 
anderen  ihre  Ausnahmen  hat. 

a)  Von  besonderer  Bedeutung  können  falsche  oder  verfälschte 
Urkunden  werden,  wenn  es  sich  nicht  um  die  Neubegründung  von 
Rechtsverhältnissen  handelt,  sondern  auch,  abgesehen  von  den  zu  b) 
erwähnten  Urkunden,  um  die  Erfüllung  bestehender  Pflichten.  Wenn 
allerdings  der  Schuldner  einen  nur  der  Art  nach  bestimmten  Gegen- 
stand zu  leisten  hat,  also  namentlich  Geld  schuldig  ist.  so  nützt  es 
ihm  nichts,  wenn  er  — soweit  nicht  eine  der  vorher  erwähnten  Aus- 
nahmen vorliegt  — auf  Grund  einer  gefälschten  oder  verfälschten 
Abtretung  oder  Quittung  an  einen  Unberechtigten  zahlt;  er  haftet 
dann  dem  Gläubiger  trotz  dieser  Zahlung  ebenso  wie  vorher  (vergl.  § 
279  BGB.).  Anders  ist  es,  wenn  er  einen  oder  einzelne  bestimmte 
Gegenstände  herauszugeben  hat,  z,  B,  eine  Sache,  die  er  für  den  Gläu- 
biger verwahrt.  Er  wird  von  seiner  Herausgabepflicht  frei  und 
braucht  auch  nicht  Schadensersatz  zu  leisten,  wenn  er  nachweist,  daß 
er  die  Sache  ohne  sein  Verschulden  nicht  herausgeben  könne,  daß 
ihm  also  Vorsatz  oder  ein  Versehen  nicht  vorzuwerfen  sei  (§§  275, 
276  Abs.  1 HGB.).  Diese  Unmöglichkeit  der  Herausgabe  kann  dar- 
auf beruhen,  daß  er  die  Sache  einem  anderen  als  dem  Gläubiger  in 
der  Annahme  herausgegeben  hat,  der  andere  sei  der  Gläubiger  oder 
sei  aus  einem  anderen  Grunde  zur  Einziehung  befugt.  Dieser  Glaube 
kann  dadurch  hervorgerufen  oder  unterstützt  werden,  daß  sich  der 
Scheingläubiger  einer  falschen  oder  verfälschten  Urkunde  bedient. 
Nur  bei  besonderen  Schuldverhältnissen  genügt  es  nicht,  daß  den  Be- 
sitzer der  Sache  bei  der  irrtümlichen  Herausgabe  kein  Verschulden 
trifft,  vielmehr  muß  er  nachweisen,  daß  er  durch  höhere  Gewalt  zur 
Herausgabe  an  einen  Unberechtigten  veranlaßt  worden  sei  (vergl. 
§ 701  Abs.  1 BGB.,  § 456  HGB.). 

Nur  zur  Vermeidung  von  Mißverständnissen  sei  hervorgehoben: 

Daß  der  Schuldner  bei  irrtümlicher  Herausgabe  der  geschulde- 
ten Sache  von  seiner  Herausgabepflicht  frei  wird  und  auch  nicht 
Schadensersatz  zu  leisten  braucht,  läßt  die  Frage  unberührt,  ob  er 
trotz  Untergangs  seiner  Pflicht  an  den  bisherigen  Gläubiger  einen  An- 
spruch auf  Gegenleistung  behält.  Dies  ist  in  der  Regel  nicht  der  Fall. 
Gibt  der  Verkäufer  die  Sache  unberechtigt,  aber  in  gutem  Glauben  an 
einen  Dritten  heraus  und  war  die  Gefahr  auf  den  Käufer  noch  nicht 
übergegangen,  so  ist  der  Verkäufer  zwar  nicht  schadensersatzpflichtig, 
er  kann  aber  auch  vom  Käufer  nicht  Zahlung  des  Kaufpreises  verlan- 
gen (§  323  Abs.  1 BGB.). 

b)  Als  Beispiele  für  das  Gesagte  führen  wir  an: 
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aa)  Ein  Gut  wurde  unter  Nachnahme  von  KM.  4200,—  mit  der 
Bah  1 übersandt.  Der  Empfänger  verweigerte  die  Annahme.  Gleich 
dar;  uf  lief  durch  die  Post  bei  der  Versandabfertigung  eine  auf  den 
Namen  des  Absenders  lautende  Verfügung  ein,  dem  Empfänger  die 
Sen  iung  ohne  die  Nachnahme  auszuhändigen  Die  Versandabterti- 
gun  t gab  die  ändernde  Verfügung  an  die  Empf.ingsstelle  weiter.  Diese 
Stelle  händigte  die  Sendung  dem  Empfänger  ohne  die  Nachnahme  aus. 
Spä;er  erwies  sich  die  ändernde  Verfügung  als  gefälscht.  Vom  Emp- 
fänj  er  ist  Zahlung  nicht  zu  erlangen. 

Wir  wurden  um  Auskunft  ersucht,  ob  die  Bahn  haftbar  sei.  Wegen 
der  von  uns  gegebenen  Auskunft  verweisen  wir  auf  den  Abdruck  in 
der  SSZ.  1929  Nr.  4 S.  62.  Das  Wesentliche  ist: 

Die  Bahn  haftet  nach  dem  ursprünglichen  Frachtbrief.  Sie  hat 
das  Gut  zu  Unrecht  herausgegeben.  Da  sie  es  nicht  wiederbescharfen 
kam,  liegt  ein  Verlust  im  Sinne  der  gesetzlichen  Vorschriften  vor. 
Naci  § 456  Abs.  1 HGB,  hat  die  Bahn  für  den  Verlust  aufzukommen, 
es  sei  denn,  daß  sie  nachweist,  der  Absender  habe  die  Verfälschung 
verj  chuldet. 

Wir  bemerken  noch  zu  dem  drittletzten  Absatz  des  Gutachtens: 

Es  wird  besritten,  daß  die  Bahn  dem  Absender  gegenüber  ver- 
pllirhtet  sei.  die  Vorschrift  des  § 72  Abs.  10  der  neuen  EVO.  zu  be- 
oba  :hten,  — 46  188  — 

bb)  Ein  Spediteur  war  beauftragt,  eine  Warenladung  unter  Nach- 
nah ne  von  RM,  10  000, — der  Firma  G.  K.  abzuliefern.  Hinterher  traf 
eine  Postkarte  des  Versenders  ein,  wonach  die  Ware  ohne  Nach- 
nah ne  ausgeliefert  werden  sollte.  Diese  Karte  war  gefälscht,  die 
Unt  jrschrift  des  Absenders  war  aber  täuschend  ähnlich.  Trotzdem 
tiag.e  ein  Angestellter  des  Spediteur.«;  vorsichtshalber  bei  dem  Ver- 
sen(  er  an,  weil  es  auffiel,  daß  die  Karte  vom  Versender  unmittelbar 
nacli  Berlin  gerichtet  w'ar.  statt  an  den  absendenden  Spediteur  ;les 
Aus  gangsortes. 

Wir  wurden  um  Auskunft  ersucht,  ob  der  Spediteur  hätte  verant- 
wordich  gemacht  werden  können,  wenn  er  die  Ware  ohne  Nach- 
nah neerhebung  abgeliefert  hätte. 

Wir  haben  folgende  Auskunft  gegeben: 

Sieht  man  zunächst  von  der  Frage  ab,  ob  bei  dem  erwähnten  Auf- 
trag die  Anwendbarkeit  besonderer  Bedingungen  vereinbart  ist,  ^o  .hat 
der  Spediteur,  der  eine  Sendung  gegen  Nachnahme  abliefern  soll,  da- 
für iufzukommen,  daß  er  bei  Ausführung  dieses  Auftrages  mit  der 
Sorj  falt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  verfahren  hat  (§  408  Abs,  1 
HGB,):  hat  er  diese  Pflicht  verletzt,  so  haftet  er  seinem  Auftraggeber 
auf  Schadensersatz,  Hat  er  die  Sendung  infolge  Vorlegung  einer  ge- 
fäls(  hten  Weisung  ohne  die  ihm  aufgegebene  Nachnahme  einem  ande- 
ren ausgehändigt,  so  muß  er  den  Schaden,  den  sein  Auftraggeber 
durch  diese  Aushändigung  erleidet,  ersetzen,  außer  wenn  er  nach- 
weist, daß  er  von  der  Einziehung  der  Nachnahme  abgesehen  habe,  weil 
er  trotz  Beobachtung  aller  gebotenen  Sorgfalt  die  Fälschung  nicht 
habe  merken  können.  Dieser  Nachweis  hätte  sich  in  dem  angeführ- 
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ten  Falle  vielleicht  führen  lassen,  doch  wird  man  an  diesen  Beweis 
strenge  Anforderungen  stellen  müssen  und  den  Beweis  z.  B,  dann 
f nicht  für  geführt  erachten,  wenn  der  Spediteur  deshalb,  weil  die  ge- 
fälschte Weisung  nicht  auf  einem  der  sonst  für  Mitteilangen  des  Kun- 
den benutzten  Vordruck  geschrieben  war,  hätte  Verdacht  schöpfen 
’ müssen;  auch  wenn  der  Spediteur  nicht  darauf  geachtet  hätte,  daß 

ihm  die  Weisung  unter  Umgehung  des  vermittelnden  Spediteurs  un- 

mittelbar von  dem  Kunden  erteilt  worden  ist,  würde  sich  der  Vorwurf 
t ungenügender  Sorgfalt  unter  Umständen  rechtfertigen  lassen.  Ist 

• der  Entlastungsbeweis  geführt,  so  ist  der  Spediteur  nicht  ersatz- 

pflichtig. 

Ist  der  Auftrag  auf  Grund  der  ADSp,  übernommen,  so  gilt  § 11b 
dieser  Bedingungen;  danach  ist  der  Spediteur  nicht  verpflichtet,  die 
Echtheit  der  ihm  erteilten  ändernden  Weisung  zu  prüfen.  Wir  las- 
sen dahingestellt,  ob  das  Gericht  diese  Vorschrift  wörtlich  anwenden 
oder  ob  es  den  Spediteur  trotzdem  für  verantwortlich  halten  w’ürde, 
9 wenn  er  bei  genügender  Sorgfalt  die  Fälschung  hätte  merken  müssen. 

Endlich  erwähnen  wir,  daß,  w^enn  der  Spediteur  nach  den  gesei 
liehen  Vorschriften  haften  würde,  weil  er  fahrlässig  gewesen  ist,  nach 
den  ADSp,  in  Verbindung  mit  dem  SVS.  an  die  Stelle  der  Haftung 
des  Spediteurs  die  Haftung  der  Versicherer  treten  würde;  der  Scha- 
den fällt  unzweifelhaft  unter  den  SVS,  • — 42  299  — 

t 

f II.  Lagervertrag^. 

1.  Lagerscheine  an  Order. 

(11)  Nach  § 363  Abs,  2 HGB.  können  Lagerscheine,  die  an  Order 
lauten,  nur  von  Anstalten  ausgestellt  werden,  die  staatlich  besonders 
dazu  ermächtigt  sind.  Nur  diese  Lagerscheine  haben  im  Gegensatz 
zu  den  auf  Namen  ohne  Orderklausel  lautenden  Lagerscheinen,  die 
zu  den  sogenannten  Rektapapieren  gehören,  die  eigenartigen  Wir- 
® kungen  der  § 364- — 365  HGB.  und  der  darin  in  bezug  genommenen 
Artikel  11 — 13,  36  und  74  der  Wechsel-Ordnung.  Der  Aussteller  kann 
danach  dem  Besitzer,  für  dessen  Gläubigerrecht  die  Urkunde  spricht, 
nur  solche  Einwendungen  entgegensetzen,  die  sich  aus  der  Urkunde 
ergeben,  oder  die  aus  den  persönlichen  Beziehungen  zwischen  dem 
Urkundeninhaber  und  dem  Schuldner  hergeleitet  werden;  zu  solchen 
aus  persönlichen  Beziehungen  hergeleiteten  Einreden  gehört  es.  wenn 

• der  Gläubiger  bei  Erwerb  gewußt  hat,  die  beurkundete  Forderung  be- 
stehe nicht  oder  habe  einen  anderen  als  den  beurkundeten  Inhalt,  da 
er  dann  durch  den  Erwerb  mindestens  grob  fahrlässig  gehandelt  hat 
und  daraus  ein  zugunsten  des  Schuldners  entstehendes  Einrederecht 
folgt.  Ein  Dritter  kann  von  dem  Besitzer  nicht  die  Herausgabe  mit 
der  Behauptung  verlangen,  ihm,  dem  Dritten,  gehöre  das  Papier;  der 

• Besitzer  ist  durch  den  gutgläubigen  Erwerb  geschützt.  Der  Schuld- 
ner wird  frei,  wenn  er  in  gutem  Glauben  an  den  leistet,  der  nach  der 
Urkunde  Gläubiger  des  verbrieften  Rechtes  ist.  Handelt  es  sich 
um  die  Leistung  bestimmter  Sachen,  so  hat  die  Uebergabe  der  Ur- 
kunde an  den,  den  die  Urkunde  nunmehr  als  den  Berechtigten  aus- 
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dieselbe  Wirkung,  wie  die  Uebergabe  der  Ware  selbst  (§§  124, 
450  647  HGB.):  man  nennt  diese  Urkunden  deshalb  Warenpapiere 

(aui:h  Dispositionspapiere,  Traditionspapiere) 

hl  allen  diesen  Beziehungen  unterscheiden  sich  die  Orderlager- 
sch  nne  von  den  einfachen,  auf  einen  bestimmten  Gläubiger  lauten- 
den Lagerscheinen.  Man  hat  durch  besondere  Abreden  die  einfachen 
Lagerscheine  von  Anstalten,  denen  die  staatliche  Ermächtigung  zur 
Aufgabe  von  Ordenlagerscheinen  fehlt,  den  Orderlagerscheinen  an/.u- 
nahjrn  gesucht,  z,  B.  dadurch,  daß  nach  den  aufgedruckten  Bedin- 
gungen zwischen  Lagerhalter  und  Einlagerer  vereinbart  ist,  der  Lager- 
hali  er  könne  den  Gläubigern  der  von  ihm  ausgestellten  Lagerscheine 
nur  solche  Einwendungen  entgegensetzen,  die  sich  aus  den  Lager- 
scheinen selbst  ergäben  oder  die  ihm  gegen  den  jetzigen  Gläubiger 
penönlich  zuständen.  Es  muß  bezweifelt  werden,  daß  eine  solche 
Abrede  wirksam  wäre.  Jedenfalls  bietet  ein  .sie  enthaltender  Lager- 
sch<  in  dem  Erwerber  oder  Pfandgläubiger  auch  nicht  annähernd  die 
recl  tliche  Sicherheit  wie  Orderlagerscheine  der  Anstalten,  denen  die 
staatliche  Ermächtigung  erteilt  ist. 

Aufzählungen  solcher  Anstalten  sind  mehrfach  in  der  SSZ.  er- 
sehenen, zulezt  in  Nr.  52  von  1928  S,  971,  ferner  in  Nr.  2 von  1929 
S.  2 2 und  Nr.  11  von  1929  S,  200. 

Es  sind  neuerdings  Bestrebungen  hervorgetreten,  die  Verwen- 
dun;i  von  indossablen  Lagerscheinen  zu  verbreiten.  Es  hängt  dies 
mit  der  schwierigen  Lage  der  Landwirtschaft  zusammen.  Der  Ver- 
kehi  mit  Massengütern,  wie  Getreide  und  Zucker,  wird  durch  indos- 
sabh  Lagerscheine  sehr  erleichtert  und  die  Landwirte  werden  durch 
die  erleichterte  Möglichkeit,  die  Lagerscheine  umzusetzen  oder  zu 
verf  fänden,  davon  befreit,  Güter  zur  Unzeit  veräußern  zu  müssen.  Die 
Eröitcrungen  hierüber  schweben  noch.  Der  VDS.  hat  sich  über  die 
\ erliältnisse  in  einem  Rundschreiben  R 13  vom  19,  1.  29  geäußert 
(veril,  auch  SSZ.  Nr.  7 von  1929  S.  120).  Der  VDS.  - RV.  hat  außer- 
dem den  Reichsminister  für  Ernährung  und  Landwirtschaft  in  einem 
Schl  eiben  vom  25,  9.  1928  gebeten,  ihn  bei  den  Beratungen  über  das 
Lag«  rscheinwesen  und  über  die  Lagerungsverhältnisse  überhaupt  zu- 
zuzi  ;hen;  diesem  Wunsch  ist  bisher  entsprochen  worden  und  wird, 
wie  wir  überzeugt  sind,  auch  künftig  entsprochen  werden. 

2,  Einfache  Lagerscheine. 

(12)  Die  ADSp,  erwähnen  ebenso  wie  die  früheren  AGB.  nur 
Lagerscheine,  die  auf  einen  bestimmten  Gläubiger  ohne  Inhaberklausel 
laut  m {§  50  ADSp.,  § 47  AGB.).  Oer  Lagerhalter  ist 

nacl  § 50b  der  ADSp.  (§  47b  AGB.)  befugt,  aber  nicht  verpflich- 
tet. an  jeden  Inhaber  das  Lagergut  herauszugeben,  es  handelt  sich 
also,  wie  die  Bedingungen  mit  Recht  vorweg  bemerken,  um  eine  Ur- 
kunc  e der  im  § 808  Abs.  1 BGB.  bezeichneten  \rt.  Man  spricht  hier 
N on  sogenannten  hinkenden  Inhaberpapieren, 

^on  anderer  Natur  sind  die  auf  den  Inhaber  lautenden  Lager- 
sche  ne.  Dies  sind  Schuldurkunden  zugunsten  des  Inhabers  im  Sinne 
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der  §§  793 — 807  BGB,  Die  Rechtsprechung  gestattet  auch  Lagerhal- 
tern, die  nicht  zu  den  nach  § 363  Abs,  2 HGB,  begünstigten  Anstalte.n 
gehören,  die  Lagerscheine  auf  den  Inhaber  auszustellen  (RG.  Bd.  5'). 
S,  374,  Bd.  78  S.  49,  Leipziger  Zeitschrift  1928  Spalte  118  Nr.  4). 

Der  Lagerschein  soll  klar  ergeben,  ob  er  den  Inhaber  zum  Gläu- 
biger machen  will.  In  einem  uns  mitgeteilten  Falle  war  dies  recht 
zweifelhaft. 

Der  Lagerhalter  N.  hat  20  Kisten  Schreibmaschinen  auf  Lager  ge- 
nommen. Er  hat  dem  Einlagerer  einen  Lombardvorschuß  von  RM. 
1000, — gegeben.  Er  bekam  zur  Deckung  ein  Akzept  des  Schuldners 
über  RM.  1000, — , der  Wechsel  mußte  aber  eingeklagt  werden;  die 
Zwangsvollstreckung  fiel  fruchtlos  aus. 

Der  Lagerhalter  hatte  unter  Benutzung  des  von  uns  auf  Grund 
der  AGB,  aufgestellten  Vordrucks  einen  Lagerschein  gezeichnet.  In 
der  Ueberschrift  war  der  Vordruck  stehen  geblieben:  ,,Lageremo- 

fangsschein  im  Sinne  des  § 808  BGB.’*.  Es  heißt  dann  weiter: 

„Die  Unterzeichneten  bekennen  hiermit,  von  dem  Inhaber  die- 
ses Lagerscheins  die  nachverzeichneten  Güter  . , . . zur  Lagerung 
auf  Grund  der  umstehenden  Bedingungen  übernommen  zu  haben." 

Auf  dem  Lagerschein  war  angegeben,  auf  dem  Gut  ruhten  noch 
Auslagen  und  Vorspesen  pp.  — Zinsen  pp.  unberücksichtigt  — , die 

bisher  festgestellt  worden  sind,  in  Höhe  von  RM eine  Summe 

war  nicht  eingerückt. 

Im  Oktober  1928  teilte  der  Lagerhalter  dem  Kunden  mit,  er  er- 
kläre den  Lagerschein  für  ungültig  und  verlange  die  Herausgabe  der 
Urkunde.  Der  Kunde  kam  dieser  Aufforderung  nicht  nach. 

Der  Lagerhalter  fragte  an,  ob  er  den  Lagerschein  nochmals  bei  n 
Amtsgericht  für  kraftlos  erklären  lassen  müsse,  oder  ob  er  berechtigt 
sei,  auf  Grund  der  AGB.  § 52  die  Ware  sofort  öffentlich  versteigern 
zu  lassen.  Inoffiziell  habe  er  gehört,  daß  der  Kunde  den  Lagerschein 
begeben  und  anscheinend  auch  von  anderer  Seite  darauf  Lombard- 
vorschüsse bekommen  habe.  Außer  der  Wechselsumme  habe  der 
Lagerhalter  Lagerkosten,  Gerichtskosten  und  Anwaltskosten  mit  zu- 
sammen RM,  400, — bis  500, — zu  bekommen. 

Wir  haben  folgende  Auskunft  gegeben: 

1.  Der  von  Ihnen  ausgestellte  Lagerschein  bezeichnet  sich  in  der 
Ueberschrift  als  ,, Lagerschein  (Lagerempfangsschein  im  Sinne  des  § 
808  BGB.)".  Damit  stimmt  der  § 47  der  früheren  Allgemeinen  Ge- 
schäftsbedingungen, auf  die  er  verweist,  überein.  Im  Widerspruch 
hierzu  aber  nennt  der  Lagerschein  keinen  Einlagerer,  sondern  gibt 
unter  der  Ueberschrift  an: 

,,Die  Unterzeichneten  bekennen  hiermit,  von  dem  Inhaber  die- 
ses Lagerscheins  die  nachverzeichneten  Güter zur  Lage- 

rung auf  Grund  der  umstehenden  Bedingungen  übernommen  zu 
haben," 

Das  ist  mit  der  Ueberschrift  nicht  vereinbar.  § 808  BGB.  und 
ebenso  § 47  der  AGB,  setzen  voraus,  daß  in  der  Urkunde  ein  bestimm- 
ter Einlagerer  mit  Namen  oder  Firma  angegeben  ist.  Entweder  löst 
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m;  n cliescn  Widerspruch  dahin,  daß  § 808  BCiß.  nicht  gilt  und  die  In- 
haierklausel  den  Vorzug  verdient,  oder  man  faßt  den  Lagerschein  da- 
hii  auf,  als  Einlagerer  sei  der  im  Schein  nicht  namentlich  Genannte, 
ab  jr  aus  der  mündlichen  Abrede  Hervorgehende  gemeint  und  für  ihn 
uni  das  zwischen  ihm  und  dem  Lagerhalter  begründete  Rechtsver- 
hä  tnis  sei  ebenso  'vvie  in  der  Regel  der  § 808  BGB.  maßgebend.  In- 
dejsen  möchten  wir  annehmen,  daß  die  zuerst  erwähnte  Auslegung 
näierliegt.  Eine  Urkunde  im  Sinne  des  § 808  BGB.  setzt,  wie  das 
Gtsctz  ausdrücklich  bestimmt,  voraus,  daß  in  ihr  ein  bestimmter  Bc- 
rei:htigtcr  genannt  wird;  fehlt  es  daran,  so  wird  man  wohl  ein  echtes 
Inliaberpapier  anzunehmen  haben. 

2.  Handelt  es  sich  um  einen  Inhaberschein,  so  ist  Gläubiger  Ihnen 
gegenüber  der  Inhaber  der  Urkunde  gleichviel  wer  mit  Ihnen 
de  1 ursprünglichen  Vertrag  geschlossen  hat,  vorausgesetzt  ist.  ilaß 
er  zur  Verfügung  über  die  Urkunde  berechtigt  ist  (§  793  Abs.  1 BGB.). 
Sii;  können  dem  Inhaber,  der  von  Ihnen  die  Herausgabe  verlangt  oder 
Urnen  bestimmte  Weisungen  gibt,  nur  bestimmte  Einreden  entgegcn- 
se  zen.  insbesondere  solche,  die  sich  aus  der  Urkunde  ergeben  {§  796 
BCrB.).  Sie  dürfen  die  Ware  einem  anderen  als  dem  Inhaber  nicht 
he-ausgeben;  sonst  sind  Sie  dem  gutgläubigen  Inhaber  verantwort- 
licn.  Solche  Lagerscheine  auszustellen  ist  zulässig,  wenn  sie  auch  das 
Gesetz  nicht  ausdrücklich  erwähnt;  in  diesem  Sinne  hat  sich  wenig- 
stens das  Reichsgericht  ausgesprochen  (Entscheidungen  Band  59  S. 
37  4(.  Ist  die  Urkunde  abhandengekommen  oder  vernichtet,  so  kann 
sie  im  Aufgebotsverfahren  für  kraftlos  erklärt  werden  {§  799  Abs.  1 
BCrB.).  Den  Antrag  kann  aber  nur  der  letzte  Inhaber  der  Urkunde 
stellen  (§  1004  Abs.  1 Z.  P,  0.);  Sie  selbst  sind  dazu  nicht  befugt.  Bis 
di»  ses  Aufgebotsverfahren  durchgeführt  ist,  brauchen  Sie  die  Lager- 
u c re  nicht  herauszugeben.  Wirkungslos  ist  es.  wenn  Sie  Ihrem  Kun- 
iei  geschrieben  haben,  Sie  erklärten  den  Lagerschein  für  ungültig. 
Sic  sind  deshalb  auch  nicht  befugt,  die  Lagerware  dem  Gerichtsvoll- 
zi»  her  herauszugeben,  damit  er  sie  auf  Grund  des  in  Ihren  Händen  be- 
findlichen vollstreckbaren  Schuldtitels  pfände;  diese  Herausgabe 
wi  re  ohne  Aushändigung  des  Lagerscheins  ebenso  unberechtigt,  'vie 
ohne  sie  die  Herausgabe  an  den  Einlagerer. 

Nun  haben  Sie  aber  unabhängig  von  diesen  aus  der  Natur  des 
ln  laberpapiers  hervorgehenden  Wirkungen  wegen  aller  Ihrer  An- 
sp ‘üche  ein  Pfandrecht  an  der  Lagerware.  Dies  ist  in  den  Bedingun- 
gei,  auf  die  der  Lagerschein  verweist,  vorgeschrieben  (§  52a  der 
AGB.,  vergl.  auch  § 50).  Es  ist  dies  eine  Einrede,  die  sich  infolge 
Bezugnahme  auf  die  beigedruckten  Geschäftsbedingungen  aus  der  Ur- 
ki  nde  selbst  ergibt.  Sie  können  sie  also  gemäß  § 796  BGB^  jedem  In- 
haaer  entgegensetzen  und  das  Pfandrecht  bleibt  wirksam,  gleichviel 
in  wessen  Händen  sich  der  Lagerschein  befindet  und  ob  ein  späterer 
ln  laber  ihn  veräußert  oder  anderweit  verpfändert.  Auf  guten  Glau- 
ben kann  sich  der  spätere  Erwerber  nicht  berufen,  da  ihm  der  Inhalt 
des  Lagerscheins  entgegensteht. 
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Dieses  Pfandrecht  gilt  auch  zur  Sicherung  des  von  Ihnen  gegebe- 
nen Lombarddarlehns.  Sic  können  es  ohne  Rücksicht  auf  den  Lager- 
^ schein  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  durch  Pfandverkauf  (nicht 
durch  eigentliche  Zwangsvollstreckung)  verwerten.  Sie  müssen  zu 
diesem  Zw'eck  unter  genauer  Berechnung  Ihrer  Ansprüche  dem 
« Eigentümer  den  Verkauf  androhen;  die  Frist  zwischen  der  Androhung 

und  dem  Verkauf  muß  mindestens  eine  Woche  betragen.  Als  Eigen- 
tümer können  Sie  nach  § 1248  BGB.  den  Einlagerer  ansehen,  wenn 
^ Ihnen  nichts  anderes  bekannt  ist.  Erfahren  Sie  auf  irgendeine  Art, 

^ daß  die  Ware  von  vornherein  einem  anderen  gehört  hat  oder  später 
auf  ihn  übergegangen  ist,  so  ist  die  Verkaufsandrohung  an  den  Ihnen 
bekannten  anderen  Eigentümer  zu  richten,  es  empfiehlt  sich  aber, 
wenn  Sie  die  Drohung  daneben  auch  an  den  Einlagerer  übermitteln. 
Durch  einen  Widerspruch  gegen  die  Versteigerung  brauchen  Sie 
sich  nicht  aufhalten  zu  lassen;  es  ist  Sache  des  Widersprechenden, 
eine  gerichtliche  Verfügung  zu  erwirken,  wodurch  Ihnen  die  Aus- 
H Übung  Ihres  Pfandrechts  vorläufig  verboten  wird, 

3-  Nimmt  man  an.  die  Urkunde  sei  kein  Inhaberpapier,  so  ist  der 
Einlagerer  Ihr  Gläubiger  geworden  und  geblieben.  Sie  können  ihm 
die  Ware  herausgeben  und  können,  wenn  Sie  gegen  ihn  eine  voll- 
streckbare Forderung  haben,  die  Güter  dem  Gerichtsvollzieher  zur 
Pfändung  überlassen.  Außerdem  können  Sie  Ihr  Pfandrecht  m der 
zu  2.  dargestellten  Art  geltend  machen.  Gleichgültig  ist,  ob  der  Ein- 
^ lagerer  die  Rechte  aus  dem  Lagervertrage  einem  anderen  abgetreten 

oder  sie  verpfändet  hat;  solche  Rechtsgeschäfte  sind  Ihnen  gegen- 
über nur  wirksam,  w'enn  der  Einlagerer  sie  Ihnen  schriftlich  mitgeteilt 
hat  (§  47c  der  AGB.), 

^ Nach  § 808  BGB.  sind  Sie  nicht  verpflichtet,  die  Lagerware  jedem 

auszuhändigen,  der  sich  im  Besitz  des  Lagerscheins  befindet,  können 
aber  verlangen,  daß  Ihnen  der  Einlagerer  oder  wer  sonst  für  ihn  auf- 
9 tritt,  den  Lagerschein  aushändigt  (§  808  Abs.  2 BGB.),  Dies  hat  für 

Sie  den  Vorteil,  daß  Sie  durch  Aushändigung  der  Urkunde  an  den  In- 
haber unbedingt  befreit  werden.  Dem  letzten  Inhaber  der  Urkunde 
steht  das  Recht  zu.  beim  Amtsgericht,  w^enn  der  Schein  vernichtet 
oder  verlorengegangen  ist,  die  Kraftloserklärung  zu  beantragen;  Sic 
haben  nicht  das  Recht,  einen  solchen  Antrag  zu  stellen  (§  1004  Abs.  2 

Z.  P.  0.). 

• 4,  Wir  möchten  diese  Gelegenheit  nicht  vorübergehen  lassen,  ohne 
Sie  dringend  zu  warnen,  Lagerscheine  in  der  Art,  wie  es  im  vorlie- 
genden Falle  geschehen  ist,  auzustellen.  Dies  führt  zu  Unklarheiten 
und  kann  allerhand  Verwicklungen  nach  sich  ziehen,  die  recht  unan- 
genehm werden  können,  — 4690  — ■ 

III.  Frachtvertrags. 

* 1,  Haltung  des  Rollfuhrunternehmers  in  Berlin,  Haftung  von 
Erfüllungsgehilfen, 

(13)  Als  Besonderheit  erwähnen  wir  folgenden  vom  Kammer- 
gericht am  10,  11.  1928  entschiedenen  Fall: 


t 


128 


Die  Firma  W.,  der  ein  Ballen  von  außerhalb  nach  Berlin  mit  der 
Bahn  geschickt  wurde,  beauftragte  im  Juni  1926  die  Firma  B.  mit  det 
Zuführung.  Die  Firma  B.  ließ  sich  öfter  von  dem  Gemüsehändler  G. 
des;  en  Pferdefuhrwerk  gegen  Vergütung  zur  \^erfügung  stellen,  wenn 
ihre  eigenen  Gespanne  nicht  ausreichten;  G,  führte  dann  das  Fuhr- 
werk selbst.  So  geschah  es  auch  bei  der  für  die  Firma  W,  bestimm- 
ten Sendung.  Hierbei  gab  die  Firma  B,  den  bei  ihr  ständig  beschäf- 
tigt ;n  C,  als  Beifahrer  mit.  Beim  Zurollen  kam  ihnen  der  Ballen 
ahh  inden. 

Die  Speditionsfirma  B,  trat  die  ihr  wegen  des  Verlustes  gegen  den 
Ger  lüsehändler  G,  und  gegen  den  Beifahrer  C,  zustehenden  Ansprüche 
der  Firma  W.  ab.  Diese  Firma  übertrug  diese  Ansprüche  einem  An- 
den n,  Der  Andere  erhob  gegen  G.  und  C.  Klage  auf  Ersatz  des  Wer- 
tes des  Ballens, 

Die  Beklagte  bestritt  das  behauptete  Verschulden  des  G.  oder  C, 
und  berief  sich  auf  die  Haftungsbeschränkung  des  § 36  der  Handels- 
und Verkehrsgebräuche  im  Verkehr  mit  den  Spediteuren  Groß-Ber- 
lins Der  Kläger  machte  u.  a,  geltend,  die  Haftungsbeschränkung 
kon  me  einem  Angestellten  nicht  zustatten,  und  behauptete  ferner, 
dieie  Beschränkung  sei  nichtig,  weil  sie  auf  der  Ausbeutung  einer  Mo- 
nop  )lstellung  beruhe. 

Das  Kammergericht  verurteilte  G.  und  C.  zur  Zahlung  des  füni- 
tacl  en  Rollgeldes  und  wies  im  übrigen  die  Klage  ab.  Es  nimmt  an: 

G,  habe  es  durch  Abrede  mit  der  Speditionsfirma  B,  übernommen, 
den  Ballen  auf  Grund  des  ursprünglichen  Frachtbriefes  der  Firma  ^ . 
zuzuführen,  er  sei  also  Unterfrachtführer  der  Firma  B,  gewesen.  Er 
hab  j seine  Schuldlosigkeit  nicht  nachgewiesen  und  hafte  deshalb. 
Aus  demselben  Grunde  hafte  C,,  weil  er  vertragsmäßig  zur  Ueber- 
wachung  verpflichtet  gewesen  sei.  Als  Unterfrachtführer  könne  sich 
G.  c uf  die  aus  den  Berliner  Geschäftsgebräuchen  hervorgehende  Haf- 
tun<  sbeschränkung  berufen.  Diese  Beschränkung  sei  wirksam,  weil 
die  Spediteure  Berlins  keine  Monopolstellung  einnähmen.  Auch  der 
Beklagte  C.  hafte  nur  beschränkt,  weil  der  Firma  B,  ein  eigener  Scha- 
dei nicht  erwachsen  sei,  weil  sie  also  nur  den  Schaden  geltend  machen 
körne,  den  die  Firma  W,  erlitten  habe,  und  weil  die  Firma  B.  nicht 
ein«  n höheren  Schaden  ersetzt  verlangen  könne,  als  die  Firma  VC, 
geg  m sie  geltend  machen  könne  oder  wolle. 

Wegen  der  näheren  Begründung  verweisen  wir  auf  die  Mittei- 
lun<  des  Urteils  in  der  SSZ,  1929  Nr,  5 S,  75, 

Gegen  die  Gründe  des  Gerichts  wird  man  insofern  Bedenken 
hab  ;n  müssen,  als  der  Beklagte  G,  nicht  als  Unterfrachtführer  anzu- 
seh(  r.  sein  wird,  sondern  als  Erfüllungsgehilfe  der  Firma  B,;  allem  An- 
sch(  in  nach  hat  die  Firma  B.  von  G,  das  Fuhrwerk  gemietet  und  ihn 
für  ainen  besonderen  Zweck  in  ihre  Dienste  genommen,  sic  selbst 
hatte  aber  das  Zurollen  als  Unternehmer  auszuführen.  Die  Entschei- 
dun  • wäre  dann  dem  G,  gegenüber  auf  dieselben  Gründe  zu  stützen 
gewesen,  wie  sie  dem  C,  gegenüber  begründet  worden  ist.  Gerade 
diese  Entscheidung  dem  C,  gegenüber  ist  aber  von  Bedeutung;  sie 
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führt  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Firma  W.  und  der  an  ihre  Stelle  ge- 
tretene Kläger  von  den  Angestellten  und  sonstigen  Erfüllungsgehilfen 
des  Spediteurs  oder  Rollfuhrunternehmers  B,  nur  soweit  Ersatz  v 


langen  kann,  als  der  Frachtführer  B,  der  Firma  W,  haftet,  daß  also  die 
Haftungsbeschränkung  mittelbar  auch  den  Erfüllungsgehilfen  zugute 
kommt,  — 3337  — 

2.  Ende  der  Haftung  des  Rollfuhrunternehmers  beim  Zurollen  an  den 
Empfänger. 

(14)  Nach  § 56  der  ADSp,  (§  55  der  früheren  AGB.)  ist  die  rlaf- 
tung  des  Spediteurs  beim  Zurollen  von  Gütern  beendigt,  sobald  er 
sie  dem  Empfänger  vor  seinem  Grundstück  zur  Abnahme  bereitge- 
slellt  hat.  Auf  Verlangen  des  Empfängers  und  auf  seine  Gefahr  sind 
Güter  bis  zu  50  kg  Gewicht,  sofern  ihr  Umfang  nicht  die  Beförderung 
durch  einen  Mann  ausschließt,  in  Hof,  Keller  und  höhere  Stockwerke 
abzutragen.  Andere  Güter  sind  dem  Empfänger  zur  ebenen  Erde  be- 
reitzustellen, oder,  insoweit  dies  der  Umfang,  das  Gewicht  oder  die 
Notwendigkeit  einer  besonderen  Behandlung  (wie  bei  Weinfässern, 
Maschinen,  Ballons)  verbieten,  auf  dem  Rollwagen  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Hiermit  stimmt  § 29  der  Ortsgebräuche  für  den  Verkehr  mit 
den  Spediteuren  Groß-Berlins  in  der  Hauptsache  überein.  Diese 
Ortsgebräuche  sind  von  der  Industrie-  und  Handelskammer  zu  Berlin 
anerkannt.  Auch  später  hat  diese  Industrie-  und  Handelskammer 
die  Geltung  der  Ortsgebräuche  für  Berlin  mehrfach  bestätigt  (vergl. 
die  Zusammenstellung  bei  Scnckpiehl  im  „Fuhrherrn"  Nr,  25  vom  17. 
12.  27  S,  13),  Auch  sonst  enthalten  wohl  alle  deutschen  Handels- 
bräuche oder  Geschäftsbedingungen  eine  entsprechende  Vorschrift. 
Man  wird  daher  insoweit  von  einem  allgemeinen  deutschen  Handels- 
brauch sprechen  können.  Das  Oberlandesgericht  Köln  erklärt  in 
einem  Urteil  vom  12,  12,  1928  (Verkehrsrechtl,  Rundschau  1929,  Spalte 
90),  bei  Gütern  wie  z,  B.  Weinfässern  gehe  die  Abladegefahr  auf  den 
Empfänger  über,  sobald  ihm  das  Gut  vor  seinem  Geschäftshaus  ab- 
ladebereit zugefahren  werde.  Die  Industrie-  und  Handelskammer  zu 
F'rankfurt-Main  hat  in  einem  Gutachten  vom  21,  12,  1928  — SSZ, 
1929  Nr,  7 S,  116  — das  Bestehen  eines  solchen  allgemeinen  Han- 
delsbrauchs anerkannt.  Auch  außerhalb  Deutschlands  herrscht  übri- 
gens dieselbe  Anschauung,  ein  Zeichen  dafür,  daß  der  für  Berlin  fest- 
stehende Handelsbrauch  einem  allgemeinen  und  allgemein  anerkann- 
ten Bedürfnis  entspricht.  So  bestimmen  die  im  Dezember  1928  fest- 
gestellten  tschechoslovakischen  Speditions-Usancen  im  § 9 Abs.  2,  daß 
der  Spediteur  den  ihm  erteilten  Auftrag  erfüllt  hat,  wenn  er  die  Ware 
vor  dem  Gebäude  am  Ort  der  Ablieferung  vom  Fuhrwerk  ablädt,  oder 
wenn  er  Frachtstücke,  die  ein  Einzelgewicht  von  mehr  als  100  kg 
haben,  oder  zerbrechliche  Ware  auf  dem  Fuhrwerk  am  Orte  der  Ab- 
lieferung zur  Verfügung  gestellt  hat.  Ferner  schreibt  § 10  Abs,  1 
vor,  daß  der  Spediteur,  der  auf  ausdrücklichen  Auftrag  des  Empfän- 
gers die  Lieferung  der  Ware  bis  zum  Haus  übernimmt,  auf  Gefahr 
und  Kosten  des  Empfängers  handelt. 
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Für  den  Ort  Kassel  ist  streitig  geworden,  welcher  Handelsbrauch 
lort  besteht.  Die  Nr,  13  der  früheren  Allgemeinen  Beförderungsbe- 
lingungen  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  bestimmte:  Die  Haftung 
ür  abzuliefernde  Güter  höre  auf,  sobald  sie  dem  Empfänger  vor  sei- 
lem  Hause  — wenn  sie  vom  Kutscher  nicht  allein  abgeladen  werden 
könnten,  auf  dem  Rollwagen  — zur  Abnahme  bereit  gestellt  seien. 


Arbeiten,  die  der  Empfänger  darüber  hinaus  veranlasse,  erfolgten  für 
eine  Rechnung  und  Gefahr,  Diese  Beförderungsbedingungen  sind  mit 
'usätzen,  die  nichts  von  Nr,  13  abweichendes  enthalten,  am  25,  6. 
920  in  einer  Besprechung  von  Vertretern  des  Lokalverbandes  der 
Spediteure  und  von  Geschäftsinhabern,  die  die  dortige  Handelskam- 
ner  geladen  hatte,  unter  Vorsitz  der  Handelskammer  vereinbart  wor- 
len.  Die  Bedingungen  sollen,  wie  der  Kasseler  Spediteur  W.  be- 
lauptet,  seitdem  ständig  angewandt  worden  und  durch  langjährige 
Jebung  Handelsbrauch  geworden  sein. 

Der  genannte  Spediteur  hatte  einer  dortigen  Firma  vier  Kisten 
on  je  13  Ztr.  zuzurollen.  Die  Leute  des  Spediteurs  — 1 Fahrer  und 
I raitgeschickte  Begleiter  — luden  die  vier  Kisten  unter  Verwendung 
;ines  vom  Empfänger  gestellten  Blocks  vor  dem  Hause  des  Empfän- 
;ers  ab.  Dabei  fiel  eine  Kiste  auf  die  Stralle  und  der  Inhalt  zerbrach, 
)ie  Auftraggeberin  verlangte  vom  Spediteur  Schadensersatz,  Der 
Spediteur  berief  sich  auf  den  aus  Nr,  13  der  Beförderungsbedingungen 
lervorgehenden  Handelsbrauch, 

Die  Industrie-  und  Handelskammer  Kassel  erstattete  folgendes 
Gutachten: 

Die  Vorschriften  der  Nr,  13  hätten  sich  insofern  zum  Handels- 
)rauch  entwickelt,  als  die  Haftung  des  Spediteurs  für  abzuliefernde 
Güter  endige,  sobald  sie  dem  Empfänger  auf  dem  Rollwagen  zur  Ab- 
lahme  bereit  gestellt  seien,  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Güter 
licht  vom  Kutscher  allein  abgeladen  werden  könnten,  sondern  Arbei- 
cr  des  Empfängers  dabei  behilflich  sein  müßten.  Wenn  die  Leute 
les  Spediteurs  trotz  des  großen  Umfangs  die  Abladung  des  Gutes 
illein  vornähmen,  so  erfolge  sie  auf  Gefahr  des  Spediteurs,  Seien  die 
Güter  weniger  groß,  so  würden  sie  in  Kassel  üblicherweise  im  Lager 
les  Empfängers,  nicht  aber  vor  dem  Hause  zur  Abnahme  bereit  ge- 
deih; in  diesem  Falle  hätten  sich  also  die  Spediteurbedingungen  nicht 
!um  Handelsbrauch  entwickelt. 

Das  Amtsgericht  verurteilte  daraufhin  den  Spediteur  nach  dem 
K^lageantrage,  Es  nahm  an,  nach  dem  Gutachten  beziehe  sich  der 
Handelsbrauch  nicht  auf  den  Fall,  daß  Leute  des  Spediteurs  ohne  Zu- 
dehung  von  Leuten  des  Empfängers  die  Abladung  besorgt  hätten. 

Es  ist  möglich,  daß  die  Handelskammer  dies  in  ihrer  Auskunft  ge- 
meint hat,  es  ist  aber  doch  nicht  recht  damit  zu  vereinigen,  daß  die  er- 
wähnte Nr,  13  in  Kassel  Handelsbrauch  geworden  sein  soll  und  daß 
die  I,  u,  Hk,  dies  nicht  zu  bezweifeln  scheint.  Wir  haben  deshalb 
versucht,  die  I,  u,  Hk,  zu  veranlassen,  ihr  Gutachten  zu  erläutern.  Der 
verurteilte  Spediteur  hat  Berufung  eingelegt.  Auf  Anfrage  des  Be- 
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rufungsgerichts  ist  die  I,  u,  Hk,  bei  ihrem  Gutachten  geblieben.  Die 
Berufung  ist  darauf  zurückgewiesen  worden. 

Mit  der  allgemeinen  Anschauung  des  Spediteurstandes  überhaupt 
ist  die  in  dem  Urteil  vertretene  Meinung  nicht  zu  vereinigen,  — 
47  707  — 

IV.  Eisenbahnfrachtrecht. 

1.  Bahnsicherheiten. 

(15)  Wenn  vor  der  Zeit  der  vollen  Geldentwertung  der  Bahn  ein 
Barbetrag  als  Sicherheit  für  künftige  Frachtschulden  gezahlt  und  diese 
Sicherheit  nicht  ganz  verbraucht  worden  ist,  so  hat  die  Bahn  unter 
Umständen  nach  Festigung  der  Währung  keine  Verpflichtung,  den 
Restbetrag  aufgewertet  zurückzuzahlen,  d.  h,  mit  anderen  Worten,  sie 
wird  von  ihrer  Zahlungspflicht  frei.  Das  Urteil  des  Reichsgerichts 
vom  19,  5,  28  (Bd,  121  S,  163  der  amtlichen  Sammlung,  SSZ,  1928  Nr, 
-12  S.  785)  behandelt  einen  solchen  Fall,  Der  klagende  Spediteur  hatte 
1918  rund  24  000, — Mk,  eingezahlt.  Das  Konto  war  am  26,  7.  1921 
geschlossen  worden.  Der  Spediteur  verlangte  Zahlung  von  15  264, — 
RM,  (Goldmark),  wurde  aber  mit  seiner  Klage  abgewiesen.  Das 
Reichsgericht  nimmt  an,  nach  Treu  und  Glauben  brauche  die  Bahn 
nicht  aufzuwerten,  da  sie  durch  die  nach  Frachteinzahlung  vorgenom- 
menen Verrechnungen  erhebliche  Verluste  erlitten  habe  und  da  diese 
Verluste  den  Wert  der  ihr  zugeflossenen  Vorteile  übersteige.  Wegen 
der  Einzelheiten  wird  auf  die  Mitteilung  in  der  SSZ.  verwiesen, 

2,  Nachnahme  zu  Gunsten  eines  anderen  als  des  Absenders. 

(16)  Die  EVO,  kennt  nur  Nachnahmen,  die  zu  Gunsten  des  Ab- 
senders einzuziehen  sind,  bei  denen  also  im  Falle  des  Eingangs  das 
Geld  an  ihn  und  nur  an  ihn  abzuführen  und  die  Bahn,  wenn  sie  die 
Einziehung  unterläßt,  nur  ihm  verantwortlich  ist  (§71  Abs,  1 und  4 
der  jetzigen  EVO,).  Gibt  der  Spediteur  das  Gut  mit  einem  den 
Namen  seines  Auftraggebers  tragenden  Frachtbrief  auf,  gleichviel  ob 
er  selbst  als  Bevollmächtigter  den  Frachtbrief  ausgestellt  hat  oder 
ob  er  einen  vom  Auftraggeber  ausgestellten  oder  unterdrückten 
Frachtbrief  benutzt,  so  kommt  der  Bahn  gegenüber  nur  der  Auftrag- 
geber als  Absender  in  Betracht,  Es  ist  gleichgültig,  ob  der  Spedi- 
teur bei  dieser  Gelegenheit  erklärt,  er  selbst  sei  der  wirkliche  Absen- 
der und  der  Auftraggeber  solle  nur  dem  Empfänger  gegenüber  als  Ab- 
sender erscheinen;  der  unzweideutige  Inhalt  des  Frachtbriefes  zeigt, 
daß  für  den  Frachtvertrag  der  Auftraggeber,  nicht  der  Spediteur,  im 
Verhältnis  zur  Bahn  als  Partei  auftritt.  Dies  führt  das  Reichsgericht 
in  einem  Urteil  vom  30,  6,  1920,  Bd,  99  S,  245/247  der  amtlichen  Samm- 
lung, überzeugend  aus.  Daraus  folgt,  daß  der  Spediteur,  der  aus  sei- 
nem Auftragverhältnis  zum  Absender  oder  aus  dem  zwischen  ihm  und 
dem  Empfänger  bestehenden  Rechtsverhältnis,  abgesehen  von  len 
vom  Absender  nachgenommenen  Beträgen,  noch  Ansprüche  hat,  diese 
Beträge  durch  Nachnahme  bei  der  Sendung  zu  seinen  eigenen  Gun- 
sten nicht  einziehen  kann,  wenn  man  daran  festhält,  nur  der  Absen- 
der könne  das  Gut  mit  einer  Nachnahme  belasten. 
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7 atsächlich  gestattet  aber  die  Bahn  dem  Spediteur  in  solchen 
Fällen  eigene  Nachnahmen.  Dies  ist  in  den  inneren  Dienstvorschrii- 
ten  ausdrücklich  vorgesehen.  Diese  Vorschriften  sind  nichts  weiter 
als  eine  Weisung  der  Bahn  an  ihre  Beamten,  Angestellten  und  Arbei- 
ter, bilden  aber  keinen  Teil  des  Frachtvertrages;  sie  sind  nicht  ver- 
öffentlicht, noch  allgemein  zugänglich.  Sie  können  nur  soweit  Rechte 
und  Pflichten  für  das  Verhältnis  zwischen  dem  Absender,  demEmpfön- 
ger  u id  der  Bahn  schaffen,  als  die  Bahn  sie  tatsächlich  bei  den  ein- 
zelnen Frachtverträgen  beachtet  und  sie  tatsächlich,  soweit  dies  nach 
den  gesetzlichen  Vorschriften  zulässig  ist,  zu  Bestandteilen  der  ein- 
zelnen Verträge  macht  oder  sich  durch  sie  bestimmen  läßt,  Verträge 
abzusehließen. 

Win  sich  aus  der  Mitteilung  in  der  SSZ.  1925  Nr.  52  S,  1224  ergibt, 
gestaltet  die  Bahn  in  ihren  Dienstvorschriften  ihren  Leuten,  von  den 
Spediteuren  bei  Sendungen,  die  sie  nicht  im  eigenen  Namen,  sondern 
im  N imen  ihrer  Kunden  befördern  lassen,  Frachtbriefe  mit  Nach- 
nahm nvorschriften  entgegenzunehmen,  wonach  diese  die  Spediteur- 
spese  1 betreffenden  Nachnahmen  zu  Gunsten  der  Spediteure  zu  er- 
hebe! sind;  sie  verlangt  jedoch,  daß  der  Spediteur  auf  der  Versand- 
statio  1 schriftlich  erklärt,  er  werde  nur  nachnehmen,  wenn  der  Ab- 
sender ihn  dazu  ermächtigt  habe,  und  er  verpflichte  sich,  für  alle  Fol- 
gen a ifzukommen,  die  der  Eisenbahn  aus  der  etwa  ohne  Einverständ- 
nis des  Absenders  durch  den  Spediteur  vorgeschriebenen  Nachnahme 
erwac  hsen  könnten.  Der  Spediteur  solle  in  solchen  Fällen  auf  dem 
Frachtbrief  neben  der  Spalte  ,, Einzelnachweis“  seinen  Firmenstempel 
aufdr  icken.  Die  Nachnahme  des  Spediteurs  ist  besonders  zu  buchen, 
wenn  der  Absender  außerdem  für  sich  eine  Nachnahme  vorgeschrie- 
ben hat.  Die  für  den  Spediteur  bestimmte  Nachnahme  wird  ihm,  die 
vom  Absender  vorgeschriebene  Nachnahme  wird  diesem  ausgezahlt, 
es  sei  denn,  daß  er  dem  Spediteur  eine  besondere  Empfangsvollmacht 
gegeben  hat, 

h andelt  der  Bahnbeamte  oder  der  Angestellte  der  Bahn  nach 
diesem  in  den  allgemeinen  Dienstvorschriften  vorgesehenen  Verfah- 
ren, ! o liegt  eine  Abrede  vor,  die  ein  besonderes  Rechtsverhältnis 
zwiscien  der  Bahn  und  dem  Spediteur  schaffen  soll.  Es  ist  recht 
zweif  dhaft,  wie  diese  Abrede  zu  beurteilen  ist, 

1 1 dem  schon  erwähnten  Falle  des  Reichsgerichts  Bd,  99  S,  245 
hatte  der  Empfänger  die  Spediteurnachnahme  gezahlt.  Die  Bahn  wei- 
gerte sich,  sie  dem  Spediteur  auszuzahlen,  und  der  Spediteur  klagte 
deshelb  gegen  die  Bahn  auf  Zahlung,  Das  Reichsgericht  weist  die 
Klagt  ab.  Es  erklärt  das  Abkommen,  soweit  es  sich  um  die  Rechte 
des  Spediteurs  handele,  für  wirkungslos;  es  führt  aus,  die  EVO,  kenne 
eine  ; olche  Nachnahme  nicht  und  somit  ständen  dem  Spediteur  nach 
frach  rechtlichen  Grundsätzen  Ansprüche  aus  der  Nachnahme  kei- 
nesfa  Is  zu. 

Trotz  dieser  Entscheidung,  die  fast  9 Jahre  alt  ist,  wird  das  darin 
beam  tandete  Verfahren  nach  wie  vor  gehandhabt.  Im  allgemeinen 
ergeben  sich  bei  der  Abwicklung  auch  keine  Schwierigkeiten.  Es  ist 
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für  den  Spediteur  bequem,  da  er  auf  diese  Art  rasch  zu  den  ihm  ge- 
hörenden Beträgen  kommt.  Vor  einiger  Zeit  hat  sich  jedoch  wieder 
gezeigt,  daß  das  Verfahren  auf  unsicherer  Grundlage  ruht.  Ein  Spe- 
diteur hatte  bei  einer  Sendung  einen  von  seinem  Auftraggeber  ausge- 
stellten und  auf  dessen  Namen  lautenden  Frachtbrief  bei  der  Ver- 
sendung benutzt,  hatte  aber  für  sich  selbst  in  der  vorher  erwähn- 
ten Art  als  Nachnahme  mehr  als  RM,  500, — vorgeschrieben.  Der 
Empfänger  löste  die  Sendung  ein.  Sowohl  der  Spediteur  wie  der  Ab- 
sender, die  inzwischen  miteinander  in  Streitigkeiten  geraten  waren, 
verlangten  von  der  Bahn  Auszahlung  des  nachgenommenen  Betrages 
Die  Bahn  weigerte  sich,  an  den  Spediteur  zu  zahlen,  weil  sie  den 
Spediteuren  nur  das  Recht  eingeräumt  habe,  Nachnahmen  bis  zu 
Höhe  von  RM,  20, — zu  erheben.  Der  Spediteur  entgegnete,  es  sei  seit 
mehreren  Jahren  üblich,  Spediteurnachnahmen  von  weit  mehr  als 
PvM.  20, — vorzuschreiben. 

Schließt  man  sich  der  Ansicht  des  Reichsgerichts  an,  für  die  es 
gute  Gründe  vorbringt,  so  hat  keinesfalls  der  Spediteur  aus  dem 
Frachtverträge  Ansprüche  gegen  die  Bahn,  Ebensowenig  aber  ste- 
hen solche  Ansprüche  dem  Auftraggeber  des  Spediteurs  zu.  Er 
hatte  ja  die  streitige  Nachnahme  nicht  vorgeschrieben  und  der 
ihn  vertretende  Spediteur  hatte  zu  seinen  Gunsten  eine  Abrede  über 
die  Nachnahme  nicht  getroffen,  das  Abkommen  über  die  Spedi- 
teurnachnahme war  also,  gleichviel  was  es  bedeutete,  keinesfalls  ein 
Bestandteil  des  vom  Absender  abgeschlossenen  Frachtvertrages 
geworden.  Man  würde  sich  sonst  ohne  Grund  mit  der  klaren  Vor- 
schrift, die  Bahn  solle  die  Nachnahme  zu  Gunsten  des  Spediteurs  er- 
heben, in  unbestreitbaren  und  unvereinbaren  Widerspruch  setzen. 
Somit  hat  — immer  vom  Standpunkt  des  Reichsgerichts  aus  gespro- 
chen — weder  der  Absender,  noch  dei  Spediteur  einen  vertrags- 
mäßigen Anspruch  auf  Zahlung  des  erhobenen  Betrages.  Die  Bahn 
hat  das  Geld  ohne  rechtlichen  Grund  bekommen  und  sie  haftet  des- 
halb dem  Empfänger  der  Sendung,  aus  dessen  Vermögen  sie  ohne 
Rechtsgrund  bereichert  ist,  nach  § 812  Abs,  1 BGB,  auf  Herausgabe 
des  Betrages.  Im  vorliegenden  Falle  war,  wenn  uns  recht  erinnerlich, 
der  Absender  und  der  Empfänger  ein-  und  derselbe.  Dies  verein- 
facht die  Sache,  Sonst  müßte  der  Empfänger,  wenn  er  das  Geld  nicht 
selbst  haben  will,  die  ihrü  gegen  die  Bahn  zustehenden  Rechte  dem 
Absender  oder  dem  Spediteur  abtreten. 

Man  wird  jedoch  der  Ansicht  des  Reichsgerichts,  die  auch  im 
Schrifttum  vielfach  Zustimmung  gefunden  hat,  nicht  beipflichten  kön- 
nen. Es  ist  immer  bedenklich,  einer  langjährigen  Uebung,  die  offen- 
bar einem  Verkehrsbedürfnis  entspricht  und  zu  Schwierigkeiten  nut- 
ganz  ausnahmsweise  geführt  hat,  die  rechtliche  Grundlage  zu  ent- 
ziehen. Wenn  es  möglich  ist,  wird  man  suchen,  sie  mit  den  bestehen- 
den Rechtsvorschriften  in  Uebereinstimmung  zu  bringen.  Dies  ist 
bei  den  Spediteurnachnahmen  möglich.  Ein  Teil  des  Frachtvertrages 
wird  allerdings  die  Abrede  des  Spediteurs  nicht  und  sie  kann  sie  nicht 
werden,  da  er  den  Frachtvertrag  im  fremden  Namen  abschließt  und 
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da  er  durch  den  Frachtvertrag  auch  nicht  Rechte  zu  Gunsten  eines 
Dritten  schaffen  kann;  wer  durch  den  Frachtvertrag  berechtigt  wird, 
ist  im  Handelsgesetzbuch  in  Verbindung  mit  der  EVO,  erschöpfend 
testgelegt  und  könnte  höchstens  durch  eine  Tarifvorschrift  ergänzt 
werde  1,  nicht  aber  durch  eine  Abrede  zwischen  Bahn  und  Spediteur, 
die  mi;  einer  Beförderungsvorschrift  zusammenhängt.  Dagegen  steht 
nichts  im  Wege,  mit  dem  auf  fremden  Namen  abgeschlossenen  Fracht- 
vertrag einen  besonderen  Vertrag  zu  verbinden,  den  der  Spediteur  im 
eigenen  Namen  abschließt,  und  das  Bestehen  eines  solchen  Neben- 
vertra|es  bei  der  Spediteurnachnahme  zugrunde  zu  legen.  Durch  die- 
sen N jbenvertrag  erlangt  nur  er  Rechte  gegen  die  Bahn,  Allerdings 
kenne  1 weder  das  Gesetz,  noch  die  EVO,,  noch  die  Tarife  einen  sol- 
chen l'Jebenvertrag,  sie  verbieten  ihn  aber  auch  nicht.  Er  stört  die 
Bahn  licht;  wenn  sie  solche  Störung  befürchtet,  braucht  sie  sich  da; - 
auf  ni:ht  einzulassen,  da  ein  gesetzlicher  Zwang  sicherlich  nicht  be- 
steht, Läßt  sich  die  Bahn  auf  einen  solchen  Vertrag  ein,  so  besteht 
eigentlich  kein  Rechtsgrund,  warum  er  als  gesetzlich  unzulässig  ange- 
sehen werden  sollte.  Ist  das  Abkommen  wirksam,  so  liegt  ein  Dienst- 
vertral  oder  Werkvertrag  vor,  der  eine  Geschäftsbesorgung  zum 
Geger  stand  hat  (§  675  BGB,)  und  der  in  gewissen  Beziehungen  zu 
einem  Frachtverträge  steht;  der  Frachtführer,  die  Eisenbahn,  ver- 
pflichl  et  sich  dem  Auftraggeber  gegenüber,  das  Gut  nur  aus  den  Hän- 
den z I geben,  wenn  ihr  der  Spediteurnachnahmebetrag  gezahlt  wird. 
Komrit  es  zur  Zahlung,  so  muß  die  Bahn  das  zu  Gunsten  des  Auftrag- 
geber i eingezogene  Geld  ihm  abliefern.  Hierbei  macht  es  keinen 
Unter  :chied,  ob  ihr  im  inneren  Geschäftsbetrieb  vorgeschrieben  ist. 
das  Verfahren  nur  bei  Beträgen  zu  gestatten,  die  RM,  20, — nicht  über- 
steigen; diese  dem  inneren  Betriebe  dienende  Vorschrift  ist  für  einen 
Dritten  ohne  Wirkung,  wenn  sich  die  Bahn  darüber  hinwegsetzt. 

hiernach  war  in  dem  erwähnten  Falle  der  Anspruch  des  Spedi- 
teurs auf  Zahlung  des  Betrages  gerechtfertigt.  — 4542  — 


3.  Zahlung  der  Fracht  durch  den  Empfänger. 

( .7)  Persönlicher  Frachtschuldner  der  Bahn  ist  zunächst  der  Ab- 
sender, Er  bleibt  der  alleinige  Schuldnet,  bis  der  Empfänger  das 
Gut  iiit  dem  Frachtbrief  angenommen  hat  (§  69  Abs,  1,  § 70  Abs.  3 
EVO.I,  Geschieht  dies,  so  wird  der  Empfänger  zur  Zahlung  der 
FracH  verpflichtet,  jedoch  nur  nach  Maßgabe  des  Frachtbriefes  (§  75 
Abs,  3 EVO,);  soweit  nach  dem  Frachtbrief  nicht  der  Empfänger  die 
Fraclt  zu  zahlen  hat,  sondern  der  Absender  nach  seinem  Freivermerk 
zahlu  igspflichtig  ist,  haftet  nicht  der  Empfänger,  sondern  der  Ab- 
send« r. 

Nun  kann  es  aber  leicht  Vorkommen,  daß  die  Empfangsbahn,  wie- 
wohl der  Empfänger  durch  die  Uebernahme  von  Gut  und  Frachtbrief 
nicht  persönlicher  Frachtschuldner  wird,  doch  die  Aushändigung  des 
Gute;  von  der  Zahlung  von  Frachtbeträgen  abhängig  macht.  Die 
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Bahn  hat  nämlich  nach  §§  454,  440  HGB.  wegen  aller  durch  den 
Frachtvertrag  begründeten  Ansprüche  ein  Pfandrecht  an  dem  Gut,  ein 
Pfandrecht  also  nicht  nur  wegen  der  Forderungen,  die  sich  aus  dem 
Frachtbrief  ergeben.  Kommt  vor  Aushändigung  des  Gutes  ein  .sol- 
ches Recht  zur  Sprache,  so  kann  die  Bahn  die  Aushändigung  des 
Gutes  von  der  Zahlung  seiner  gesamten  Ansprüche  abhängig  machen 
(§  75  Abs,  4 EVO,,  ebenso  Artikel  20  des  Int,  Frachtübereinkommens 
vom  23,  10.  1924  in  scheinbarem  Widerspruch  zu  Artikel  16  § 1;  vergl, 
dazu  Loening,  „Neues  internationales  Frachtübereinkommen“,  An- 
merk, 7 zu  Art,  16  § 1 S,  382/383),  Dies  kann  namentlich  dann  ein- 
treten,  wenn  sich  bei  einem  frachtfrei  geschickten  Gut  vor  der  Aus- 
händigung herausstellt,  daß  die  Fracht  unrichtig  berechnet  und  daß 
deshalb  eine  Nachfracht  zu  zahlen  ist. 

In  einem  solchen  uns  mitgeteilten  Falle  hat  der  Empfänger  die 
nachgeforderte  Fracht  gezahlt.  Die  Bahn  hat  sich  dann  auf  den 
Standpunkt  gestellt,  durch  die  Zahlung  des  Empfängers  sei  ihre 
Frachtnachforderung  nicht  getilgt  worden.  Sie  veranlaßte,  daß  das 
Frachtstundungskonto  des  Absenders  mit  dem  nachzuzahlenden  Be- 
trage belastet  werde,  und  ging  auf  seinen  Widerspruch  hiergegen  nicht 
ein.  Der  Absender  verlangte  dann,  wenigstens  im  Ergebnis,  die  Be- 
lastung solle  rückgängig  gemacht  werden,  die  Bahn  lehnte  dies  aber 
mit  der  Begründung  ab,  nur  der  Empfänger  habe  einen  Anspruch  auf 
Rückzahlung  der  bei  Aushändigung  des  Gutes  gezahlten  Nachfracht 
und  der  Absender  könne  die  Rückzahlung  oder  die  Gutschrift  nur 
verlangen,  wenn  ihm  der  Empfänger  seine  Rechte  abtrete. 

Diese  Anschauung  der  Bahn  ist  mit  dem  Sachverhalt  unverein- 
bar, Es  kommt  für  die  Wirkung,  die  der  vom  Empfänger  geleisteten 
Zahlung  zukommt,  nicht  darauf  an,  ob  der  Empfänger  oder  wer  sonst 
persönlicher  Schuldner  war.  Jeder  Dritte  kann  eine  Geldschuld  zah- 
len, auch  wenn  er  nicht  der  Schuldner  ist  (§  267  BGB,),  Die  Bahn 
und  der  Empfänger  der  Sendung  waren  bei  der  Zahlung  darüber  einig, 
welche  Forderung  hierdurch  getilgt  werden  sollte,  und  damit  ist  diese 
Forderung  erloschen.  Der  Empfänger  hat  kein  Recht  auf  Rückzah- 
lung, Hat  die  Bahn  zu  Unrecht  vom  Absender  nochmals  Zahlung  ver- 
langt, so  kann  sie  durch  diese  unberechtigte  Forderung  kein  Recht 
des  Empfängers  begründen,  daß  ihm  der  wirksam  gezahlte  Betrag  zu- 
Vückgezahlt  werde.  Selbstverständlich  berührt  es  die  Rechte  der 
Bahn  gegen  den  Empfänger  und  umgekehrt  nicht,  ob  der  Empfänger 
gegen  den  Absender  einen  Anspruch  auf  Erstattung  des  aufgewencic- 
ten  Betrages  hatte. 

Durch  das  Verhalten  der  Bahn  sind  in  dem  uns  mitgeteilten  Falle 
erhebliche  Schwierigkeiten  entstanden;  sie  sind  schließlich  dadurch 
beseitigt  worden,  daß  der  Empfänger  dem  Absender,  wie  die  Bahn 
verlangt  hat,  das  Recht  auf  Abtretung  übertragen  hat.  — 6823  — 
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*1  Kündigung  des  einem  Vollmachtsspediteur  erteilten  Abrollaultrages 
1 ei  Fortbestand  der  Vollmacht.  Haftungsbeschränkung  der  Rollfuhr- 
unternehmer in  Berlin. 

(18)  Wir  möchten  folgenden  Fall  hervorheben; 

Die  Berliner  Firma  K.  hatte  die  Beklagte,  eine  Speditionsfirma, 
l:  eauftragt,  Güter  von  mehreren  Berliner  Bahnhöfen,  darunter  dem 
1 ehrter  Güterbahnhof,  abzuholen.  Diese  Bevollmächtigung  war  den 
^ibfertigungsstellen  auf  dem  vorgeschriebenen  Vordruck  angezeigt 
A - Orden.  Am  13.  11.  1926  schrieb  die  Firma  K.  der  Beklagten,  ,,.... 
c iese  Mitteilung  veranlaßt  mich,  in  Zukunft  auf  Ihre  Dienste  zu  ver- 
2ichten.“  Im  Gegensatz  dazu  zeigte  die  Beklagte  am  1.  12,  1926  der 
Bahn  das  Fortbestehen  der  Vollmacht  an.  Erst  am  22,  2,  1927  teilte 
cie  Firma  K,  der  Bahn  den  Widerruf  der  der  Beklagten  erteilten  Voll- 
) lacht  mit.  Inzwischen  hatte  die  Bahn  am  22.  1,  1927  einen  für  die 
Hrma  K,  an  diesem  Tage  auf  dem  Lehrter  Bahnhof  in  Berlin  ange- 
nommenen Ballen  Tuch  zum  Abrollen  der  Beklagten  ausgehändigt. 
I eim  Zurollen  wurde  der  Ballen  vom  Wagen  gestohlen.  Die  Klägerin, 
bei  der  sich  die  Firma  K,  versichert  hatte,  ersetzte  ihr  den  Einkaufs- 
preis des  Ballens  mit  RM,  546,18.  Die  Klägerin  hat  als  Rcchtsnach- 
folgerin  der  Firma  K.  gegen  die  Beklagte  auf  Erstattung  dieses  Betra- 
ges Klage  erhoben.  Sie  macht  geltend: 

Der  Brief  vom  13,  11,  1926  sei  eine  Kündigung  des  der  Beklagten 
erteilten  Abholungsauftrages-  Die  Beklagte  habe  danach  bei  der  Be- 
f'irderung  des  Ballens  als  Geschäftsführer  ohne  Auftrag  gehandelt 
uid  hafte  der  Firma  K,  im  gesetzlichen  Umfang,  ohne  sich  auf  die 
F aftungsbeschränkungen  berufen  zu  können,  die  in  den  allgemeinen 
Eedingungen  der  Berliner  Spediteure  enthalten  seien. 

Die  Beklagte  verlangte  Klageabweisung.  Sie  führte  aus: 

Sie  sei  trotz  des  Briefes  vom  13,  11.  1926  befugt  gewesen,  die 
C üter  für  die  Firma  K,  abzurollen,  weil  der  Vollmachtswiderruf  der 
bahn  erst  später  angezeigt  worden  sei.  Eine  Vollmachtsanzeige  gelte 
auf  zwei  Jahre  und  könne  während  dieser  Zeit  nur  mit  Genehmigung 
cer  Bahn  widerrufen  werden.  Da  die  Firma  K,  die  Vollmachtsanzeige, 
die  bis  zum  31,  12.  1926  gegolten  habe,  bis  dahin  nicht  widerrufen 
habe,  habe  die  Beklagte  den  Brief  vom  13.  11,  26  nicht  als  Kündigung, 
s indem  nur  als  Drohung  damit  auffassen  können.  Noch  nach  dem 
21.  1.  1927  habe  die  Firma  K,  mehrere  ihr  von  der  Beklagten  zuge- 
r illte  Stücke  ohne  Widerspruch  angenommen. 

Hiernach  seien  die  Berliner  allgemeinen  Spediteurbedingungen 
aizuwenden;  sie  beschränkten  die  Haftung  der  Beklagten  auf  höch- 
s ens  RM.  1,20  für  das  Bruttokilogramm. 

Das  Landgericht  hat  die  Beklagte  am  16.  2.  1928  nach  dem  Klage- 
a itrage  verurteilt.  Die  Beklagte  hat  Berufung  eingelegt.  Das  Kam- 
mergericht hat  die  Beklagte  zur  Zahlung  von  RM,  27,50  nebst  Zinsen 
verurteilt,  im  übrigen  aber  die  Klage  abgewiesen-  Von  den  Kosten 
s nd  der  Beklagten  ’ '<o.  der  Klägerin  auferlegt  worden. 
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Das  Kammergericht  nimmt  an,  die  Beklagte  sei  für  die  Firma  K. 
auf  Grund  des  fortbestehenden  Auftrages  tätig  gewesen.  Es  wird 
w eiter  ausgeführt: 

Nach  der  Vollmachtsanzeige  habe  die  Firma  K.  die  Beklagte  er- 
mächtigt, die  Bestätigung  der  Vollmachtsfortdauer  der  Bahn  namens 
der  Firma  K.  zu  erklären.  Diese  Bestätigungsvollmacht  sei  zwar 
widerrufen  worden,  der  Widerruf  wirke  aber  nicht  der  Bahn  gegen- 
über, da  er  ihr  nicht  vor  der  neuen  Vollmachtsanzeige  vom  1,  12.  1926 
mitgeteilt  worden  sei.  Danach  sei  der  Bahn  gegenüber  die  Voll- 
machtsanzeige noch  für  die  Jahre  1927  und  1928  wirksam  geworden. 
Da  die  Vollmacht  während  dieser  Zeit  ohne  Zustimmung  der  Bahn 
nicht  habe  widerrufen  werden  können,  habe  auch  das  Vertragsver- 
hältnis zwischen  der  Beklagten  und  der  Firma  K,  während  dieser  Zeit 
fortbestanden.  Mithin  gälten  für  die  Haftung  der  Beklagten  die  ver- 
einbarten Bedingungen,  nicht  die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Geschäftsführung  ohne  Auftrag.  Die  Beklagte  hafte  also  nur  mit  den 
Beschränkungen  der  allgemeinen  Bedingungen  der  Berliner  Spedi- 
teure. 

Wegen  der  Einzelheiten  verweisen  wir  auf  den  Abdruck  des  Ur- 
teils in  der  SSZ.  1929  Nr.  6 S.  97.  — 50  276  — 

5.  Bahnamtliche  Tatbestandsaufnahmen. 

(19)  Nach  § 81  Abs.  1 EVO,  hat  die  Bahn,  wenn  eine  Minderung 
oder  Beschädigung  des  Gutes  von  der  Eisenbahn  entdeckt  oder  ver- 
mutet oder  vom  Verfügungsberechtigten  behauptet  wird,  den  Zustand 
des  Gutes,  erforderlichenfalls  auch  das  Gewicht  und  soweit  möglich 
den  Betrag  des  Schadens,  wie  die  Ursache  und  den  Zeitpunkt  der 
Minderung  oder  Beschädigung,  ohne  Verzug  schriftlich  festzustellen. 

Eine  Berliner  Güterabfertigung  stellte  sich  auf  den  Standpunkt, 
die  Bahn  sei  zur  Tatbestandsaufnahme  nicht  verpflichtet,  wenn  schon 
feststehe,  daß  die  Bahn  für  den  Schaden  nicht  aufzukommen  habe, 
ln  dem  uns  mitgeteilten  Falle  behauptete  sie,  der  Schaden  könne  nicht 
unterwegs  entstanden  sein,  und  begründete  damit  ihre  Weigerung. 
Wir  haben  in  einer  Eingabe  an  die  RBD,  Berlin  vom  4,  1,  1929  die  Un- 
richtigkeit dieser  Ansicht  nachzuweisen  gesucht.  Es  ist  nicht  erfor- 
derlich, diese  Eingabe  hier  zu  wiederholen,  da  die  RBD.  Berlin  am  24. 
1.  29  den  Bescheid  gegeben  hat,  die  Abfertigungsstellen  sollten  auch 
dann,  wenn  die  Bahn  nicht  haftpflichtig  sei,  den  Tatbestand  auf  neh- 
men, es  sei  jedoch  im  Falle  des  § 93  Abs.  2 d EVO,,  Artikel  44  § 2 Nr, 
4 JUeG.  Voraussetzung,  daß  der  Antrag  auf  Schadensfeststellung  in- 
nerhalb der  dort  angegebenen  Fristen  angebracht  werde.  Wir  halten 
auch  diesen  Vorbehalt  für  unberechtigt,  abgesehen  von  sonstigen 
Gründen  schon  deshalb,  weil  die  Bahn  trotz  Ueberschreitens  der  Frist 
für  den  Schaden  nach  § 93  Abs,  2a  EVO,  und  Artikel  44  § 2 Nr.  1 
JUeG,  verantwortlich  sein  kann.  Hierbei  wird  es  sich  aber  um  seltene 
Ausnahmefälle  handeln.  Es  ist  auch  anzunehmen,  daß  die  Bahn, 
wenn  ein  solcher  Ausnahmefall  behauptet  wird,  sich  auf  die  Feststei- 
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lung  c es  Sachverhalts  einläßt.  Wir  glaubten  daher  von  einer  weite- 
ren V jrfolgung  des  Sachverhalts  absehen  zu  dürfen. 

ir  machen  noch  darauf  aufmerksam,  daß  die  Reichsbahn  nicht 
befugt  ist,  für  die  Aufnahme  des  Tatbestandes  die  im  Nebengebühren- 
tarif f »stgesetzte  Gebühr  zu  erheben,  außer  wenn  die  Aufnahme  kei- 
nen S(  haden  oder  keine  Minderung  oder  nur  eine  von  der  Bahn  schon 
anerk  innte  Minderung  oder  Beschädigung  ergibt  (§  81  Abs.  4 EVO.), 
Die  B ihn  hat  eine  Zeitlang  angenommen,  sie  könne  die  Gebühr  auch 
in  anderen  hällen  berechnen.  Wir  haben  hierüber  mit  der  Bahn  ver- 
handelt und  ihre  Ansicht  zu  widerlegen  versucht.  Dabei  ist  insofern 
ein  Ergebnis  erzielt  worden,  als  eine  Reihe  von  Reichsbahn-Direktio- 
nen il  re  Güterstellen  angewiesen  hat,  die  Gebühren  nur  noch  in  den 
vorbei  erwähnten  Fällen  zu  erheben.  Wegen  des  genaueren  Sachver- 
halts /erweisen  wir  auf  die  Mitteilung  in  der  SSZ.  Nr,  41  von  1928 

5.  766  — 54  716  — 

6.  Du  xhlässigkeit  von  Bahnwagen  bei  Selbstverladung, 

(20)  Die  Bahn  haftet  nicht,  wenn  der  Absender  das  Abladen  selbst 
zu  besorgen  hatte  und  ein  unterwegs  eingetretener  Schaden  aus  einer 
mit  mangelhafter  Verladung  verbundenen  Gefahr  entstanden  ist  (§  459 
Abs,  Nr.  3,  dazu  Abs.  2 HGB.),  Erweist  sich  der  bei  der  Selbst- 
verlacung  verwendete  Bahnwagen  unterwegs  als  durchlässig,  so  daß 
die  Ware  durch  Eindringen  von  Feuchtigkeit  leidet,  so  lehnt  die  Bahn 
regelriäßig  die  Haftung  mit  der  Begründung  ab,  der  Schaden  sei  eine 
Folge  mangelhafter  Verladung;  der  Absender  hätte  den  Wagen  unter- 
suchen müssen  und  hätte  dann  bei  genügender  Sorgfalt  die  Durchläs- 
sigkei  entdeckt. 

Als  Beispiel  eines  hierüber  entstandenen  Streites  führen  wir  an: 

E n beladener  bahneigener  Wagen  ist  aus  dem  Ausland  nach  Pas- 
sau  g€  kommen.  Er  ist  von  dortaus  ohne  Umladung  mit  neuem  Fracht- 
brief ] lach  Barmen  befördert  worden.  In  Barmen  stellte  sich  heraus, 
daß  d e Sendung  durch  Nässe  gelitten  hatte.  Die  Bahn  verweigerte 
die  Uobernahme  des  Schadens,  weil  Selbstverladung  vorliege  und  der 
Selbsl  Verlader,  nicht  die  Bahn,  für  den  Zustand  des  Wagens  verant- 
wortlich sei. 

V^ir  haben  über  die  Frage  ein  Gutachten  erstattet,  und  haben  fol- 
gendes ausgeführt: 

Es  werde  vorausgesetzt,  daß  der  Schaden  auf  der  Strecke  Passau- 
Barmcn  eingetreten  sei.  Sei  dies  der  Fall,  so  folge  aus  § 456  HGB. 
die  El  satzpflicht  der  Bahn,  es  sei  denn,  daß  sie  einen  besonderen  Be- 
freiun  ^sgrund  nachweise.  Sie  mache  mangelhafte  Selbstverladung 
gelter  d.  Da  die  Bahn  die  Ware  nicht  selbst  verladen,  sondern  den  be- 
ladenen Wagen  übernommen  habe,  werde  man  die  Vorschriften  über 
Selbst  Verladung  anwenden  müssen,  also  Befreiung  im  Falle  mangelhaf- 
ter V jrladung  annehmen.  Es  heißt  dann  weiter: 

Eine  solche  mangelhafte  Verladung  hat  man  wiederholt  darin  ge- 
fundei,  daß  der  Absender  das  Gut  in  einem  Wagen  verladen  hat,  der 
von  s :hlechter  Beschaffenheit  war  und  dadurch  den  Schaden  ermög- 
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licht  hat.  Diese  Auffassung  ist  weder  mit  dem  Wortlaut,  noch  mit 
dem  Sinn'  des  Gesetzes  vereinbar.  Das  Gesetz  schreibt  vor,  daß  die 
Bahn  nicht  für  die  Folgen  einer  Tätigkeit  zu  haften  habe,  die  der  Ab- 
sender übernommen  hat.  Zu  dieser  Tätigkeit  gehört  doch  aber  nicht 
die  Beschaffenheit  des  Wagens.  Daraus  folgt  allerdings  nicht,  daß  der 
Absender  in  jedem  Falle  die  Bahn  verantwortlich  machen  könne,  wenn 
durch  die  Beschaffenheit  des  für  die  Verladung  benutzten  Wagens  ein 
Schaden  entsteht.  Nach  § 456  HGB,  und  § 84  der  früheren  EVO,  tritt 
die  Haftung  der  Bahn  nicht  ein,  wenn  der  eingetretene  Schaden  auf 
einem  Verschulden  des  Absenders  beruht.  Ein  solches  Verschulden 
liegt  vor,  wenn  er  die  Ware  in  einem  Wagen  unterbringt,  dessen  man- 
gelhafte Beschaffenheit  er  kennt  oder  bei  Beobachtung  der  den  Um- 
ständen nach  gebotenen  Sorgfalt  hätte  kennen  müssen.  Herrscht  z. 
B,  in  dem  Wagen  ein  durchdringender  Geruch,  so  darf  der  Absender 
nicht  Güter  verladen,  die  gegen  einen  solchen  Geruch  empfindlich 
sind.  Verlädt  er  bei  Regenwetter  und  tropft  der  Regen  durch,  so 
muß  er  die  Bahn  auf  den  schlechten  Zustand  des  Daches  aufmerksam 
machen  und  muß,  wenn  der  Schaden  nicht  sofort  ausgebessert  wird, 
von  der  Verwendung  dieses  Wagens  absehen.  Lassen  sich  die  seit- 
lichen Luken  nicht  verschließen,  so  darf  er  einen  Wagen  für  Güter 
nicht  verwenden,  die  gegen  das  seitliche  Eindringen  von  Nässe  ge- 
schützt werden  müssen  und  deren  Beschaffenheit  den  Zutritt  von  Luft 
nicht  erfordert.  Solche  Uebelstände,  die  der  Verlader  merkt  oder 
bemeiken  müßte,  muß  er  beachten.  Die  Bahn  kann  sich  sonst  auf 
seine  Fahrlässigkeit  berufen,  aber  nicht,  weil  es  sich  um  eine  mangel- 
hafte Verladung  handele,  sondern  weil  ein  Verschulden  des  Absenders 
nach  § 456  HGB,  vorliegt;  dann  käme  übrigens  unter  Umständen 
auch  ein  Milverschulden  der  Bahn  nach  § 254  BGB,  in  Betracht.  So- 
weit ein  solches  Verschulden  nicht  vorliegt,  kann  sich  die  Bahn  nicht 
damit  schützen,  daß  der  Wagen  mangelhaft  gewesen  sei  und  daß  sie 
ohne  ihr  Verschulden  nichts  davon  gewußt  habe.  Auf  ihr  Verschul- 
den kommt  es  nicht  an,  vielmehr  muß  umgekehrt  ein  Verschulden 
des  Absenders  nachgewiesen  werden.  An  einem  solchen  Verschulden 
wird  es  sehr  häufig  fehlen.  Der  Absender  ist  durchaus  nicht  ver- 
pflichtet, den  Wagen  eingehend  zu  untersuchen,  wenn  der  äußere 
Befund  keinen  Anlaß  zu  einem  Verdacht  gibt,  Z,  B,  ist  nicht  zu  ver- 
langen, daß  er  bei  einem  unverdächtigen  Wagen  das  Dach  durch  Be- 
gießen auf  seine  Undurchlässigkeit  prüft  oder  daß  er  eingehende  Un- 
tersuchungen der  Bodenritzen  vornimmt,  um  festzustellen,  ob  von  den 
früheren  Ladungen  Reste  darin  enthalten  seien.  Solche  Ermittlungen 
anzustellen,  würde  der  Verkehrssitte  nicht  entsprechen  und  das  Un- 
terbleiben ist  hiernach  kein  Versehen  des  Versenders, 

In  diesem  Sinne  haben  sich  z,  B,  ausgesprochen:  Das  Oberlan- 
desgericht München  in  einem  Urteil  vom  4,  2,  1924,  abgedruckt  in  der 
SSZ,  1925  Nr.  40  S.  939. 

Das  Kammergericht  in  einem  Urteil  vom  20,  1,  1924,  abgedruckt 
in  der  Verkehrsrechtlichen  Rundschau  1924  Spalte  463. 
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Der  Oberste  Gerichtshof  in  Wien  in  einem  Urteil  vom  20  1 1923 
sbsiedruckt  in  der  Verkehrsrechtlichen  Rundschau  1924,  Spalte  223* 

Das  Oberlandesgericht  Stuttgart  in  einem  Urteil  vom  9.  2 1927 
abgedruckt  in  der  SSZ.  1928  Nr.  30  S.  562. 

Vergl.  dazu  ferner  eine  Reihe  von  Schriftstellern,  z.  B.  Dr.  Senck- 
piehl  m der  SSZ.  1925  S.  939,  Kittel,  Friebe  & Hay,  neue  Eisenbahn- 
\ erkehrs-Ordnung  Anmerkung  15  zu  § 83  S.  209/210. 

Richtig  ist,  daß  die  Gerichte  und  angesehene  Schriftsteller  auch 
aiderc  Ansichten  vertreten,  wir  sind  aber  von  der  Richtic^keit  der 
vDrher  erwähnten  Ansicht  überzeugt.  Auch  wenn,  wie  im  vorlie- 
g -n  en  Falle  geschehen,  die  Ware  in  dem  schon  vorher  zur  Beförde- 
ring  benutzten  Wagen  geblieben  ist,  führen  die  Grundsätze,  von 
d men  wir  ausgehen,  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Bahn  haftet,  es  sei 
d mn,  daß  dem  Absender  ein  Versehen  nachgewiesen  wird.  Hier  gilt 
n ich  wie  vor  der  Grundsatz,  daß  die  Bahn  für  den  Schaden  nach  § 456 
HGß.  aufzukommen  hat  und  daß  eine  mangelhafte  Selbstverladunrf 
n cht  darin  gefunden  werden  kann,  daß  der  benutzte  Wagen  schad" 
h ift  gewesen  ist.  Es  ist  gleichgültig,  ob  die  Bahn  den  Mangel  hätte 
merken  können  und  müssen  oder  nicht.  Die  abweichende  Ansicht 
di;s  Oberlandesgerichts  Hamburg  im  Urteil  vom  17.  6.  1924  (Eger, 
E senbahn-  und  Verkehrsrechtl.  Entscheidungen  und  Abhandlungen 
B 1.  42  S.  80)  halten  wir  entschieden  für  unrichtig,  wie  Eger  selbst  an 
der  angeführten  Stelle  hervorhebt.  — 10  089  — 

7.  Haftung  der  Bahn  nach  Ablieferung. 

(21)  Nach  den  Grundsätzen  des  Bahnfrachtvertrages  haftet  die 
Bihn  nur  bis  zur  Ablieferung  (§  456  Abs.  1 HGB.).  Ablieferung  in 
diesem  Sinne  liegt  jedenfalls  dann  vor,  wenn  die  Bahn  den  Besitz  des 
beförderten  Gutes  aufgibt  und  der  Empfänger  das  Gut  in  Besitz 
nimmt;  sie  liegt  auch  darin,  daß  die  Bahn  dem  Empfänger  das  von  ihm 
aiiszuladende  Gut  zur  Verfügung  stellt  und  der  Empfänger  mit  dem 
Ausladen  beginnt  oder,  wenn  ihm  das  Gut  laderecht  gestellt  ist  und 
di  IS  Gut  sich  in  seinem  Bereich  befindet,  mit  dem  Ausladen  begin- 
n ;n  kann.  Nun  kommt  es  aber  nicht  selten  vor,  daß  das  Gut  trotz 
Uebergabe  auf  dem  Bahngrundstück,  auf  dem  Bahnhof,  namentlich  in 
der  Güterhalle  bleibt.  Auf  Grund  des  Frachtvertrages  kann  dann 
die  Bahn  nicht  mehr  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  das  Gut 
sj  äter  beschädigt  wird  oder  abhanden  kommt.  Dagegen  ist  sehr  gut 
möglich,  daß  dadurch,  daß  das  Gut  auf  dem  Gelände  der  Bahn  bleibt 
und  sich  hierdurch  im  tatsächlichen  Herrschaftsbereich  der  Bahn  be- 
findet, ein  neues  Vertrags  Verhältnis  zwischen  dem  Empfänger  und 
d<  r Bahn  entsteht. 

ln  einem  uns  mitgeteilten  Falle  hatte  der  Empfänger  Anfang 
Djzember  1928  ein  Stückgut  nach  der  Ablieferung  mit  Wissen  und 
Ulen  der  Bahnbeamten  in  der  Ankunftshalle  stehen  lassen,  ohne 
di  ß irgendjemand  von  der  Bahn  etwas  dagegen  eingewendet  hätte. 
Ir  der  Ankunftshalle  konnte  der  Empfänger  das  Gut  nicht  bewachen. 
D igegen  mußte  er  als  selbstverständlich  ansehen,  daß  die  Bahn  für 
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die  Sicherheit  der  dort  lagernden  Güter  sorgen  werde.  Der  Enip- 
f^anger  wollte  das  Gut  durch  einen  Dritten  abholen  lassen  und  hatte 
diesen  Dritten  wiederholt  aufgefordert,  sich  zur  Abholung  auf  der 
Bahn  einzufinden.  Als  dieser  Dritte  am  5.  1.  29  erschien,  war  das 
Gut  verschwunden.  Dieses  Verhältnis  läßt  sich  nur  so  auffassen, 
daß  das  Stückgut  mit  Zustimmung  der  Bahn  einstweilen  im  Gewahr- 
sam der  Bahn  bleiben  sollte.  Hierdurch  ist  zwischen  dem  Empiän- 
ger  und  der  Bahn  ein  Verwahrungsvertrag  zustande  gekommen.  Die 
Bahn  ist  nach  § 688  HGB,  für  die  Verwahrung  verantwortlich.  Ist 
das  Gut  nicht  zu  finden,  so  muß  sie  für  den  entstandenen  Schaden  auf- 
kommen,  wenn  sie  nicht  nachweist,  daß  sie  ohne  ihr  Verschulden  zur 
Herausgabe  außerstande  sei  (§  275  Abs.  1 BGB.).  Berücksichtigt 
man,  daß  die  Bahn  die  Verwahrung  unentgeltlich  besorgen  wollte,  und 
kann  die  Bahn  den  Nachweis  erbringen,  worauf  das  Verschwinden  des 
einen  Stückes  beruhe,  so  ist  ihr  der  weitere  Nachweis  gestattet,  daß 
sie  bei  der  Verwahrung  ihrer  eigenen  Sachen  auch  nicht  sorgfältiger 

gehandelt  habe  als  bei  der  Verwahrung  dieses  Stückgutes  (§§  669, 
277  BGB.). 

Allem  Anschein  nach  kann  die  Bahn  keinen  dieser  Nachweise 
erbringen,  sie  haftet  also. 

Auf  verwandte  Fälle  beziehen  sich  die  Urteile  des  Reichsgerichts 
Bd,  102  S,  206,  das  die  Verantwortung  der  Bahn  bejaht;  und  Bd.  112 
S,  341,  das  sie  verneint,  — 6882  — 

V.  Einzelheiten  aus  dem  Speditionsrecht. 

1.  Uebernahmesatz. 

(22)  ln  einem  uns  zur  Begutachtung  mitgeteilten  Falle  hatte  dei 
Spediteur  mit  seinem  Auftraggeber  einen  festen  Uebernahmesatz  ver- 
einbaren wollen,  es  war  aber  zweifelhaft,  ob  es  zu  einer  solchen  Ab- 
rede gekommen  war  und  wohin  die  Abrede  ging.  Der  Fall  bietet  für 
Auslegungsfragen  viel  anregendes  und  lehrt,  wie  sehr  es  geboten  ist, 
bei  solchen  Verhandlungen  genau  vorzugehen.  Er  soll  deshalb  aus- 
führlich geschildert  werden. 

Die  Firma  E.  wollte  durch  den  Spediteur  K,  Papier  von  Antwer- 
pen nach  Bagdad  befördern  lassen.  K,  hat  vier  solche  Sendungen  be- 
sorgt (Aufträge  vom  12,  9„  27,  9,,  8.  11,  und  7,  12,  1927),  Als  Fracht- 
satz hatte  K,  sh.  95/1  auf  1000  kg  angegeben.  Die  Firma  E,  wollte 
nach  diesem  Satz  zahlen.  Dagegen  behauptete  K.,  die  sh.  95  1 seien 
..in  Schiffswahl“  auf  1000  kg  oder  auf  den  cbm  zu  rechnen;  da  die  Ree- 
derei die  Fracht  Antwerpen — Bagdad  nach  dem  Raummaß  berechnet 
habe  und  nicht  nach  dem  Gewicht,  müsse  auch  die  Firma  E,  die  Fracht 
nach  cbm  zahlen.  In  cbm  ergaben  sich  nach  Berechnung  der  Firma  E. 
für  die  beiden  ersten  Sendungen  Pfd,  Strig,  23,10/11,  für  die  beiden 
letzten  Sendungen  Pfd,  Strig.  27,15/11  mehr  als  bei  Berechnung  nach 
dem  Gewicht, 

Das  Nähere  ergibt  die  folgende  Auskunft; 

I.)  K.  hat  der  Firma  E,  unterm  6,  4,  27  ,,auf  Grund  der  Konnosse- 
ments- und  Uebernahmebedingungen  unserer  Reedereien“  für  Papier 
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m Kisten  als  Fracht  Antwerpen — Bagdad  sh.  95/1  je  1000  kg  ange- 
geben. K.  hatte  dann  unterm  13.  4.  27  der  Firma  E.  geschrieben,  die 
aufgegebene  Fracht  habe  bis  Ende  Juni  (jültigkeit;  er  werde  sich 
s DÜter  Mühe  geben,  den  angebotenen  Satz  auch  für  spätere  Verfrach- 
t mgen  einzuhalten.  Unterm  25.  4.  bat  die  Firma  E.  um  Aufgabe 
einer  Gewichtsfracht  mit  Gültigkeit  vom  1.  7.  27.  Sie  erin- 
nerte unterm  2.  5.  27  an  Frachtaufgabe  für  Bagdad  mit  Gültigkeit 
bis  Ende  des  Jahres.  K.  antwortete  unterm  3.  5.  27,  die  Frachten 
hätten  Gültigkeit  bis  Ende  des  Jahres.  Unterm  13.  7.  27  bat  die 
F irma  E.  um  Aufgabe  der  neuesten  Frachten  für  Papierwaren  in  Bal- 
h;n,  Strecke  Antwerpen — Bagdad,  und  erinnerte  unterm  22.  7.  wegen 
y^.ngabe  der  Fracht  für  Papierwaren  in  Ballen.  K,  antwortete  un- 
t jrm  25.  7.: 

Der  bisherige  Satz  bleibe  bestehen,  jedoch  verstehe  er  sich  nicht, 

V ie  s,  Zt.  angegeben,  auf  1000  kg,  sondern  in  Schiffswahl  auf  1000  kg 
oder  cbm.  In  der  Ueberschrift  war  angegeben;  , .Papier  in  Kisten 
nach  Bagdad“. 

Die  Firma  E.  antwortete  unterm  1,  8.  1927: 

Sie  habe  bei  K,  nach  der  Fracht  für  Papier  in  Ballen  angefragt, 
nicht  nach  der  Fracht  für  Papier  in  Kisten;  sie  habe  geglaubt,  die 
il  T gestellte  Rate  gelte  auch  für  Papier  in  Ballen.  Ihr  Kunde  schreibt 
il  tr  heute,  für  Papier  in  Ballen  würden  ganz  allgemein  reine  Gewichts- 
r iten  gegeben.  Sie  bitte  K.,  ihr  für  Papier  in  Ballen  eine  reine  Ge- 

V ichtsrate  zu  geben. 

Sie  erinnerte  unterm  18.  8.  27  an  Antwort.  K.  antwortete  un- 
t ;rm  19.  8.  27: 

Er  könne  eine  reine  Gewichtsfracht  nicht  notieren.  Der  zuletzt 
aifgegebene  Satz,  der  sich  per  1000  kg  oder  cbm  verstehe,  müsse  be- 
s eben  bleiben.  In  der  Ueberschrift  des  Briefes  war  angegeben:  ,, Pa- 
pier in  Ballen  nach  Bagdad“. 

Die  Firma  E.  erteilte  darauf  K.  durch  Schreiben  vom  12.  9.  27 
uiter  Uebersendung  der  Konnossemente  einen  Auftrag  auf  Beförde- 
r mg  von  8 Kisten  und  1 Ballen  Papier  nach  Bagdad  und  gab  in  dem 
trief  an,  die  Ware  sei  gemäß  dem  Schreiben  K’s  vom  3,  5.  zu  dem 
Satz  der  Uebernahme  vom  6.  4.  27  zu  sh.  95/1  per  1000  kg  zu  beför- 
dern; die  Worte  und  Zahlen  „per  1000  kg‘‘  waren  doppelt  unterstri- 
cien.  Ferner  schickte  sie  unterm  27.  7,  27  ein  Konnossement  über 
4 Kisten  Papier  mit  der  Bitte,  die  Sendung  zu  dem  ihr  aufgegebenen 
Satz  nach  Bagdad  zu  verladen. 

K.  hat  beide  Sendungen  befördert,  ohne  wegen  des  Preises  zu- 
nächst etwas  zu  erwähnen.  Unterm  8.  10.  27  schickte  er  der  Firma  E 
e ne  Frachtrechnung;  dabei  wurde  die  Fracht  nicht  nach  Gewicht  an- 
gäsetzt,  sondern  nach  Maß.  Die  Firma  E.  widersprach  unterm  11. 
ID,  27  dieser  Berechnungsart  und  machte  geltend: 

Sie  habe  die  Frachtrate  K’s  ihrem  Kunden  in  Urschrift  weiter- 
gsgeben  mit  dem  von  K.  gemachten  Zusatz:  ,, Gültig  bis  Ende  des  Jah- 
rjs“  und  könne  daher  die  Fracht  dem  Kunden  nicht  nach  Maß  be- 
r jchnen. 


K,  erklärte  dies  in  seiner  Antwort  vom  12,  10,  27  für  unrichtig. 
Die  Firma  E,  schrieb  darauf  unterm  13,  10,,  die  Uebernahme  vom 
6,  4,  beziehe  sich  auf  Papier  in  Kisten,  die  spätere  Anfrage  der 
Firma  E.  auf  Papier  in  Ballen  und  sie  habe  selbstverständlich 
diese  Uebernahme  für  Papier  in  Ballen  auch  mit  dem  Vorbehalt 
,,pro  Tonne  oder  cbm“  ihrem  Kunden  weitergegeben.  K,  setzt  in 
seinem  Schreiben  vom  27,  10,  auseinander,  durch  die  Briefe  vom  25,  7. 
und  19.  8,  seien  die  früheren  Abmachungen  aufgehoben  worden. 

Sodann  beauftragte  die  Firma  E,  den  Spediteur  K.  durch  Schrei- 
ben vom  8,  11,  27,  4 Kisten  Briefumschläge  nach  der  Uebernahme  vom 
6,  4,  27  zu  sh,  95/1  nach  Bagdad  weiter  zu  verladen,  K,  antwortete 
auf  diesen  Brief  unterm  9,  11,  27:  Der  Frachtsatz  von  sh.  95/1  ver- 
stehe sich  nicht  auf  1000  kg,  sondern,  wie  schon  mitgeteilt,  auf  1000  kg 
oder  cbm  in  Schiffswahl, 

Endlich  beauftragte  die  Firma  E,  den  Spediteur  K,  durch  Schrei- 
ben vom  7.  12,  27,  11  Kisten  Papierwaren  nach  Bagdad  zu  befördern; 
sie  verwies  wegen  der  Frachtberechnung  auf  ein  Schreiben  vom  3,  12., 
worin  sie  behauptet  hatte,  K,  sei  an  den  vereinbarten  Satz  gebunden, 
II.)  K,  will  für  alle  4 Sendungen  die  Frachten  nach  Maß,  nicht  nach 
Gewicht  berechnen.  Ob  er  darauf  Anspruch  hat,  oder  ob  die  Firma 
E,  Berechnung  nach  Gewicht  verlangen  könne,  ist,  wie  zuzugeben, 
recht  zweifelhaft.  Unserer  Ansicht  nach  ist  zwischen  den  beiden 
ersten  und  den  beiden  letzten  Sendungen  zu  unterscheiden, 

a)  Bei  den  Sendungen  vom  12.  und  27.  9,  27  hatte  die  Firma  E. 
klar  und  deutlich  erklärt,  sie  wolle  die  Fracht  nach  dem  Gewicht  be- 
rechnet wissen,  K,  hatte  dies  einige  Wochen  vorher  abgelehnt,  als 

die  Firma  die  Angabe  eines  Frachtsatzes  für  Ballen  verlamU 
__  ^ 

hatte.  Es  kann  K.  zugegeben  werden,  daß  sich  diese  Ablehnung  auch 
auf  Papier  in  Kisten  beziehen  sollte,  nicht  bloß  auf  Papier  in  Ballen; 
denn  in  der  Ueberschrift  der  ablehnenden  Karte  vom  25,  7,  27  stand’ 
ausdrücklich:  „Papier  in  Kisten",  und  als  die  Firma  E,  unterm  1.  8,  27 
darauf  hinwies,  sie  habe  nach  dem  Frachtsatz  für  Papier  in  Ballen 
gefragt,  antwortete  K,  ganz  allgemein,  er  könne  eine  reine  Gewichts- 
fracht nach  Bagdad  nicht  notieren.  Dies  sollte  sich  also  wohl  auch 
auf  Papier  in  Kisten  beziehen.  Immerhin  ist  zu  bedenken,  daß 
in  der  Ueberschrift  dieses  Briefes  angegeben  war:  , .Papier  in  Ballen", 
und  es  war  nicht  unmöglich,  daß  die  Firma  E,  die  Aenderung  des 
früher  zugesagten  Frachtsatzes  nur  auf  Papier  in  Ballen  bezogen  hat. 
Wenn  die  Firma  E,  nun  in  ihren  beiden  Auftragsschreiben  ausdrück- 
lich hervorhebt,  die  Fracht  sei  nur  nach  dem  Gewicht  zu  berechnen, 
dies  auch  in  dem  einen  Brief  durch  Unterstreichen  besonders  verdeut- 
licht, und  wenn  K,  die  Aufträge  ausführte,  ohne  auf  seine  frühere  Be- 
rechnung zurückzukommen,  so  dürfte  die  Firma  E,  das  Verhalten  K's 
nach  Treu  und  Glauben  dahin  auffassen,  daß  die  Frachten  für  diese 
Sendungen  nach  der  alten  Art  berechnet  werden  sollten,  zumal  sie,  ab- 
gesehen von  einem  Ballen,  aus  Kisten  bestanden.  Wollte  K,  eine 
solche  Auffassung  seines  Verhaltens  verhindern,  so  mußte  er  entweder 
die  Uebernahme  ablehnen,  da  die  Firma  E.  zu  einem  anderen  Fracht- 
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Satz  die  Aufträge  nicht  geben  wollte,  oder  wenigstens  ausdrücklich  er- 
klärei , er  könnte  der  Firma  E,  die  gewünschte  Berechnungsart  nicht 
einräi  men,  wie  dies  später  dem  Auftrag  vom  8.  11,  gegenüber  durch 
Brief  /om  9,  11,  geschehen  ist, 

Dinach  brauchte  die  Firma  E,  für  diese  beiden  Sendungen  die 
Mehr)  rächt,  die  sie  auf  Pfd,  Strlg,  23,10/11  berechnet,  nicht  zu  zahlen, 

b Anders  liegt  es  mit  den  beiden  letzten  Sendungen,  Aus  dem 
Schreiben  K's  vom  8,  10,  1927  hatte  die  Firma  E,  ersehen,  er  sei  nach 
seiner  Ansicht  an  die  ursprünglich  für  Kisten  vereinbarte  Berech- 
nungsart auch  für  Kisten  nicht  gebunden.  Sie  konnte  hiernach 
nicht  erwarten,  daß  K,  die  im  Schreiben  der  Firma  E,  vom  8,  11,  27  ge- 
wünschte ßerechnungsart  annehmen  werde;  überdies  hat  K,  durch 
Brief  aom  9,  11,  27  für  diese  Sendung  der  Berechnungsart  ausdrück- 
lich w de’-sprochen. 

Man  kann  hiernach  eine  stillschweigende  Abrede  zwischen  der 
Firma  E,  und  dem  Spediteur  K,  für  die  beiden  letzten  Sendungen 
nicht  innehmen.  Es  fragt  sich  nur,  ob  K,  nach  dem  Schreiben  vom 
3.  5.  71  für  Papier  in  Kisten  an  den  darin  angegebenen  Frachtsata 
bis  Er  de  1927  gebunden  war.  Gegen  eine  solche  Bindung  spricht 
nicht  unbedingt,  daß  die  Firma  E,  unterm  13,  und  22,  7,  27  nochmals 
besonders  wegen  des  Frachtsatzes  angefragt  hat;  vielleicht  wollte  sie 
damit  nur  feststellen,  ob  der  für  Papier  in  Kisten  angegebene  Fracht- 
satz auch  für  Papier  in  B a 1 1 e n gelte,  ohne  die  Fortdauer  des  Satzes 
für  Papier  in  Kisten  zu  bezweifeln, 

^ ir  vermögen  jedoch  den  Uebernahmesatz  als  bindend  nicht  an- 
zuerkt  nnen.  Ein  Frachtvertrag  war  durch  die  Abrede  über  den 
Frachtsatz  noch  nicht  geschlossen,  sondern  höchstens  ein  Vorver- 
trag fi  r künftige  Verträge,  Erst  durch  die  einzelnen  Versendungs- 
aufträj.e  kamen  besondere  Fracht-  oder  Speditionsverträge  zustande. 
Eine  E indung  könnte  nur  in  der  Art  angenommen  werden,  daß  K,  sich 
verpflichtet  hätte,  zu  dem  der  Firma  E,  aufgegebenen  Frachtsatz 
Frachtverträge  bis  Ende  1927  abzuschließen.  Eine  solche  Bindung  ist 
rechtlich  möglich,  ist  aber  nicht  gerade  wahrscheinlich,  da  der  Um- 
fang der  erwarteten  Aufträge  ganz  unbestimmt  war.  Nach  den  für 
die  Fl  achtabrede  geltenden  früheren  Allgemeinen  Geschäftsbedin- 
gungen (§  26a  — ähnlich  § 21  der  jetzigen  ADSp,)  setzen  Uebernah- 
men  normale,  unveränderte  Beförderungsverhältnisse,  sowie  Weiler- 
geltun» der  bisherigen  Tarife  voraus.  Wenn  die  Reederei,  mit  der  K, 
in  Verbindung  stand,  vermutlich  auch  andere  Reedereien,  nachträg- 
lich at  lehnten,  die  Frachten  anders  zu  berechnen,  als  so,  daß  sie  die 
Wahl  latten,  der  Fracht  das  Maß  oder  das  Gewicht  der  Güter  zu- 
«rundt  zu  legen,  war  K,  nach  der  erwähnten  Vorschrift  für  später  ab- 
zuschl  eßende  Fracht-  oder  Speditionsverträge  an  die  ursprüngliche 
Abred  j nicht  mehr  gebunden.  Daß  die  Reedereien  ihre  Frachtbe- 
rechni  ng  in  der  Zwischenzeit  in  der  erwähnten  Art  geändert  hatten, 
sehen  wir  nach  der  Behauptung  K's  als  feststehend  an;  jedenfalls  kann 
K,  auch  den  Nachweis  dafür  erbringen. 
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War  die  ursprüngliche  Frachtabrede  nicht  mehr  bindend,  so  sind 
die  beiden  letzten  Beförderungsaufträge  dahin  aufzufassen,  daß  sie  K, 
erteilt  und  von  ihm  übernommen  sind,  ohne  daß  eine  Einigung  über 
den  brachtsatz  zwischen  ihm  und  der  Firma  E,  bestand.  Für  diesen 
Fall  muß  man  als  Willen  der  Vertragschließenden  ansehen,  daß  ein 
angemessener  Frachtsatz  zu  berechnen  sei.  Hierüber  wäre  ein  Gut- 
achten zu  erfordern,  doch  ist  wohl  das  Nächstliegende,  entsprechend 
der  von  der  Reederei  für  ihre  Frachtsätze  vorgenommenen  Aendc- 
rungen  auch  für  das  Verhältnis  zwischen  K,  und  der  Firma  E.  eine 
entsprechende  Aenderung  vorzunehmen,  also  so,  daß  es  von  der  Wahl 
der  Reederei  abhing,  nach  Gewicht  oder  nach  Maß  zu  berechnen, 
und  daß  K,  entsprechend  dieser  Wahl  auch  der  Firma  E.  den  vorher 
für  Gewicht  vereinbarten  Satz  nunmehr  für  Gewicht  oder  Maß  an- 
zusetzen hatte,. 

Voraussichtlich  wird  danach  für  die  beiden  letzten  Sendungen  der 
von  der  Firma  E,  angegebene  Unterschied  mit  Pfd,  Strlg,  27, IST  1 
nachzuzahlen  sein, 

Uebrigens  ist  die  Angelegenheit  noch  nicht  erledigt;  es  schwebt 
darüber  ein  Prozeß,  — 28  202  — 

2.  Frachtberechnung. 

(23)  Es  sei  auf  folgenden  besonderen  Fall  verwiesen;  Ein  Spedi- 
teur an  einem  rheinischen  Binnenhafenplatz  wurde  beauftragt,  eine 
Sendung  nach  einem  Seehafen  zu  befördern.  Er  zahlte  die  Binnen- 
schiffsfracht  und  belastete  das  Gut  mit  einer  Nachnahme,  Diese  Nach- 
nahme enthält  außer  den  sonstigen  Kosten  auch  die  Rheinfracht,  je- 
doch nicht  mit  dem  Betrage,  den  die  Flußreederei  dem  Spediteur  auf- 
gegeben  hatte,  sondern  mit  einem  um  einen  Zuschlag  erhöhten  Satz. 
Wir  sind  gefragt  worden,  ob  dies  zulässig  sei,  namentlich  dann,  wenn 
der  Binnenspediteur  zugleich  Agent  der  Binnenreederei  sei. 

Wir  haben  folgende  Auskunft  gegeben: 

Nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des  Gesetzes  (§  408  Abs.  2 
HGB.)  ist  der  Spediteur  nicht  berechtigt,  seinem  Auftraggeber  eine 
höhere  Fracht  in  Rechnung  zu  stellen,  als  er  mit  dem  Frachtführer 
oder  Verfrachter  vereinbart  hat.  Es  macht  nach  dem  Gesetz  keinen 
Unterschied,  ob  der  Spediteur  die  Fracht  im  voraus  zahlt  und  das  Gut 
unter  Nachnahme  eines  bestimmten  Betrages  auf  den  Weg  bringt,  oder 
ob  er  die  Fracht  als  solche  durch  Nachnahme  erhebt. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  der  Spediteur  mit  seinem  Auftrag 
geber  einen  festen  Satz  vereinbart  hat;  dann  muß  der  Kunde  ihm  die- 
sen Betrag  zahlen  und  er  hat  keinen  Anspruch  auf  Herabsetzung, 
wenn  es  dem  Spediteur  gelingt,  die  Sendung  zu  einem  niedrigeren 
Frachtsatz  unterzubringen.  Ist  der  Spediteur  jedoch  gleichzeitig  als 
Agent  für  einen  Binnenreeder  tätig,  so  darf  er  auch  durch  besondere 
Abrede  mit  dem  Versender  zu  seinem  eigenen  Vorteil  keine  höhere 
Fracht  vereinbaren,  als  er  mit  der  Reederei  abmacht;  er  muß  als  Ver- 
trauensmann der  Reederei  dieser  alles  abliefern,  w'as  er  durch  die  für 
sie  geführten  Geschäfte  erwirbt  (§§  675,  667  BGB.),  er  muß  also  auch 
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eint  n mehrgezahlten  Frachtbetraj^  an  die  Auitraggeberin,  die  Reede- 
rei, abführen.  — 9961  — 

(24)  Die  zu  (23)  erwähnte  Auskunft  hätte  ebenso  lauten  müssen, 
wer  n es  sich  um  die  Berechnung  der  Seefracht  gehandelt  hätte.  Als 
Bei  ;piel  hierfür  erwähnen  wir: 

Ein  Spediteur  hatte  eine  Beförderung  aus  dem  Binnenland  über 
Bre  nen  nach  einem  Seehafen  in  einem  der  Randstaaten  übernom- 
mer , Einen  bestimmten  Uebernahmesatz  hat  er  mit  seinem  Auftrag- 
geb 2r,  dem  ausländischen  Erwerber  der  Ware,  nicht  vereinbart.  Er 
berichnete  dem  Auftraggeber  in  der  Schlußaufstellung  die  Seefracht. 
Zuf  illig  erfuhr  der  Käufer  am  Bestimmungsort  von  dem  Schiffskapitän 
die  der  Reederei  wirklich  gezahlte  Fracht;  dabei  stellte  sich  heraus, 
daß  der  Spediteur  ungefähr  25  Prozent  aufgeschlagen  hatte.  Provi- 
sior  hatte  er  außerdem  berechnet.  Der  Auftraggeber  machte  dem 
Spediteur  heftige  Vorwürfe  und  es  gelang  nur  mit  Mühe,  den  Streit 
zu  .chlichten. 

Daß  hier  das  Verhalten  des  Spediteurs  nicht  zu  entschuldigen  war, 
bedirf  keiner  Ausführung. 

Etwas  anders  lag  der  Fall,  der  in  der  SSZ.  1927  Nr.  34  S.  600 
erw  ähnt  wird.  Ein  Spediteur  hatte  mit  der  Reederei  für  eine  Beför- 
derung nach  Schweden  schw.  Kr.  11,50  auf  100  kg  vereinbart.  Die 
Reederei  zog  diese  Fracht  auf  Anweisung  des  Befrachters  beim  Emp- 
fänger ein.  Der  Spediteur  verlangte  dann  von  dem  Reeder  als  Re- 
faklie  einen  bestimmten  Betrag  je  Tonne.  Das  Oberlandesgericht 
Kie  erkannte  am  3.  5.  1924  nach  dem  Klageanträge.  Die  Bew'eis- 
aufi  ahme  hatte  ergeben,  daß  der  Reeder  mit  dem  Spediteur  nur  schw. 
Kr.  10,75  abgemacht  und  sich  verpflichtet  hatte,  dem  Spediteur  von 
der  in  der  Chartepartie  auf  schw.  Kr,  11,50  angegebenen  Fracht 
Kr.  zurückzuvergüten.  Die  Handelskammer  in  Kiel  erstattete  in  dem 
hie  über  angestrengten  Prozeß  ein  Gutachten.  Sie  gab  an; 

Es  sei  üblich  gewesen  und  sei  noch  üblich,  daß  die  sogenannte 
Adießkommission  des  Befrachters  in  dem  Frachtverträge  in  die  Fr,acht 
einbezogen  und  dann  in  Form  einer  Frachtrückgabe  oder  Refaktie 
her  lusgezahlt  werde. 

Das  Gericht  nahm  hiernach  an,  das  Abkommen  enthalte  nichts 
uns  ttliches.  Es  führt  aus:  Der  Empfänger  habe  keine  weitere  Pro- 
visirn  an  den  Spediteur  gezahlt.  Die  Y\  Kr,  sei  die  einzige  Vergütung, 
die  der  Spediteur  bekomme.  Der  Empfänger  sei  dadurch  nicht  ge- 
schädigt. Es  wäre  sicherlich  korrekter  gewesen,  wenn  die  Fracht  des 
Reeders  und  die  Provision  des  Spediteurs  in  der  Chartepartie  gesün- 
der. festgesetzt  worden  wären,  jedoch  verstoße  das  gewählte  Verfah- 
ren nicht  gegen  die  guten  Sitten, 

In  der  Tat  wird  sich  gegen  die  Art,  wie  nach  der  Beweisauf- 
nahme die  als  Fracht  erhobene  Summe  hat  verwendet  w'erden  sollen, 
nichts  sagen  lassen.  Wie  anzunehmen,  war  der  überseeische  Emp- 
tän  >er  Auftraggeber  des  Spediteurs  und  mußte  ihm  deshalb  der  Natur 
der  Sache  nach  für  seine  Tätigkeit  eine  Vergütung  zahlen.  Da  dem 
Aul  tt-aggeber  eine  besondere  Provision  des  Spediteurs  nicht  berechnet 
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wurde,  war  es  naheliegend,  daß  er  selbst  davon  ausging,  m der  ge- 
zahlten Seefracht  stecke  die  Provision  des  Spediteurs;  hat  er  dies 
nicht  von  vornherein  gewußt,  so  ließ  sich  dies  doch  nachträglich  auf- 
klaren und  der  scheinbare  Vorwurf,  der  Spediteur  habe  die  Einziehun-^ 
einer  zu  hohen  Fracht  veranlaßt,  beseitigen.  Der  Empfänger  hat  sich 
denn  auch,  soweit  aus  dem  mitgeteilten  Urteil  zu  entnehmen,  über  das 
\on  seinem  Beauftragten  beobachtete  Verfahren  nicht  beschwert  und 
nur  der  Reeder  hat  den  Versuch  gemacht,  die  ihm  nicht  zukommende 
Mehrfracht  zu  behalten. 

3.  Nachzählungspflicht. 

(25)  Es  ist  uns  folgender  Fall  vorgelegt  worden: 

Eine  Sendung  Türen  und  Türenbestandteile  war  mit  der  Bahn  an- 
gekommen.  Ein  vom  Erwerber  beauftragter  Spediteur  schaffte  sie 
auf  einen  Neubau,  w'o  die  Sachen  verwendet  w’erden  sollten.  Nach- 
träglich behauptete  der  dortige  Empfänger,  es  hätten  einige  Packe 
Türenbestandteile  (Futter  und  Bekleidungen)  gefehlt.  Er  wollte 
<len  Spediteur  dafür  verantwortlich  machen,  weil  er  die  mit  der  Bahn 
angekommene  Sendung  dort  nicht  mit  den  Frachtbriefzahlen  vergli- 
chen hatte.  Wir  haben  uns  hierzu  wie  folgt  geäußert: 

Der  Spediteur  ist  bei  ankommenden  Bahnsendungen  zum  Nacii- 
zählen  ebensowenig  verpflichtet,  wie  er  zum  Nachwägen  verpflich- 
tet ist,  ausgenommen,  wenn  er  einen  besonderen  Auftrag  dazu  be- 
kommen hat  oder  wenn  die  äußere  Beschaffenheit  des  Gutes  Ver- 
dacht erregt,  die  Sendung  sei  nicht  in  Ordnung  (vergl.  §§  407  Abs.  2, 
388  Abs.  1 HGB.).  in  diesem  Sinne  hat  sich  wegen  des  Verwägens 


ausgesprochen: 

Das  Reichsgericht  in  den  Urteilen  vom  17.  12.  1924  (Eger,  Eisen- 
bahn- und  Verkehrsrechtliche  Entscheidungen  und  Abhandlungen  Bd. 
43  S,  89)  und  vom  28,  10.  1925  (Verkehrsrechtliche  Rundschau  1925, 
Spalte  803),  Industrie-  und  Handelskammer  zu  Berlin  Auskunft  C. 
17  938  von  1926,  XII  A 8 (SSZ.  1926  Nr,  35  S.  680)  und  Auskunft 
C,  19  059  von  1927,  XII  A 8 (SSZ.  1927  Nr.  44  S.  203). 

Die  hier  wegen  des  Nachwägens  gemachten  Anführungen  gelten 
auch  für  das  Nachzählen, 

Vergl,  dazu  Dr,  Isaac,  ,,Das  Recht  des  Spediteurs“,  Anmerk.  4 
zu  § 8 S.  129  130  und  Anmerk.  5 zu  § 8 S,  134  5. 

In  vorliegendem  Falle  kann  der  Spediteur  hiernach  nicht  dafür 
verantwortlich  gemacht  werden,  wenn  er  die  Packe  (Futter  und  Be- 
kleidungen) nicht  nachgezählt  hat,  da  dies  eine  besondere  Arbeit  er- 
fordert hätte.  Hierzu  bestand  um  so  weniger  Anlaß,  als  die  Ab- 
ladung und  Zuführung  sehr  eilig  w'ar  und  das  Nachzählen  zu  einem 
Zeitverlust  führen  konnte.  Auch  hatte  der  Empfänger  die  Sendung 
zunächst  anstandslos  abgenommen,  ohne  der  Bahn  oder  dem  Spedi- 
teur gegenüber  etwas  zu  rügen.  Er  hat  sich  zunächst  an  seinen  Ab- 
sender gewandt  und  dann  erst,  als  der  Absender  die  Beschwerde  zu- 
rückgewiesen hatte,  an  die  Bahn,  er  hat  also  entgegen  der  EVO,  den 
Verlust  nicht  unverzüglich  bei  ihr  geltend  gemacht  (§  93  Abs.  2 d Nr  1 
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EVÜ  ).  Dem  Spediteur  gegenüber  hat  er  zwei  Monate  seit  der  Ent- 
deckung des  angeblichen  Verlustes  verstreichen  lassen,  ehe  er  An- 
sprüche vorgebracht  hat;  das  ist  unzulässig,  — 7285  — 

4.  Anwendung  der  ADSp.  Pilicht,  nach  dem  SVS.  zu  versichern, 
und  Umfang  der  Transport- Versicherungspflicht. 

(J6)  Wir  hatten  über  folgenden  Fall  ein  (Gutachten  abzugeben; 
Line  Hopfenhandlung,  die  Firma  T.  &:  Söhne,  schickte  einer 
Lübe:ker  Speditionsfirma  3 Ballen  Hopfen  aus  Nürnberg  nach  Lübeck 
mit  dem  Aufträge,  die  Ballen  mit  erster  direkter  Dampf ergelegenheir 
,, unter  Assekuranz  der  dabei  vermerkten  Beträge“  zu  befördern.  Die 
Sped  teurfirma  übertfug  der  Reederei  S.  die  Beförderung  nach  deiti. 
überseeischen  Bestimmungsort.  Die  Ballen  wurden  nach  der  An- 
kunft in  Lübeck  in  den  städtischen  Kaischuppen  gebracht.  Von  hier 
überrahm  im  Aufträge  der  Reederei  die  Stauerfirma  M.  & R,  die 
Uebe-führung  zum  Dampfer,  Bei  dieser  Ueberführung  fiel  ein  Ballen 
ins  V asser;  er  wurde  dadurch  fast  wertlos. 

Der  Nürnberger  Händler  klagte  gegen  die  Lübecker  Speditions- 
firma auf  Erstattung  dieses  Schadens,  Das  Landgericht  erkannte 
nach  dem  Klageanträge.  Die  Beklagte  legte  Berufung  ein. 

^(/ir  haben  folgendes  Gutachten  erstattet,  aus  dem  sich  auch 
der  genauere  Sachverhalt  ergibt: 

a)  Die  Klägerin  leitet  die  Schadensersatzpflicht  der  Beklagten 
aus  lern  von  der  Beklagten  erteilten  Auftrag  her.  Für  dieses 
Rech  sverhältnis  gelten  die  ADSp,,  festgestellt  von  einer  Reihe  von 
Spitz'mverbänden  der  Wirtschaft,  darunter  auch  dem  VDS.  - RV. 
Die  ./.nwälte  der  Klägerin  haben  sich  schon  vor  dem  Prozeß  darauf 
beruf  ;n,  daß  diese  Bedingungen  auf  das  Geschäft  anzuwenden  seien, 
und  1 aben  auch  im  Prozeß  noch  geltend  gemacht,  die  Beklagte  sei  ver- 
pflichtet  gewesen,  die  Güter  nach  dem  den  Bedingungen  beigefügton 
SVS.  zu  versichern.  Ferner  hat  die  Klägerin  die  Beklagte  durch 
Kart«  vom  10.  8.  27  ersucht,  ihre  Sendungen  nicht  zu  versichern.  Dies 
bezieit  sich  auf  die  damals  durch  die  ADSp,  neu  geschaffene  Spedi- 
tions  Versicherung  und  ist  nur  in  Verbindung  mit  den  Bedingungen 
verst  indlich.  Nach  § 40  a ist  der  Spediteur  mit  der  Versicherung 
auf  Ctrund  des  SVS.  beauftragt,  wenn  ihm  der  Kunde  keine  gegen- 
teilig': schriftliche  Anweisung  gibt,  und  die  Karte  sollte  sicherlich 
diese  schriftliche  Anweisung  sein;  sie  kann  keinen  anderen  Sinn 
habe]  , da  die  gewöhnliche  Transport-Versicherung  der  Beklagten 
ständig  vorgeschrieben  worden  ist.  Das  in  der  Postkarte  ausge- 
sproc  lene  Verbot  zeigt,  daß  die  Klägerin  von  der  Anwendbarkeit 
der  i^.DSp,  ausging, 

t)  Die  Klägerin  leitet  die  Verantwortlichkeit  der  Beklagten  aus 
drei  Gründen  her: 

1.  Sie  behauptet,  ein  von  der  Stauerfirma  beschäftigter  Arbei- 
ter h tbe  durch  ein  Versehen  verschuldet,  daß  der  Ballen  ins  Wasser 
gefallen  sei.  Dies  rechtfertigt  den  Ersatzanspruch  nicht.  Die  Be- 
klagt : sollte  nur  als  Spediteur  tätig  sein,  d.  h.  sic  sollte  die  Beförde- 
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rung  nicht  etwa  selbst  besorgen,  sondern  sollte  zum  Zwecke  der  Be- 
förderung mit  Frachtführern  und  anderen  Unternehmern  Verträge  im 
eigenen  Namen,  jedoch  für  Rechnung  der  Auftraggeberin  abschlic- 
ßen  (§§  407  und  408  HGB,);  schon  nach  dem  Gesetz  haftet  sie  des- 
halb nur  für  die  Sorgfalt  bei  Abschluß  dieser  Verträge,  nicht 
für  die  Sorgfalt  bei  ihrer  Ausführung,  Besondere  Gründe, 
namentlich  § 413  HGB.,  können  zu  einer  weitergehenden  Haftung 
führen;  hierfür  ist  bisher  nichts  vorgebracht.  Ueberdies  schließen 
die  ADSp,  jede  weitergehende  Haftung  des  Spediteurs  aus,  selbst 
wenn  einer  der  Tatbestände  des  § 413  HGB.  vorliegen  sollte  55 
ADSp.).  Unerheblich  ist  dabei  für  den  jetzigen  Prozeß,  ob  der  Be- 
klagten ein  Rückgriffsrecht  gegen  die  Reederei  oder  gegen 
die  Stauerfirma  oder  gegen  beide  zusteht.  Nach  § 55  a 

der  ADSp,  braucht  der  Spediteur  in  solchen  Fällen  dem 
Kunden  nur  die  ihm  gegen  Dritte  zustehenden  Ansprüche 
abzutreien.  Unerheblich  ist  auch,  ob  die  Parteien  verabredet  habe>i, 
die  Beklagte  solle  den  Ersatzanspruch  gegen  die  Reederei  für  eigene 
Rechnung  geltend  machen,  und  ob  ein  solcher  Prozeß  der  Beklagten 
?;egen  die  Reederei  schon  schwebt,  was  übrigens  aus  den  überreich- 
ten Schriftstücken  nicht  zu  ersehen  ist.  Hieraus  wäre  eine  Zah- 
lungspfiicht  der  Beklagten  nicht  herzuleiten,  solange  der  Prozeß 
gegen  die  Reederei  nicht  zu  Gunsten  der  Beklagten  entschieden  ist 
und  die  Reederei  ihr  den  Schadensbetrag  nicht  gezahlt  hat. 

2.  Die  Klägerin  behauptet,  die  Beklagte  hätte  den  SVS.  zeichnen 
und  dadurch  die  Klägerin  gegen  den  entstandenen  Schaden  sichern 
müssen.  Dieser  Klagegrund  ist  mit  den  ADSp,  und  dem  SVS,  un\  er- 
elnbar.  Der  SVS.  sichert  nicht  Schäden,  die  durch  eine  Transport- 
^'ersicherung  hätten  gedeckt  werden  können  (§  40  c der  ADSp,  und 
§ 4a  des  SVS.];  zu  solchen  Schäden  gehört  unzweifelhaft  der  eingc- 
Iretcne  Schaden.  Zum  Ueberfluß  hat  die  Klägerin,  wie  schon  er- 
wähnt, die  Versicherung  ausdrücklich  und  schriftlich  untersagt.  End- 
lich würde  es  der  Klägerin  nichts  nützen,  wenn  sie  die  Versicherung 
nicht  verboten  hätte.  Da  nämlich  die  Beklagte  den  SVS.  unstreitig 
gezeichnet  hat,  entsteht  ein  Schadensersatzanspruch  für  den  Ver- 
sicherten, also  die  Klägerin,  auch  dann,  wenn  die  Beklagte  den  Ver- 
kehrsauftrag zur  Versicherung  nicht  angemeldet  hat  (§  5 Nr.  3.  vergl. 
§ 13  c SVS.),  und  dieser  zu  Gunsten  der  Klägerin  gegen  die  Versiche- 
rer entstandene  Anspruch  hat  die  Wirkung,  daß  der  Kunde  nicht  den 
Spediteur  in  Anspruch  nehmen  kann,  sondern  nur  noch  die  Versiche- 
rer des  SVS.  (§  42  ADSp.). 

3.  Endlich  behauptet  die  Klägerin,  die  Beklagte  habe  es  unter- 
lassen, die  Sendung  für  die  Landstrecke  vom  Bahnhof  Lübeck  bis  zum 
Bord  des  Dampfers  zu  versichern.  Die  Beklagte  behauptet  im  Pro- 
zeß, sie  sei  dazu  nicht  verpflichtet  gewesen,  sie  behauptet  aber  auch 
gleichzeitig,  diese  Landstrecke  sei  tatsächlich  mitversichert  worden. 
Das  Landgericht  beschränkt  sich  darauf,  nachzuweisen,  daß  die  zu- 
letzt erwähnte  Behauptung  unrichtig  sei. 


— J5U  — 

Vir  würden  der  Beklagten  empfehlen,  diese  ßehauptun«*  fallen 
zu  lassen.  Sie  widerspricht  der  Ansicht,  die  sie  selbst  in  dem  ßrief- 
weclsel,  der  dem  Prozeß  vorangegangen  ist,  mehrfach  vertreten  hat, 
z.  ß.  im  Brief  vom  11,  11.  27,  der  an  die  Klägerin  gerichtet  ist.  Der 
Schri  ftw'echsel  mit  der  Versicherungsgesellschaft  ergibt  einwandfrei, 
daß  die  Generalpolice  der  Beklagten  nur  für  die  Seereise  galt.  Wenn 
sich  1er  Versicherer  im  Brief  vom  16,  8.  27  seine  endgültige  Entschei- 
dung bis  zur  Erledigung  des  jetzt  schwebenden  Prozesses  vorbe- 
hält, so  gibt  er  damit  nur  zu  erkennen,  daß  ein  Entgegenkommen  von 
seiner  Seite  nicht  ausgeschlossen  sei,  dies  ändert  aber  an  der  Rechts- 
lage nichts. 

E anach  steht  fest,  daß  die  Landstrecke  nicht  mitversichert  w'orden 
ist.  Es  bedarf  der  genauen  Prüfung,  ob  die  Beklagte  nach  dem  Auftrag 
der  Klägerin  verpflichtet  gewesen  wäre,  diese  Landstrecke  mitzu- 
versi;hern.  Das  Landgericht  erörtert  diese  Frage  überhaupt  nicht. 
Dies(  Lücke  muß  in  der  Berufungsinstanz  ausgefüllt  werden.  Die 
Beklagte  beruft  sich  auf  einen  Lübecker  Handelsbrauch,  wonach  sie 
im  Falle  einer  solchen  Weisung,  wie  die  Klägerin  sie  erteilt  hat,  nicht 
verpflichtet  war,  für  die  Landstrecke  Versicherung  zu  nehmen,  son- 
dern sich  mit  der  Seeversicherung  begnügen  konnte.  Hierüber  wird 
Bev,/(  is  erhoben  werden  müssen.  Zu  Gunsten  der  Beklagten  spricht 
hierbei  schon,  daß  sie  in  einem  ungefähr  gleichzeitigen  zweiten  Fall, 
bei  cem  sie  die  Versicherungsbeträge  der  Klägerin  in  Rechnung  stel- 
len sollte  und  gestellt  hat.  dabei  ausdrücklich  nur  Seeversicherung 
gena  int  hat  und  daß  ähnlich  auch  in  einer  Reihe  vorausgehender 
Fälle  verfahren  worden  ist.  Was  die  Klägerin  hiergegen  vorbringt, 
ist  n cht  beweiskräftig:  sie  meint,  es  habe  sich  hierbei  um  gering- 
fügig; Güter  gehandelt,  wenn  sie  aber  die  Güter  für  wertvoll  genug 
geha  ten  hat,  die  recht  erheblichen  Versicherungskosten  der  Seereise 
für  iie  aufzuwenden,  hätte  sie  doch  auch,  wenn  sie  daneben  eine 
Land  Versicherung  der  Strecke  Lübeck — Bahnhof  bis  Dampfer — Bord 
für  r ötig  hielt,  darauf  gesehen,  daß  neben  der  Seeversicherung  eine 
besoidere  Landversicherung  genommen  werde.  Sonst  konnte  die 
Beklagte  leicht  zu  der  Ansicht  kommen,  die  Klägerin  halte  eine  er- 
gänzende Landversicherung  überhaupt  nicht  für  nötig.  Es  war 
Sache  der  Klägerin,  in  ihren  Weisungen  sich  deutlich  auszudrücken; 
jede  Undeutlichkeit  geht  zu  ihren  Lasten  (vergl.  § 36  a Satz  2,  auch 
§ 8 c Satz  2 der  ADSp,). 

mmerhin  wird  sich  eine  Beweisaufnahme  über  das,  was  in  Lü- 
beck für  einen  Versicherungsauftrag  der  vorliegenden  Art  gebräuch- 
lich ist,  schwerlich  vermeiden  lassen. 

c)  Selbst  wenn  der  zu  b)  3.  genannte  Grund  dazu  führt,  anzuneh- 
men, daß  die  Beklagte  die  Landstrecke  hätte  versichern  müssen,  so 
folgt  daraus  doch  nicht,  daß  die  Beklagte  den  vollen  Schaden  zu  tra- 
gen lätte.  Dann  ist  § 57  der  ADSp,  anzuwenden.  Nach  dieser  Vor- 
schr  ft  beschränkt  sich  die  Ersatzpflicht  der  Beklagten  auf  RM,  40, — 
je  1(0  kg,  höchstens  RM.  600, — für  jeden  Schadensfall.  Die  Kläge- 
rin l ann  sich  nicht  darüber  beschweren,  daß  sie  mit  einem  nur  klei- 
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nen  Betrage  abgefunden  wird.  Sie  hat  dies  selbst  dadurch  veran- 
laßt, daß  sie  die  Versicherung  auf  Grund  des  SVS.  untersagt  hat.  Sie 
wäre  für  eine  winzige  Prämie  — 10  Rpfg.  je  10  000  RM.  — gegen 
Schäden  gedeckt  gewesen,  die  darauf  beruhen,  daß  die  Beklagte  sie 
trotz  gegenteiliger  Weisung  nicht  versichert  hat.  Vorfälle,  wie  der 
vorliegende,  zeigen,  wüe  wünschenswert  die  Versicherung  auf  Grund 
des  SVS,  und  wie  unzweckmäßig  das  Versicherungsverbot  des  Kun- 
den ist.  Hat  der  Kunde  trotzdem  die  Versicherung  verboten,  so 
kann  der  Spediteur  nicht  darunter  in  seinem  Verhältnis  zum  Kunden 
leiden  und  im  vollen  Umfange  schadensersatzpflichtig  sein.  — 
32  445  — 

5.  Pfandrecht  und  Eigentumsvorbehalt. 

(27)  Ein  binnenländischer  Spediteur  brachte  zur  Sprache,  daß 
Hamburger  Händler  das  aus  den  ADSp,  hervorgehende  erweiterte 
Pfandrecht  des  Spediteurs  durch  gegenteilige  Abreden  und  durch 
Verkauf  unter  Eigentumsvorbehalt  zu  vereiteln  suchten.  Wir  haben 
hierzu  u,  a.  bemerkt: 

Die  Spediteure  können  die  Verkäufer  nicht  hindern,  mit  ihre.n 
Abnehmern  bindende  Abreden  über  die  Rechte  und  Pflichten  aus 
dem  Kauf  zu  treffen,  z.  B,  können  sie  vereinbaren,  daß  die  Ver- 
käufer Eigentümer  der  verkauften  Ware  bis  zur  Bezahlung  des 
Kaufpreises  oder  bis  zu  einem  anderen  Zeitpunkt  bleiben.  Wird 
dann  der  Spediteur  vom  Käufer  mit  der  Versendung  beauf- 
tragt, so  kann  der  Käufer  ein  über  den  gesetzlichen  Umfang  hin- 
ausgehendes Pfandrecht  nicht  bestellen,  da  er  nicht  Eigentümer  der 
Ware  ist  und  der  Verkäufer  ihn  nicht  ermächtigen  wird,  die  W'are 
für  Verbindlichkeiten  des  Käufers,  die  mit  dem  vorliegenden  Auf- 
träge nichts  zu  tun  haben,  zu  verpfänden.  Hier  kommt  nun  aber  in 
Betracht,  daß  der  vom  Käufer  beauftragte  Spediteur  das  erweiterte 
Pfandrecht,  auch  wenn  der  Käufer  noch  nicht  Eigentümer  geworden 
ist,  kraft  seines  guten  Glaubens  erwerben  kann,  also  wenn  er  glaubt 
und  ohne  grobes  Versehen  glauben  darf,  der  Käufer  sei  Eigentümer 
oder  der  Verkäufer  habe  ihn  zu  der  weitergehenden  Verpfändung 
ermächtigt.  Ob  eines  von  beiden  der  E'all  ist,  ist  je  nach  den  Umstän 
den  zu  beurteilen;  dabei  ist  dem  Spediteur  der  Nachw’eis  zu  führen, 
daß  er  nicht  in  gutem  Glauben  gewesen  sei.  Insofern  wäre  es  bei 
einem  rechtsgültig  wirksamen  Eigentumsvorbehalt  eine  bedauerliche 
Beschränkung  der  Rechte  des  Spediteurs,  wenn  die  Pfanderweite- 
rung durch  gegenteilige  Abrede  beseitigt  würde.  — 9486  — 

6.  Verjährungseinrede. 

(28)  Selbstverständlich  muß  der  Auftraggeber  des  Spediteurs 
darauf  achten,  daß  die  Verjährungsfrist  nicht  ungenützt  verstreicht. 
Als  warnendes  Beispiel  erwähnen  wir: 

Ein  Spediteur  hatte  sich  verpflichtet,  ein  Gut  unter  allen  Um- 
ständen mit  einem  am  15,  12,  1926  von  Antwerpen  abgehenden  See- 
dampfer ,,Ma’‘  zu  verladen  und  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Sendung 
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spä  estens  am  19,  1.  27  in  Montevideo  eintreffe.  Das  Gut  wur.ie 
nicft  mit  dem  am  Genannten  Taf*e  abgegangenen  Dampfer  „Ma^‘  ver- 
ladt n,  sondern  mit  dem  am  31.  12.  1926  abgegangenen  Dampfer 
und  traf  erst  am  28.  1.  27  in  Montevideo  ein.  1928  wollte  der  Auftrag- 
gebirr  des  Spediteurs  wegen  der  Verspätung  bchadensersatzansprüche 
gelt  .x'.d  machen.  Es  fragt  sich,  ob  einem  solchen  Anspruch  die  Ein- 
rede der  Verjährung  entgegensteht. 

Sowohl  nach  dem  Speditionsrecht  wie  nach  dem  Frachtrecht  be- 
trägt die  Verjährungsfrist  iür  solche  Ersatzansprüche  ein  Jahr,  be- 
ginrend  mit  dem  Ablauf  des  Tages,  an  dem  die  Ware  hätte  abgelie- 
fert werden  müssen  {§  414  Abs.  1 und  2 und  § 439  RGB.).  Da  die  be- 
auft-agte  Firma  gewußt  hat,  daß  die  Ware  am  19.  1.  1927  in  Monte- 
vidfco  sein  müsse,  begann  spätestens  mit  Ablauf  dieses  Tages  die 
Ver  ährung,  die  Frist  ist  also  mit  dem  19.  1.  1928  abgelaufen.  Die 
einj;  hrige  Verjährung  gilt  nicht,  wenn  der  beauftragte  Unternehmer 
die  Verspätung  absichtlich  herbeigeführt  hat.  Dies  wird  nicht  be- 
hauptet, würde  sich  auch  kaum  nachweisen  lassen. 

Der  Auftraggeber  führt  gegen  die  Einrede  der  Verjährung  an, 
die  Ware  sei  nicht  abredegemäß  mit  dem  am  15.  12.  1926  aus  AnUver- 
pen  abgegangenen  Dampfer  ,,Ma“  abgeschwommen,  sondern  erst  am 
31.  :2.  1926  mit  dem  Dampfer  „Me“;  die  beauftragte  Firma  habe  dies 
dem  Auftraggeber  absichtlich  verschwiegen  und  habe  ihm  trotz  Auf- 
ford irung  keine  Aufklärung  darüber  gegeben,  weshalb  der  Dampfer 
erst  am  28.  1,  1927  in  Montevideo  eingetroffen  sei.  Es  ist  nicht  aus- 
gescilossen,  gegen  die  Einrede  des  Ablaufs  der  Verjährungsfrist  die 
Gegeneinrede  der  Arglist  vorzubringen  und  dadurch  die  Wirkung 
des  Fristablaufs  zu  beseitigen.  Wir  glauben  aber  nicht,  daß  in  der 
- vorliegenden  Sache  diese  Gegeneinrede  durchgreifen  könnte.  Der 
Auftraggeber  hatte  schon  aus  der  Mitteilung  der  beauftragten  Firma 
vom  16.  12.  1926  ersehen,  daß  die  Ware  nicht  auf  dem  Dampfer  „Ma“ 
verladen  worden  war,  sondern  auf  dem  Dampfer  „Me“.  Wenn  da- 
bei auch  die  beauftragte  Firma  — aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
wider  besseres  Wissen  — nicht  mitgeteilt  hatte,  der  Dampfer  werde 
erst  später  abgehen,  und  dadurch  absichtlich  den  Eindruck  hervor- 
geru  en  haben  mag,  er  sei  an  dem  für  den  Dampfer  ,,Ma“  festgesetzten 
Tagt  abgegangen,  so  wäre  es  doch  für  den  Auftraggeber  ein  leichtes 
gewtsen,  festzustellen,  ob  der  Dampfer  „Me“  am  15.  12.  1926  abge- 
gangän  war;  Schiffslisten  und  dergleichen  standen  zur  Verfügung, 
Zum  mindesten  mußte  der  Auftraggeber  doch  aber  mißtrauisch  wer- 
den, als  er  erfuhr,  der  Dampfer  „Me“  sei  erst  am  28.  1,  1927  in  Mon- 
tevic  eo  angekommen.  Der  Auftraggeber  war  nicht  auf  Mitteilung 
der  beauftragten  Firma  wegen  Aufklärung  hierüber  angewiesen,  son- 
dern konnte  den  Abgangstag  leicht  anderweit  feststellen.  Wenn  er 
dam;  Is  die  noch  reichlich  zur  Verfügung  stehende  Frist  von  einem 
Jahr  : hat  verstreichen  lassen,  so  ist  dies  nicht  eine  Folge  des  arg- 
listigen Verhaltens  des  Beauftragten,  sondern  die  Folge  des  eigenen 
Verhallens  des  Auftraggebers.  Dieser  Umstand  schließt  es  aus,  die 
Geg«  neinrede  durchgreifen  zu  lassen. 
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Die  Verjährungseinrede  greift  hiernach  durch.  — 4454  — 

(29)  Nach  § 69  der  AGB.  verjähren  alle  Ansprüche  gegen  den 
Spediteur,  gleichviel  aus  welchem  Rechtsgrunde,  in  einem  Jahre. 
Auch  der  § 70  der  ADSp,  schafft  für  die  wörtlich  ebenso  bezeich- 
neten  Ansprüche  eine  abgekürzte  Verjährungsfrist.  Das  Kammer- 
gericht ist  in  einem  Urteil  vom  4.  2.  1928  (Juristische  Wochenschrift 
1928  S.  1754)  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  alle  Ansprüche  seien  nicht 
alle  Ansprüche.  Es  handelt  sich  um  einen  Prozeß  des  Einlagerers 
gegen  den  Lagerhalter.  Der  Lagerhalter  hatte  eine  Abrechnung  auf- 
gestellt und  der  Einlagerer  hatte  den  ihm  berechneten  Betrag  gezahlt. 
Nach  Verlauf  von  länger  als  einem  Jahre  klagte  der  Einlagerer  auf 
Rückzahlung  eines  Teils  unter  der  Behauptung,  er  sei  mit  verschie- 
denen Ansätzen  zu  Unrecht  belastet  worden,  teils  deshalb,  weil  es 
sich  dabei  um  Darlehne  handele,  die  nicht  er,  sondern  einer  seiner 
Angestellten  persönlich  vom  Lagerhalter  bekommen  habe,  teils  des- 
halb, weil  Schuldner  gewisser  zu  Lasten  des  Klägers  berechnetcr 
Lagergelder  nicht  der  Kläger  gewesen  sei,  sondern  ein  von  dem  er- 
wähnten Angestellten  vertretener  anderer  Einlagerer.  Den  auf  § 69 
der  AGB.  gestützten  Einwand  der  Verjährung  weist  das  Kammer- 
gericht zurück.  Es  führt  aus: 

§ ö9  der  AGB.  könne  bei  sinngemäßer  Ausle{>ung  nur  aut  solche 
Ansprüche  bezogen  werden,  die  entweder  unmittelbar  aus  dem  Ge- 
schäftsverhältnis zwischen  dem  Spediteur  und  dem  Kunden  entsprun- 
gen seien  oder  doch  zu  diesem  Vertragsverhältnis  und  der  darauf  ge- 
gründeten Geschäftsverbindung  in  irgendeinem,  wenn  auch  nur 
mittelbaren  ursächlichen  Zusammenhang  ständen.  Wenn  die  ange- 
führten Beträge  dem  Kläger  ohne  Rechtsgrund  und  z.  T.  aus  Versehen 
in  Rechnung  gestellt  seien,  so  handele  es  sich  um  einen  Bereiche- 
rungsanspruch, an  den  bei  Festsetzung  der  Bedingungen  nicht  ge- 
dacht worden  sei. 

Das  Urteil  hat  Aufsehen  erregt,  auch  schon  deshalb,  weil  man 
mit  demselben  Grunde  das  erweiterte  Pfandrecht  des  § 53  a der 
ADSp.  (§  52a  der  AGB.)  einschränken  könnte.  Das  Urteil  ist  ver- 
fehlt. Es  ist  gar  nicht  zu  ersehen,  in  welcher  anderen  Art  man  den 
Gedanken  hätten  ausdrücken  können,  auch  Forderungen  der  einge- 
klagten Art  unterlägen  der  kurzen  Verjährung.  Das  Gericht  mag  ja 
insofern  an  etwas  richtiges  gedacht  haben,  als  die  Verjährungseinrede 
nur  für  Ansprüche  gilt,  die  gegen  den  Spediteur  als  solchen  gerichtet 
sind.  Deshalb  fallen  z.  B.  Ansprüche  aus  der  Wohnungsmiete,  wenn 
der  Vermieter  zufällig  auch  ein  Auftragskunde  des  Spediteurs  ist 
oder  Erbschaftsansprüche  eines  Kunden  gegen  den  Spediteur,  gewiß 
nicht  unter  die  vereinbarte  Verjährung.  Etwas  derartiges  war  aber 
nicht  Gegenstand  des  damals  vorliegenden  Prozesses.  Es  handelte 
sich  um  geschäftliche  Vorkommnisse,  also  um  einen  Tatbestand,  bei 
dem  der  Spediteur  in  dieser  seiner  Eigenschaft  beteiligt  war.  Hier 
ist  es  dem  klaren  Wortlaut  der  Klausel  nach  bedeutungslos,  ob  der 
Anspruch  auf  unerlaubte  Handlung,  Bereicherung  oder  dingliches 
Recht  gestützt  wird;  für  alle  diese  Klagen  gilt  die  abgekürzte  Verjäh- 
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run];,  vorausgesetzt  natürlich,  daß  die  ADSp,  für  das  Rechtsverhält- 
nis ; wischen  dem  Gläubiger  und  dem  Schuldner  überhaupt  maßgebend 
sine . 

Dr,  Senckpiehl  bekämpft  denn  auch  das  Urteil  m der  Juristischen 
Wo  :henschrift  an  der  angeführten  Stelle  und  Dr,  Heuer  hat  sich  sei- 
nen Widerspruch  in  der  Hafen- Verkehrs-Zeitung  Nr,  46  vom  15,  11. 
19211  S.  1225  angeschlossen. 

VI.  Versicherung. 

1.  Zusage  vorläufiger  Deckung. 

(30)  Es  kommt  nicht  selten  vor,  daß  sich  der  endgültige  Ab- 
schluß eines  Versicherungsvertrages  verzögert,  daß  aber  dem  Ver- 
sicherungsnehmer daran  liegt,  sofort  gedeckt  zu  sein. 

Diesem  Bedürfnis  wird  dadurch  entsprochen,  daß  der  Versicherer 
ihm  eine  vorläufige  Deckungszusage  gibt;  dann  wird,  ehe  es  zu  dem 
geplanten  Versicherungsverträge  kommt,  ein  vorübergehender  Vertrag 
geschlossen,  der  solange  gelten  soll,  bis  der  schriftliche  Vertrag  zu- 
stande gekommen  ist  oder  bis  feststeht,  daß  eine  Verständigung  über 
einen  solchen  Vertrag  nicht  zu  erzielen  ist.  Derartige  Verträge  kom- 
me! bei  der  Haftpflicht- Versicherung,  bei  der  Feuerversicherung,  bei 
der  Versicherung  von  Kraftfahrzeugen,  aber  auch  bei  sonstigen  Ver- 
sieh srungsarten  vor, 

Vergl.  Entscheidung  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  113  S. 
150  und  Bd.  114  S.  321. 

Hierbei  muß  der  Versicherungsnehmer  aber  darauf  achten,  daß 
der  Vertreter  des  Versicherers,  mit  dem  er  über  den  endgültigen 
Ver  rag  verhandelt  und  der  ihm  die  vorläufige  Deckung  zusagt,  be- 
fugt ist,  eine  solche  Erklärung  über  die  Versicherung  abzugeben.  In 
der  Regel  werden  nur  dieselben  Personen  diese  Ermächtigung  haben, 
die  den  endgültigen  Versicherungsvertrag  abschließen  können.  Des- 
hall fehlt  sie  im  allgemeinen  dem  Versicherungsagenten,  der  nur  mit 
der  Vermittlung  von  Versicherungsgeschäften  betraut  ist  (§  43  des 
Gesetzes  über  den  Versicherungsvertrag),  es  sei  denn,  daß  ihm  eine 
Abschlußvollmacht  für  die  vorläufige  Deckungszusage  für  den  ein- 
zelren  Fall  oder  allgemein  besonders  gegeben  ist.  Fehlt  ihm  die  Be- 
fugnis, so  wird  die  von  ihm  erteilte  Zusicherung  nur  wirksam,  wenn 
ein  zur  Vertretung  der  Versicherungsgesellschaft  Befugter  sie  geneh- 
mig . Eine  solche  Genehmigung  wird  man  darin  finden  können,  daß 
der  Versicherungsnehmer  die  Prämie  dem  Agenten  zahlt  und  der 
Agent  sie  dem  zu  Versicherungsabschlüssen  befugten  Generalagen- 
ten unter  Mitteilung  des  Sachverhalts  abliefert.  Uebrigens  folgt  die 
Gerehmigung  dann  auch  aus  § 89  HGB.;  schließt  ein  nur  zur  Vermitt- 
lung befugter  Agent  namens  seines  Auftraggebers  einen  Vertrag,  so 
mul  der  Geschäftsherr,  sobald  er  den  Abschluß  erfährt,  unverzüglich 
wid arsprechen,  da  sonst  stillschweigende  Genehmigung  angenom- 
mer  wird. 
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2.  Versicherungsschutz  und  Prämienzahlung. 

(31)  Wir  erw'ähnen  folgenden  Fall,  der  voraussichtlich  zu  einem 
Prozeß  führen  wird; 

Die  Firma  C.  hat  am  7.  12.  28  bei  der  Versicherungsgesellschafi 
N,  eine  Sendung  Eisen  zur  Versicherung  für  eine  Kanalfahrt  unte.- 
Angabe  des  Prämiensatzes  von  1,75  je  Tausend  angemeldet  und  hat 
zugleich  um  prompte  Ueberlassung  der  Police  gebeten.  Der  Gene- 
ralvertreter des  Versicherers  hat  unterm  8.  12.  28  geantwortet:  Er 
überreiche  beiliegend  die  Flußtransportpolice  Nr.  452  942  über  RM. 
44  000, — . Der  Brief  schließt  mit  den  Worten: 

,,Den  Prämienbetrag  von  RM.  80,05  wollen  Sie  bei  mir  em- 
zahlen,“ 

Der  Versicherungsschein  lag  bei.  In  den  beigedruckten  Be- 
dingungen lautete  der  § 18; 

,,Die  Prämie  ist  in  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarung' 
zuzüglich  Policekosten  und  etwaigem  Stempel,  bei  Aushändigung 
der  Police  bar  zu  bezahlen. 

Erst  nach  Einlösung  der  Police  tritt  dieselbe  in  Wirksamkeit." 

Die  Prämie  wurde  am  10.  oder  11,  1.  29  gezahlt.  Unmittelbar 
vorher  oder  unmittelbar  nachher  erlitt  das  Schiff  unterw^egs  einen 
Unfall;  es  sank  mit  der  ganzen  Ladung,  Die  Firma  C.  verlangte  von 
der  Versicherungsgesellschaft  Uebernahme  des  Schadens.  Die  Ge- 
sellschaft machte  unter  Berufung  auf  § 18  der  Bedingungen  geltend, 
die  Versicherung  decke  den  Schaden  nicht,  da  die  Prämie  erst  nach 
dem  Schadensfall  bezahlt  worden  sei.  Die  Firma  C.  beruft  sich  dem- 
gegenüber u.  a.  darauf,  daß  bei  einer  vorhergegangenen,  eine  an- 
dere Transportversicherung  betreffenden  Fernsprechmeldung  der  Ge- 
neralvertreter des  Versicheres  um  schriftliche  Bestätigung  ersucht 
habe  mit  dem  Bemerken,  er  werde  die  Police  sofort  zuschicken,  und 
mit  der  Bitte,  die  Prämie  gelegentlich  zu  bezahlen. 

Wir  sind  um  Auskunft  ersucht  worden,  ob  der  Versicherer  den 
Schaden  decken  müsse;  wir  haben  in  unserer  Auskunft  ausgeführt; 

Eine  Einlösung  des  Versicherungsscheines  im  Sinne  des  § 18 
Abs.  2 der  Bedingungen  sei  dadurch  ausgeschaltet  worden,  daß  die 
Gesellschaft  dem  Versicherungsnehmer  die  Police  ohne  Zahlung  der 
Prämie  ausgehändigt  habe.  Danach  hätten  die  beiden  Vertragschlie- 
ßenden davon  abgesehen,  daß  die  Prämie  vor  oder  bei  Aushändigung 
der  Police  zu  zahlen  sei,  hätten  also  eine  von  der  Regel  des  § 18  ab- 
weichende Abrede  getroffen.  Diese  Auffassung  sei  nach  Treu  und 
Glauben  geboten,  weil  der  Versicherungsnehmer  habe  annehmen 
müssen,  die  Versicherung  sei  für  die  unmittelbar  bevorstehende  Rei'^e 
schon  in  Kraft  getreten. 

Im  übrigen  würd  auf  den  Wortlaut  des  Gutachtens  in  der  SSZ. 
1929  Nr.  12  S,  312  verwiesen.  — 7203  — 

(32)  Nachträglich  hat  in  dem  zu  (31)  genannten  Falle  der  Ver- 
sicherer noch  geltend  gemacht: 
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Auch  wenn  vereinbart  worden  wäre,  die  Versicherunj^  solle  vor 
Prämienzahlung  in  Kraft  treten,  sei  die  Leistungspflicht  der  Gesell- 
schift nach  § 15  der  Vers.-Bed.  ausgeschlossen;  der  Versicherungs- 
schatz würde  in  diesem  Falle  zwar  auch  dann  bestehen,  wenn  der 
Sei  aden  vor  Abschluß  der  Versicherung  eingetreten  wäre,  die  Ver- 
sicl  erung  sei  aber  trotzdem  ungültig,  weil  der  Versicherungsnehmer 
der  Lnfall  z.  Zt.  des  Versicherungsabschlusses,  d.  h.  z.  Zt.  der  Prä- 
mitnzahlung  am  11.  1.,  schon  gekannt  habe. 

Hierzu  ist  zu  bemerken: 

Man  muß  unterscheiden  zwischen  dem  Abschluß  des  Versiche- 
rungsvertrages und  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  der  Versicherungsschutz 
zu  Gunsten  des  Versicherten  in  Kraft  tritt.  Es  ist  sehr  gut  möglich, 
dal  der  Versicherungsvertrag  geschlossen,  der  Versicherte  aber  vor- 
läu.ig  nicht  geschützt  ist.  Andererseits  kann  auch  beim  Vertrags- 
sch  uß  vereinbart  werden,  daß  sich  der  Versicherungsschutz  nachträg- 
lich auf  die  Zeit  vor  Abschluß  des  Versicherungsvertrages  er- 
stn  cken  solle.  Auf  diesen  zuletzt  genannten  Fall  beziehen  sich  § 15 
der  Vers.-Bed.  und  Abs.  1 und  2 des  § 2 des  Versicherungsvertrags- 
ges  ;tzes.  Abgeschlossen  ist  der  Vertrag,  sobald  der  eine 
1 ei  — so  gut  wie  stets  der  Versicherungsnehmer  — einen  Antrag  auf 

Vei  Sicherung  stellt  und  der  andere  Teil  — der  Versicherer  dem 

Versicherungsnehmer  die  Annahme  des  Antrages  erklärt.  Dieser 
Veitragsschluß  ist  unabhängig  davon,  ob  die  Prämie  gezahlt  und 
'\  aiin  sie  zu  zahlen  ist.  Vereinbaren  die  Parteien,  die  Prämie  sei  vor 
oder  bei  Beginn  der  Versicherung  zu  zahlen  (§  38  Abs.  1 des  Vers.- 
Vei  tr.-Ges,),  so  wird  dadurch  der  Vertragsschluß  nicht  be- 
rüh  t,  \ielmehr  hat  dies  nach  dem  Gesetz  nur  die  Wirkung,  daß  der 
\ er  sicherer  \ on  der  Leistungspflicht  frei  wird,  wenn  der  Schadens- 
fall vor  der  Prämienzahlung  eintritf.  Daß  der  Vertrag  trotz  Nicht- 
zah  ung  der  Prämie  auch  in  diesem  Falle  schon  geschlossen  ist,  ergibt 
sicf  aus  § 38  Abs.  2 des  Gesetzes,  wonach  der  Versicherer  mangels 
rechtzeitiger  Zahlung  besonders  kündigen  muß,  wenn  der  Vertrag  auf- 
geh aben  werden  soll,  und  aus  § 40  Abs.  2 Satz  2,  wonach  der  Ver- 
sicherer im  halle  einer  deswegen  ausgesprochenen  Kündigung  ein^ 
angemessene  Geschäftsgebühr  verlangen  kann.  Ist  aber  der  Vertrag 
unabhängig  von  Zahlung  oder  Nichtzahlung  der  Prämie  schon  ge- 
sell los  sen.  so  fehlt  es  an  der  Voraussetzung  des  § 2 Abs.  1 des 
\ ei  5.-Vertr.-Ges.,  nämlich,  daß  der  Versicherer  einen  Schaden  über- 
nommen hätte,  der  in  die  Zeit  vor  Abschließung  des  Vertrages 
fäll.  Danach  besteht  auch  keine  Möglichkeit,  in  einem  solchen 
Falle  § 2 Abs,  2 des  Reichsgesetzes  und  die  entsprechende  Vorschrift 
des  § 15  der  Vers.-Bed.  anzuwenden. 
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VIII.  Die  iDirtschaftlichen  Einrichtungen 
des  UD5.  für  seine  Mitglieder. 

Die  wirtschaftlichen  Einrichtungen  des  VDS.  stehen  entweder 

a)  sämtlichen  Mitgliedern,  oder 

b)  für  besondere  Fälle  interessierten  Mitgliedern, 
zur  Verfügung. 

Die  Einrichtungen  zu  a)  sind  im  allgemeinen  unentgeltlich,  zu  bj 
muß  gerechterweise  von  den  interessierten  Mitgliedern  ein  Entgelt 
f \erlangt  werden,  da  andernfalls  eine  Bevorzugung  zu  Lasten  der 
jenigen  Mitglieder  stattfinden  würde,  die  diese  Einrichtungen  nicht 
in  Anspruch  nehmen. 

Grundsätzlich  sind  alle  Einrichtungen  in  erster  Linie  im  unmit- 
^ telbaren  Interesse  der  Mitglieder  geschaffen;  etwa  erhobene  Entgelte 
sind  nicht  aut  Gewinn  gerichtet,  sondern  sollen  die  Kosten  u.  Ü. 
auch  Ausfälle  an  anderen  Stellen  decken, 

r 

A.  Allgemeine  Einrichtungen. 

1.  Speditions-  und  Schiffahrts-Zeitung. 

Die  wöchentlich  erscheinende  Speditions-  und  Schiffahrts-Zei- 
tung geht  den  Mitgliedern  kostenlos  zu.  Sie  kann  heute  wohl  ohne 
Uebertreibung  als  das  maßgebliche  Fachorgan  des  deutschen  Spedi- 
tionsgewerbes  bezeichnet  werden,  das  inhaltlich  auch  den  ersten  Blät- 
tern der  Fachpresse  ebenbürtig  ist.  — Wenn  auch  der  Verein  als  sol- 
cher nur  die  Verantwortung  für  seine  offiziellen  xMitteilungen  und  die 
durch  VDS,  gekennzeichneten  Notizen  hat,  so  entspricht  doch  der 
übrige  Inhalt  der  Zeitung  stets  den  allgemeinen  Interessen  des  Ge- 
werbes, — Den  Mitgliedern  wird  dringend  empfohlen,  in  ihren  Unter- 
4 nehmen  die  Zeitung  ausgiebig  zu  Rate  zu  ziehen. 

Der  Wert  des  Anzeigenteils  ergibt  sich  aus  dem  Charakter  der 
Zeitung  als  maßgeblicher  Fachzeitschrift.  Die  Spediteur-Tafel,  in 
welcher  Mitglieder  und  Nicht-Mitglieder  des  VDS,  unterschieden 
sind,  stellt  ein  stets  auf  dem  Laufenden  gehaltenes  Adreßbuch  dar. 
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2.  Aufnahme  im  Verzeichnis  der  Mitglieder  des  VDS,  und  Zustel- 
lung eines  Exemplars  desselben,  gleichfalls  unentgeltlich. 

Wir  weisen  insbesondere  auf  das  Vorwort  zum  Mitgliederver- 
ze:chnis  hin  und  empfehlen  den  Mitgliedern  dringend,  Zuweisungen 
iii-undsätzlich  in  erster  Linie  gegenseitig  zu  machen,  — Die  Aufnahme 
de  Mitglieder  der  befreundeten  Verbände,  die  der  Internationalen 
1 Öderation  der  Spediteurorganisationen  angeschlossen  sind,  soll  dar- 
üb jr  hinaus  auch  im  internationalen  Verkehr  das  Zusammengehörig- 
ke  tsgefühl  der  organisierten  Spediteure  stärken  und  diesen  generell 
du ’ch  Zuweisungen  Vorteile  gegenüber  denjenigen  Spedieuren  bie- 
tei  , die  den  anerkannten  und  maßgeblichen  Organisationen  fern- 
ste hen. 


3,  Das  Abzeichen  des  VDS. 

Durch  die  Schaffung  eines  Vereinsabzeichens  ist  eine 
qualitative  Unter  Scheidung  innerhalb  unseres  Gewer- 
be:. eingeführt  worden. 

Mehr  als  behördliche  Sanktionen  wird  das  Urteil  der  eigenen 
Be  ufsgenossen  darüber,  ob  ein  Unternehmen  würdig  ist,  in  ihre  Ge- 
meinschaft einzutreten,  und  die  ständige  gegenseitige  Ueberwachung 
du  ch  diese  Kollegen  berufen  sein,  den  soliden  und  vertrauenswür- 
digen Spediteur,  den  gegebenen  Berater  von  Handel,  Industrie  und 
Gewerbe,  zu  unterscheiden  von  denjenigen  Elementen,  die  sich,  zu 
Unrecht  diese  Bezeichnung  zulegen,  — Es  liegt  im  dringendsten  In- 
teresse der  qualifizierten  Spediteure,  das  Vereinsabzeichen  auf  allen 
Brief-  und  Geschäftspapieren,  auf  allen  Sendungen  und  an  den  Büro- 
häusern, zu  führen,  damit  der  Zeitpunkt  besser  heute  als  morgen  ein- 
tri1t,  an  welchem  der  Kaufmann  das  Geschäftspapier  eines  Spedi- 
tevrs,  welches  unser  Vereinsabzeichen  nicht  trägt,  als  unbeachtlich 
be  Seite  legt.  Nur  dann  werden  die  vielen  Klagen,  die  auch  heute 
nouh,  teilweise  mit  Recht,  aus  den  Kreisen  des  Gewerbes  über  un- 
lautere Konkurrenz  erhoben  werden,  allmählich  zum  Verstummen 
ueiiracht  werden  können. 


Das  Abzeichen  steht  jedem  Mitglied  als  Klischee  in  den 
Gr  ißen  von  10,  20  und  26  mm  Durchmesse  " zum  Preise  von  RM, 
2.--  per  Stück  zur  Verfügung,  Um  dasselbe  auch  auf  vorhandenen 
Geschäftspapieren  anbringen  zu  können  ist  es  in  den  gleichen  Größen 
als  Gummistempel  zum  Preise  von  RM,  1,20  per  Stück  erhält- 
Ü.cl ..  Außerdem  ist  das  Abzeichen  als  Transparentabzieh- 
p 1 a k a t in  Größe  von  25  mal  25  cm  angefertigt,  um  an  den  Schei- 
bei  der  Schau-  und  Bürofenster  angebracht  zu  werden,  Preis  per 
Stick  RM.  0,40,  Endlich  ist  das  Plakat  noch  auf  weißem 
Kinstdruckkarton  in  schw'arzer  Farbe  in  Größe  von  16  mal 
17U  cm  angefertigt  zum  Anbringen  an  sämtlichen  Bürotüren  des  Ge- 
scläfts.  Preis  per  Stück  RM.  0,15. 
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4.  Vergünstigungsvertrag  für  die  Beriebshaftpflicht Versicherung, 

Der  Verein  Deutscher  Spediteure  ist  im  Jahre  1926  dem  Vertrag 
beigetreten,  den  die  Vereinigung  Deutscher  Bahnspediteure  mit  dem 
Stuttgarter  Verein,  Versicherungs-Aktiengesellschaft  in  Stuttgart, 
(jetzt:  Allianz  - und  Stuttgarter  Verein  Versicherungs- 
Aktien-Gesellschaft)  abgeschlossen  hatte  und  der  sich  bestens  be- 
währt hat. 

Hiernach  erhalten  unsere  Mitglieder  beim  Abschluß  der  Be- 
triebshaftpflichtversicherung  bei  genannter  Versicherungs  - Gesell- 
schaft einen  Sonderrabatt  von  10  Prozent  auf  die  Tarifprämie;  ebenso 
ist  ihnen  der  Anspruch  auf  schiedsgerichtliche  Entscheidung  von 
etwaigen  Streitfällen  mit  dem  Stuttgarter  Verein  sichergestellt. 

Der  Verein  Deutscher  Spediteur  empfiehlt  insbesondere  den- 
jenigen Mitgliedern,  die  bisher  den  notw'endigen  Schutz  gegen  die 
Belriebshaftpfiichtgefahren  noch  nicht  gedeckt  haben,  dies  um- 
gehend, und  zwar  durch  unsere  Vertragsgesellschaft,  Allianz  und 
Stuttgarter  Verein,  zu  tun. 

5.  Vergünstigungs-Vertrag  iür  die  Garantie-(Kautions-)Versicherung. 

Das  ist  eine  Versicherung  gegen  Diebstahl  und  Unterschlagung 
von  Geldern  und  Wertpapieren  durch  Angestellte  des  Versicherten. 
Unsere  Mitglieder,  die  Interesse  für  eine  derartige  Versicherung 
haben,  wenden  sich  an  die  Vertragsgesellschaft  des  VDS.,  die  „Her- 
mes" Kredit- Versicherungsbank  A.-G,,  Berlin  W 56,  Jägerstraße  27, 
Die  ., Hermes“  gewährt  unseren  Mitgliedern  einen  jährlichen  Rabatt 
von  5 Prozent  auf  die  jeweiligen  Tarifprämien  für  alle  abgeschlos- 
senen Versicherungen. 

6.  Vergünstigungs vertrag  für  die  Auto-Kasko-  und  Haftpflicht- Ver- 
sicherung. 

Den  früher  für  die  Mitglieder  abgeschlossenen  Vergünstigungs- 
vertrag hat  der  Verein  kündigen  müssen,  weil  er  den  derzeitigen  ver- 
änderten Verhältnissen  nicht  mehr  Rechnung  trug.  Seit  Dezember 
1928  hat  der  Verein  einen  neuen  Vertrag  durch  die  Maklerfirma  Dr. 
Helmer  und  Reinhold  Moser,  Berlin  NW,  7,  Dorotheenstr.  31,  der  für 
beide  Risiken  gegenüber  den  Verbandssätzen  ganz  bedeutende  Ver- 
günstigungen vorsieht,  abgeschlossen  (vergl.  hierzu  SSZ.  Nr,  2 vom 
11,  1.  29  und  Nr.  11  vom  15,  3.  29).  Wir  empfehlen  unseren  Mit- 
gliedern dringend,  unverbindliche  Offerten  von  der  oben  genannten 
Maklerfirma  einzuholen;  außerdem  ist  der  Verein  Deutscher  Spedi- 
teure zu  jeder  Auskunftserteilung  gerne  bereit.  (Vergl,  auch  Inserat 
in  diesem  Bericht  auf  S,  184,) 

7.  Verzugsbedingungen  bei  der  Ermietung  von  Wagendecken. 

Infolge  eines  bereits  seit  Jahren  bestehenden  Abkommens 
des  VDS.  mit  dem  Verband  der  Verleihanstalten  von 
Wagendecken  e.  V,.  Berlin-Wilmersdorf,  Güntzelstraße  1,  erhalten 
unsere  Mitglieder  bei  allen  dem  genannten  Verband  angeschlossencn 
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Ver  eihanstalten  auf  die  jeweilij^e  Deckenmit  te  einen  Sonderrabatt 
von  10  Prozent.  (MitfSliederliste  des  Verbandes,  verj^l.  Inserat  in 
diesem  Bericht  auf  Seite  182). 

B.  Sondereinrichtungen  gegen  Entgelt. 

1.  in  erster  Linie  seien  hier  die  „Vertraulichen  Mitteilungen“ 
gen  innl,  die  auf  Bestellung  nur  unseren  Mitgliedern  zur  Verfügung 
stel  en.  Der  geringe  Preis  von  25  Pfg.  pro  Auskunft,  die  vierteljähr- 
lich nachträglich  eingezogen  werden,  steht  in  keinem  Verhältnis  zu 
deiT  Wert  dieser  Mitteilungen,  die  über  Zahlungsschwierigkeiten  und 
unz  iverlässige  Firmen,  sowohl  aus  der  Spedilion  als  auch  aus  Krei- 
sen unserer  Auftraggeber  im  in-  und  Auslande,  berichten.  Auch 
son:  tige  wichtige  Mitteilungen  und  besonders  Auslandsnachrichten, 
die  sich  infolge  ihres  vertraulichen  Charakters  nicht  zur  Veröffent- 
lich mg  in  der  Speditions-  und  Schiffahrts-Zeitung  eignen,  werden  auf 
diesem  Wege  bekanntgegeben,  desgleichen  sachliche  Mitteilungen, 
die  lur  an  die  örtlichen  Vereinigungen  gehen  und  von  denen  angenom- 
mer  wird,  daß  sie  auch  für  Einzelmitglieder  Interesse  haben. 

2,  Das  Spediteur- Archiv  des  VDS. 

Aus  der  Tätigkeit  unseres  Vereins  als  maßgeblicher  Standes - 
und  Berufsvertretung  ergibt  sich,  daß  hier  ein  außerordentlich  reich- 
haltiges Material  ganz  besonders  über  Speditionsfirmen  des  In-  und 
Auslandes  zusammenläuft,  wie  es  an  keiner  anderen  Stelle  vor- 
han  len  ist.  Dies  hat  zur  Anlage  eines  Archivs  geführt,  das  heute 
übe)  mehrere  Tausende  von  Firmen  und  Persönlichkeiten  Aufschlüsse 
erteilt,  und  das  durch  den  täglich  in  großer  Zahl  eingehenden  Schrift- 
wecisel  sich  ständig  ergänzt.  Die  Auskünfte  des  Archivs  stehen 
nur  unseren  Mitgliedern  auf  Anfrage  zur  Verfügung, 

3.  Das  Gerichtsarchiv. 

Bei  der  juristischen  Abteilung  der  Geschäftsleitung  wird  ein 
Arciiv  über  die  Rechtsprechung  und  wissenschaftlichen  Ausarbei- 
tunj  en  in  Speditionssachen  unterhalten,  das  insbesondere  hinsichtlich 
der  neueren  Rechtsprechung  wohl  als  vollständig  bezeichnet  werden 
kan  1.  Es  empfiehlt  sich,  dasselbe  bei  jedem  Rechtsstreit  in  An- 
spri  ch  zu  nehmen,  wie  andrerseits  nicht  dringlich  genug  gebeten 
wer  len  kann,  uns  von  allen  Prozessen,  insbesondere  denen,  die  hei 
den  Obergerichten  laufen,  Kenntnis  zu  geben.  Ein  Fehlurteil  schä- 
digt nicht  nur  den  Einzelnen,  sondern  fast  ebenso  die  Allgemeinheit. 
— ^ on  einigen  wichtigen  Urteilen  sind  Abdrucke  angefertigt,  die  mit 
bes(  nderem  Erfolg  den  Schriftsätzen  beigefügt  werden. 

4.  ( iutachtliche  und  Auskunfts-Tätigkeit  des  VDS. 

Das  reichhaltige  juristische  Material  sowie  das  übrige  Archiv  ver- 
setzen den  VDS,  in  die  Lage,  sachlich  begründete  Gutachten  zu  er- 
teil) n,  die  in  Verbindung  mit  dem  Ansehen,  dessen  sich  der  Verein 
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allenthalben  im  ln-  und  Ausland  erfreut,  von  größter  Wirkung  sind, 
und  die  in  vielen  Fällen  bereits  unseren  Mitgliedern  ein  wertvoller 
Schulz  ebenso  wie  im  Notfall  eine  scharfe  Waffe  gewesen  sind. 

Auskünfte  erhalten  Mitglieder  des  VDS.  in  sämtlichen  Fragen, 
insbesondere  kommen  juristische,  steuerrechtliche,  eisenbahn-  und 
zolltechnische,  versicherungs-,  speditions-  und  kraftfahrtechnische 
Anfragen  vor,  sowie  Beratung  und  Unterstützung  unserer  Mitglieder 
in  allen  Arbeitgeberfragen,  die  durch  die  Mitwirkung  der  erfahren- 
sten, den  Vorstand  des  VDS.  bildenden  Kollegen  und  die  mit  ersten 
hachleuten  für  die  einzelnen  Gebiete  besetzten  Abteilungen  der  Ge- 
schäftsleitung  erledigt  werden.  Infolge  des  umfassenden,  bei  der  Ge- 
scliäftsleitung  des  VDS.  zusammenlaufenden  Materials  und  der  rei- 
chen Beziehungen  des  VDS.  zu  allen  Instanzen,  ist  keine  Stelle  in  der 
Lage,  den  Spediteur  wirkungsvoller  zu  beraten  als  der  VDS.  Die  Ge- 
bühr für  die  Auskunftserteilung  ist  trotzdem  erheblich  geringer,  als 
sie  sonst  erhoben  wird. 

5.  Die  ADSp. 

Formulare  der  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedmgungen 
mit  Speditions-Versicherungsschein  muß  der  Spediteur  jederzeit  zur 
Verfügung  seiner  Kundschaft  bereit  haben.  Dieselben  sind  zum 
Preise  von  RM.  5, — per  100  Stück  (1000  Stück  RM,  40, — ) erhält- 
lich. — Lagerscheine  mit  anhängenden  ADSp,  berechnen  sich  per 
100  Stück  aut  RM,  6, — , per  1000  Stück  RM.  50, — (für  Nichtmit- 
glieder: per  100  Stück  RM,  7, — , per  1000  Stück  RM.  60, — ). 

Damit  die  Kundschaft  wiederholt  darauf  hingewiesen  wird,  daß 
der  Spediteur  nur  auf  Grund  der  ADSp,  seine  Geschäfte  tätigt,  emp- 
fiehlt sich  ein  entsprechender  Hinweis  auf  sämtlichen  Geschäfts- 
papieren, Sofern  solche  Hinweise  unzweckmäßig  waren,  und  wir 
aus  der  Korrespondenz  hiervon  Kenntnis  erhielten,  haben  wir  unsere 
Mitglieder  darauf  aufmerksam  gemacht  und  ihnen  einen  besseren 
Text  empfohlen. 

Um  auch  denjenigen  Kunden,  die  persönlich  im  Geschäftslokal 
ihre  Aufträge  erteilen,  die  Tatsache  des  Abschlusses  der  Geschäfte 
lediglich  auf  Grund  der  ADSp,  vor  Augen  zu  führen,  sind  Plakate 
zum  Aushang  in  den  Geschäftsräumen  angefertigt  worden,  die  auf 
weißem  Karton  in  Größe  von  40  mal  45  cm  per  Stück  mit  RM.  1,20 
abgegeben  werden.  Bei  Abnahme  von  10  Stück  und  mehr  ermäßigt 
sich  der  Preis  auf  RM.  1, — per  Stück, 

Außerdem  ist  ein  aufklärendes  Flugblatt  ,,An  die  Herren  Auf- 
traggeber unserer  Mitglieder“  ausgearbeitet  worden.  Exemplare 
stehen  den  Mitgliedern  zur  Verfügung  zum  Preise  von  RM,  3. — per 
100  Stück,  RM,  20, — per  1000  Stück, 

• 

6.  Als  Zahlungsbedingungen  wird  ein  Abdruck  der  einschlägigen 
Ziffern  der  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedingungen  vielfach 
verwandt.  Dieser  ist  auf  roten  gummierten  Zetteln  gedruckt,  und 
wird  per  1000  Stück  mit  RM,  7,50  abgegeben. 
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7.  Formulare. 

Die  vom  VDS,  herausgegebenen  Formulare  empfehlen  wir  drin- 
geid  zur  Verwendung,  Dieselben  sind  einwandfrei  nach  Prüfung  der 
zuständigen  Verwaltungsstellen  angefertigt  und  geben  den  Spediteu- 
rer  weitgehenden  Schutz, 

Die  Preise  sind  entsprechend  den  eingangs  niedergelegten  Grund- 
sät ien  gehalten. 

Für  den  Inlandsverkehr  kommen  die  Formulare  für  Vollmachts- 
an:  eigen  in  Frage,  Sie  sind  auch  in  Blockform  erhältlich  und  eignen 
sic  1 dadurch  besonders  zur  Verwendung  beim  Besuch  der  Kundschaft, 
— Die  Vollmachtsanzeigen  nach  eisenbahnseitiger  Vorschrift  erhalten 
un;  ere  Mitglieder  zum  Preise  von  2 Pfg,,  Nichtmitglieder  zum  Preise 
von  5 Pfg,  per  Stück, 

Im  internationalen  Verkehr  hat  sich  ein  Schutz  des  Spediteurs 
gegen  Zollnachforderungen  nötig  gemacht,  — Wir  empfehlen  daher 
dri  igend  die  Verwendung  unserer  Zollvollmachtsformulare  (Preis  per 
Sti  ck  2 Pfg,), 

Liefert  ein  inländischer  Fabrikant  oder  Händler  einem  vom  aus- 
länJischen  Käufer  beauftragten  inländischen  Spediteur  die  auszufüh- 
rende Ware  und  stellt  dieser  Spediteur  über  die  Ausfuhr  eine  Beschei- 
nig mg  aus,  so  ist  die  Lieferung  des  Fabrikanten  oder  Händlers  um- 
sat  ^steuerfrei  (Verordnung  des  Reichsfinanz  ministers  vom  25,  Mai 
192  5,  RGBl,  I S,  74,  jetzt  § 15  der  Durchführungsbestimmungen  des 
Re  chsfinanzministers  zum  Umsatzsteuergesetz  v,  25,  6,  1926  RGBl.  I 
S,  ;i23).  Wir  haben  dies  erreicht  auf  Grund  der  von  uns  dem  Reichs- 
fin;  nzministerium  gegenüber  eingegangenen  Verpflichtung,  gegen  Spe- 
dit<  ure,  die  sich  hierbei  Unregelmäßigkeiten  zu  Schulden  kommen 
lasien,  mit  allen  satzungsgemäßen  Mitteln  vorzugehen.  — Die  For- 
mu  are  für  die  Ausiuhrbescheinigungen  der  vom  ausländischen  Käu- 
fer beauftragten  Spediteure  sind  in  der  Industrie  und  im  E'cport- 
hai  del  allgemein  eingeführt;  sie  werden  zum  Preise  von  RM,  3, — per 
IOC  Stück  oder  RM,  20, — per  1000  Stück  abgegeben. 

Um  unseren  Mitgliedern  im  Falle  von  Anforderung  dieser  For- 
mu  are,  wenn  sie  nicht  in  Frage  kommen,  eine  umständliche  Aufkla- 
rurgsarbeit  abzunehmen,  ist  für  die  Verwendung  dieser  Formulare  ein 
Merkblatt  mit  dem  Reichsfinanzministerium  vereinbart  worden,  das  in 
der  Speditions-  und  Schiffahrts-Zeitung  veröffentlicht  ist  (Nr,  2/28), 
Ab  irucke  desselben  zur  Versendung  an  die  Kundschaft  sind  angefer- 
tig)  und  zum  Preise  von  RM,  2, — per  100  Stck.  bei  der  Geschäftslei- 
tung  des  VDS,  erhältlich, 

8.  Eine  unter  großen  Opfern  vom  Verein  getroffene  Einrichtung 
im  Interesse  der  Mitglieder,  ist  die  neutrale  Frachtbrieiprüfung  beim 
VES,  Diese  Einrichtung  soll  nach  Möglichkeit  den  Mitgliedern  die 
kostspielige  Unterhaltung  eines  eigenen  Tarifbüros  ersetzen.  Durch 
die  b rachtbriefprüfung  beim  VDS,  können  sowohl  die  Frachtbriefe 
der  Spediteure  geprüft  werden,  als  auch  diejenigen  der  Kundschaft 
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und,  was  wir  immer  wieder  besonders  hervorheben,  diejenigen  sol- 
cher Industrie-  und  Handelsfirmen,  die  bisher  noch  nicht  zur  Kund- 
Schaft  unserer  Mitjjlieder  jjehören.  Jedes  unserer  Mitglieder  ist  da- 
mit  in  der  Lage,  sich  jedem  Versender  zur  Prüfung  seiner  Frachtbriefe 
gegen  eine  geringe  Aufwendung  zur  Verfügung  zu  stellen  und  damit 
am  eindringlichsten  dem  Versender  den  Nachweis  zu  führen,  daß  die- 
ser in  vielen  Fällen  infolge  des  Verzichts  auf  die  Tätigkeit  des  Spedi- 
teurs vermeidbare  Mehraufwendungen  an  Fracht  hat. 

Leider  erfolgt  die  Inanspruchnahme  der  Frachtbriefprüfunö  noch 
immer  bei  weitem  nicht  in  dem  Umfang,  der  der  großen  Zahl  unserer 
Mitglieder  entspricht.  Die  Leistungsfähigkeit  dieser  Stelle  ist  noch 
einer  erheblichen  Steigerung  fähig,  und  wir  müssen  es  im  Interesse 
unserer  Mitglieder  bedauern,  daß  immer  wieder  Fälle  bekannt  wer- 
den, in  denen  private  Frachtenkontrollbüros,  die  keinerlei  Sicherheit 
bieten,  m Anspruch  genommen  werden,  oftmals,  wie  sich  au^  den  Ver- 
öffentlichungen in  der  Speditions-  und  Schiffahrts-Zeitung  ergibt,  sehr 
zum  Nachteile  unserer  Mitglieder. 

Ein  eiheblicher  Vorzug  unserer  Frachtbriefprüfung  gegenüber 
den  privaten  Kontrollbüros  ist  der,  daß  wir  keinerlei  Abonnements- 
gebühr  erheben,  daß  also  jedes  Mitglied  von  Fall  zu  Fall  in  der  Lage 
ist  eigene  oder  fremde  Frachtbriefe,  je  nachdem  solche  verfügbar 
sind,  uns  zur  Prüfung  zuzuschicken.  Trotzdem  beträgt  der  Abzu«', 
den  wir  bei  erfolgreichen  Reklamationen  machen,  nur  20  Prozent' 
Außerdem  wird  von  den  priaten  Kontrollbüros  noch  eine  in  ihrer 
Höhe  meist  nicht  angegebene  Schreibgebühr  erhoben,  die  bei  uns 
festgesetzt  ist  mit  20  Rpf,  für  einzelne  Frachtbriefe,  die  sich  bei  Zu- 
sendung von  über  10  Stück  auf  je  10  Pfg.,  bei  über  50  Stück  auf  je 
5 Pfg.,  und  bei  über  100  Stück  auf  je  3 Pfg.  ermäßigt. 

Unsere  Bemühungen  rechtfertigen  bei  mindestens  gleicher  Lei- 
stung in  gleichem  Ausmaß  die  Bezeichnung  „unentgeltliche  Fracht- 
briefprütung“,  wie  dies  einzelne  private  Kontrollbüros.  von  deren 
Existenz  wir  Kenntnis  erhalten  haben,  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

_ 9.  Darüber  hinaus  erteilt  die  Frachtbriefprüfung  auch  Frachtans- 

kunfte,  mit  welchen  diejenigen  Mitglieder,  die  solche  eingeholt  haben, 
bereits  die  besten  Erfahrungen  gemacht  haben.  Da  die  Auskunlts- 
tatigkeit  eine  im  Geschäftsverkehr  des  Spediteurs  ständige  Notwen- 
digkeit ist,  so  haben  wir  die  Möglichkeit  geschaffen,  außer  der  Aus- 
kunft gegen  Einzelgebühr  von  Fall  zu  Fall  eine  solche  gegen  Jahres- 
piauschale  zu  erhalten.  Die  Gebühr  hierfür  beträgt  z.  Zt,  noch  RM 
120, — für  das  Jahr, 

Zusammenfassend  kann  gesagt  werden,  daß  es  kaum  einen  Ver- 
band geben  dürfte,  der  für  seine  Angehörigen  in  derart  weitgehendem 
Umfang  trotz  eines  im  Vergleich  zu  anderen  Berufsvertretungen  ge- 
ringen  Beitrags  Einrichtungen  geschaffen  hat,  wie  der  VDS.  — An  dem 
Ausbau  dieser  Einrichtungen  wird  ständig  w’eiter  gearbeitet. 
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Anlag^e  2. 


Abzeichen 


ln  folgender  Größen  sind  vorrätig: 


I # 


Wandplakat 


dIs 


DiS 


Zur  Beachtungf! 

^ dTs 


Wir  arbeiten  auf  Grund  der  Allgemeinen 
Deutschen  Spediteurbedingungen  (ADSp.). 

Der  Speditionsversicherungsschein  (SVS) 
steht  zur  Verfügung. 

Abdrucke  der  Allgemeinen  Deutschen 
Spediteurbedinguugen  und  des  zugehörigen 
Speditionsversicherungsscheins  werden  un- 
entgeltlich abgegeben. 


Da;  Abzeichen  ist  außerdem  als  Abziehbild  zur  Anbringung  an  den 
lenstem  und  Türen  der  Geschäftsräume  sowie  aufgedruckt  auf 

Karton  erhältlich. 

Preise:  Als  Klischee  per  Stck.  RM,  2, — 

Als  Gummistempel  „ „ „ 1,20 

Als  Abziehbild  „ „ „ 0,40 

Als  Karton  0,15 


Preise:  Per  Stck.  1,20  RM. 

Bei  Abnahme  von  10  Stck.  und  mehr 
per  Stck,  RM,  1,  — 
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Anlage  3. 


Flugblatt. 


nn  die  Herren  Auftraggeber  unserer  Mitglieder! 

Wir  bitten,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  unsere  Mitglieder 
vom  10.  August  1927  an  auf  Grund  der  neuen  Allgemeinen  Deutschen 
Spe(  iteur-Bedingungen  (ADSp,),  festgestellt  von  den  Spitzenvertre- 
tung 3n  der  deutschen  Wirtschaft,  arbeiten,  lieber  den  Abschluß  der 
\ cr(  inbarungen,  auf  Grund  w elcher  diese  Bedingungen  zustande  ge- 
kom  nen  sind,  hat  der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  der  Presse 
das  lolgende  offizielle  Communique  herausgegeben; 

BERLIN,  12.  Juli,  W.T.B.  Am  7.  Juli  1927  hat  die  Schlußberatung  über 
die  tiiuen  Allgemeinen  Spediteurbedirgungen  stattgefimden,  bei  dei  die  grund- 
sätzliche Zustimmung  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags,  des  Reichs- 
verbi  ndes  der  Deutschen  Industrie,  des  Reichsverbandes  des  Deutschen  Groß- 
und  lieber  seehandeis,  der  Haupt  gemeinschaft  des  Deutschen  Einzelhandels, 
des  ieutschen  Versicherungsschutzverbandes  so^^ie  des  Vereins  Deutscher 
Sped  teure.  Reichsverband  des  Deutschen  Speditionsgewerbes,  zu  den  Allge- 
meinen Spediteurbedingungen  festgestellt  worden  ist.  Neben  vielen  sonstigen 
Verbesserungen  gegenüber  den  bisherigen  Bedingungen  enthalten  die  neuen 
für  den  Versender  die  Möglichkeit,  die  bisher  von  vielen  Seiten  beanstandete 
Hafti  ngsbeschränkung  des  Spediteurs  mit  Hilfe  einer  Versiche- 
rung ohne  allzustarke  Belastung  des  Auftraggebers 
abzudecken. 

)ie  Bedingungen  (A.D.Sp.)  treten  am  10.  August  1927  in  Kraft.  Von 
diest m Zeitpunkt  an  kann  jeder  Verkehrstreibende  von  sei- 
nen Spediteur  die  Vorlage  des  neuen  S p e d i t i o n s v e r - 
siclierungsscheins  zum  Zwecke  der  Abdeckung  der  Spediteurhaftung 
untei  Ausschluß  der  Gefahren  für  Transport  und  Lagerung  verlangen. 
Die  leue  Regelung,  die  eine  weitgehende  Klärung  der  bisher  oft  beklagten 
Rechtsunsicherheit  darstellt,  wird  von  allen  am  Verkehr  interessierten  Kreisen 
auf  das  lebhafteste  begrüßt  werden  können.  Es  ist  selbstverstindlich,  daß 
durch  die  gemeinsame  Feststellung  der  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedin- 
gung m in  die  auch  bisher  vorhanden  gewesene  Vertragsfreiheit  nicht  einge- 
grifftn  werden  soll.  Die  Erfordernisse  einzelner  Zweige  der  Industrie  und 
namentlich  auch  der  See-  und  Binnenhafenplätze  werden  gegebenenfalls  den 
Absc  hluß  besonderer  Bedingungen  erforderlich  machen.  Andererseits  kann  aber 
nunmehr  erwartet  werden,  daß  jeder,  der  die  Allge- 
meinen Deutschen  S p e d i t e u r b e d i n g u n g e n zur  Ver- 
trajsgrundlage  macht,  sich  später  nicht  mehr  darauf 
beruft,  daß  die  Bedingungen  rechtsungültig  seien. 
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Die  hauptsächlichste  Neuerung,  die  im  Zusammenhang  mit  diesen 
Bedingungen  im  Geschäftsverkehr  zu  beachten  sein  w'ird,  ist  der 
Speditions- Versicherungsschein,  Durch  denselben  sind  die  Auftrag- 
geber unserer  Mitglieder  in  der  Lage,  die  Nachteile,  die  ihnen  aus  der 
beschränkten  Haftpflicht  erwachsen,  durch  eine  Versicherung  ,,ohne 
allzu  starke  Belastung  des  Auftraggebers“  abzudecken. 

Die  geringe  Prämie,  die  aut  Grund  der  Vereinbarungen  der  Sp't- 
zenvertretungen  von  dem  Auftraggeber  zu  zahlen  ist,  beträgt  1 Rpf. 
per  1000  RM.  Wert,  mindestens  10  Rpfg.  für  jeden  Verkehrsvertrag. 

Wenn  der  Wert  der  gleichzeitig  an  einen  Empfänger  gelieferten 
Sendung  RM.  100, — nicht  übersteigt,  beträgt  die  Prämie  für  die  Ver- 
teilung einschließlich  des  Zurollens  nur  1 Rpf.  für  jede  Sendung. 
Wenn  der  Spediteur  bei  höherwertigen  Gütern  ausschließlich  mit 
der  Verteilung  von  Sendungen  aus  Sammelladungen  (Ueberweisung 
ohne  Abfuhr)  beauftragt  ist,  so  ist  als  Prämie  bei  Werten  bis  zu  RM. 
10  000, — Rpfg.  2 für  jede  Sendung  zu  zahlen. 

Bei  Schadensfällen  bitten  wdr,  den  Schaden  unverzüglich,  späte- 
stens jedoch  innerhalb  eines  Monats  nachdem  Sie  hiervon  Kenntnis 
erlangt  haben,  bei  der  Versicherungsgesellschaft  der  Firma  Oskar 
S c h u n c k,  Berlin  W 62,  Keithstraße  9,  anzumelden. 

Der  Speditions- Versicherungsschein  tritt  nicht  anstelle  der  Trans- 
port- und  Lagerversicherung, 

Sollten  Sie  die  Versicherung  auf  Grund  des  Speditions-Versiche- 
rungsscheines (SVS.)  nicht  wünschen,  so  bitten  wir,  dies  Ihrem  Spe- 
diteur ausdrücklich  schriftlich  mitzuteilen. 

Das  allgemeine  Verbot,  zu  versichern,  ist  im  Zw'eifelsfalle  auch 
auf  den  SVS.  zu  beziehen,  doch  empfiehlt  es  sich,  ausdrücklich  zu 
sagen,  auch  die  Versicherung  durch  den  SVS.  werde  nicht  gewünscht. 

Berlin,  März  1929. 

Verein  Deutscher  Spediteure 
Reichsverband  des  Deutschen  Speditionsgewerbes 

Die  Geschäftsleitung.  Dr.  K e s,  Direktor. 
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Anlage  4. 


AufklebezetleL 


X 


Zahlungsbedingungen 

enthalten  in  Jen 

Ällgemeinen  Deutschen  Speditcurbeiiingungen 

fest^estellt  von 

dem  Deutschen  Industrie-  und  Handelstaß. 
dem  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie, 

dem  Reiclisverband  des  Deutschen  Groll-  und  Ueberseeliandels. 
der  Hauntjiemeinschait  des  Deutsclien  EinzeÜiandels. 
dem  Deutschen  Versicherungs-Schntzverband  und 
dem  Verein  Deutscher  Spediteure  e.  V.  Reichsverband  des 
Deutschen  Speditionsgewerhes. 


Rechnungen  des  Spediteurs  sind  sofort  zu  begleichen. 
Zahlungsverzug  tritt,  ohne  daß  es  einer  Mahnung  oder 
sonstiger  Voraussetzungen  bedarf,  spätestens  nach  .Vblauf  von 
5 Tagen  nach  Fälligkeit  ein.  sofern  er  nicht  nach  dem  Gesetz 
schon  vorher  eingetrefen  ist  Der  Spediteur  darf  im  Falle_  des 
Verzuges  die  ortsüblicheu  Spesen  und  Bankzinsen  nebst  einem 
angemessenen  Aufschlag  berechnen;  er  Ist  bc'echtigtf  eine  Geld- 
entwertung, die  vom  Rechnung  tage  bis  zum  Zahlungstage  etwa 
eingetreten  ist.  ersetzt  zu  verlangen.  Weitergehende  gesetzliche 
Ansprüche  bleiben  unberührt. 

Der  Soediteur  ist  berechtigt,  von  ausländischen  Auftrag- 
gebern oder  Empfängern  nach  seiner  Wahl  Zahlung  in  ihrer 
Landes  Währung  oder  in  Markwährung  zu  verlangen. 

Berlin,  November  1927. 


Preis:  Per  1000  Stck,  RM.  7,50 
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Anlage  5. 


V olimacht  sanzeige. 


a)  Ich  zeige  der 


Eilgut-' 

Gütern 


abfertigung 


an,  daß  ich  dem  • . 

die  Zuführung  der  für  midi  ankommenden  Stückgüter  (einsdiließlidi  der 
bahnlagernden)  — Wagenladungen*)  - übertragen  und  ihn  zu  diesem 
Zwecke  zur  Empfangnahme  der  vorgenannten,  für  mich  ankommenden 
Güter  und  der  Benachrichtigungen,  zur  Einlösung  der  Frachtbriefe  und 
zur  Quittungsleistung  bevollmächtigt  habe.  Die  Vollmacht  umfaßt  auch 
das  Recht  aut  Annahmeverweigerung. 

Der  nach  den  Landesgesetzen  vorgeschriebene  Vollmadits- 
stempel  ist  entrichtet-). 

b)  Ich  erkenne  ausdrücklich  an,  daß  diese  Anzeige  jeweils  vor 
Ablaut  der  auf  zwei  Kalenderjahre  festgesetzten  Geltungsdauer  der 
Vollmachtsanzeigen,  erstmals  bis  10.  Dezember  19  , zu  bestätigen 

ist  und  daß  Spediteur  ermächtigt, 

ist,  diese  Bestätigung  in  meinem  Namen  abzugeben.  Ich  erkenne  ferner 
an,  daß  ich  verpflichtet  bin,  bei  einem  — innerhalb  der  zweijährigen 
Geltungsdauer  der  Genehmigung  der  Eisenbahn  unterliegenden 
Wechsel  die  alte  Vollmacht  zu  widerrufen  und  den  Widerruf  dem  bis 
dahin  Bevollmächtigten,  dem  Spediteur, 
mitzuteilen. 


) 


ten 


(Unterschrift,  Wohnung.) 

0 Wenn  nicht  zutreffend,  durchzustreichen. 

-)  Wenn  nicht  zutreffend,  durchzustreichen.  Der  Stempel  kann  auf  der  beim 
bevollm.  Spediteur  verbleibenden  Vollmacht  oder,  falls  eine  solche  Vollmacht  nicht 
ausgestellt  wurde,  auf  der  Vollmachtsanzeige  entrichtet  werden. 

h Abschnitt  b ist  nur  dann  auszutüllen,  wenn  die  Geltungsdauer  der  Voll- 
machtsanzeigen von  der  Verwaltung  nach  besonderer  Anordnung  auf  zwei  Jahre 
beschränkt  ist.  Anderenfalls  ist  der  Abschnitt  durchzustreichen. 


Preis:  Per  100  Stck.  RM.  2, 


H 

i 


Anlag^e  6. 


Zoll  -V  ollmacht. 

Nach  Prüfung  durch  das  Reichsfinanzministerium*),  herausgegeben  vom 

Verein  Deutscher  Spediteure  e.  V.,  Berlin  NW  7 


DiS 


Wir  erteilen  hierdurch  der  Firma 


Vollmacht,  für  alle  Sendungen,  die  auf 

den  Zollamt  in 
den  Zollämtern  in 

anlommeri  und  für  uns  bestimmt  sind,  in  unserem  Namen  bei 

den  Zollamt  a ± x u j’  /"'••x  £ 

, ry  die  Anträge  zu  stellen,  die  Lmter  zum  ireien 

den  Zollämtern 

Ver  iehr  abzufertigen,  die  zu  diesem  Zweck  dienenden  Erklä- 
rung en  in  unserem  Namen  abzugeben  und  die  hiermit  zu- 
sam  nenhängenden  Verpflichtungen  für  uns  zu  übernehmen. 

Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  wir  oder  ein  anderer 
bei  den  Sendungen  als  Empfänger  bezeichnet  ist  und  ob  die 
Wai  en  mit  Begleitschein  oder  ohne  einen  solchen  eintreffen. 


, den 


Unterschrift 


*)  Verfüg,  des  R.  M.  d.  F.  IL  a 2961 : „Eine  Vollmacht  nach  dem  vorgelegten 
Must  jr  ist  geeignet,  die  Vertretungsmacht  eines  Spediteurs  in  Bezug  auf  den 
Antr  lg,  eine  Ware  zum  freien  Verkehr  abzufertigen,  den  Zollstellen  gegenüber 
zweiiälsfrei  hervortreten  zu  lassen. 

Im  Aufträge:  gez.  Ernst“. 


Preis  s Per  100  Stck.  RM.  2, — 


ff 


/ 
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Anlage  7. 


Bescheinigung  iiher  die  iiusiuhr  uen  spediiinnsgiiiern 

Nach  Anweisung  des  Reichsfinanzministeriums,  herausgegeben  und  zur 
Benutzung  empfohlen  vom  Verein  Deutscher  Spediteure  e,  V. 

(Verordnung  des  Keichsministtrs  der  Finanzen  vom  35  5-  25.  R.  G B'.  Teil!  Seite  7*1) 

An  die  Firma 


in 


in 


Sie  haben  uns  für  die  Firira 

die  folgenden  Waren  zugesandt  : 


Zahl 

Ver  packungsart 
der  Kolli 

Zeichen  und 
Nummer 

Bezeichnung  der  Ware 
(mindestens  nach  der  allgemeinen 
Gattung) 

Diese  Waren  haben  wir  im  Aufträge  der  genannten  Firma  am 

(Tag  der  Ausfuhr) 

über 

(Ausfuhrstelle) 

als  Spediteure  in  das  staatsrechtliche  ^Ausland  befördert. 

(Ort)  , den 192 

Auszug  aus  der  Verfügung 
des  R.  M.  d.  F.  III.  U.  920  vom  25.  2.  25. 

..Der  Verein  Deutscher  Spediteure  in  Berlin,  Potsdamer 
Straße  19,  hat  sich  bereit  erklärt»  se-ne  Mitglieder  auf  die 
Bedeutung  des  Bescheinigungsverfahrens  für  das  deutsche 
r peditionsgewerbe  hinzuwt isen.  Er  wird  schuldhafte  Verstöße 
gegen  das  Verfahren  a's  eine  Verletzung  seiner  Satzungen  an- 
sehen  und  durch  oen  Vorstand  den  Aus<;chluß  der  Mitglieder 
herbeiführen,  bei  denen  schuldhafte  Verstöße  festgestelll  werden. 

In  Vertretung  ; 

P ü p i l z 
An 

die  Herren  Präsidenten  der  Landesfinanzämter 


(Unterschr  ifr,) 


Preise;  Per  100  Stück  RM.  3, 


Per  1000  Stück  RM.  20 


172 


Anlag^e  8. 

Merkblatt. 


Z Deifelsfragen  bei  der  Ausstellung  oon  Umsatzsteuer- 
Bescheinigungen  Uber  die  Ausfuhr  oon  Speditionsgütern. 


Nach  § 2 Ziffer  1 des  U.St.G.  ist  die  Ausfuhr  von  der  Umsatzsteuer  befreit. 
Nach  der  Rechtsprechung  des  Reichsfinanzhofes  liegt  ein  Umsatz  ins  Ausland 
aber  nur  dann  vor.  wenn  sich  die  Ware  vor  Beginn  der  Erfüllung  des  Umsatz- 
ges;häftes  (Lieferung)  im  staatsrechtlichen  Inlande  und  nach  Erfüllung,  d.  h. 
nac  idem  dem  Erw’erber  die  Verfügung  über  die  Sache  verschafft  worden  ist, 
im  staatsrechtlichen  Auslande  befindet.  Eine  derartige  Auffassung  trug  den 
wir  schaftl.  Bedürfnissen  insofern  nicht  Recirnung,  ais  in  vielen  Fällen  der  Aus- 


läm  er  über  die  Ware  durch  einen  inländischen  Spediteur  verfügen  ließ  und 


der  Lieferant  Auftrag  erhielt,  die  Sendung  an  den  inländ.  Spediteur  des  ausländ. 
Aui.ragebers  zum  Versand  zu  bringen.  Um  diesem  Uebelstand  abzuhelfen, 
wu  de  im  Interesse  der  exportierenden  Unternehmer  die  bekannte  Verordnung 
übe'  die  Umsatzsteuerbefreiung  von  Umsätzen  in  das  Ausland  vom  25.  Mai 
192  i.  jetzt  § 15  der  Durchführungsbestimungen  zum  Umsatzsteuergesetz  er- 
last en.  in  der  festgestellt  wurde,  daß  für  steuerfreie  Umsätze  ins  Ausland  auch 
Lie  erungsgeschäfte  gelten,  die  der  Lieferer  mit  einem  ausländischen  Erwerber 
abs:hließt  und  durch  Zusendung  der  Ware  an  den  inländischen  Spediteur  des 
aus  ändischen  Erwerbers  erfüllt.  Damit  der  Lieferer  dieser  Vergünstigung  teil- 
haf  ig  wird,  hat  der  Spediteur  auf  Anforderung  des  Lieferers  eine  Bescheinigung 
über  die  Ausfuhr  von  Speditionsgütern  in  das  staatsrechtliche  Ausland  aus- 
zus;ellen,  deren  Text  allgemein  bekannt  sein  dürfte.  Bei  der  Ausstellung  dieser 
Un  satzsteuer-Bescheinigungen  sind  in  der  letzten  Zeit  verschiedene  Zweifel 
auf  tetauc'ht,  die  sich  auf  folgende  Fragen  beziehen: 

1.  Von  wem  darf  die  Bescheinigung  gegeben  werden? 

Selbstverständlich  nur  von  demjenigen  inländischen  Spediteur,  der  die 
Wt  re  im  Aufträge  eines  Ausländers  in  das  staatsrechtliche  Ausland  versenden 
läß  . Es  darf  also  beispielsweise  derjenige  Spediteur,  der  im  Aufträge  des  Liefe- 
ranten die  Foblieferung  vornimmt,  eine  derartige  Bescheinigung  an  seinen 
Au  traggeber  nicht  erteilen.  Einem  Aufträge  eines  Ausländers  würde  es  jedoch 
gle  chkommen,  wenn  die  Weisungen  des  ausländischen  Auftraggebers  durch 
die  Vermittlung  des  inländischen  Lieferanten  an  den  die  Versendung  ins  Aus- 
lan  1 veranlassenden  Spediteur  weitergegeben  wird. 

Nach  dem  Urteil  des  Reichsfinanzhofs  vom  20.  Mai  1927  — VA  294  — 
(Sammlung  der  Entscheidungen  Bd.  21  S.  198,  Reichssteuerbl.  1927  S.  159)  darf 
die  Ausführbesc'heinigung  ferner  dann  erteilt  werden,  wenn  nicht  der  Ausländer 
sei  )st,  sondern  in  dessen  Auftrag  sein  inländischer  Vertreter  dem  Spediteur 
gej  enüber  die  Bestimmung  über  die  Beförderung  ins  Ausland  und  die  Beförde- 
rui  gsweise  trifft. 
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2.  An  wen  darf  der  Spediteur  die  Bescheinigung  erteilen? 

Die  Umsatzsteuer-Bescheinigung  kann  nur  derjenige  beanspruchen,  der 
einen  direkten  Kaufabschluß  mit  einem  ausländ.  Erwerber  getätigt  und  auf  Grund 
dieses  Abschlusses  die  Lieferung  an  den  Ausländer  ins  Ausland  zu  veranlassen 
hat.  Diese  Voraussetzungen  treffen  aber  nicht  zu.  wenn  beispielsweise  ehi 
binnenländischer  Fabrikant  eine  Sendung  an  einen  binnenländischen  Exporteur 
verkauft  und  die  Ware  zur  Verfügung  des  Exporteurs  an  den  Seehafenspedi- 
teur disponiert,  der  den  Versand  ins  Ausland  auf  Grund  einer  Weisung  des 
ausländischen  Auftraggebers  vornimmt,  dem  die  Ware  wiederum  von  dem 
Exporteur  zur  Verfügung  gestellt  worden  ist.  In  diesem  Falle  ist  ein  Zwischen- 
glied eingeschaltet,  so  daß  der  Fabrikant  keinen  direkten  Umsatz  ins  Ausland 
getätigt  hat.  Einer  Aufforderung  des  Fabrikanten  zur  Ausstellung  einer  der- 
artigen Umsatzsteuer-Bescheinigung  darf  also  der  Spediteur  nicht  Folge  leisten. 
Selbstverständlich  ist  es.  daß  eine  derartige  Bescheinigung  nur  einmal  gegeben 
werden  darf,  ln  Zweifelsfällen  und  bei  Anforderung  von  mehreren  Seiten  .st 
zweckmäßigerweise  der  Sachverhalt  erst  genau  zu  prüfen. 


3.  Ueber  welche  Sendungen  darf  eine  Ausfuhrbescheinigung  erteilt  werden? 

Vertragsabschluß  mit  einem  ausländischen  Erwerber  und  Lieferung  ins 
Ausland  stehen  in  ursächlichem  Zusammenhänge  miteinander.  Nur  dann,  wenn 
die  Lieferung  ins  Ausland  auf  Grund  des  Vertragsabschlusses  des  deutschen 
Expvorteurs  bezw.  exportierenden  Fabrikanten  mit  einem  Ausländer  erfolgt, 
ist  die  Abgabe  einer  solchen  Bescheinigung  gerechtfertigt.  Eine  Bescheinigung 
darf  also  nur  erteilt  werden,  wenn  der  Auftraggeber  direkt  ins  Ausland  dispo- 
niert. In  demselben  Augenblick  jedoch,  wo  der  Ausländer  wieder  an  einen 
Inländer  verkauft,  und  die  Ware  an  diesen  disponiert,  hat  der  ursprüngliche 
Lieferer,  der  die  Ware  dem  Spediteur  hat  zugehen  lassen,  keinen  Anspruch  auf 
die  Umsatzsteuervergünstigung  und  infolgedessen  auch  keinen  Anspruch  auf  aie 
Ausfuhrbescheinigung. 

Würde  beispielsweise  der  ausländische  Auftraggeber  B eine  vom  inlän- 
dischen Fabrikanten  A gekaufte  Ware  an  einen  inländischen  Exporteur  C 
weiterdisponieren,  und  dieser  erst  den  Auftrag  zum  Versand  ins  Ausland  er- 
teilen, so  dürfte  dem  Fabrikanten  A eine  Umsatzsteuer-Bescheinigung  nicht 
erteilt  werden,  weil  die  Lieferung  ins  Ausland  nicht  in  ursächlichem  Zusammen- 
hänge mit  dem  Kaufvertrag  zwischen  A und  B steht.  Der  Text  der  Umsatz- 
steuer-Bescheinigung schreibt  deshalb  auch  vor,  daß  die  Beförderung  ins  Aus- 
land im  Aufträge  des  ausländischen  Auftraggebers  erfolgt  sein  muß. 

Mit  Zustimmung  des  Reichsministers  der  Finanzen  vorbehaltlich  e.ner 
abweichenden  Entscheidung  der  Finanzgerichte. 

Berlin  NW.  7,  den  23.  12.  1927. 

Oerein  Deutscher  Spediteure  e.  0. 
Peichsoerband  des  Deutschen  Speditionsgeroerbes. 


Preis;  Per  100  Stück  RM.  2, — . 
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Verein  Deutscher  Spediteure  E V. 


IX.  Bilanz  für  das  3ahr  1928.  > 


Ka  lital  (zuzüglich  Effekten) 

Kasse-Konto 

Postscheck-Konto 

Bank-Konto 

Elfekten-Konto 

Deutsche  Ablösungsanleihe  mit  Ablösungs- 
scheinen RM.  125,- — , Kurswert  am  31.  12.  28 
RM.  331,25 

Debitoren  


Soll 


329,81 
708,80 
28  446,38 
331.25 


11  193,23 


Kreditoren 


Inv  entar 


21  175,10 


V erwaltungskosten : 

Honorare,  Gehälter  und  Reisespesen  . . 
Fernsprechgebühren,  Porti,  Büromiete 
Büromaterial,  Allgem.  Handlungsunkosten 

V ertriebskosten : 

Druck  des  Mitgliederverzeichnisses,  Druck 
Diverses,  Frachtenprüfung,  Beitrag  für  Be- 
rufsvertretung, Speditions-  u.  Schiffahrts- 
Zeitung  

Erträge : 

Mitgliederbeiträge,  Mitgliederverzeichnis, 
Drucksachen- Vertrieb,  Gutachtenerteilung, 
Abonnement,  Vertrauliche  Mitteilungen, 
Frachtbriefprüfung,  Rabatte  aus  Versiche- 
rungsverträgen, Zinsen  aus  Guthaben  bei 
der  Deutschen  Bank 


76  500,68 


43  725,31 


36  628,5 1 


Haben 
20  360.34 


324,85 


1 98  3.53,88 
219  039,07  219  039.07 


i fr 


Hassen-  Aufstellung. 


Soll 


Verwaltuagskosten-Konto  . 
Vertriebskosten-Konto  . . . 
10  Vo  Inventarabschreibung  . 

Ertrags-Konten 

Uebertrag  auf  Kapitalkonto 


120  225,99 
36  628,51 
2 117,10 

39  382,23 


Berlin,  den  31,  Dezember  1928. 


Fritz  Bannier. 


Revidiert  und  richtig  befunderl. 


Berlin,  den  3-  April  1929. 

W.  Wolfsohn 


Koch 


Revisoren  des  Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  V 


Haben 


198  353,88 


198  353,88  198  353,88 


Die  Unterzeichneten  Rechnungsprüfer  des  Vereins  Deutscher  Spediteure 
e.  V.  haben  am  heutigen  Tage  die  Kasse,  Bücher  und  die  Belege  des  Vereins 
für  das  Jahr  1928  durch  eingehende  Stichproben  geprüft  und  in  Ordnung 
gefunden.  Die  Prüfung  hat  erstmalig  nach  der  am  1.  Juli  1928  erfolgten 
Einführung  einer  neuen  vorschriftsmäßigen  Buchführung  im  Durchschreibe- 
verfahren stattgefunden  und  es  mußte  anerkannt  werden,  daß  diese  Buch- 
führung für  die  Vereinszwecke  eine  gute  Sicherheit  bietet. 


Berlin,  den  3.  April  1929. 


gez  Wa  WoHsohn. 


gez.  Adolf  Koch, 


*)  Veränderte  Aufmachung  gegenüber  den  früheren  Jahren^’infolge 
Ein  ührung  einer  vorschriftsmäßigen  Durchschreibe-Buchführung  ab“l.57r*28. 
Ver5l.  Vermerk  der  Herren  Rechnungsprüfer  am  Schluß  der  Bilanz." 
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X.  niphabetisdies  Sach-  und 
Personenoerzeichnis. 


ung 

iiig  der  Bahn  nach 
iftrag 

ligung  desselben 


14Ü'  n 


ligung  desselben  136/3/ 

40,  44 

ine  Beförderungsbedin- 

,en  des  VDS.  44 

•ine  Deutsche  Spediteur- 
igungen 

,chuß  für  — (Mitglieder)  lU 

endung  der  — 52,  148'51 

blatt  zur  Aufklärung 
ber  die  — 161,  166/67 

nulare  161 

entwicklung  der  — 51  52 

aufenden  Geschäftsjahr  51/58 

cblatt  für  die  Spediteure 
u den  — (Nachtrag  3)  72U3 

atssprechung  56/58 

•ifttum  55/56 

itz  durch  die  — 2 

idplakate  165 

sine  Geschäftsbedin- 
ren  (AGB)  44 

sine  Lagerbedingungen  44 

, Carl  8,  11,  49 

y,  Georg  A.  11 


u den  — (Nachtrag  3)  72H3 

atssprechung  56/58 

•ifttum  55/56 

itz  durch  die  — 2 

idplakate  165 

sine  Geschäftsbedin- 
ren  (AGB)  44 

sine  Lagerbedingungen  44 

, Carl  8,  11,  49 

y,  Georg  A.  11 

ungen  des  Empfängers, 
ühren  für  — 93/94 

Julius  8,  13,  14,  48 

recht  80; 83 

rechtliche  Tätigkeit  des 
L 75/83 

schtitzgesetz  80 

rbescheinigtingen  162,  1/1 

rtarife  103 

ftsbüro  der  Deutschen 
ihsbahn  94  95 

ftstätigkeit  des  VDS  2,  160/61 


Ausschuß  der  Verkehrsinter- 
essenten bei  der  Ständigen 
Tarifkommission,  Vertretung 
in  — 

Ausschüsse  des  VDS.-RV. 

Ausschuß  füi'  die  ADSp.  (Mit- 
glieder) 

— für  die  Frage  der  Neuge- 
staltung der  EVO.  (Mit- 
glieder) 

— für  Bimienschiffahrtsspedi- 
tion  (Mitglieder) 

— für  internationale  Spedi- 
tion (Mitglieder) 

— für  Kraftfahrwesen 
(Mitglieder) 

— für  Luftverkehrsfragen 
(Mitglieder) 

— für  Organisationsfragen 
(Mitglieder) 

— für  Steuerfragen  (Mit- 
glieder) 

— für  Versicherungsfragen 
(Mitglieder) 

Auto-Haftpfl  cht-Verslcherung 

Auto-Kasko-Versicherung 


18 

10/13 


11 
159 
2,  159 


Bahnamtliche  Rollfuhrunter- 
nehmungen,  Werbung  für  — 
Bahnamtliche  Tatibestandsauf- 
nahme 

Bahneigene  Wagendecken 
h'ahnsicherheiten 
Bannier.  Fritz 
Barth,  Ober/iustizrat 
Bäte,  Fritz  13, 

Begehbare  'rransporturkunden 
Behälterverkehr  auf  der  Eisen- 
bahn 


95/96 


137/38 
108 
131 
14,  50 
49 
14,  15 
96/97 

97/98 


7^* 


Beirat  für  Kraftfahrwesen  beim 
Reichsverkehrsministerium 
Vertretung  im  — 23 

Beran,  Franz  8,  46 

Betreten  der  Bahnanlagen  99 

Betriebshaftpflichtversicherung  2,  159 
Biermann,  Carl 

8,  10,  11,  13,  14,  15,  48,  79 
Bilanz  für  1928  174/75 

Binnenschiffahrtsspedition 

Ausschuß  für  — (Mitglieder)  12 
Bleise,  Max  41^  45 

Blum,  Hans  9,  10,  11,  12,’  13 

Braniann,  Ludwig  46 

Brasch,  Max  48 

Dr.  Brönner  ] ] 

Buck,  Herrn.  ]] 

Busch,  J.  H.  Werner  12 


Charlier,  Adolf  44 

Cornelsen,  Hugo  7,  11,  15,  47 

Dr.  Crecelius  8,  10,  11,  12,  1.3,  15,  49 


Deutsche  Gruppe  der  Inter- 
nationalen Handelskammer 
Vertretung  in  — 23 

Deutsche  Reichsbahn-Gesell- 
schaft 84/86 

Deutsche  Verkehrs-Kredit-Bank  43 
Dienstzeugnis  80/81 

Dietel,  Johann  Ed.  14 

Dietrich,  Geh.  Kom.merzienrat  44 
Durchlässigkeit  von  Bahnwagen 
bei  Selbstverladung  138/140 


Ehrenmitglieder  des  VDS. 
Ehrenmitglieder  des  Vorstandes 
Eierverkehr 
Eigetitumsvorbehalt 
Einfache  Lagerscheine 
Einigungsamt  des  VDS. 
Eisenbahnfrachtrecht 
Eisenbahn  und  Speditions- 
gewerbe 

Eisenbahntariferhöhung 
Eisenbahnverkehrsordnung  92/93 
Ausschuß  für  die  Frage  der 
Neugestaltung  der  — 
(Mitglieder) 

Empfängeranweisungen 
Erfüllungsgehilfen 
Haftung  von  — 

Ermietung  von  Wagendecken 


s 

8 

106/07 

151 

124/27 

15 

131/41 

84/110 
86/92 
, 98 '99 


12 

98/99 

127/29 

159/60 


15  16 
13  15 


Erweiterter  Gesamtvorstand  des 
VDS.-RV.  (Mitglieder)  9 

Expreßgutsendtingen 

Nachnahmebelastung  bei  -■  104/05 


Fachgruppe  des  Verkehr.s- 
gewerbes  des  Reichsverban- 
des der  Deutschen  Industrie 
(\'orstand) 

— \'ertretung  im  Hauptaus- 
schuß des  Reichsverban- 
des der  Deutschen  Indu- 
strie 

Fachgruppen  des  \T)S. 
Fachgruppe  für  allgemeine 
Fragen  des  Gewerbes 
(Mitglieder) 

— Inlandspedition  (Mitglieder) 

— für  sozialpolitische  Fragen 
(Mitglieder) 

Fahrenkrug,  Günther 
Falk.  Friedrich 

Falsche  Urkunden  i; 

Fehlende  Güter  K 

Fiedler,  Max  8,  4 

Fischer,  Eduard  9,  1 

Formulare  des  \'DS.  2,  1( 

Fortentwicklung  der  ADSp.  l 

Frachtauskünfte  des  VTIS.  2 

Frachtberechnung  1- 

Frachtbriefe,  Internationale  — It 


/,  4/ 

121  23 
107/08 
8,  41,  46 
9,  11,  12 
2,  162:63 
51  '52 
2,  163 
145  47 
- 102  03 


Frachtbriefprüfung  des  \T)S.  2,  162'63 

Frachtvertrag  127/29 

Frachtzahlung  durch  Emp- 
fänger 134/35 

Frank  15 

Franz,  Willi.  9 

Freihaus-Lieferungen  42,  99  100 

Fuchs,  Carl  7,  14,  47 

Fuhrhalterangelegenheiten 

Untergruppe  für  — (Mitglieder)  14 


Garantie-(Kautions-)\'er- 
sicherung 
Gehricke,  Emil 
Gerichtsarchiv  des  \'DS. 
Gesamtvorstand  des  VDS. 
(Mitglieder) 

Geschäftsbedingungen  1 

Geschäftsbedingungen  des  VDS. 
Geschäftsführender  .Ausschuß 
des  WIS. 

Geschäftsführer  des  VDS.  1879 
bis  1929 

Geschäftsleitung  des  VDS. 
(Uebersicht) 

Geschäftsstelle  des  V^DS. 


7/8 

111,113 

44 


49/50 


12 


178 


Geschichte  des  VDS.  28  43 

Gilbea  i,  Jacob  8.  10,  12,  13,  14,  48 


Glas,  . osef 
Grenzt 'achten 
Großrj  iimise  Wagen  für 
Sanunelladungen 
Griibei,  Friedr. 

Güterk  iirsbiich 


12 

100/01 

101/02 

45 

102 


Hadeler,  Jobs.  8,  10,  11,  12,  14,  15,  48 
Haftiin  ' der  Hahn  nach  Ab- 
lieft rung  140/41 

Haftun  c des  Kollfuhrunter- 

neh  ners  127/29 

— ’ on  Erfüllungsgehilfen  127/29 

Haftun  tsbeschränkung  des  Roll- 
fuhrunternehmers 136'37 

Dr.  Ha  d,  Carl  11 

Hamacier,  Harry  W.  10,  12,  13,  15 


Hansa-  dund  für  Gewerbe,  Handel 
und  Industrie  (Vertretung  im 


Wir;schaftspolitischen  Ge- 
sam  tausschuß)  24 

Haslinger,  Assessor  12 

Haslinger,  Konsul  9,  10,  11 

Hauptversammlungen  des  VDS  18 

Hautz,  Walter  9,  12 

Heinicl  e,  Carl  Theodor  8,  48 

Hermann,  Heinr.  48 

Herwig,  j.  45 

Husern  yer,  Julius  9,  10,  11,  13 


I. 

Industr  e-  und  Handelskammern 

(Ve  tretung  in)  24/26 

Inhalts  ibersicht  5 

Inlands  Spedition 

Facigruppe  für  — (Mitglieder)  13 
Um  mgruppen  der  Fachgruppe 
für  — 14/15 

Interna  ionale  Frachtbriefe  102/03 
Interna  ionale  Handelskammer 
(Vei  tretung  in  der  Deutschen 
Gru  )pe)  23 

Interna  iouale  Spedition 

Aus;  chuß  für  — (Mitglieder)  10 
Interna  ionales  Speditionsregister 
der  SSZ.  ^ 

Interna  ionales  üebereinkommen  93 


J. 

Jacob,  Ceh.  Kommerzienrat 
Jaeger,  Otto 
Jessel,  Ludwig 


45 

46 
49 


K. 

Kautionsversicherung  2,  15?' 

Dr.  Kes  11,  15,  50.  75/83 

Kienitz,  Max  46 

Kinkel,  Albrecht  47 

Knecht,  Heinrich  45- 

Koch,  Adolf  14 

Köhler,  Norbert  10,  11,  12,  13,  14 
Kommission  für  Satzungsände- 
rungen (Mitglieder)  13 

— zur  Bearbeitung  der  Fra- 

gen, die  mit  dem  Vereins- 
zollgesetz Zusammenhän- 
gen (Mitglieder)  11 

— zur  Fortentwicklung  des 

SVS.  (Mitglieder)  lö 

— zur  Vorbereitung  eines 

Spediteur-Codes  (Mit- 
glieder) 12' 

Koritke,  Hans  48 

Köther,  Gustav  ? 

Kraftfahrwesen 

Ausschuß  für  — (Mitglieder)  II 

Beirat  für  — beim  Reiohs- 
verkehrsministerium  (Ver- 
tretung im)  23 

Untergruppe  für  — (Mitglieder)  14 
Krankenversicherung  82/83 

Kummer,  Emil  45 

Kummer,  Fritz  15 

Kütbaoh,  Paul  41,  47 

L. 

Lagerei 

Untergruppe  für  (Mitglieder)  14 
Lagerplatzmieten  104 

Lagerscheine  an  Order  123/24 

— einfache  124/27 

Lagervertrag  123/27 

Laible,  W.  14 

Landeseisenbahnrat  Berlin 

(Vertretung  im)  19 

— Breslau  (Vertretung  im)  19 

— Dresden  (Vertretung  im)  19 

— ■ Erfurt  (Vertretung  im)  19 

— Hannover 

(Vertretung  im)  19 

— Karlsruhe  (Vertretung  im)  20 
— Köln  (Vertretung  irn)  20 

— Königsberg  i.  Pr.  (Vertre- 
tung im)  20 

— Magdeburg  (Vertretung  im)  20 

— München  (Vertretung  im)  20 

— Stuttgart  (Vertretung  im)  20 

Dr.  Landgraf  49 

Landmann,  Alfred  8,  14,  49 

Landmann,  Anton  45 

Lentsch,  Walter  8.  11,  12,  13,  14,  48 
Levinsohn,  CUto  41,  47 


i 


-«> 


% »V 


' r 


# 


4 


Linck,  J.  G. 

45 

Prämienzahlung 

Loewenthal,  Willibald 

46 

Versicherungsschutz  und  — 

Luca,  L. 

15 

155  56 

Luit  verkehrst  ragen 

Dr.  Pricken,  Fritz  9.  10.  11,  12, 

1.3,  14 

Ausschuß  für  — (Mitglieder) 

11 

Privatgleisanschluß  vertrag 

106 

M- 

R» 

Rechtsfragen 

111  56 

Maass,  Werner 

11 

Rechtssprechung  zu  den  .ADSp. 

56/58 

Maifeier  als  Entlassungsgrund 

81/82 

Reexpedition 

106/07 

Martin,  August 

44,  46 

Reichardt,  Ludwig  8,  10,  11, 

12,  49 

Martin,  Robert 

45 

Reichseisenbahnrat  (Vertretung 

V.  Maur,  Carl  8,  11, 

13,  48 

im) 

18 

Merfeld,  Geh.  Justizrat  lli'5,) 

Merfeld,  Kommerzienrat  28,  44 

Merkblat  für  die  Spediteure  zu 

den  ADSp.  (Nachtrag  3)  72/73 

Merkblatt  über  die  Umsatz- 
steuerpflicht 162,  172/73 

Meyer,  F.  W.  7,  10,  12,  47 

Mitgliederbestand  17 

Mitgliederverzeichnis  des  VDS.  2,  158 
Mitgliedschaft  des  VDS.  und  des 
RV.  bei  Wirtschaftsver- 
bänden  26/27 

Morhart,  F.  47 

Müller,  Hans  9,  10,  11,  13 

N, 

Nachnahme  zugunsten  eines 

Anderen  131/34 

Nachnahmebelastung  bei  Expreß- 


104^05 

147/48 

105 

46 


g'utsendungen 
Nachzählungspflicht 
Nebengebühren 

Erhöhung  der  — 

Noerpel,  Carl  Ernst 

O. 

Oelssner,  Wilh.  45 

Offermann,  Jupp  14 

Ohlendorf,  Heinrich  9,  10,  11 

•Orderlagerscheine  123/24 

Organisation  des  deutschen 

Speditionsgewcibes  7 16 

Organisationsfragen 

Ausschuß  für  — (Mitglieder)  13 

P. 

Paketverkehr 

Untergruppe  für  — (Mitglieder)  15 
Pfandrecht  151 

V.  Pfister  46 

Pfütze,  M,  F.  15 

Philipp,  Geh.  Kommerzienrat  45 
Plombenverschlüsse  105/06 

Pötzsch,  C.  48 


Reichsverband  Deutscher  Bahn- 
spediteure e.  V.  7 

— ■ Delegierte  zum  erweiterten 
Gesamtvorstand  des  VDS.-RV,  9 
Reichswasserstraßenbeirat 

(Vertretung  im)  20'21 

Reichswirtschaftsrat 

(Vertretung  im)  18 

Reinhard.  A.  12 

Reinhard.  Carl  12 

Reklame  der  Reichsbahn  107 

Dr.  Richter  • 10 

Rieck,  Ulrich  8,  13,  14,  15,  49 

Rohkrämer,  Paul  9,  10,  13 

Rollfuhrunternehmer 

Ende  der  Haftung  des  — 129/31 

Haftung  des  — 127/29 

Haftungsbeschränkung  des  — 

1 .36  3 / 

Rosentower,  Max  45 

Rüdenburg,  Eugen  44 

Rußlandausschuß  der  Deutschen 
Wirtschaft  (Vertretung  im)  23 


S. 

Sammelladungen 

Großräumige  Wagen  für  — 101/02 
Sammelspedition 

Untergruppe  für  (Mitglieder)  14 
Satzungsänderungs-Kommission 

(Mitglieder)  13 

Seewasserstraßen  (Vertretung 

in  den)  22 

Selbstverladung,  Durchlässigkeit 

von  Bahnwagen  bei  — 1.38  40 

Siecke,  Richard  50 

Silbermann,  Alex  49 

Silberstein,  Eugen 

7,  10,  11,  12,  13,  14,  15,  41,  49,  59'73 
Silberstein,  Georg  8,  41,  47 

Sonderausschuß  zur  Bearbeitung 
der  Frage  des  Eindringens  der 
Schiffahrtsgesellschaften  in 
das  Tätigkeitsgebiet  der 
Spediteure  (Mitglieder)  12 


} 


41 


180 


Sozial}:  olitische  Fragen 

Fac  igruppe  iür  — (Mitglieder) 
Sozialpolitische  Front  des  deiit- 
sch(  n Speditionsgewerbes 


l)r.  Sc 
Scharr 
Scherb 
Schifia 
Son 
tiins 
gen 
geb 
(Mit 
Schilfe 
Schlagt 
Schlesi 
Schinei 
Schnek 
Schrift! 
Schuch 
Schünii 
Dr.  Sol 


Sch. 

larlibbe 
:r,  Georg 
il 

irtsgesellsohaften 
ieraussohuß  zur  Bearbei- 
der  Frage  des  Eindrin- 
. der  — in  das  Tätigkeits- 
et der  Spediteure 
Glieder) 


7,  47 
12 


s,  Albert  7, 

r,  Georg  7, 

iger,  D.  N. 
r,  Arthur 
er,  Carl 

um  zu  den  ADSp, 
irdt,  Theodor 
g,  Stadtrat 


warz 


/,  10,  12,  41,  46 
7,  11,  13,  14,  47 

45 
8,  49 
45 

8 p.  55/56 

8.  14,  48 
16 
15,  16 


„Spedit 

Spedite 

Spedite 

Kon 

eine 

Spedite 

Ent' 

Speditii 

Eise 

Verl 

Speditii 

Speditii 

Zeit 

Inte 

r 

Speditii 

Ent^ 

Stat 

Speditii 

Korr 

lung 

Speditii 


Sp. 

eur“  (Name)  4. 

urarchiv  2,  16{ 

-ircode 

mission  zur  Vorbereitung 
, — (Mitglieder)  U 

.irrecht 

/icklung  des  — 4^. 

uisgewerbe 

ibahn  und  — 84/110 

retung  des  — 18/26 

insrecht  14F54 

ms-  und  Schiffahrts- 
ing 2,  42,  157 

nationales  Speditions- 
jgister  der  — 2 

nsversicherung 

/icklung  der  — 59/72 

stik  über  Verlauf  der  — 72 

nsversicherungsschein 
mission  zur  Fortentwick- 
des  — (Mitglieder)  IC 

nsversicherungsschein 

2,  54,  148/J51 


59/73 

73 


Statistik  über  Speditionsver- 

sichi  rung  (Verlauf)  73 

Steuer!  agen 

Ausichuß  für  — (Mitglieder)  11 

Strobel,  Anton  8,  10.  11,  12,  13.  15.  49 


Taenzer,  Otto  47 

Tariferhöhung  (Eisenbahn-)  86/92' 
T a t b e s t a n d s a u f n a h me 

Bahnamtliohe  — 137/138 

Transportversicherungspflicht 

Umfang  der  — 148/51 


Uebernahmesatz  141/45 

Uebersicht  über  die  Geschäfts- 
leitung des  VDS.  16 

Ueberzählige  Güter  107/08 

Unfallversicherung  82 

Untergruppen  der  Fachgruppe 

für  Inlandsspedition  14/15' 

Untergruppe  für  Fuhrhalterange- 
legenheiten  (Mitglieder)  14 

— für  Kraftfahrwesen  (Mit- 
glieder) 14 

— für  Lagerei  (Mitglieder)  14 

— für  Paketverkehr  (Mit- 
glieder) IS 

— für  Sammelspedition  (Mit- 
glieder) 14 

— für  Zoll-  und  Verzollungs- 
fragen (Mitglieder)  14 

Urkunden 

Aufbewahrung  von  — 121 

Falsche  oder  verfälschte  — 121/23- 


\'alentin,  H.  4.S 

Valentin,  K.  H.  7,  15,  41,  48,  51/58 
Varenkamp,  August  46 

Verband  Westdeutscher  Spedi- 
teure e.  V.  7 

Delegierte  zum  erweiterten 
Gesamtvorstand  des  VDS.- 
RV.  9 

Verbände  des  VDS.-RV.  7 

Verein  Deutscher  Spediteure  e.  V.  7 
Einigungsamt  des  — ]S 

Fachgruppen  des  — 13/15 

Gesamtvorstand  des  — (Mit- 
glieder) 7/8. 

Geschäftsführender  Aus- 
schuß (Mitglieder)  15 

Geschäftsführer  des  — 1879 

bis  1929  49/50 

Geschäftsleitung  des  — (Ueber- 
sicht) 16 

Geschäftsstelle  des  — 16 

Geschichte  des  — 28/43 

Mitglieder  des  Vorstandes 

des  — 1879 — 1929  44/49 

Mitgliedschaft  des  VDS.  bei 

Wirtschaftsverbänden  26/27 

Vermittlungstätigkeit  des  — ■> 


15 

13/15 


44/49 

26/27 


ir? 


181 


Verein  Deutscher  Spediteure- 

Keichsverband  7 

Angeschlossene  \'erbände 

des  — ' 7 

Ausschüsse  des  — 10,13 

Erweiterter  Gesamtvorstand 

des  — (Mitglieder)  9 

Geschäftsleitung  des  — 16 

Geschäftsstelle  des  — 16 

Mitgliedschaft  des  VDS.-RV, 

bei  Wirtschaftsverbänden  27 

Vereinigung  der  Deutschen 
-Arbeitgeberverbände  (Ver- 
tretung im  Großen  Ausschuß)  23 

Vereinsabzeichen  2,  41,  158,  164 
Vereinszollgesetz 

Kommission  zur  Bearbeitung 
der  Fragen,  die  mit  dem  — 
Zusammenhängen  (Mitglieder)  11 

Verjährungseinrede  151  54 

Verkehrsausschuß  des  Deutschen 
Industrie-  und  Handelstages 

(Vertretung  im)  23 

Vermittliingstätigkeit  des  VDS.  2 


Versicherun 


151/56 


Versicherungen 

Abschluß  von  — 2 

Versicherungsfragen 

Ausschuß  für  — (Mitglieder)  11 
Versicherungsschäden 

Abwicklung  der  — 64/71 

Versicherungsschutz  und  Prä- 
mienzahlung 155/56 

Vertragsklauseln  113/20 

Vertrauliche  Mitteilungen  2,  41,  42,  160 
Vertretung  des  Speditionsgewer- 
bes 18/26 

— in  den  Handelskammern  24  26 
Verzollung  für  Dritte  42/43 

Vetters,  Emil  48 

Vollbrecht,  Julius 

7,  10,  11,  12,  13,  14,  47 
Vollmachtsanzeigen  162,  169 

Vollmachtsspediteur  136/37 

Vorteile  der  Mitgliedschaft  2 

Vorwort  6 


W. 

Dr.  Wachtel 
Wagendecken 

Ermietung  von  — 2, 

Wagenstandgeld 
Wandplakat  (ADSp,  und  SVS.) 
Warncke,  Oskar 
Wasserstraßenbeiräte 
(Vertretung  in) 

Wasserstraßenbeirat  Donau — 
Main  (Vertretung  in) 

— Elbe  (Vertretung  in) 

— iür  die  Märkischen 
Wasserstraßen  (Vertre- 
tung in) 

— Oder  (\’ertretung  in) 

— üstpreußischer  (Vertre- 
tung in) 

— Rhein  (Vertretung  in) 

— Weser — Ems  (Vertretung 
in) 

Weber,  Conrad 

Weise,  Julius  9,  10, 

Weißenhorn,  Hans  8,  10, 

Weygandt,  Theodor 
Wirtschaftliche  Einrichtungen 
iür  die  Mitglieder  2, 

Wolffram,  Heinrich 


Zahlungsibedingungen  1 

Zentralverband  der.  Deutschen 
Seehaienspediteure  e.  V. 

— Delegierte  zum  erweiter- 
ten Gesamtvorstand  des 
VDS.  - RV. 

Zollabfertigungsgebühren 
Zoll-  und  Verzollungsfragen 
Untergruppe  für  — (Mit- 
glieder) 

Zollvollmacht 

-Formulare  1 

Zoll  vorführungsgebühren 
Zollzahlung  mittels  Schecks 
Zurollen  an  den  Empfänger 
Zusage  vorläufiger  Deckung 


Mitgliederliste 

les  Uerbandes  der  verieihanstaiien  uon  uiagendecben  E.  u. 


lugsburg  IX 
] Samberg 
] Serlin 

] Serlin -Tempelhof 
] Sremen 
]Jreslau 

] )üsseldorf 
1 -rankfurt  a.  Main 


Halle  a.  d.  Saale 
] lamburg 


1 [assel 

1 LÖnigsberg  i.  Pr. 

] LÖln/Bhein 

1 [onstanz 
Leipzig 

1 iagdeburg 
1 iagdeburg- 

Neustadt 
1 iannheim- 

Industriehafen 
1 lannheim 


1 lündien 


1 leumünster 
I lowawes 
! dhönebeck  a.  d.  E. 
! tendal 
! tuttgart 

irim  a.  d.  Donau 
Worms 


Hans  Deuter 

Bayerisdie  Sack-  u.  Jute-Industrie  G.  m.  b.  H. 

Karl  Starke,  SO.  16,  Köpenickerstr.  72 
L.  Stromeyer  & Co.,  SW.  19,  Lindenstr.  59 
Deutsche  Textilvereinigung  A.-G.,  Coldifestr.  2 
Deutsche  Textilvereinigung  A.-G.,  Am  Deich  40 
Deutsche  Wagendecken  - Aktiengesellschaft,  Mär- 
kischestr.  44 

Koppel  & Temmler  G.  m.  b.  H.,  Kirchfeldstr.  64 
Gebr.  Cassel 

Decken-Rundverleih  G.  m.  b.  H.,  Gutleutstr.  21 
Sundheimer  & Strupp 
F.  Lehmann,  früher  Pfaffenberg 
E.  Benrowife  G.  m.  b.  H.,  8„  B.  d.  Mühren  55 
Nicolaus  Fleck,  III.,  Michadisstr.  10 
Heinrich  Hagendorf  Nadif.,  I.,  Danielstr.  93-103 
Norddeutsche  Jute-Industrie  Aktiengesellschaft,  39., 
Possmoorweg 

J.  Wagener  & Sohn,  11.,  f^ödingsmarkt  42 
Leihdecken-Gesellschaft  m.  b.  H.,  Schlachthofstr.  22 
E.  Benrowitz  G.  m.  b.  H.,  Lizentstr.  4 
W.  Sanner  & Co.,  Georgstr.  5 b 
W.  Wolf,  Holzmarkt  73 

L.  Stromeyer  & Co. 

E.  Neumüller,  Tröndlinring  1 

Tränkner& Würker  Nachf.  Ä.-G.,  W.  33.,  Hähnelstr.  28 

Hermann  Förster,  Schillstr.  2 

Wilhelm  Scheel,  Gröperstr.  3 

Gebrüder  Blumenstein  Kommanditgesellschaft 

Koppel  & Temmler  G.  m.  b.  H. 

M.  Kalter 
Joseph  Kuhn 

M.  Masius  G.  m.  b.  H. 

Rhonheimer  & Elkan  G.  m b.  H. 

Georg  Kaufmann,  Marsstr.  25 

Koppel  & Temmler  G.  m.  b.  H.,  Dali’  Armistr.  20 

L.  Strohmeyer  & Co.,  Theatinerstr.  7 

Wilhelm  Scheel,  Postschließfach  77 

D.  R.  Haiemeyer  A.-G. 

Deutsche  Textilvereinigung  A.-G. 

Otto  Boock,  Tangermünderstr.  4 
Ferd.  W.  Gehrung  jun.,  Hauptstätterstr.  96 
Koppel  & Temmler  G.  m.  b H.,  Gaisburgstr.  4A 
Süddeutsche  Sack-  u.  Jute-Industrie  Rudolf  Kurz 
Sackfabrik  Löb  & Co. 


^Vorzugsbedingungen  für  die  Mitglieder 
«les  Vereins  Deutscher  Spediteure  E.  V. 


•r- 


Eestes  Deckenmaterial! 


Lager  an  mehr  als  250  Orten! 


■ i 

I ■ 


laoDirisiioe  Frachisiundung 


erfolgt  ausschließlich  durch  die 

Deutsche  Verkehrs-Kredit-Bank 

•4ktiengesellschaft 

Berlin  W.  56 

Markgrafenstraße  46 

Auskünfte  erteilen  die  Reichsbahn-Güterabfertigungen,  die  Zen- 
trale und  die  Zweigniederlassungen  der  Bank  in; 

Breslau.  Berliner  Platz  2üb 
Dresden-A.,  Amalieiisiraße  1 
Elberfeld,  Kerstenplatz  2 
Erfurt,  Bahnhofstraße  3 
Essen.  Lindenallee  57 
Frankfurt  am  Main,  Gallusanlage  2 
Halle  a.  S.,  Franckestraße  3 
Hamburg  36.  Jungfernstieg  22 
Hannover.  Friedrichstraße  2 
Karlsruhe  i.  B.,  Westendstraße  63a 
Kassel,  Kölnische  Straße  12 
Köln,  Komödienstraße  26 
Königsberg  i.  Pr..  Hintere  Vorstadt  55a 
(Reichsbahndirektion) 

Ludwigshafen.  Kaiser- W'ilhelm-Straße  22 

Magdeburg.  Breiter  Weg  232a 

Mainz,  Bahnhofstraße  5—10 

München  I.  Prannerstraße  11 

Münster  i.  W..  Königstraße  38 

Nürnberg.  Königstr.  3,  Eingang  Findelgasse, 

Oldenburg,  Gottorpstr.  28. 

Schwerin  i.  M..  Friedrichstr.  22 
Stettin.  Augustastraße  15.  I.  Tr. 

Stuttgart.  Bahnhofstr.  6 (Reichsbahngüterver- 
waltungsgebäude): 

ferner  die  Agentur:  Bremen,  Domshof  8-9 
und  die  Wechselstuben  in: 

Berlin  (Fernbhf.  Friedrichstr.,  Fahrkartenhalle)  — Berlin  (Lehrt. 
Bhf.)  — Berlin  (Bhf.  Charlottenburg)  — Berlin  (Schles.  Bhf.) 

— Basel  (Bad.  Bhf.)  — Bentheim  (Bahnhof)  — Beuthen  O.-S. 
(Bahnhof)  — Düsseldorf  (Bahnhof)  — Eydtkuhnen  (Bahnhof)  — 
Flensburg  (Neuer  Bahnhof)  — Frankfurt  a.  M.  (Hatiptbahnhof) 

— Gleiwitz  (Bahnhof)  — Karlsruhe  (Hauptbahntiof)  — Kehl 
(Bahnhof)  — Köln  (Hauptbahnhof ) — Kreuz  Ostbahn  (Bahn- 
hof) — Leipzig  (Hauptbahnhof)  — Mittenwald  i.  Oberbayern 
(Bahnhof)  — München  (Hauptbahnhof)  — Schneidemühl  (Bahn- 
hof) — Stentsch  (Bahnhof)  — Stettin  (Hauptbahnhof)  and 
Warnemünde  (Zollschuppen). 
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Holen  Sie 


bei  Veröebun^  von 


Kasko  * Haftpflicht  «Unfall 


Offerte  gemäß  unserem  Vertrage  mit  dem 

m 

Verein  Deutscher  Spediteure  eill« 


DerVeM  bieletdenMilgliedern: 


Billigste  Prämiensätze 
Günstigste  Bedingungen 


wie 


Fortfall  jeder  Selbstbeteiligung 
bei  Kasko-  und  Feuerschäden 


Schnelle  und  gute  Regulierung 
von  Schäden 


Vorteilhafte  Angebote  auch  für 

TransportversicheruD^en 


Dr.  Helioer  und  Reinhold  Moser 


Assekuranz 

Berlin  NW  7 : Dorotheenstr.  31 


Fernruf:  Sammel-Nr.  Zentrum  5240. 
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Wichtige  Verbandseinrichtungen! 


I.  Für  den  Chef: 


Abonnement  auf  die  ..Vci traulichen  Mitteilungen“  des  VDS.,  enthaltend  bekanntgewor- 
dene Zahlungsschwierigkeiten  und  andere  wichtige  Nachrichten  über  Speditions-  und 
sonstige  Firmen  des  In-  u.  Auslandes,  sowie  sonst,  wichtige  u.  vertrauliche  Wirtschafts- 
Nachrichten. 

Preis:  Mk.  0.25  für  jede  Auskunft  bei  vierteljährlicher  nachträglicher  Einziehung. 


II.  Für  die  Akquisition: 


a)  Neutrale  Frachfbriefprüfung  (auch  von  Frachtbriefen  der  Kundschaft).  — Bedingungen 
zu  erfahren  bei  der  Verbandsieitung, 

b)  Frachtauskünfte  gegen  geringe  Entschädigung;  auch  gegen  jährliche  Pau- 

schalentschädigun^. 

c)  Formulare  für  Vollmachtsanzeigen  nach  eisenbahnseitiger  Vorschrift. 

• ^ f ' Mitglieder  2 Pfg.  per  Stck..  für  Nichtmitglieder  5 Pfg.  per  Stck.  (auch 

in  Blockform  a 100  Stck.  — für  Akquisition  und  zur  Auslage  auf  dem  Sclireibtisch  — 
erhältlich). 


III.  Für  die  Offert- Abteilung: 


«)  ..Allsemelne  Deutsche  Spediteurbedingungen(ADSo.)  mit  anh.  Speditionsversicheruncs- 
schein  (SVS). 

Preise  : per  100  Stck.  Mk.  5.—.  per  1000  Stck.  Mk.  40.—. 

0)  ..Lagerscheine  mit  anhäng.  ADSp.” 

P I e i s e : per  100  Stck.  Mk.  6.—.  per  1000  Stck.  Mk.  50.—. 
c)  Flugblätter  „An  die  Herren  Auftraggeber  unserer  Mitglieder“  betr.  Speditionsversicherung 
p.  100  3u.k  KM.  3.—.  p.  1000  Suk.  RM.  20.—. 

IV.  Für  die  Abteilungen  Ausland  und  Uebersee: 

a)  Formulare  ..Bescheinigung  über  die  Ausfuhr  von  Speditionsgiitern“  zwecks  Befreiung 
von  der  Umsatzsteuer. 

Preis:  per  100  Stck.  Mk.  2.—.  per  1000  Stck.  Mk.  20.-. 

b)  Merkblatt  hierzu,  per  100  Stck.  Mk.  2. — . 

c)  Formulare  für  Zollvofimachten.  die  den  Spediteur  vor  Zollnachforderungen  schützen.  — 
Hergesteilt  nach  Prüfung  durch  das  Reichsfinanzministerium. 

Preis:  per  Stück  2 Pfg. 


V.  Für  die  Buchhaltung: 


Zahlungsbedingungen  (enthalten  in  den  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedingungen). 
Preis  für  rote  Aufklebezettel:  per  1000  Strk.  Mk.  7.50. 

Stempel  für  die  Speditionsversidierung  (vergl.  A\erkblatt  hierzu)- 

SVS.  per  Stück  0,50  R.W. 

SVS.  Speditionsversidierung  gemäß  §§  <10  ff.  Ä.  D.  Sp. 

per  Stück  1,00  RA\. 


VI.  Für  die  Reklamationsabteilung: 

a)  Plakate  zum  Aushang  in  den  Geschäftsräumen  — Hinweis  auf  die  ADSp.  — Auf 
weißem  Karton.  Größe  ca.  *40X45  cm. 

Preise;  per  Stck.  1,20,  bei  Abnahme  v,  10  Stck.  u.  mehr  Mk.  1.—  p Stck 

b)  Sammlung  gerichtlicher  Entscheidungen  aus  dem  Speditionsrecht. 

VII.  Für  die  Nachrichtenabteilung: 

a)  Abzeichen  des  VDS. 

1.  Klischees,  Größe  10.  20  und  26  mm  Durchm.  per  Stck.  Mk.  2,— 

2.  Gummistempel,  in  gleichen  Größen,  per  Stck.  Mk.  1.20. 

3.  Transparent  - Abzieh  - Plakate,  mit  dem  Abzeichen  ’ Größe  25X25 
cm.  zum  Anbringen  auf  den  Scheiben  der  Schau-  und  Bürofenster  dd 

per  Stck.  Mk.  0,40. 

4.  Plakate  auf  weißem  K u n s t d r u c k k a r t o n . mit  dem  Abzeichen  in 

schwarzer  Größe  löXl7^  cm,  zum  Anbringen  an  sämtlichen  Bürotüren  oder 

dergl.,  per  Stck.  Mk.  0,15. 

b)  Sonderdrucke  zum  Versand  an  die  Kundschaft. 

Für  alle  Abteilungen 

die  Speditions-  und  Schiffahrtszeitung 


DfS 


Näheres  durch  die  Verbandsleitung  des 
Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  V. 
Berlin  NW  7,  Friedrich  Ebert-Str,  24. 
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= Der  Verlrai  bielet  den  Mildliedem:  = 

Billigste  Prämiensätze 
Günstigste  Bedingungen 


wie 


Fortfall  jeder  Selbstbeteiligung 
bei  KaskO"  und  Feuersdiäden 

Schnelle  und  gute  Regulierung 
von  Schäden 

Vorteilhafte  Angebote  auch  für 

Transportversichenin^eii 


Dr.  Helmer  imd  Reinhold  Moser 

Assekuranz 

Berlin  NW  7 s DoroÜieenstr.  31 

Fernruf:  Sammel-Nr.  Zentrum  5240. 
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Wichtige  Verbandseinrichtungen! 

I.  Für  den  Chef: 

Abonnement  auf  die  «.Vei traulichen  Mitteilungen**  des  VDS.,  enthaltend  bekanntgewor- 
dene Zahlungsschwierigkeiten  und  andere  wichtige  Nachrichten  über  Speditions-  und 
sonstige  Firmen  des  In-  u.  Auslandes,  sowie  sonst,  wichtige  u.  vertrauliche  Wirtschafts- 
Nachrichten. 

Preis:  Mk.  0,25  für  jede  Auskunft  bei  vierteljährlicher  nachträglicher  Einziehung. 

II.  Für  die  Akquisition: 

a)  Neutrafe  Frachtbrielprüfune  (auch  von  Frachtbriefen  der  Kundschaft).  — Bedingungen 
ZU  erfahren  bei  der  Verbandsleitung. 

b)  Frachtauskfinfte  gegen  geringe  Entschädigung;  auch  gegen  jährliche  Pau- 

schalentschädigung. 

c)  Formulare  für  Vollmachtsanzeigen  nach  eisenbahnseitiger  Vorschrift. 

• ‘ Mitglieder  2 Pfg.  per  Stck.,  für  Nichtmitglieder  5 Pfg.  per  Stck.  (aucii 

in  Blockform  a 100  Stck.  — für  Akquisition  und  zur  Auslage  auf  dem  Schreibtisch  — 
erhältlich). 

III.  Für  die  Offert- Abteilung: 

a)  ..Allgemeine  Deutsche  Spediteurbedingungen(ADSo.)  mit  anh.  Speditionsversicherungs- 
scheln  (SVS). 

Preise  : per  100  Stck.  Mk.  5.—.  per  1000  Stck.  Mk.  40.—, 

b)  „Lagerscheine  mit  anhäng.  ADSp.” 

Preise;  per  100  Stck.  Mk.  6.—.  per  1000  Stck.  Mk.  50.—. 
c;  Flugblätter  „An  die  Herren  Auftraggeber  unserer  Mitglieder“  betr.  Speditionsversicherung 
p.  100  5uk  KM.  3.—,  p.  1000  KM.  20.—. 

IV.  Für  die  Abteilungen  Ausland  und  Uebersee: 

a)  Formulare  „Oescheinlgung  über  die  Ausfuhr  von  Speditionsgütern**  zwecks  Uefreiuiiit 
von  der  Umsatzsteuer. 

Preis:  per  100  Stck.  Mk.  3.—.  per  1000  Stck.  Mk.  20.—. 

b)  Merkblatt  hierzu,  per  100  Stck.  Mk.  2.—. 

c)  Formulare  für  Zollvollmachten.  die  den  Spediteur  vor  Zollnachforderungen  schützen.  — 
Hergestellt  nach  Prüfung  durch  das  Reichsfinanzministeriuin. 

Preis;  per  Stück  2 Pfg. 


V.  Für  die  Buchhaltung: 

Zahlungsbedingungen  (enthalten  ln  den  Allgemeinen  Deutschen  Spediteurbedingungen). 

P r e i s för  rote  Aufklebezettel:  per  1000  Strk.  Mk.  7.50. 

Stempel  für  die  Speditionsversicherung  (vergl.  A\erkblatt  hierzu)  • 

SVS.  per  Stück  0,50  R.W. 

SVS.  Speditionsversidierung  gemäß  §§  40  ff.  H.  D.  Sp. 

per  Stück  1,00  RM. 

VI.  Für  die  Reklamationsabteilung: 

a)  Plakate  zum  Aushang  in  den  Geschäftsräumen  — Hinweis  auf  die  ADSp.  — Auf 
weißem  Karton.  Größe  ca.  40X45  cm. 

Preise:  per  Stck.  1.20,  bei  Abnahme  v.  10  Stck.  u.  mehr  Mk.  1.—  p.  Stck. 

b)  Sammlung  gerichtlicher  Entscheidungen  aus  dem  Speditionsrecht. 

VII.  Für  die  Nachrichtenabteilung: 

a)  Abzeichen  des  VDS. 

1.  Klischees,  Größe  10.  20  und  26  mm  Durchni.  per  Stck.  Mk  2,— 

2.  Gummistempel,  in  gleichen  Größen,  per  Stck.  Mk.  1,20. 

3.  Transparent  - Abzieh  - Plakate,  mit  dem  Abzeichen  ‘ Größe  25X25 
cm.  zum  Anbringen  auf  den  Scheiben  der  Schau-  und  Bürofenster  dd 

per  Stck,  Mk.  0,40. 

4.  Plakate  weißem  K u n s t d r u c k k a r t o n . mit  detti  Abzeichen  in 

schwarzer  Farbe,  Größe  16Xl7V^  cm,  zum  Anbringen  an  sämtlichen  Börotüren  oder 
dergl.,  per  Stck,  Mk.  0,15. 

b)  Sonderdrucke  zum  Versand  an  die  Kundschaft. 

Für  alle  Abteilungen 

die  Speditions-  und  Schiffahrtszeitung 


Dis 


Näheres  durch  die  Verbandsleitung  des 
Vereins  Deutscher  Spediteure  e.  V- 
Berlin  NW  7,  Friedrich  Ebert-Slr.  24. 
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